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Schulzig in das Merkeljahr

Im O-Ton der ZDF-Sendung "Was nun?" vom 12.01.2018 um 19:30 Uhr sagte
Martin Schulz auf die Frage, ob seine Aussage noch stimme, "dass er
nicht in ein Kabinett von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) eintreten
werde: ,Frau Merkel hat auch mal sehr eindeutig gesagt, die SPD ist
auf lange Zeit nicht regierungsfähig.'" - Schulz habe nach der
Bundestagswahl gesagt: "In eine Regierung von Angela Merkel werde ich
nicht eintreten." (Quelle: dpa)

Offensichtlich von der Überraschung geritten, hat der so im Übermaß
hochgejubelte Ex-Europaparlamentarier und derzeitige SPD-Vorsitzende
Martin Schulz geradezu dramatisch vor aller Öffentlichkeit einen
mithin für einen Politiker unnötigen und ausschließlich situativ
bedingten Fast-Schwur getan.

Kann sich in diesen Zeiten denn nicht ein Mensch besser für die
Aufgabe, entgegen aller seiner vorangegangenen Behauptungen nämlich,
für den Posten gerade eines Außenministers der Bundesrepublik
Deutschland empfehlen?

Opportunität in Wort und Tat sind ohnehin jene Handwerkszeuge und
Grundtugenden, auf die ein Politiker schwerlich verzichten kann,
sollte er sich tatsächlich einmal auf den Weg in die Hauptstadt Berlin
machen. Sich nun darüber erheben zu wollen, dürfte bigott und anmaßend
sein, denn es sind keine Minderheiten, von denen er gefeiert und
gewählt wurde und im Zweifelsfalle auch wieder verstoßen wird. Folgt
nicht der Politiker hingegen dann nur noch konsequent den
ausgetretenen Pfaden und vorgeschriebenen Wegen, die ihm im Licht der
Gewohnheiten und des Vertrauten als sicher und erfolgreich erscheinen,
während die Präferenzen des Bewährten und Üblichen sich im Kalender
der Wiederholungen schlußendlich verlieren und auflösen?

Mithin gestützt von ihren politischen Vorgängern und getrieben von
ihren politischen Nachfolgern herrscht doch, aufs kürzeste formuliert,
deshalb weiter wenigstens Ruhe im Land.

Ihre Schattenblick-Redaktion


9. Februar 2018
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Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.02.2018

Verlängerungsantrag für Tagebau Welzow I ist nicht genehmigungsfähig



Cottbus/Potsdam, 8. Februar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA sieht
den Antrag des Kohlekonzerns LEAG auf Verlängerung des Tagebaues
Welzow-Süd als nicht genehmigungsfähig an.

"Obwohl über die Abbaggerung des Dorfes Proschim noch nicht entschieden
ist, verplant die LEAG schon den Boden unter Proschim, um damit ihre
benachbarte Kohlegrube zuzuschütten. Auf diese Weise Tatsachen für weitere
Abbaugebiete zu schaffen, kann nach dem Bundesberggesetz nicht genehmigt
werden." erläutert René Schuster von der GRÜNE LIGA.

Die LEAG hat beantragt, die bis 2023 befristete Genehmigung ihres Tagebaues
Welzow-Süd Teilfeld I bis nach 2030 zu verlängern. Sie hat dafür die
Abbauplanung so geändert, dass sie von der Inanspruchnahme des
umstrittenen Teilfeldes II unabhängig ist. Die Planung einer vom Teilfeld
IIunabhängig herstellbaren Folgelandschaft fehlt jedoch weiterhin.

Das Bundesberggesetz formuliert als Voraussetzung für die Genehmigung
eines Betriebsplanes "die erforderliche Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung
der Oberfläche in dem nach den Umständen gebotenen Ausmaß". Die
Bergbehörde kann aber längst nicht mehr von der Abbaggerung des
Teilfeldes II ausgehen. Die Planung der Folgelandschaft hätte daher
mindestens in zwei Varianten erfolgen müssen - es wäre jedoch auch höchste
Zeit für einen endgültigen Verzicht auf Welzow-Süd II.

Mit dem Teilfeld II des Tagebaues wäre die Umsiedlung von 810 Menschen aus
Proschim, Welzow und Lindenfeld und der Ausstoß weiterer 200 Millionen
Tonnen Kohlendioxid verbunden. Der LEAG-Konzern will offiziell erst 2020
entscheiden, ob er Welzow-Süd II noch abbauen will.

Beiliegend erhalten Sie wesentliche Kernpunkte der
Stellungnahme der Umweltverbände. Sie wurde In Zusammenarbeit zwischen
Greenpeace und GRÜNE LIGA erarbeitet und wird von BUND Brandenburg,
NABU Brandenburg und Naturfreunde Brandenburg ebenfalls mitgetragen.

 * 


Kernpunkte der Stellungnahme zum Vorhaben



"Verlängerung des Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben Weiterführung des
Tagebaues Welzow-Süd 1994 bis Auslauf, räumlicher Teilabschnitt I"

Beantragt ist, die auf den Tagebaustand 2023 befristete
Rahmenbetriebsplanzulassung vom 28.12.1993 zu verlängern und den Kohleabbau
im Teilfeld I bis voraussichtlich 2033 zu strecken. Zudem wird der
Gewinnungsbetrieb im Teilfeld I nicht mehr von der Zulassung des Teilfeldes
II abhängig gemacht. Die Abbauführung wird dazu wesentlich geändert und die
Grenze des Teilfeldes I nicht mit der Förderbrücke überfahren, sondern im
Bagger-Band-Betrieb erreicht.

Der Antrag ist nicht genehmigungsfähig, weil er keine Gestaltung der
Bergbaufolgelandschaft für den geplanten Abbaubereich regelt. Nach
Paragraph 55 Absatz 1 Nr. 7 Bundesberggesetz muss "die erforderliche
Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den Umständen
gebotenen Ausmaß getroffen" sein. Das ist nicht der Fall. Eine erneute
Genehmigung für das Teilfeld I kann nicht mehr davon ausgehen, dass
Bodenmassen aus dem Teilfeld II für die Folgelandschaft im Teilfeld I zur
Verfügung stehen. Ein Szenario für die Gestaltung der Folgelandschaft ohne
Gewinnung des Teilfeldes II und damit ohne Zerstörung des Dorfes Proschim
fehlt im Antrag.

Von einer Beantragung bzw. Genehmigung des Kohleabbaus im Teilfeldes II
kann im vorliegenden Verfahren nicht ausgegangen werden: Die LEAG selbst
hat sich nicht auf das Vorhaben Teilfeld II festgelegt und hat angekündigt,
vor 2020 keinen Rahmenbetriebsplanantrag dafür zu stellen. Die Entscheidung
für das Teilfeld II im Braunkohlenplan Tagebau Welzow-Süd aus dem Jahr 2014
ist rechtswidrig, eine Klage dagegen ist anhängig.

Der im Antrag angegebene Kohlebedarf ist nicht nachgewiesen, insbesondere
für die geplanten Lieferungen in das Kraftwerk Jänschwalde. Er ist in
dieser Höhe auch nicht mit dem Klimaschutz als zwingendem öffentlichen
Interesse vereinbar.

Ein Erreichen der bisher festgelegten Abbaugrenze des Abbaugebietes 1 ist
für die Bewohner der angrenzenden Orte Welzow, Wohnbezirk V und Proschim,
insbesondere Karlsfeld nicht zumutbar. Ein Mindestabstand von 400 Metern
zur Wohnbebauung ist einzuhalten. Dieser entspräche beispielsweise dem
Abstand, den nach der energiepolitischen Leitentscheidung der
nordrheinwestfälischen Landesregierung der Tagebau Garzweiler zum Schutz
des Ortes Holzweiler einhalten muss.

Das Stammkapital der Lausitzer Energie Verwaltungs GmbH liegt bei lediglich
14 Millionen Euro, der Mutterkonzern EPH haftet nicht für Bergbaufolgen,
weil eine Patronatserklärung fehlt. Deshalb ist es erforderlich, die
Rückstellungen für die Rekultivierung des Tagebaues Welzow-Süd Teilfeld I
in der erforderlichen Höhe durch behördliche Anordnung zu sichern.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4002: Frankfurt - Fuminori Nakamura, Die Maske, 07.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Mi 07.03., 19.30 h 

Fuminori Nakamura: Die Maske

Moderation: Jan Wilm

Übersetzung: Thomas Eggenberg

Lesung deutscher Text: Isaak Dentler (Schauspiel Frankfurt)



"Das nächste große Literaturding nach Haruki Murakami. Ein
Wunderkind." Elmar Krekeler, Die Welt

Er ist in Japan längst einer der wichtigsten Autoren. In viele
Sprachen übersetzt. 1977 geboren, in Tokio lebend. "Die Maske" ist
Fuminori Nakamuras zweiter auf Deutsch und bei Diogenes erscheinender
Roman. In Japan kommt er nun auch in die Kinos. Die mächtige
japanische Kuki-Familie folgt einer menschenverachtenden Tradition:
Der jeweils jüngste Sohn wird dazu erzogen, das Böse über die
Menschheit zu bringen. Und so erhält Fumihiro eine Ausbildung, deren
Ziel Zerstörung und Unglück ist, so viel ein einzelner Mensch nur zu
bewirken vermag. Doch er hat andere Pläne. Das deutsch-japanische
Gespräch überträgt Nakamuras Übersetzer Thomas Eggenberg, die
deutschen Passagen liest Isaak Dentler (Schauspiel Frankfurt). Das
Gespräch leitet der Literaturwissenschaftler Jan Wilm. Mit
freundlicher Unterstützung des Japanischen Kultur- und Sprachzentrums
e.V.

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/4001: Frankfurt - Garth Greenwell, Was zu dir gehört, 05.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Mo 05.03., 19.30 h

Garth Greenwell: Was zu dir gehört

Moderation: Karsten Kredel und Daniel Schreiber

Lesung deutscher Text: Marc Oliver Schulze



Eines der besten Debüts englischer Sprache

Aus dem Verlag und Lektorat des Vorjahreserfolgs "Ein wenig Leben"
kommt nun ein hoch gefeiertes Debüt. Der 1978 in Louisville
(Kentucky) geborene Garth Greenwell hat einen berührenden Roman über
die Macht von Scham, Beschämung, Sehnsucht vorgelegt. Ein
amerikanischer Expat betritt die öffentlichen Toiletten des
Kulturpalasts von Sofia, Bulgarien. Dort unten, wo niemand einfach so
hingeht, trifft er Mitko, der Charisma ausstrahlt und Gefahr. Er
bezahlt Mitko für Sex und trifft ihn danach immer wieder, gefangen in
seinem Begehren und in einer Beziehung, in der Zärtlichkeit
umzuschlagen droht in Gewalt. Und während er sich seiner
komplizierten Vergangenheit stellen muss, kann er weder seinem
Verlangen entkommen, noch den Privilegien als Amerikaner, die ihn von
Mitko trennen. An der Seite des Autors sind an diesem
deutsch-englischen Abend der Hanser Berlin-Verleger Karsten Kredel
sowie der Autor und Übersetzer Greenwells, Daniel Schreiber. Aus der
deutschen Übersetzung liest der Schauspieler Marc Oliver Schulze.

In Kooperation mit dem US-Generalkonsulat Frankfurt.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TAGUNG/2353: St. Pölten - "Der Mensch im digitalen Zeitalter", 14.-16. März 2018


idw - Pressemitteilung: Fachhochschule St. Pölten

"Der Mensch im digitalen Zeitalter"

Tagung des Interdisciplinary Media Ethics Centre und der FH St. Pölten, 14.-16. März 2018



Mitte März findet an der Fachhochschule St. Pölten die Jahrestagung
des Interdisciplinary Media Ethics Centre (IMEC) in Kooperation mit
der FH St. Pölten statt. Thema der Veranstaltung ist "Der Mensch im
digitalen Zeitalter: ethische Fragen zum Einfluss von Ökonomisierung,
Digitalisierung und Mediatisierung auf die conditio humana". Am
Programm stehen Vorträge zu ethischen Fragen, zur Propaganda im
digitalen Zeitalter, zu Kindermedien und zu Ergebnissen empirischer
Studien.

Das Symposium widmet sich dem Zusammenhang von Prozessen der
Ökonomisierung, Digitalisierung und Mediatisierung und deren ethischen
Implikationen unter einer (medien-)anthropologischen Perspektive.

"Die Tagung wird dabei eine möglichst große Perspektivenvielfalt
sicherstellen und gibt Medienethik, Philosophie, Psychologie,
Wirtschaftswissenschaft, Rechtswissenschaft, Soziologie und
Technikforschung eine offene Plattform der wissenschaftlichen
Diskussion", sagt Michael Litschka, Leiter des Studiengangs Digital
Media Management des FH St. Pölten und Mitorganisator der
Veranstaltung.

Verantwortung, Selbstregulierung, Manipulation

Themen der Tagung sind unter anderem Privatsphäre in der digitalen
Welt, Kinder und Jugend im Netz, Propaganda im Kontext der
Digitalisierung, Grenzen der Aufmerksamkeit, Modelle ethischer
Entscheidungsfindung und Selbstregulierung sowie empirische
Forschungsergebnisse.

Die Vorträge österreichischer und deutscher Medienexpertinnen und -
experten beschäftigen sich unter anderem mit Selbstbestimmung,
Selbstregulierung und sozialer Verantwortung, dem Einsatz von
Algorithmen zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung, der
Medienpraxis in der Kinder- und Jugendliteratur, den Grenzen der
Aufmerksamkeit und mentalen Überlastungen in einer mediatisierten
Gesellschaft und präsentieren einen Ländervergleich zum Thema für die
D-A-CH-Region.

Jahrestagung Interdisciplinary Media Ethics Centre "Der Mensch im
digitalen Zeitalter"

14.03.2018 bis 16.03.2018

FH St. Pölten, Kleiner Festsaal, Matthias Corvinus-Straße 15, A-3100
St. Pölten 

Die Teilnahme an der Jahrestagung ist kostenfrei.

Anmeldung und weitere Infos: 

https://www.fhstp.ac.at/de/newsroom/events/imec-jahrestagung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, Mag. Mark Hammer, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8293: Stuttgart - "Neuroroboter - Über künstliche Dummheit und natürliche Intelligenz", 22.2.


idw - Pressemitteilung: Daimler und Benz Stiftung

Neuroroboter - Über künstliche Dummheit und natürliche Intelligenz 

Vortrag von Florian Röhrbein

"Dialog im Museum"

am 22. Februar 2018 um 19 Uhr

im Mercedes-Benz Museum, Großer Saal

Mercedesstraße 100, 70372 Stuttgart



Trotz einiger spektakulärer Erfolge bleiben die heutigen Systeme
künstlicher Intelligenz weit hinter den in sie gesetzten Erwartungen
zurück. Neue Impulse erhoffen sich Wissenschaftler durch den Start von
Großforschungsprojekten wie dem europäischen "Human Brain Project".
Dessen Ziel ist eine möglichst präzise elektronische Simulation des
menschlichen Gehirns. Dazu bündeln sie das gesamte heute vorhandene
Wissen über neuronale Verschaltungen und versuchen, es in Algorithmen
zu transformieren.

Dank solcher "Gehirn-inspirierter Kontrollstrukturen" sollen völlig
neuartige Neuroroboter entstehen. Sie werden nicht nur wesentlich
intelligenter sein, sondern könnten auch aktiv auf ihre Umgebung
einwirken. In seinem Vortrag wird Röhrbein den aktuellen Stand der
Forschung erläutern sowie mit den Zuhörern über ethische Aspekte und
gesellschaftliche Auswirkungen dieser Entwicklung diskutieren.

Dr. Florian Röhrbein  promovierte an der TU München im Fach
Informatik, als Nebenfächer studierte er Psychologie und Philosophie.
Forschungsaufenthalte führten ihn u.a. nach England an die University
of Liverpool sowie an die Yeshiva University in den USA, wo er als
Postdoktorand am Neural Computation Lab arbeitete. Für seine
wissenschaftliche Arbeit erhielt er zahlreiche Stipendien und Preise,
seit 2011 ist er als Privatdozent am Lehrstuhl für Echtzeitsysteme und
Robotik an der TU München tätig und Herausgeber der Zeitschrift
"Frontiers in Neurorobotics".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution671

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Daimler und Benz Stiftung, Dr. Johannes Schnurr, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/633: Lesen, Lernen, Leben (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 15. Februar 2018

Leipziger Buchmesse 2018:

Lesen, Lernen, Leben

Mit der Vielfalt literarischer Stimmen zu neuen Erkenntnissen



Vom Roman über das Sachbuch, vom Schulbuch bis zur Lernapp - alle Literatur-
 und Medienformen reflektieren in dieser Saison politisch relevante Themen.
"Selten wurden die Debatten in Deutschland um Politik so hitzig geführt wie
in den letzten Jahren", erklärt Oliver Zille, Direktor der Leipziger
Buchmesse. "Das Gute daran: Wir setzen uns wieder verstärkt mit dem Thema
Politik auseinander. Denn die Politik bestimmt nicht nur unser Lesen,
Lernen und Leben, auch wir bestimmen die Politik." Das spiegelt sich auf
den 550 Bühnen des Leipzig liest-Programms wider.

Mehr als 3.400 Mitwirkende aus aller Welt reisen in diesem Jahr zu Europas
größtem Lesefest Leipzig liest an, suchen in mehr als 3.600 Veranstaltungen
die Begegnung mit ihrem Publikum und häufig das konstruktive Gespräch über
die gesellschaftlichen Realitäten in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.

Eine literarische Reise um die Welt



Die US-Amerikanerin Nicole Krauss schickt etwa ihren Protagonisten auf der
Suche nach sich selbst in die Wüste Israels und Nell Zink zeichnet ein
Porträt der amerikanischen Gesellschaft hier und heute. Viktor Jerofejew
aus Russland stellt eine Abrechnung mit der russischen
Nachwendegesellschaft vor. Der Verfasser ist ein deutscher Autor, der unter
dem Pseudonym Artur Isarin schreibt. Bachtyar Ali erzählt hingegen
Geschichten aus Kurdistan/Nordirak und Asli Erdoğan spricht über ihre
Erlebnisse mit türkischen Staatsgewalten. Von der Nomadenjurte in der
Mongolei an die Universität Leipzig: Galsan Tschinag berichtet von seinem
Cultural Clash in den 60er Jahren. Conny Palmen aus den Niederlanden begibt
sich ebenfalls in diese Zeit, zeichnet den Weg Marilyn Monroes bis zu deren
Selbstzerstörung nach. Selbstzerstörerisch ist auch der Titelheld von
Herman Kochs Roman, ein krankhaft ehrgeiziger Bürgermeister von Amsterdam.

Åsne Seierstad, Preisträgerin des Leipziger Buchpreises zur Europäischen
Verständigung 2018, präsentiert ihr Buch über den norwegischen Massenmörder
Anders Breivik. Ihre Landsmännin Maja Lunde kommt mit einen in der Zukunft
angesiedelten Roman über die große Dürre in Europa nach Leipzig. In die
Vergangenheit der britischen Besatzung Palästinas blickt Assaf Gavron.
Eshkol Nevos jüngstes Buch zeichnet hingegen den Mikrokosmos einer
Hausgemeinschaft im heutigen Israel auf, während der Ungar Attila Bartis
den Ungarnaufstand 1956 und seine Folgen beleuchtet. Igor Pomeranzev
erinnert sich an das Czernowitz seiner Kindheit. Serhij Zhadan blickt
hingegen auf die Leiden der Zivilbevölkerung des ukrainischen Donbass in
Zeiten des Krieges.

Ein besonderer Höhepunkt: Die britische Bestsellerautorin Jojo Moyes stellt
ihr neuestes Buch über eine Frau zwischen zwei Ländern und Lieben zum
"Großen Leipzig liest Abend" vor.

Tschechien - Schwerpunktland der Leipziger Buchmesse 2019 gibt mit Autoren
wie Bianca Bellová oder dem Theatermacher Arnošt Goldflam bereits in diesem
Jahr einen Vorgeschmack auf seine reiche Kulturszene. Im Vorfeld der
Herbstpräsentation von Georgien in Frankfurt lüftet das Land ein wenig den
Vorhang und stellt in Leipzig neue Literatur unter anderem von Lasha
Bugadze vor.

Rumänien im Spotlight



Das diesjährige Schwerpunktland Rumänien lädt zu einer literarischen Reise
ein, gewährt tiefe Einblicke in rumänische Politik, Lebensumstände und
Sichtweisen, verspricht faszinierende Begegnungen mit zeitgenössischen und
klassischen Werken, ihren Autoren und Übersetzern. In insgesamt 71
Veranstaltungen können Besucher der Leipziger Buchmesse Schriftstellern,
Künstlern und Übersetzern begegnen. Gabriela Adameşteanu, Lavinia Branişte,
Catalin Dorian Florescu, Sorin Georgescu, Florin Lãzãrescu, Catalin
Mihuleac oder Varujan Vosganian stellen zum Beispiel ihre neuesten Werke
vor. Mircea Cãrtãrescu, Filip Florian oder Norman Manea beteiligen sich
unter anderem mit Navid Kermani und Herta Müller an Debatten über Rumänien
und seine Bedeutung innerhalb Europas. Zu Gast im Programm ist auch David
Wagner, der einen längeren Rumänienaufenthalt in Romanform verarbeitet hat.

Stelldichein deutschsprachiger Autoren



Die ganze Vielfalt deutschsprachiger Literatur zeigt sich in der Gästeliste
der Schriftsteller aus Deutschland, Österreich und der Schweiz. Essays über
Krieg und Liebe in Europa und Afrika legt Lukas Bärfuss in Leipzig vor.
Ähnlich weit spannt Navid Kermani den Bogen in seinem Werk über eine Reise
durch das östliche Europa bis nach Isfahan im Iran. Von den 1980ern in der
DDR bis heute reicht das Gesellschaftsporträt von Julia Schoch. Arno Geiger
und Hans-Joachim Schädlich versetzen ihre Romanhelden in die Hölle des 2.
Weltkrieges. Noch weiter zurück blicken Jakob Hein mit seinem Buch über die
Orient-Mission eines deutsch-jüdischen Leutnants 1914 und Bernhard Schlink
mit seinem Roman über eine junge Frau in Pommern Ende des 19. Jahrhunderts.
Andreas Maier führt in das Studentenleben im "linken" Frankfurt der 80er
Jahre ein. Über muslimisches Leben in Deutschland von den 80ern bis heute
erzählt Lamya Kaddor. Die Protagonisten von Georg Kleins Roman kämpfen
hingegen in der Zukunft. Im Hier und Jetzt spielen die Bücher von Norbert
Gstrein über die Krise des Älterwerdens, von Dana Grigorcea und Peter Stamm
über die Liebe oder von Angelika Klüssendorf über ein aneinander
scheiterndes Paar. Heinz Strunk und Monika Maron zeichnen aus ganz
unterschiedlichen Perspektiven ein Gesellschaftsporträt. Brüssel und sein
politisches Geflecht stehen im Mittelpunkt von Robert Menasses
preisgekröntem Buch. Felicitas Hoppe reist durch die USA auf den Spuren
zweier russischer Schriftsteller vor 80 Jahren. Einen modernen
Künstlerroman legt Clemens J. Setz vor: Er lässt einen Clemens J. Setz-Bot
über den Schriftsteller und sein Schaffen sprechen.

Der Österreicher Christoph Ransmayr hat ebenso wie Steffen Kopetzky kein
neues Buch im Gepäck, diskutiert aber im Rahmen der Programmreihe des
europäischen Netzwerkes für Literatur und Bücher Traduki mit dem
geschäftsführenden deutschen Außenminister Sigmar Gabriel über Europa.

Von Karl Marx bis Hirnmanipulationen



Sachbuchautoren aus Politik, Wissenschaft und Medien lenken den Blick auf
Vergangenes und Zukünftiges. Heinz Bude setzt sich mit der Revolte von 1968
auseinander, während sich Jürgen Neffe mit deren Idol Karl Marx
beschäftigt. Für eine Abwendung vom Kapitalismus plädiert Sahra
Wagenknecht. Den "Abstieg des Westens" beschreibt Joschka Fischer, Peer
Steinbrück sieht eher die SPD am Rande des Abgrundes und Richard C.
Schneider skizziert die Zukunft Israels. Die beiden Stammgäste der
Leipziger Buchmesse, Gregor Gysi und Guido Knopp, blicken auf ihr
bisheriges Leben zurück. Alice Schwarzer zeigt anhand einer befreundeten
Familie aus Algerien die kulturelle, religiöse und gesellschaftliche
Vielfalt des nordafrikanischen Landes. Einen ganz anderen Fokus hat Miriam
Meckel: Sie plädiert für den Erhalt des autonomen Denkens im Zeitalter
technischer Hirnmanipulationen.

Kriminell gut



Kriminelle Energien stehen im Mittelpunkt der Werke von Krimiautoren wie
Zoë Beck, Sebastian Fitzek, Petra Hammesfahr, Tom Hillenbrand, Stephan
Ludwig, Ellen Sandberg oder den Leipziger Debütantinnen Claudia Rikl und
Heike Ulrich. Letztere wurde als Theater- und TV-Schauspielerin u.a. in der
Serie Marienhof bekannt. Mit einem Wissenschaftsthriller im Gepäck reist
der portugiesische Schriftsteller J.R. Dos Santos an.

Populäre Stimmen und prominente Autoren



Fans kurzweiliger Lektüre dürfen sich auf die Begegnungen mit Kirsten Boie,
Sabine Ebert, Susanne Fröhlich, Dennis Gastmann, Markus Heitz, Kai Meyer,
Michael Peinkofer, Ursula Poznanski, Ralph Ruthe, Schlecky Silberstein oder
Jan Weiler freuen. Neue Bücher stellen auch Prominente wie Ralph Caspers,
Veronika Fischer, Sonya Kraus, Guido Maria Kretschmer, Sky du Mont, Gojko
Mitic oder Natascha Ochsenknecht vor.

Wer Literatur lieber erhören will, sollte die Lesungen der Schauspieler
Christian Brückner, Benno Fürmann, Dominique Horwitz, Eva Mattes und Thomas
Sarbacher nicht verpassen.

Europa21: Sind wir wirklich die Besten?



Vom 15. bis 18. März öffnen die Leipziger Buchmesse und die Robert Bosch
Stiftung zum dritten Mal mit dem Programmschwerpunkt Europa21 den Denk-Raum
für die Gesellschaft von morgen. Sind wir wirklich die Besten? Unter dieser
Überschrift lädt der diesjährige Kurator Mohamed Amjahid internationale
Ga�ste aus Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft und Medien ein, über die
europäische Vergangenheit zu reflektieren, über Gegenwart zu streiten und
Ideen für die Zukunft des Kontinents zu entwickeln. Zu Gast sind unter
anderem der isländische Komiker und Politiker Jón Gnarr, die Autoren und
Filmemacher Rokhaya Diallo und Ghayath Almadhoun, die polnische
Politikwissenschaftlerin Aleksandra Rybiñska, Autorin und Verlegerin
Kateryna Mishchenko aus der Ukraine oder der Berliner Ausstellungsmacher
Bonaventure Soh Bejeng Ndikung. Besucher der Leipziger Buchmesse können den
sechs Podiumsgesprächen auf dem Leipziger Messegelände im Café Europa
folgen oder sich Freitagabend aktiv am Europaduell im Zeitgeschichtlichen
Forum unter anderem mit dem Chefkurator der documenta 14, Adam Szymczyk,
und der Journalistin Margarete Stokowski beteiligen. Erstmals betritt eine
Künstlergruppe den Denk-Raum. Various & Gould überraschen Leipziger und die
Gäste in ihrer Stadt und auf dem Messegelände mit der Plakatreihe
Identikits und laden zur Reflexion über Identität und Klischees ein.

Die Gedanken sind bunt?



Gedanken sind bunt - heißt der Titel einer zehnteiligen Veranstaltungsreihe
von Ausstellern der Leipziger Buchmesse unter anderem mit Liane Bednarz,
Anita Djafari, Pippa Goldschmidt und Sascha Lobo. Vom 15. bis 18. März
diskutieren, Autoren, Journalisten und Wissenschaftler über Fluchtursachen,
das Ankommen Geflüchteter in Deutschland, verschiedene Formen der
Ausgrenzung in der Gesellschaft und dem Instrument der Anerkennung, um
Integration zu befördern. Auf dem Programm stehen aber auch Themen wir
Antifeminismus, #metoo, die Rechte der LGBTIQ-Menschen oder der sogenannte
Untergang des Abendlandes und Meinungsfreiheit als Kampfbegriff.

Gute Literatur am laufenden Band



Alljährlich bringt Das Blaue Sofa mit seiner prominenten Gästeliste Glanz
in die Glashalle. In diesem Jahr nehmen unter anderem Autoren von Oliver
Bottini, Gretchen Dutschke, Nora Gomringer, Jacob Hein, Herfried Münkler,
Jaroslav Rudiş, Bénédicte Savoy bis Slavoj Žižek Platz auf dem berühmten
Sofa. Reihenweise gute Literatur haben auch weitere Partner der Leipziger
Buchmesse im Gepäck. So erstrahlt die Alte Handelsbörse am Naschmarkt vom
14. bis 17. März im Scheinwerferlicht des MDR-Programms mit Jan Böttcher,
Navid Kermani oder Julia Schoch und vielen mehr. Poeten, Party und Poetry
Slam vereint die MDR Sputnik Litpop am 17. März. Marco Siegel und June
Tomiak stehen ebenso auf den Bühnen im Neuen Rathaus wie Christian Meyer
oder Sebastian 23 und Willy Nachdenklich. Lesen hoch drei bietet die L3
Lange Leipziger Lesenacht in der Moritzbastei am 14. und 15. März mit
Mareike Fallwinkel, Svenja Leiber, Sascha Macht, Karosh Taha oder David
Wagner und Julia Weber.

Leipzig liest unabhängig



Für Fans unabhängiger Verlage gibt es wie jedes Jahr zwei besondere
Anziehungspunkte: Die UV - Lesung der unabhängigen Verlage im Lindenfels
Westflügel und das Forum DIE UNABHÄNGIGEN in Halle 5. Zu Gast im Forum sind
unter anderem Yael Inokai, Julia Jessen, Dagmar Scharsich, Christof
Wackernagel oder Matthias Wittekindt. Zu den Höhepunkten im Forum DIE
UNABHÄNGIGEN gehören die beiden Preisverleihungen: Kurt-Wolff-Preis 2018
und Alfred-Kerr-Preis für Literaturkritik 2018. Zur UV dürfen sich die
Besucher auf Autoren wie Isabel Fargo Cole, Milena Michiko Flašar, Jan
Kuhlbrodt oder Adrian Kasnitz freuen.

Preisverdächtige Literatur



Noch sind die 15 für den Preis der Leipziger Buchmesse nominierten Werke
und ihre Autoren "nur" preisverdächtig. Am 15. März werden die Gewinner in
den drei Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und Übersetzung in
der Glashalle gekrönt. Die nominierten Werke führen ihre Leser von der DDR
über Beethoven bis zur Renaissance von USA über Russland, die Ukraine nach
Rumänien.

Kinder und Jugendliche: Die politische Zukunft liegt in ihren Händen


Damit auch der Nachwuchs sich zukünftig aktiv in die Politik einmischt und
eine offene Diskussionskultur lebt, veranstaltet die Leipziger Buchmesse in
diesem Jahr im Rahmen des traditionellen Schwerpunktes Fokus Bildung
erstmals das Forum zu Politik- und Medienbildung. Gemeinsam mit der
Bundeszentrale für politische Bildung, Helliwood und TINCON gibt die
Leipziger Buchmesse mit jugendgemäßen Formaten Einblick in Themen wie
Zivilcourage, demokratische Bildung oder Digitalisierung. Neben spannenden
Podiumsdiskussionen und Lesungen bietet das Programm neue
Veranstaltungsformate wie einen Democracy Slam oder ein Gespräch mit der
jüngsten Parlamentarierin Deutschlands.

Manga-Comic-Con: Kleines Jubiläum mit großem Programm


Die Leipziger Buchmesse ist seit 20 Jahren Heimat für Fans gezeichneter
Geschichten. Seit fünf Jahren hat die Szene rund um Comic, Manga, Cosplay,
Anime, Japan und Games mit der Manga-Comic-Con in der Messehalle 1 einen
eigenen Treffpunkt. Ehrengäste aus aller Welt geben sich in Leipzig die
Klinke in die Hand und feuern einen Premierenreigen ab. So schauen die
Mangazeichner Toyotarou, Mika Yamamori, Osora ebenso in Leipzig vorbei wie
ihre europäischen Comickollegen Goran Sudzuka, Mirka Andolfo und Miguel
Diaz Vizosa.

Hintergrund, Öffnungszeiten und Preise



Leipzig liest ist das Lesefest der Leipziger Buchmesse mit Unterstützung
ihrer Partner, der ausstellenden Verlage, der Veranstaltungsorte und der
Stadt Leipzig. Die Leipziger Buchmesse im Verbund mit der Manga-Comic-Con
und der Leipziger Antiquariatsmesse öffnet vom 15. bis 18. März, täglich
von 10 bis 18 Uhr. Tickets gibt es im Online-Ticketshop. Tickets online
kaufen lohnt sich, denn das spart gegenüber den Tageskarten nicht nur bares
Geld, sondern auch Wartezeit in langen Schlangen.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet:

http://www.leipziger-messe.de

Die Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

https://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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PODIUM/204: Leipzig - Fabian Scheidler, "Chaos. Das neue Zeitalter der Revolutionen", 16.03.2018


Buchpräsentation des Promedia Verlages im März 2018

Fabian Scheidler: Chaos. Das neue Zeitalter der Revolutionen

Freitag, 16. März um 19 Uhr 30 in Leipzig
Studio Nick Putzmann, Karl Heine-Str. 85 b, 04229 Leipzig



Nach dem Erfolg seines Werkes "Das Ende der Megamaschine. Geschichte
einer scheiternden Zivilisation", das sich mit der
Entstehungsgeschichte globaler Krisen beschäftigt, widmet sich der
Berliner Autor und Journalist Fabian Scheidler in seinem neuen Buch
"Chaos. Das neue Zeitalter der Revolutionen" der Gegenwart und
Zukunft.

Weltweit breitet sich zunehmend Chaos aus: Der Klimawandel wird zur
Realität, die Weltwirtschaft bewegt sich zwischen Stagnation und
Crash, immer mehr Staaten zerfallen oder stehen vor dem Bankrott,
während die UNO die größten Fluchtbewegungen registriert. Diese Krisen
bringen die traditionellen politischen Systeme, die keine angemessenen
Antworten darauf finden, in Bedrängnis und führen zu weltanschaulichen
Verwerfungen. Der Glaube an den Fortschritt weicht zusehends Skepsis,
Angst und Unsicherheit, religiös-fundamentalistische und politisch
rechte Strömungen erhalten Auftrieb.

Fabian Scheidlers Diagnose: Nach 500 Jahren Expansion ist die
kapitalistische Megamaschine in die tiefste Krise ihrer Geschichte
geraten. Wir bewegen uns in eine chaotische Übergangsphase hinein, die
einige Jahrzehnte andauern kann und deren Ausgang vollkommen offen
ist. Während die alten Ordnungen brüchig werden, entflammt ein Kampf
darum, wer die Zukunft bestimmen und wie diese aussehen wird.

Werden sich autoritäre Kräfte durchsetzen oder können soziale und
ökologische Bewegungen die systemischen Risse nutzen, um eine
gerechtere und friedlichere Welt aufzubauen? Welche Rolle spielt
Chinas Aufstieg in der neuen Weltunordnung? Und wo zeichnen sich neue
Wege des Wirtschaftens und Zusammenlebens ab, die das gegenwärtige
System der "globalen Apartheid" überwinden könnten?

"Das neue Zeitalter der Revolutionen" lotet Gefahren und Chancen
dieser Übergangszeit aus und bietet einen Kompass für politisches
Engagement in Zeiten wachsender Unübersichtlichkeit.

Fabian Scheidler im Kontext-TV über das Buch: 

http://www.kontext-tv.de/de/sendungen/chaos-ein-neues-zeitalter-der-revolutionen

Fabian Scheidler, geboren 1968 in Bochum, arbeitet als
freischaffender Autor für Printmedien, Fernsehen und Theater. 2009
gründete er gemeinsam mit David Goeßmann das unabhängige
Fernsehmagazin Kontext TV (www.kontext-tv.de). Sein Buch "Das Ende der
Megamaschine. Geschichte einer scheiternden Zivilisation" erschien
2015 bei Promedia (9. Auflage 2017) und wurde von der Robert-Jungk-Bibliothek für Zukunftsfragen zu den TOP 10 der Zukunftsliteratur 2015
gewählt (www.megamaschine.org).

Scheidler, Fabian: Chaos.

Das neue Zeitalter der Revolutionen

Promedia 2017. 240 S.

Print: EUR 17,90. ISBN: 978-3-85371-426-3.

E-Book: EUR 14,99. ISBN: 978-3-85371-856-8.

 * 

PROMEDIA AUF DER BUCHMESSE LEIPZIG

Donnerstag, 15. März bis Sonntag, 18. März 2018

Messegelände, Halle 4, Stand D 206

 * 

Quelle:

Promedia Verlag im März 2018

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien

Tel.: 0043/1/405 27 02, Fax: 0043/1/405 27 02 -22

E-Mail: promedia@mediashop.at

Internet: www.mediashop.at - www.verlag-promedia.de
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MELDUNG/872: Ukraine - Nächste Runde des Verfahrens gegen Kriegsgegner Ruslan Kotsaba (Connection e.V.)


DFG-VK Hessen und Connection e.V.

Presseinformation vom 15. Februar 2018

Ukraine: Nächste Runde des Verfahrens gegen Kriegsgegner Ruslan
Kotsaba



Am Montag, 19. Februar 2018, wird das Verfahren gegen den ukrainischen
Journalisten und Kriegsgegner Ruslan Kotsaba fortgesetzt. Nachdem sich das
Gericht in Bohoradtschany für befangen erklärt hatte, ist nun das Gericht
in Dolyna zuständig. Mit dem Verfahren wird zum zweiten Mal über eine
Anklage wegen Landesverrats und Behinderung der Streitkräfte verhandelt,
für die Ruslan Kotsaba bereits 2016 zu dreieinhalb Jahren Haft verurteilt
wurde.

Die Anklage war gegen ihn eröffnet worden, weil er sich Anfang 2015 über
Youtube gegen die Kriegführung im Osten des Landes wandte und seine
Landsleute dazu aufrief, den Kriegsdienst zu verweigern.

Amnesty International hatte ihn als politischen Gefangenen anerkannt. Nach
einer internationalen Kampagne von Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen kam er im Juli 2016 nach über 16 Monaten Haft
auf Beschluss des Berufungsgerichtes frei.

Das Oberste Gericht der Ukraine hob jedoch den Freispruch auf und ordnete
eine Wiederholung des Verfahrens an. Das Gericht in Bohoradtschany erklärte
sich am 31. Januar 2018 für befangen, wohl auch aufgrund des
internationalen Drucks, und hatte das Verfahren an das Berufungsgericht in
Kiew zurückverwiesen. Gerichtsort ist nun die westukrainische Kleinstadt
Dolyna.

"Mit dem Verfahren zeigt die ukrainische Justiz, wie sie gegen Kritiker der
konfrontativen Politik der Regierung vorgeht", erklärte heute Rudi
Friedrich von Connection e.V. Für die Deutsche Friedensgesellschaft -
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) ergänzte Dr. Gernot Lennert,
Landesgeschäftsführer der DFG-VK Hessen: "Wir fordern die sofortige
Einstellung des erneut eröffneten Verfahrens und die Respektierung des
Rechts auf Meinungsfreiheit in der Ukraine."

Connection e.V. und die DFG-VK bitten um Unterstützung von Ruslan Kotsaba
über:

https://de.connection-ev.org/ruslankotsaba-form

 * 

Quelle:

Connection e.V.

Von-Behring-Str. 110, 63075 Offenbach

Telefon: 069-82375534, Fax 069-82375535

E-Mail: office@Connection-eV.org

Internet: www.Connection-eV.org
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ATTAC/1885: Zehn Jahre Finanzkrise - Attac kündigt europaweite Aktionen an


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. Februar 2018

Zehn Jahre Finanzkrise: Attac kündigt europaweite Aktionen an

Verstaatlichung der Northern Rock am 17. Februar 2008 machte Crash
offenkundig



Am Samstag jährt sich zum zehnten Mal die Verstaatlichung der britischen
Großbank Northern Rock - eines der markantesten Ereignisse der globalen
Finanzkrise 2007/2008.* Doch geschehen ist seither wenig, um die
Finanzmärkte zu regulieren und Bankenrettungen auf Kosten der
Allgemeinheit zu verhindern, kritisiert das globalisierungskritische
Netzwerk Attac.

"Von einschneidenden Reformen kann keine Rede sein", stellt Alfred Eibl
vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis fest. "Dabei sind die
wirksamen Rezepte bekannt: Banken müssen so geschrumpft werden, dass sie
kein Systemrisiko, also nicht mehr 'too big to fail' sind. Wir brauchen
endlich ein Trennbankensystem, in dem das Kundengeschäft vom Handel auf
den Finanzmärkten getrennt ist. Ein Finanz-TÜV muss darüber entscheiden,
was auf den Finanzmärkten gehandelt werden darf - und die
Finanztransaktionssteuer muss endlich eingeführt werden."

Wie weichgespült die wenigen konkret beschlossenen Maßnahmen sind, zeigt
das im Dezember verabschiedete Abkommen Basel III, ein international
abgestimmtes Reformwerk der Zentralbankgouverneure. Darin wurden drei
Prozent als noch zulässiger Wert für die Eigenmittelquote festgelegt.
Alfred Eibl: "Anders ausgedrückt: Wenn mehr als drei Prozent der
gewährten Kredite wegbrechen, ist die Bank pleite. Das ist lächerlich.
Auf einer solch geringen Eigenkapitalbasis lässt sich kein stabiles
Finanzsystem aufbauen. Dass die EU über vier Prozent diskutiert, macht
den Kohl auch nicht fett."

Europaweite Attac-Aktionen rund um Jahrestag der Lehman-Pleite


Die Finanzgeschichte ist gepflastert mit Bankenpleiten auf der Jagd nach
immer höhreren Kapitalrenditen. Die Lasten hatten dabei stets die
Beschäftigten und kleinen Anleger sowie bei breiten Finanzkrisen die
Allgemeinheit zu tragen. "Auch diesmal hat es die Bankenlobby geschafft,
einschneidende Reformen zu verhindern. Um den Skandal auf die Spitze zu
treiben, kritisieren die Verantwortlichen für die jüngste Finanzkrise
nun die viel zu hohe Staatsverschuldung, die erst durch die
Bankenrettungsaktionen entstanden ist", sagt Alfred Eibl.

Mit europaweiten Aktionen rund um den zehnten Jahrestag der
Lehman-Brothers-Pleite am 15 September wird Attac seine Forderungen nach
einer echten Regulierung der Finanzmärkte und Banken an die
Öffentlichkeit tragen, damit der Finanzsektor der gesamten Gesellschaft
dient und nicht umgekehrt.




*) Hintergrund Northern Rock:

Am 17. Februar 2008 verkündete die britische Regierung die
Verstaatlichung der Northern Rock, eine der zehn größten Banken
Großbritanniens. Die Rettung der britischen Großbank durch die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler machte auch für die breite
Öffentlichkeit die Tiefe der Finanzprobleme offensichtlich.

Zuvor war die Northern Rock durch die Krise am amerikanischen
Subprime-Markt in Schwierigkeiten geraten und musste am 12. September
2007 die Bank of England, die Zentralbank von Großbritannien, um eine
erste Liquiditätshilfe bitten.

Als dies bekannt wurde, kam es am Freitag, 14. September, zu einem
"Bank-Run": Kunden strömten in die Zweigstellen der Bank und versuchten,
ihr Geld in Sicherheit zu bringen. Es bildeten sich lange Schlangen
erregter und verzweifelter Menschen, die um ihre Ersparnisse fürchteten.
In einer Zweigstelle verbarrikadierten sich sogar Kunden mit
Bankangestellten, um die Auszahlung ihrer Geldanlagen zu erzwingen.
Durch den Ansturm brachen die Banksysteme zeitweise zusammen, was die
Krise weiter verschärfte. Innerhalb von zwei Banktagen wurden rund drei
Milliarden Pfund abgehoben.

Der Ansturm legte sich erst nach der Ankündigung des britischen
Finanzministers, die Regierung und Bank of England würden für die
Guthaben garantieren. Bis zum Januar 2008 stütze die britische
Zentralbank die Northern Rock mit 26 Milliarden Pfund. Die Bank wurde
dadurch faktisch zum öffentlichen Eigentum.

Da in der Zwischenzeit Bemühungen, die Bank zu einem "realistischen
Preis" zu verkaufen, gescheitert waren, verkündete die Regierung am 17.
Februar 2008 die Verstaatlichung der Northern Rock.

Im weiteren Verlauf wurde die Northern Rock aufgespalten und der
unverschuldete Teil, die so genannte Good Bank, 2011 verkauft. Die Bad
Bank mit den Schulden blieb im Staatsbesitz.

Ursache des Zusammenbruchs der Northern Rock waren die in hohem Maß
betriebene extreme Fristentransformation (langfristige Darlehen wurden
aus kurzfristigen Geldquellen finanziert, die in der Krise
austrockneten) und die viel zu niedrige Eigenkapitalbasis.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/238: Abschreckungspolitik treibt Welt an den Abgrund (ICAN)


ICAN Deutschland e.V. - 15. Februar 2018

Abschreckungspolitik treibt Welt an den Abgrund

Statement anlässlich der Münchener Sicherheitskonferenz



Die Bundesregierung muss der Abschreckungspolitik und der Nuklearen
Teilhabe den Rücken kehren und dem UN-Vertrag über ein Verbot von
Atomwaffen beitreten. Das fordern die Friedensorganisationen IPPNW und ICAN
Deutschland anlässlich der Münchener Sicherheitskonferenz, die am morgigen
Freitag beginnt. "Union und SPD billigen im Koalitionsvertrag die weitere
Stationierung und Aufrüstung der US-Atomwaffen in Deutschland. Das
Regierungsprogramm zeugt angesichts der gegenwärtigen nuklearen Bedrohung
von einer beunruhigenden Orientierungslosigkeit", kritisiert Sascha Hach
von ICAN Deutschland. Leo Hoffmann-Axthelm, der für ICAN Deutschland an der
Münchner Sicherheitskonferenz teilnimmt, ergänzt: "Wenn sich die
Bundesregierung von der neuen Atomwaffenpolitik von Donald Trump
distanzieren will, muss sie ein deutliches Zeichen der Deeskalation setzen
und dem Verbotsvertrag von Atomwaffen beitreten."

Das Friedensforschungsinstitut SIPRI in Stockholm warnt vor den
gigantischen Modernisierungsprogrammen der Atomwaffenstaaten. Allein die
USA wollen nach Angaben des Haushaltsbüros des US-Kongresses innerhalb von
zehn Jahren über 400 Milliarden US-Dollar für ihr Atomwaffenarsenal
ausgeben. Auch Russland investiert massiv in seine Nuklearstreitkräfte und
testet neue Interkontinentalraketen. China, Pakistan und Indien rüsten
ebenfalls atomar auf. Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hat vergangene
Woche angekündigt, die Ausgaben für Unterhalt und Erneuerung der
französischen Nuklearwaffen fast zu verdoppeln - auf sechs Milliarden Euro
pro Jahr, insgesamt 37 Milliarden über die nächsten sieben Jahre.

Zudem hat mit Nordkorea jüngst auch die Zahl der Staaten weiter zugenommen,
die Atomwaffen besitzen. Das alles vollzieht sich in einem höchst
instabilen sicherheitspolitischen Umfeld. Nie zuvor gab es zwischen so
vielen Atomwaffenstaaten so große Spannungen. Es gibt derzeit keinen
Atomwaffenstaat, der sich nicht in einer Krisen- oder Konfliktsituation
befindet.

Zugleich erfährt die Abschreckungsdoktrin eine gefährliche Renaissance. Im
Nordpazifik demonstrieren Kim Jong-un und Donald Trump, wie die
Abschreckungspolitik die Welt direkt zum Abgrund treibt. Vor zwei Wochen
haben die USA ihre neue Nukleardoktrin veröffentlicht. Die Optionen für
einen Nuklearschlag wurden ausgeweitet, die Abschreckungsdoktrin
verschärft. Kleine, besser einsetzbare Atombomben sollen Russland zeigen,
dass die USA jederzeit zum Einsatz bereit sind. Umgekehrt droht Russland
nach gleicher Logik mit einem so genannten deeskalierenden Nuklearschlag in
Europa.

Auf der Münchener Sicherheitskonferenz wird die Atomwaffenpolitik
Schwerpunktthema sein. ICAN-Direktorin Beatrice Fihn referiert am Samstag
von 15 bis 17 Uhr auf einem Panel zum Thema "Atomwaffenkontrolle". Leo
Hoffmann-Axthelm wird für ICAN Deutschland an der Sicherheitskonferenz
teilnehmen und zudem am Freitag ein Grußwort auf der Internationalen
Münchener Friedenskonferenz halten, die von Friedensorganisationen
veranstaltet wird.

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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STELLUNGNAHME/118: Nulltarif ist gut, eine komplette Verkehrswende ist besser - und nötig! (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - Presseinformation vom 14.2.2018

Nulltarif ist gut, eine komplette Verkehrswende ist besser - und
nötig!



Die Bundesregierung hat (unfreiwillig) verstanden - und steht vor den
Scherben ihrer eigenen Verkehrspolitik. So kommentieren Aktivist*innen der
Aktionsschwarzfahr- und Nulltarifkampagne die Ankündigung von CDU, CSU und
SPD, endlich auch in Deutschland den Nulltarif einzuführen. Schon am Tag
des Bekanntwerdens der Idee äußerten mehrere Institutionen ihre Zweifel, ob
die bestehende Infrastruktur das zusätzliche Verkehrsaufkommen bewältigen
könne. "Wer jahrzehntelang öffentliche Verkehrsmittel ruiniert und
einseitig auf Autos setzt, muss sich nicht wundern, dass eine ökologische
und menschenverträgliche Verkehrspolitik jetzt anstrengend wird", heißt es
aus der Projektwerkstatt in Saasen, in der seit Jahren kreativen Aktionen
für eine Verkehrswende entwickelt und umgesetzt werden. Die Aktivist*innen
fordern, sofort alle weiteren Straßen- und Infrastrukturbauprojekte für
Autos zu stoppen, um stattdessen sofort Städte und Regionen auf eine
autofreie, sozial-ökologische Verkehrspolitik umzugestalten. Unverständnis
riefen kritische Stimmen "ausgerechnet der Grünen" hervor, die in den
vergangenen Stunden für die Modernisierung der Autoflotte statt einem
Nulltarif eintraten: "Sind die jetzt auch hier noch die letzte Rettu
ngstruppe eines verfehlten, profitgetriebenen Denkens?"

In einer Erklärung aus dem Kreis der Aktionsschwarzfahrer*innen heißt es:

"Nulltarif ist gut, aber steht für mehr. Es braucht sowohl ökologischen als
auch sozialen Wandel!

Daher fordern wir:

- Den Nulltarif flächendeckend.

- Den sofortigen Stopp aller Mittel und Planungen für weitere Straßen und
autoorientierte Infrastruktur (Parkplätze, Parkhäuser usw.).

- Keine Ressourcen mehr in das Weiterwurschteln an einem umwelt- und
lebensqualitätzerstörenden Verkehrsmittel: Weder E-Mobilität noch
Umrüstungen! Keine neuen Plaketten, die nur Menschen in die Innenstädte
lassen, die wegen hohem Einkommen moderne Autos oder neue Technik kaufen
können. Mit dem flächen- und rohstoffintensiven motorisierten
Individualverkehr ist eine Verkehrswende nicht machbar. Nulltarif und
umweltgerechte Verkehrssysteme müssen das Auto verdrängen!

- Aufbau eines leistungsfähigen und engmaschigen öffentlichen
Verkehrsnetzes mit intelligenten Zubringersystemen zu den Ein-
/Ausstiegspunkten (Fahr- und Lastenräder/EBikes, Bürger*innenbusse, Ruf-
Sammeltaxis usw.) unter Nutzung der freiwerdenden Autoverkehrsflächen und -
einrichtungen.

- Mehr Fußgänger*innen"meilen" sowie attraktive Fahrradstraßen bis in und
durch die Innenstädte, ebenso in den Stadtteilzentren und als Verbindung
zwischen diesen bzw. zur Innenstadt, zu Naherholungsgebieten usw. Statt
landschaftsfressender Neubauten sollten die freiwerdenden
Autoverkehrsflächen und -einrichtungen dafür umgenutzt werden.

- Umbau weiterer freiwerdender Autoverkehrsflächen und -einrichtungen für
städtebauliche Zwecke.

- Viele kleine Maßnahmen zur Verbesserung einer umwelt- und sozial
gerechten Mobilität mit gleichen Zugangsmöglichkeiten vom Angebot an
Lastenrädern bis zu besserer Mitfahrkoordinierung."

Für die Finanzierung sollten vorrangig diejenigen gewonnen werden, die
wirtschaftliche Nutznießer*innen eines fahrscheinlosen öffentlichen
Personenverkehrs wären, also Arbeitgeber*innen einschließlich dem
öffentlichen Dienst, Schulen, Universitäten und anderen
Bildungseinrichtungen, Theater, Kino, Freizeiteinrichtungen und
Naherholung, vor allem aber kundenorientierte Firmen wie Läden,
Supermärkte, Kaufhäuser und Dienstleister. Wie Beispiele in Frankreich
zeigen, lassen sich erhebliche Teile der Kosten über Einsparungen bei der
Autoinfrastruktur und Umlagen für die genannten Institutionen und Firmen
abdecken. Weitere Einnahmen sind über ökologisch steuernde Beteiligungen
der verbleibenden Autofahrten möglich.

Für Nulltarif und Verkehrswende soll es in den nächsten Monaten vielfältige
Aktionen geben. Dafür laden Aktivist*innen aus der Projektwerkstatt für
17./18. März zu einem Ideenfindungs- und Planungstreffen ein, am 2.6. folgt
in Kassel ein bundesweiter Ratschlag. Vorher kommt es am 15.3. in Gießen zu
einem wichtigen Strafprozess, der klären soll, ob das sogenannte
Aktionsschwarzfahren, bei dem Menschen mit Hinweisschild und Flugblättern
fahrscheinlos in Bussen und Bahnen unterwegs sind, um für den Nulltarif zu
werken, straffrei ist. Rundherum soll es vielfältige Aktionen und
Veranstaltungen geben.


Hinweis:

Für Gießen ist eine Verkehrsutopie erarbeitet worden, die einen
7-Jahresplan in drei Stufen vorsieht, um die Infrastruktur so zu verändern,
dass ein Nulltarif und eine autofreie Innenstadt möglich werden. Download
des Planes und eines Infoblattes dazu über: 

www.giessen-autofrei.tk

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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STELLUNGNAHME/117: Kniefall vor Erdogan - Bundesregierung verbietet Antikriegsproteste (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

"Kniefall vor Erdogan: Bundesregierung verbietet Antikriegsproteste"

Presseerklärung von NAV-DEM vom 14.02.2018



"Wir werden derzeit durch das Verhalten der deutschen Sicherheitsbehörden
mit einer Situation konfrontiert, die mittlerweile enorme Parallelen zur
türkischen Staatspolitik aufweist. In der Türkei wird jede noch so leise
Regung gegen die Militäroffensive in Afrin brutal unterdrückt, in
Deutschland werden Proteste und Demonstrationen für ein Ende des türkischen
Besatzungskrieges verboten und untersagt." Mit diesen deutlichen Worten
reagiert Ayten Kaplan, Ko-Vorsitzende des Demokratischen
Gesellschaftszentrums der KurdInnen in Deutschland (NAV-DEM), auf zwei
Verbotsverfügungen, die durch das Polizeipräsidium Köln für
Demonstrationsanmeldungen eines kurdischen Vereins in der Stadt erteilt
worden sind.

In den genannten Verfügungen wird das Demonstrationsverbot damit begründet,
dass es sich bei dem größten kurdischen Dachverband in Deutschland NAV-DEM
um eine Nachfolgeorganisation der in Deutschland verbotenen Arbeiterpartei
Kurdistans handele, wodurch das Recht, "öffentliche Versammlungen und
Aufzüge zu veranstalten und durchzuführen" verwirkt sei.

Ayten Kaplan wertet diese Verbotsverfügung als vorläufigen Höhepunkt der
Repressionen der Bundesregierung gegenüber den in Deutschland lebenden
Kurdinnen und Kurden. "Seit Beginn des Besatzungskrieges auf Afrin finden
unter großer Beteiligung überall in Deutschland Proteste und
Demonstrationen statt. Auf diesen Protesten wird nicht nur der Krieg der
türkischen Armee und ihrer dschihadistischen Verbündeten gegen die
Bevölkerung von Afrin verurteilt, sondern auch die Waffenunterstützung
Deutschlands für die Türkei. Der Einsatz von deutschen Panzern beim Angriff
auf Afrin ist hinlänglich bekannt. Die Bundesregierung scheint sich daran
zu stören, dass wir öffentlich auf die deutsch-türkische Waffenbrüderschaft
aufmerksam machen. Deswegen sollen wir mundtot gemacht werden. Die
Verbotsverfügungen aus Köln stellen nicht nur die Außerkraftsetzung der
Versammlungsfreiheit für hier lebende Kurdinnen und Kurden dar. Sie kommen
auch einem politischen Betätigungsverbot für die zweitgrößte
Migrantengruppe in Deutschland gleich. Aus unserer Sicht stellt dies einen
offenkundigen Kniefall vor Erdogan und seiner Regierung dar", so Kaplan
weiter.

Die NAV-DEM Ko-Vorsitzende macht weiterhin darauf aufmerksam, dass nach
Aussagen der Kölner Polizei die Verbotsverfügungen die Folge eines
neuerlichen Erlasses aus dem Bundesinnenministerium seien. Verantwortliche
aus dem kurdischen Verein in Köln seien demnach auch telefonisch von der
Polizei darüber in Kenntnis gesetzt worden, dass sie keine weiteren
Demonstrationen anzumelden bräuchten, da man diese ebenfalls verbieten
würde.

"Dass es kurz vor dem Besuch des türkischen Ministerpräsidenten Yildirim
bei der Bundeskanzlerin zu diesen Verbotsverfügungen kommt, ist alles
andere als Zufall. Mittlerweile haben 'Geschenke' dieser Art von Seiten der
Bundesregierung an Ankara Tradition. Dass auf diese Weise das 'belastete
Verhältnis' zur Türkei begradigt werden soll, ist nicht hinnehmbar. Wir
werden uns dieser undemokratischen Verbotspolitik nicht beugen und
rechtliche Schritte hiergegen einleiten", so die abschließenden Worte von
Kaplan.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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AUFRUF/075: Zu den Protesten gegen die Münchner Sicherheitskonferenz am 17.02.2018


Aktionsbündnis gegen die Münchner Sicherheitskonferenz

Aufruf zu den
Protesten gegen die Münchner Sicherheitskonferenz


FRIEDEN STATT AUFRÜSTUNG - NEIN ZUM KRIEG!

Geht mit uns auf die Straße am Samstag 17. Februar 2018



Während im Februar in München die 54. Konferenz unter dem Titel Sicherheit
stattfindet,


	stehen sich aufgrund der vorgerückten NATO-Truppen an der russischen Grenze die größten Militärmächte der Welt gegenüber,

	droht der Konflikt zwischen Nordkorea und der USA zu einem Atomkrieg zu eskalieren,

	beteiligen sich die NATO-Staaten und ihre Bündnispartner an der Zerstörung der Lebensgrundlagen von Millionen von Menschen und zwingen sie damit zur Flucht, beispielsweise in den kurdischen Gebieten, im Jemen und in Afghanistan,

	leiden weltweit 815 Millionen Menschen unter chronischem Hunger. Alle zehn Sekunden stirbt ein Kind unter fünf Jahren an den Folgen von Unterernährung. Aber auch in Deutschland leben 15 % der Bevölkerung in Armut und sozialer Unsicherheit.



Es ist also höchste Zeit, über globale Sicherheit für alle Menschen zu
reden, doch darum geht es auf der sogenannten Sicherheitskonferenz (SIKO)
in München nicht.

Was ist die SIKO?



Auf der SIKO vom 16.-18. Februar 2018 treffen sich im Bayerischen Hof in
München Staats- und Regierungschefs sowie hochrangige Vertreter aus
Politik, Militär, Wirtschaft und Rüstungsindustrie, überwiegend aus den
NATO-Staaten. Diese Konferenz wird von den Veranstaltern weltweit als
Beitrag zur internationalen Sicherheit beworben. Entgegen ihrer
Selbstdarstellung geht es aber nicht um die friedliche Lösung von
Konflikten oder um die Sicherheit für die Menschen auf der Welt.
Stattdessen ist die SIKO ein Forum zur Rechtfertigung der NATO, ihrer
Rüstungsausgaben und ihrer völkerrechtswidrigen Kriegseinsätze, die der
Bevölkerung als "humanitäre Interventionen" verkauft werden.

Um welche Sicherheit geht es?



Wenn auf der SIKO über Sicherheit geredet wird, geht es nicht um soziale
Sicherheit wie die Gewährleistung von ausreichender Nahrung, Wasser,
Wohnraum, Gesundheit, Bildung, Frieden, existenzsichernde Einkommen,
Mitbestimmung, Gleichberechtigung und einer intakten Natur. Soziale
Sicherheit für alle Menschen auf dem Globus wäre jedoch ein richtiger
Ansatz, um dem Terrorismus den Boden zu entziehen, und einen der
wesentlichen Gründe zu beseitigen, die Millionen Menschen zur Flucht
zwingt.

Den NATO-Strategen auf der SIKO geht es dagegen darum, mit militärischer
Stärke durch die Erhöhung der Militärausgaben, Beschaffung neuer
Waffensysteme, Killerdrohnen, und der Perfektionierung ihres
Atomwaffenarsenals die wirtschaftliche Vormachtstellung des "Westens" zu
sichern. Die NATO ist mit den verbündeten Staaten für zwei Drittel der
weltweiten Rüstungsausgaben von 1686 Milliarden Euro verantwortlich.
NATO-Staaten sind hauptverantwortlich für die letzten Kriege in
Afghanistan, Irak, Libyen und sie sind wesentlicher Akteur in Syrien und
Kurdistan. Mit ihren Militäreinsätzen sollen Regierungswechsel erzwungen
und Profite großer Konzerne, der Zugang zu Rohstoffen und Absatzmärkten
sowie die "Nachfrage" nach Waffen gesichert werden. Durch die Kriege der
NATO werden die Lebensgrundlagen und somit jegliche soziale Sicherheit in
den betroffenen Regionen zerstört und hunderttausende Zivilisten getötet.

Daher richtet sich unser Protest gegen die NATO. Deren Sicherheit ist nicht
unsere Sicherheit. Dieses Militärbündnis des kapitalistischen Westens ist
eine weltweite Bedrohung.

Welche Rolle spielt dabei die Bundesrepublik?



Die Lehre aus den zwei von Deutschland entfesselten Weltkriegen heißt: "Von
deutschem Boden darf nie wieder Krieg ausgehen!" Im Widerspruch dazu ist
die Bundeswehr an 13 Auslandseinsätzen beteiligt.

Unter Bruch der Verfassung ist Deutschland die militärische Drehscheibe für
die von USA und NATO geführten Kriege. Hier befinden sich deren wichtigste
Kommandozentralen. Von Ramstein aus werden Waffen- und Truppentransporte
abgewickelt, Kampfeinsätze gestartet und der Einsatz von Kampfdrohnen
gelenkt.

Zwei Drittel der UN-Mitgliedsstaaten haben ein Atomwaffenverbot
beschlossen. Auch 93 % der deutschen Bevölkerung will Nuklearwaffen
verbieten. Doch die Bundesregierung hat sogar die Vertragsverhandlungen
boykottiert. Sie hält an der Stationierung von US-Atomwaffen in Deutschland
fest und lässt ihren Einsatz von Bundeswehrpiloten trainieren.

Rüstungskonzerne verdienen Milliarden mit den Waffenexporten in
Krisengebiete. Türkei, Saudi-Arabien und andere Länder nutzen für ihre
Kriege in Deutschland produzierte Waffen.

Die Bundesregierung plant bis 2024, die jährlichen Militärausgaben auf rund
75 Mrd. Euro (2 % vom BIP), zu verdoppeln. Dies wäre aktuell jeder 5. Euro
des Bundeshaushaltes. Diese Milliarden für die Aufrüstung fehlen dort, wo
sie am dringendsten gebraucht werden: im Sozialbereich, z.B. Bildungs- und
Gesundheitswesen, für den Bau von Sozialwohnungen, die Kommunale
Infrastruktur, und die Integration der Geflüchteten sowie den ökologischen
Umbau. Auch in Entwicklungsländern wären solche finanziellen Mittel
dringend nötig.

Wer sind wir?



Das Aktionsbündnis ist Teil der weltweiten Bewegung für soziale
Gerechtigkeit und friedliche Konfliktlösungen. Mit der NATO wird es keine
friedliche, gerechte und solidarische Welt geben! Eine solche Welt ist aber
nötig und möglich! Lasst uns gemeinsam dafür aktiv werden.

Wir fordern




	Nein zur Aufrüstung. Kürzung des Militäretats.

	Schluss mit den Auslandseinsätzen der Bundeswehr, keine Bundeswehreinsätze im Innern.

	Wir treten ein für eine Welt ohne Militär, somit auch für die Abschaffung der Bundeswehr.

	Nein zur Produktion von Kriegswaffen. Sozialverträgliche Umstellung auf zivile Güter des öffentlichen Bedarfs. Stopp aller Rüstungsexporte, insbesondere an die Türkei, Saudi- Arabien, Katar und andere Krisengebiete. Verbot von Lizenzen und der Verlagerung der Rüstungsproduktion ins Ausland.

	Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag, Atomwaffen raus aus Deutschland.

	Schluss mit dem ständigen Bruch des Völkerrechts, keine Angriffskriege.

	Auflösung aller US- und NATO-Militärstützpunkte in Deutschland. Keine Beteiligung an den US-Drohnenmorden (via Ramstein + Africom).

	Deutschland raus aus der NATO und allen Militärstrukturen der EU.

	Kein Konfrontationskurs mit Russland. Frieden in Europa gibt es nur mit und nicht gegen Russland.

	Solidarität mit Flüchtlingen; Fluchtgründe beseitigen, nicht verursachen.

	Investitionen in soziale Sicherheit, Nachhaltigkeit und Frieden statt Milliarden für Aufrüstung und Krieg.



Kommt zur Demonstration

am Samstag, 17. Februar 2018 in München 13 Uhr Stachus

AKTIONSBÜNDNIS GEGEN DIE NATO-"SICHERHEITS"KONFERENZ

www.sicherheitskonferenz.de

#ANTISIKO

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis gegen die Münchner Sicherheitskonferenz

im EineWeltHaus München

Schwanthalerstraße 80, 80336 München

E-Mail: info@antisiko.de

Internet: http://www.antisiko.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/5973: Braunschweig - "Jenny Marx in Briefen an eine vertraute Freundin", 18.2.


Lesung: "Jenny Marx in Briefen an eine vertraute Freundin"



Braunschweig. "Jenny Marx in Briefen an eine vertraute Freundin" ist
der Titel eine Schauspielerlesung mit Verena Noll und Kathrin
Reinhardt am Sonntag, 18. Februar, um 15 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a. Gelesen werden die
emotionalen Briefe, die Jenny Marx (1814-1881) und Ernestine
Liebknecht (1832-1867) einander zwischen 1856 und 1866 geschrieben
haben. Eintritt frei. Weitere Informationen unter 0531 70189317.
Veranstalter ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/5972: Frankfurt - Angelika Klüssendorf, Jahre später, 22.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

o 22.03., 20.00 h

Angelika Klüssendorf: Jahre später

Moderation: Thomas Hettche



Die Beschaffenheit einer toxischen Partnerschaft

Die Autorin Angelika Klüssendorf war zweimal auf der Shortlist zum
Deutschen Buchpreis. Sturzhaft gute, schmerzende Bücher. Beide Romane
erzählen von April, einmal von dem Kind, dann von der heranwachsenden
jungen Frau. Die Geschichten einer starken Biografie unter widrigen
Umständen. Auch der jetzige Roman "Jahre später" (KiWi) erzählt von
ihr, von der intensivsten, aber auch zerstörerischsten Beziehung der
erwachsenen April - von ihrer Ehe. Auf einer Lesung lernt sie einen
Mann kennen, der ihr zunächst durch seine raumnehmende Art auffällt.
Sympathie ist es nicht, Anziehung schon. Schicksalhaft. Denn Ludwig,
der Chirurg aus Hamburg, wird für April zum Lebensmenschen - und
April für ihn. Im Guten wie im Schlechten. Zwei Einzelgänger,
hochbegabt und dissozial, in einer toxischen Partnerschaft, von der
man irgendwann hofft, sie möge enden oder endlich Frieden finden. Mit
der Autorin spricht der Autoren- und Verlagskollege Thomas Hettche.
Von ihm erschienen zuletzt "Pfaueninsel" und die Aufsätze über
Literatur "Unsere leeren Herzen".

Der Abend wird unterstützt vom Journal Frankfurt.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/5971: Frankfurt - Marie Reiners, Frauen, die Bärbel heißen, 21.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Mi 21.03., 19.30 h

Marie Reiners: Frauen, die Bärbel heißen

Moderation: Miriam Semrau alias Krimimimi



Erster Roman der "Mord mit Aussicht"-Autorin

Wer die TV-Serie "Mord mit Aussicht" noch nicht kennt, wird jetzt
Lust bekommen, sie zu schauen. Skurril, geistreich und böse schreibt
die Drehbuchautorin Marie Reiners die Geschichte der Tierpräparatorin
Bärbel Böttcher. Die ist Mitte Fünfzig, ledig, hat keine Kinder und
lebt mit ihrer Mischlingshündin Frieda im Haus ihrer toten Eltern, am
Rande einer Kleinstadt. Weder Familie noch Freunde bremsen ihr
Eigenbrötlerdasein. Als sie eines Morgens mit Frieda spazieren geht,
findet sie im Wald einen Toten, dem ein Stock im Auge steckt. Und
dann überschlagen sich die Ereignisse. Eine verletzte
Schauspieler-Witwe im Keller, ein schnüffelnder Lokalreporter im
Garten und unwillkommene Scherereien am Hals. Was Erfahrungen wie
Enthüllungen ungeahnten Ausmaßes nach sich ziehen wird. "Frauen, die
Bärbel heißen" erscheint bei Fischer Scherz. Die Moderation übernimmt
Miriam Semrau, auch bekannt als Krimimimi u.a. auf hr2-kultur.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/5970: Frankfurt - Martin Schäuble, Endland (Jugendroman), 14.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Mi 14.03., 10.30 h

Martin Schäuble: Endland

Lesung für 9. und 10. Klassen



Eine hochaktuelle Dystopie über ein nationalistisch regiertes
Deutschland

In Deutschland regiert die Nationale Alternative. Das Land ist aus
der EU ausgetreten und wird durch eine meterhohe Mauer nach außen
abgegrenzt. Soldaten wie Anton und Noah sollen das Land vor
Flüchtlingen, sogenannten Invasoren, beschützen. Doch dann bekommt
Anton, der die Ziele der Alternative gut findet, von seinen
Vorgesetzten einen geheimen Auftrag, der der Regierung in die Hände
spielen soll. Dabei lernt er - im letzten Flüchtlingslager
Deutschlands - Fana kennen, die Äthiopien verlassen hat, weil dort
eine schlimme Hungerkatastrophe wütet. Währenddessen schließt sich
Noah einer regierungskritischen Hackergruppe an. Martin Schäuble hat
mit "Endland" (Hanser) einen umfassend recherchierten, politischen
Jugendthriller geschrieben, dessen Handlung noch vor Erscheinen von
der Realität eingeholt wurde.

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung.

Eintritt: 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/5969: Frankfurt - Sigrid Damm, Im Kreis treibt die Zeit, 12.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Mo 12.03., 19.30 h

Sigrid Damm: Im Kreis treibt die Zeit

Moderation: Hans Sarkowicz (hr)



Vaterspuren im Wimmelbild eines Jahrhunderts

Sigrid Damm näherte sich ihrem Vater erst kurz vor dessen Tod. Immer
lag man im Widerstreit. Und noch einmal 20 Jahre später beginnt sie,
dem Lebensweg ihres Vaters nachzuspüren. Sie befragt Papiere und alte
Fotos, die viele Jahre im Keller lagerten. Ebenso werden die
historischen Einschnitte geschildert, die das Leben des zum Beginn
des 20. Jahrhunderts Geborenen bestimmten. Gotha als Geburts- und
Sterbeort - die naturwissenschaftliche Schwesterstadt Weimars. Sigrid
Damm ("Christiane und Goethe") verbindet also auch in diesem, ihrem
womöglich intimsten Buch Ereignisgeschichte mit Subjektivität,
Fiktion mit Biografie, wenn die Leser mit dem Vater Zeugen von
Kaiserreich, Weimarer Republik, Naziherrschaft, Kriegsgefangenschaft,
DDR-Regime und Bundesrepublik werden. "Im Kreis treibt die Zeit"
erscheint im Suhrkamp Verlag. Das Gespräch leitet Hans Sarkowicz vom
Hessischen Rundfunk.

Eintritt: 12 / 8 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1019: Frankfurt - Das Frankfurter Literaturgespräch mit Jan Brandt, 06.03.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Di 06.03., 19.30 h 

Schöne Aussichten mit Jan Brandt

Schöne Aussichten - Das Frankfurter Literaturgespräch

Mit Jan Brandt, Mara Delius, Alf Mentzer und Hubert Spiegel

Mit Gebärdensprachdolmetschern



Literarisches Quartett ohne Quotendruck und Fernbedienung. Hier
sitzt das Publikum mittendrin.

In der 38. Ausgabe der "Schönen Aussichten" streiten und schlichten
der hr2-kultur-Redakteur Alf Mentzer, die Kritikerin Mara Delius
(Literarische Welt) sowie der Literaturkritiker Hubert Spiegel
(F.A.Z.) mit dem Autor und Gastkritiker Jan Brandt. Brandt hat den
einst für den Deutschen Buchpreis nominierten Roman "Gegen die Welt"
geschrieben, außerdem Reiseberichte ("Stadt ohne Engel"), Essays und
Erzählungen wie etwa "Ich bin noch da" für die Textreihe "Acht
Betrachtungen" von MMK und Literaturhaus. Dem traditionellen
Haltbarkeitstest wird dieses Mal "Demian" von Hermann Hesse
unterzogen.

Die weiteren Titel des Abends sind:

Felicitas Hoppe: "Prawda. Eine amerikanische Reise" (S. Fischer)

Josefine Rieks: "Serverland" (Hanser)

Szczepan Twardoch: "Der Boxer" (Rowohlt)

Die Veranstaltung ist eine Kooperation mit hr2-kultur. Sendetermin:
11.03. um 12.04 Uhr. Die Diskussion wird, gefördert durch die Aktion
Mensch, von Gebärdensprachdolmetschern übersetzt.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/796: Braunschweig - Manfred Zieger stellt den Schriftsteller Eduard von Keyserling vor, 20.2.


Manfred Zieger stellt vor: Eduard von Keyserling



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 20. Februar, ab 19:30
Uhr im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, in Vortrag und
Lesung den Schriftsteller Eduard von Keyserling (1855-1918) vor. Der
Eintritt ist frei.

Eduard von Keyserling ist es gelungen ist es gelungen mit großem
psychologischen Verständnis, dadurch seinem Stand und seiner Zeit
voraus, seinen Figuren, ihrem Leben auf den großen Gütern und ihren
Konflikten Lebendigkeit zu verleihen. Veranstalter ist das
Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig. Weitere Informationen unter
0531 70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8188: Und morgen, den 16. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.02.2018 bis zum 17.02.2018 +++
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Regen kaum,

Sonne viel,

Jean-Lucs Traum

ohne Ziel.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/617: Frankfurt - Daniel Schönpflug, Kometenjahre. 1918, Gespräch über eine Epoche, 01.03.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

Do 01.03., 19.30 h 

Daniel Schönpflug: Kometenjahre. 1918: Die Welt im Aufbruch

Moderation: Alf Mentzer (hr2-kultur)



Prolog eines Jahrhundertverlaufs

November 1918. Der Große Krieg hat die alte Welt in Schutt und Asche
gelegt, und doch scheint das Schicksal der Menschheit offen wie nie
zuvor. Hell leuchten neue Möglichkeiten und Träume auf, das Ringen um
die Zukunft beginnt. Die Kosakin Marina Yurlova kämpft in Sibirien
gegen die Revolution. Schmerz und Gezeter der Linien in
Käthe-Kollwitz-Drucken. Rudolf Höß marschiert mit dem Freikorps.
Virginia Woolf revolutioniert den Roman. Walter Gropius will mit
Architektur Gesellschaft verändern. Die Publizistin Louise Weiss
wirbt in Paris für ein vereintes Europa. Der Historiker Daniel
Schönpflug fängt diesen einmaligen Moment und die Jahre, die folgten,
aus der Perspektive von Menschen ein, die sie erfahren und geprägt
haben. Zwischenspiel einer Epoche oder Prolog eines
Jahrhundertverlaufs. Das Panorama einer Zeit zwischen Enthusiasmus
und Enttäuschung, zwischen Zukunftstrunkenheit und Zerstörung. Das
Gespräch über die "Kometenjahre" aus dem S. Fischer Verlag moderiert
Alf Mentzer (hr2-kultur).

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/705: Bozen - 918-2018. Hundert Jahre Kriegsende im Fokus, die ersten beiden Termine 8. und 15.3.18


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Bozen

1918-2018: Hundert Jahre Kriegsende im Fokus



Das Kompetenzzentrum für Regionalgeschichte der Freien Universität
Bozen startet mit einem reichhaltigen Programm in das Jahr 2018. Im
Mittelpunkt der Aktivitäten des Zentrums steht das Ende des Ersten
Weltkriegs 1918, das sich in diesem Jahr zum hundertsten Mal jährt.
Damit widmet sich das Zentrum einer zentralen Zäsur der Geschichte
Tirols.

Im Rahmen eines eigenen Forschungs- und Vermittlungsschwerpunkts
widmet sich das Kompetenzzentrum für Regionalgeschichte der Geschichte
des Kriegsendes 1918 und der ersten Nachkriegsjahre. Höhepunkt bildet
eine für alle Interessierten zugängliche große Vortragsreihe zum Thema
"Zeitenwende 1918. Das Ende des Ersten Weltkriegs und die Folgen", die
im Rahmen des Studiums Generale stattfindet. Von März bis Juni 2018
sind insgesamt 13 Vorträge von renommierten Historikern aus
Österreich, Italien und Deutschland vorgesehen. Den Eröffnungsvortrag
hält am 8. März der bekannte Freiburger Historiker Jörn Leonhard zum
Thema "Der überforderte Frieden. Das Ende des Ersten Weltkrieges und
die Neuordnung der Welt".

In den Jahren 2018 und 2019 werden im Rahmen der Forschungstätigkeit
der am Zentrum beschäftigten Historikerinnen und Historiker mehrere
Publikationen zur Geschichte des Ersten Weltkrieges erscheinen. Neben
Beiträgen über die Minderheiten-Soldaten des Ersten Weltkriegs, etwa
den im k.u.k. Heer dienenden Trentiner Soldaten, sind im Besonderen
auch Bücher über die österreichisch-italienischen Beziehungen in den
ersten Nachkriegsjahren und die Geschichte Tirols in den Jahren
1918/19 in Vorbereitung. "Es geht uns nicht nur darum, die Geschichte
des Kriegsendes wissenschaftlich aufzuarbeiten", so der Direktor des
Kompetenzzentrums, Oswald Überegger, "sondern wir möchten Akzente in
der Vermittlung dieser Geschichte für ein breiteres, historisch
interessiertes Südtiroler Publikum setzen."

Die Aufarbeitung der Tiroler Regionalgeschichte und Initiativen im
Bereich der Geschichtsvermittlung hat sich auch das von der
Europaregion Tirol Ende 2017 genehmigte Projekt HISTOREGIO zum Ziel
gesetzt, das von Andrea Leonardi (Universität Trient), Brigitte Mazohl
(Universität Innsbruck) und Oswald Überegger (Universität Bozen)
koordiniert wird. Im Rahmen des Projektes werden Forschungen zu
verschiedenen Aspekten der Tiroler Geschichte durchgeführt. Neben dem
Schwerpunktthema zum Kriegsende 1918 sind auch Forschungen über das
regionale "Nationbuilding", also die nationalen Gegensätze im Raum
Tirol im 19. und 20. Jh., und den technologischen Fortschritt der
letzten 200 Jahre und seinen Auswirkungen im Alpenraum vorgesehen. Das
Gemeinschaftsprojekt setzt sich zum Ziel, die regionalgeschichtliche
Forschung der drei Universitäten aufzuwerten und auf eine kooperative
Grundlage zu stellen. Als eine Art mehrsprachiges und
grenzüberschreitendes universitäres Modellprojekt soll das Projekt
HISTOREGIO die regionalgeschichtliche Forschung im Euregio-Raum
intensivieren und im mehrsprachigen und grenzüberschreitenden Kontext
besser vernetzen.

Zeitenwende 1918 - Das Ende des Ersten Weltkriegs und die Folgen. 

Die ersten beiden Abende:

08.03.2018, 17.30

Der überforderte Frieden. Das Ende des Ersten Weltkrieges und die
Neuordnung der Welt

Jörn Leonhard (Freiburg)

15.03.2018, 17.30

Italia e Jugoslavia: la lotta per l'egemonia adriatica

Luciano Monzali (Bari)

Alle Vorträge finden im Hörsaal D1.02 an der Freien Universität Bozen,
Universitätsplatz 1 in Bozen (Südtirol/Italien) statt. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.unibz.it

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1890

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Bozen, Vicky Rabensteiner, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





TREFFEN/138: Frankfurt - Kinderbuch-Sonntag, Schnellsprecher und Zungenbrecher mit M. Port & P. Waechter, 04.03.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2018

So 04.03., 15.00 h Nachholtermin! 

Kinderbuch-Sonntag mit Moni Port und Philip Waechter

Der Flugplatzspatz nahm auf dem Flugblatt Platz

Für alle Kinder ab 6 Jahren



Schnellsprecher und Zungenbrecher für Kinder und ihre Eltern

Nach "Was liegt am Strand und redet undeutlich?" und "Was sitzt im
Wald und winkt?" hat Moni Port sich etwas Neues ausgedacht:
Schnellsprecher und Zungenbrecher sorgen seit Fischers Fritze für die
schönste Zungenakrobatik - aber jetzt ist es Zeit für ein paar neue
Sprüche! Für "Der Flugplatzspatz nahm auf dem Flugblatt Platz" (Klett
Kinderbuch) hat sie die besten für uns gesammelt und sich mit Philip
Waechter zusammengetan. Der gehört ebenfalls zur Frankfurter
Ateliergemeinschaft LABOR und ist ein beliebter und gefeierter
Illustrator. Im Literaturhaus erzählen sie in einer Mitmachlesung,
wie man Zungenbrecher erfindet und wie die Bilder zu den Texten
entstanden sind.

Eine Veranstaltung der Reihe "Seitenwechsel - Vom Text zur
Illustration". Ermöglicht wird das Projekt durch den Kulturfonds
Frankfurt RheinMain im Rahmen des Schwerpunktthemas "Transit". Das
Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung.

Eintritt: 5 Euro / Karten vom 12.11.17 behalten ihre Gültigkeit.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9383: Baden-Baden - "Ausstellen des Ausstellens", 2.3.-17.6.2018


Pressemitteilung von: Kunsthalle Baden-Baden

Ausstellen des Ausstellens

Von der Wunderkammer zur kuratorischen Situation

Eröffnung: Freitag, 2. März 2018, 19 Uhr

Dauer: 3. März - 17. Juni 2018



Die Große Sonderausstellung des Landes Baden-Württemberg in der
Staatlichen Kunsthalle Baden-Baden im Frühjahr 2018 beschäftigt sich
mit dem Ausstellen selbst. Erkundet wird, was es eigentlich heißt,
etwas auszustellen und wie sich folglich zeigen lässt, was Ausstellen
bedeutet.

"Ausstellen des Ausstellens" blickt in die Vergangenheit, auf das
Heute und vermittelt damit auch einen Ausblick in die Zukunft des
Ausstellens. Die Schau nimmt ihren Ausgangspunkt bei den Vorläufern
der modernen Museen und endet bei aktuell zu erlebenden kuratorischen
Situationen. Sie versammelt mehrere hundert Werke und zeigt
beispielsweise, wie Objekte in frühen Kunstkammern präsentiert wurden,
welche Formen des Zeigens im 20. Jahrhundert aufkamen, und wie Kunst
heute präsentiert wird.

Prolog

Den Prolog bildet eine historische Sektion in den Räumen der
Kunsthalle. Hier werden Grundrisse, Hängepläne, Galeriebilder oder
Instrumentarien des Zeigens, wie historische Vitrinen und Sockel,
präsentiert. Gemeinsam dokumentieren sie frühe Ausstellungsformen von
Kunst- und Sammlungskabinetten des 17. und 18. Jahrhunderts. Unter
anderem sind zwei der frühesten Fotografien einer Ausstellung
überhaupt zu sehen. Die Leihgaben aus dem Pariser Musée d'Orsay
dokumentieren den Pariser Salon im Jahr 1852 und bezeugen damit diesen
Moment in der Chronologie des Ausstellens.

Hauptteil

Im 20. Jahrhundert wurden viele neuartige Displays ausprobiert und
dies besonders von den Künstlern selbst. Manche waren so radikal, dass
sie immer noch revolutionär anmuten. Drei dieser wegweisenden Entwürfe
werden exemplarisch in der Kunsthalle thematisiert und durch
zeitgenössische künstlerische Positionen reflektiert: das "Kabinett
der Abstrakten" von El Lissitzky, Friedrich Kieslers Entwurf für The
Art of this Century Gallery - die Galerie von Peggy Guggenheim in New
York - sowie Marcel Broodthaers' Befragung musealer
Ordnungsprinzipien.

Das Nachdenken über die Infrastruktur des Ausstellens gehört auch zu
den zentralen Topoi der zeitgenössischen Kunst. Etwa wenn Kamen
Stoyanov eine Steckdose auf einen Sockel stellt, ohne dass diese ihre
Funktion verliert. Wenn Andrea Fraser die Vermittlung einer
Ausstellung im Guggenheim Museum in Bilbao allzu wörtlich nimmt und in
ihrer Videoarbeit "Little Frank and his Carp" den Anweisungen des
Audio-Guides folgeleistend auf Tuchfühlung mit den Wänden der
Architektur des Museum geht. Oder wenn Karin Sander die Besucher der
Kunsthalle, des Museums Frieder Burda, des Stadtmuseums und des
Museums für Kunst und Technik des 19. Jahrhunderts einlädt, Teil einer
kleinen soziologischen Studie zu werden. Statt ihre Mäntel,
Regenschirme oder Rücksäcke in anonymen Schließfächern zu verstauen,
können sie diese während des Besuchs in Museumsvitrinen zur Schau
stellen.

Kuratorische Situationen im Außenraum

Ein umfangreicher Teil der Schau ist zudem mit aktuellen Arbeiten
außerhalb der Kunsthalle zu erleben. So wird deutlich, dass sich fern
von klassischen Präsentationsräumen fast jede beliebige Stätte zum
temporären Ausstellungsort umfunktionieren lässt. Allerorten entstehen
sogenannte kuratorische Situationen. Verschiedene traditionsreiche
Geschäfte zeigen in ihren Schaufenstern etwa von Arbeitskleidung
inspirierte Kostüm-Entwürfe von Maria Miottke, in den verschiedenen
Auslagen verstecken sich zwischen kulinarischen Luxusgütern
Marzipanskulpturen von Pae White. Auch die Bäume der berühmten
Lichtentaler Allee werden bespielt. Unter anderem isolieren die weißen
Wände von Fabian Knechts White Cube ein ausgewähltes Stück Landschaft
und grenzen es von der Umwelt ab. Dadurch verändert sich nicht nur der
Blick auf das Ausgestellte, sondern auch das Ausstellen selbst - der
zugehörige architektonische Raum ist nicht mehr nur Hintergrund,
sondern wird selbst zum Werk.

Bei allem Wandel, bleibt in der mehrere Jahrhunderte umfassenden
Geschichte des Ausstellens jedoch eines konstant: Ausstellungen ohne
Publikum werden nicht gesehen!

Katalog: 

Zur Ausstellung erscheint ein umfangreicher Katalog im Verlag Hatje
Cantz. Die Publikation versteht sich als Erweiterung des für die
Ausstellung konzipierten Displays. So werden keine Fotografien der
ausgestellten Exponate präsentiert. Stattdessen übersetzen
Illustratoren die Werke in Zeichnungen; eine ganz eigene Methode, den
Ausstellungskatalog selbst als "Instrument des Zeigens" zu
untersuchen. Alle Zeichnungen werden auch in die Ausstellung
integriert und sind neben den Exponaten zu sehen, um eine weitere
Reflexionsebene zu eröffnen. Mit Zeichnungen von Matthias Beckmann,
Bea Davies, Yves Haltner, Anje Jager, Julia Pietschmann, Alexander
Roob, Silke Schatz, Pedro Stoichita, Anna M. Szaflarski.

Ausstellungseröffnung: 

Am Eröffnungsabend sind zudem zwei besondere Ausstellungsorte zu
erleben: John Bock wird gemeinsam mit Kris Limbach ein Konzert in der
berühmten Konzertmuschel vor dem Kurhaus/Casino geben. Der kleine
Fluss Oos, direkt vor der Kunsthalle wird zum Schauplatz einer von
Kaari Upson konzipierten Performance; von 17-21 Uhr geht es dort um
schamanistische Wahrsagerituale.

Beteiligte KünstlerInnen: 

Nevin Aladag, John Bock, Mariana Castillo Deball, Tacita Dean,
Christian Eisenberger, Andrea Fraser, Friedemann Heckel, Jeppe Hein,
Julian Irlinger, Fabian Knecht, Louise Lawler, Goshka Macuga, Allan
McCollum, Maria Miottke, Simon Dybbroe Møller, Ivan Moudov,
Philipp Modersohn, Walid Raad, Karin Sander, Evamaria Schaller, Lasse
Schmidt Hansen, Kamen Stoyanov, Sebastian Thewes, Lukas Töpfer,
Claudia de la Torre, Kaari Upson, Pae White, Fred Wilson
Zusätzlich werden Werke reflektiert, gespiegelt, zitiert oder gezeigt,
von Joseph Arnold (1646-1674/75), Giuseppe Bernardino Bison
(1762-1844), Abraham Bosse (1604-1676), Marcel Broodthaers
(1924-1976), Johann Georg von Freese (1701-1775), Otto Graeber
(1885-1952), Gustave Le Gray (1820-1884), Johan Conrad Greive
(1837-1891), Jean-Pierre-Marie Jazet (1788-1871), Friedrich Kiesler
(1890-1965), El Lissitzky (1890-1941), Pietro Antonio Martini
(1738-1797), James McNeill Whistler (1834-1903), August II. von Polen
(1670-1733), Anton Joseph von Prenner (1698-1761) und Frans van
Stampart (1675-1750), Charles Rochussen (1814-1894), Adriaen van
Stalbemt (1580-1662), Christian Friedrich Wiegand (1748-1824), Pieter
Barbiers BZN III. (1771-1837).

Öffnungszeiten:

Staatliche Kunsthalle Baden-Baden: Di-So 10-18 Uhr

an allen Feiertagen geöffnet, außer 24. und 31. Dezember

Preise: 7 EUR, ermäßigt 5 EUR, Freitag freier Eintritt

Große Sonderausstellung des Landes Baden-Württemberg.

Gefördert vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
Baden-Württemberg.

www.kunsthalle-baden-baden.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9382: Nordhorn - Florian Auer - Kunstpreis der Stadt Nordhorn, 25.2.-29.4.2018


Pressemitteilung von: Städtische Galerie Nordhorn

Florian Auer - Kunstpreis der Stadt Nordhorn



Nordhorn. Die Städtische Galerie Nordhorn zeigt vom 25. Februar bis
zum 29. April 2018 die Einzelausstellung YESTERDAY YOU SAID TOMORROW
mit Florian Auer, dem Träger des Kunstpreises der Stadt Nordhorn 2017.
Florian Auer überzeugte die Jury aus Vertretern der Stadt Nordhorn
sowie des Förderkreises der Städtischen Galerie mit einem skulpturalen
Werk, das immer wieder auch malerische Fragen stellt und insbesondere
auf Veränderungen der Wahrnehmung in einer durch digitale Medien
geprägten Realität reagiert.

Die Objekte und Installationen des Künstlers verbinden immer wieder
neu und überraschend die Wirklichkeiten des Ausstellungraums, der
zweidimensionalen Bilddarstellung und des virtuellen 3D-Renderings.
Künstlerisch arbeitet er zwar oft mit ganz traditionellen Prinzipien,
etwa der perspektivischen Projektionslehre, dennoch erzeugt er Bilder,
die ganz der Gegenwart und manchmal sogar der Zukunft entsprungen
scheinen. Florian Auers Werke operieren in einem Spannungsfeld
zwischen körperlichem Erfahrungsraum, Idealvorstellung, virtuellem
Bild und realem Material. Mit teils großem handwerklichem Aufwand holt
er digitale Objekte in die Wirklichkeit zurück, freilich ohne die
Spannung zwischen analog und digital ganz aufzulösen.

Thematisch bezieht er sich auf Phänomene der Moderne, die ästhetisch
eng mit dem Begriff der Dynamik verbunden und zudem besonders stark
von digitaler Gestaltung abhängig sind, wie zum Beispiel Sport,
Design, Architektur und Technik. Viele seiner Motive sind eng mit der
aktuellen technologieverliebten Kultur von Design und Kommunikation
verbunden. So schafft Florian Auer auf ganz eigene Weise eine neue
medienspezifische Ästhetik.

Für die Städtische Galerie Nordhorn konzipiert der Künstler eine
spezielle Installation, in die auch die besondere Architektur des von
Stephen Craig entworfenen Ausstellungsraums einbezogen wird.

Florian Auer (*1984 in Augsburg) studierte American Cultural Studies
an der Ludwig-Maximilians-Universität München sowie Bildende Kunst an
Akademie der Bildenden Künste München und an der Städelschule
Frankfurt.Neben zahlreichen Ausstellungsbeteiligungen zeigte er
Einzelausstellungen unter anderem im S.M.A.K. in Gent (2013), im
Kunstverein Braunschweig (2014) sowie im Albertinum, Dresden (2016).
Er lebt und arbeitet in Berlin.

Die Eröffnung findet am Sonntag, 25. Februar 2018, um 11.30 Uhr in der
Städtischen Galerie Nordhorn statt.

Zur Eröffnung spielt "Kreisferkeer Flaake" aus Hamburg elektronische
Musik.

Städtischen Galerie Nordhorn

E-Mail: kontakt@staedtische-galerie.nordhorn.de

Internet: www.staedtische-galerie.nordhorn.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9381: Passau - Poesie und Prosa, Bilder aus der Sammlung des Museum Moderner Kunst


Pressemitteilung von: Museum Moderner Kunst Wörlen-Passau

Poesie und Prosa

Bilder aus der Sammlung des MMK

Ab 10. Februar 2018



Das MMK präsentiert aus seiner Sammlung Gemälde, Grafiken, Fotografien
und Objektbilder zeitgenössischer Künstler, vornehmlich aus
Deutschland und Österreich. Es werden sowohl gegenständliche als auch
abstrakte, sowohl lebhaft farbige als auch monochrom-lineare
Gestaltungen gezeigt. Gemeinsam ist den meisten Werken die ihnen
innewohnende "Poesie", eine nahezu magische Wirkung, die vor allem im
Bereich der Stille, jenseits von Pathos und Aufdringlichkeit,
angesiedelt ist.

Der Begriff "Poesie", der in früheren Zeiten alle dichterischen Werke
umfasste und ab dem 19. Jahrhundert immer mehr durch den Begriff
"Literatur" ersetzt worden ist, wird heute vor allem noch als Synonym
für den Textbereich der Lyrik verwendet. Weit größere Bedeutung hat
der Begriff "Poesie" mittlerweile aber als Bezeichnung einer
bestimmten Wirkungsart. So spricht man beispielsweise von einer
"poetischen Stimmung" oder der "Poesie eines Augenblicks".
Folgerichtig haben auch bildende Künstler diesen Begriff für sich
entdeckt.

Die tschechische Künstlerin Anna Kocourková (*1942) beschäftigt sich
seit 1996 mit ihrem Projekt "Totale Poesie". In dem Zyklus von nicht
arrangierten Fotografien dokumentiert sie die "Poesie des Alltags",
die Wirkung von meist einfachen Dingen, die bei genauerer Betrachtung
eine Fülle von Metaphern und Symbolen offenbaren.

Voll von "Poesie" sind die Bilder der österreichischen Künstlerin
Helga Hofer (*1955), deren Hauptmotiv die Frau ist. Den schlichten,
aber symbolhaft aufgeladenen Darstellungen der Künstlerin haftet meist
etwas Archaisches und Ursprüngliches an.

Im Werk des österreichischen Künstlers Alois Riedl (*1935) kann die
Poesie der aus speziellen Alltagsgegenständen - meist Polstermöbeln
und Stühlen - erwachsenen abstrakten Formen entdeckt werden.

Den monochromen Arbeiten Karl Schleinkofers (*1951) schließlich wohnt
eine ganz besondere Art von Poesie inne, eine des "fließenden
Stillstands" oder der "hellen Dunkelheit". Mit seinen Bildern aus sich
überlagernden schwarzen, grauen und weißen Linien lädt Schleinkofer
den Betrachter ein, in vorsprachliche Bildwelten einzutauchen, in eine
vielschichtige Welt der Ursprünglichkeit und Wildnis hinter dem reinen
Schwarz.

Das Werk von Hannsjörg Voth (*1940), einem der Wegbereiter von
Konzeptkunst und Land Art in Deutschland, entführt in eine symbolhaft
verfremdete Realität. Mit seinen Objektkästen "Erntedank in
Niederbayern" thematisiert Voth die industrialisierte Landwirtschaft
mit ihren Monokulturen und den sich dadurch ergebenden
Umweltproblemen. Trotz dieses "prosaischen" Themas entfalten auch
diese Arbeiten mit ihren Erd- und Pflanzenmaterialien, Vogelfedern
oder vergoldeten Tierknochen eine suggestive "poetische" Kraft.
Eine besondere Rarität sind die Blätter aus der "Edition Ghetto",
einem 1987/88 in Passau erschienenen Grafikzyklus. Diese Edition
vereint Werke von 26 Künstlern, die zum Teil Mitarbeiter und
Studierende des Referats Kunstpädagogik der noch jungen Universität
Passau waren. Der Name "Ghetto" bezieht sich auf das erste
Studentendorf in Passau, das auf dem Gelände des heutigen
Sportzentrums lag. Die Studentensiedlung, in der "linksradikales und
autonomes Gedankengut" vermutet wurde, fiel 1996 nach über
zehnjährigem Kampf der Bewohner den von zahlreichen Polizisten
begleiteten Abrissbaggern zum Opfer. - Aus den technisch und motivisch
sehr unterschiedlichen Arbeiten der Edition, von denen einige auch das
Passauer Ghetto selbst thematisieren, wurde für diese Schau eine
Auswahl getroffen. Das Blatt "Flying Bunny" von Max Kanior ziert das
Ausstellungsplakat.

Zu einem Gutteil verdankt sich diese Schau mehreren großzügigen
Schenkungen an das Museum. Im Laufe der Jahre ist durch wiederholte
Gaben Alois Riedls eine stattliche Anzahl von Werken des Künstlers in
der Sammlung des Museums zusammengekommen.

Im Jahr 2015 schenkte das Ehepaar Hacker aus Salzweg dem MMK die
seltene Ghetto-Mappe, außerdem überreichte die Künstlerin Anna
Kocourková dem Haus mehrere Fotografien ihres Zyklus "Totale Poesie".
Zum Jahresende 2016 schenkte die berühmte Münchner Galerie van de Loo
dem Passauer Museum eine größere Anzahl von Arbeiten der Künstler Karl
Schleinkofer und Pia Mühlbauer. Im Dezember 2017 gab die Künstlerin
Helga Hofer eine Reihe von Arbeiten in die Sammlung des Museums. Die
jüngste Gabe sind die großformatigen Materialbilder von Hannsjörg
Voth, welche die Sammlung des Museums im Bereich der Objektkunst um
eine wichtige aktuelle Position erweitern.

Diese Bestandsausstellung wird bis auf Weiteres zu sehen sein. Im Lauf
des Jahres wird es dazu erstmals eine Audio-Führung im Museum Moderner
Kunst geben.

Die Museumspädagogik des Hauses nimmt zahlreiche Aspekte der
Sammlungspräsentation auf und bietet ein vielfältiges Programm für
alle Altersgruppen an.

MUSEUM MODERNER KUNST - WÖRLEN gemeinnützige GmbH

Bräugasse 17, D-94032 Passau

www.mmk-passau.de
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AUSSTELLUNG/9380: Karlsruhe - 200 Jahre Badischer Kunstverein, Festivalsprogramm 1.5. bis 16.12.2018


Pressemitteilung von: Badischer Kunstverein

200 Jahre Badischer Kunstverein

Festakt: Dienstag, 1. Mai, 18 Uhr



In diesem Jahr feiert der Badische Kunstverein sein 200-jähriges
Bestehen! Er ist nicht nur einer der ältesten Kunstvereine
Deutschlands und der älteste Kunstverein in Baden-Württemberg, sondern
auch die erste Institution der Bildenden Kunst in Karlsruhe. Wir
möchten Sie über unser Jubiläumsprogramm informieren und Sie herzlich
zu einem Pressefrühstück am 21. Februar um 11 Uhr einladen.
Anschließend gibt es die Gelegenheit, hinter die Kulissen des
Kunstvereins zu schauen, der sich bis zur feierlichen Wiedereröffnung
am 1. Mai in einer Umbau- und Renovierungsphase befindet.

Die Feierlichkeiten zum 200jährigen Jubiläum starten mit einem großen
Festakt zum Entstehungsdatum des Kunstvereins, der am 1. Mai 1818
gegründet wurde. Mit diesem Festakt beginnt das umfangreiche Programm
zum Jubiläum mit vier großen Ausstellungsblöcken und einem Festraum im
Lichthof des Badischen Kunstvereins.

Vor den Feierlichkeiten nutzen wir die Zeit für einige Umbauten des
historischen Gebäudes in der Waldstraße: Die Räume des Kunstvereins
werden flächendeckend saniert. Das Foyer wird neu gestaltet und ein
Aufenthaltsort für Besucher*innen und Mitglieder geschaffen (Konzept
Mathis Burandt, neue tische). Der Festraum zum Jubiläum im Lichthof
des Gebäudes wird als Club 2.0.0 von dem Design Studio Schroeder Rauch
gestaltet und ermöglicht zahlreiche Begegnungen mit der Geschichte des
Vereins, zugleich finden hier alle Aktivitäten des Festivals statt.
Während des Umbaus bleiben die Ausstellungsräume geschlossen. Das
Kunstvermittlungskollektiv fortda aus Karlsruhe nutzt diese
Unterbrechung für die Konzeption eines Pausenraums, der den
Bürger*innen der Stadt im März 2018 zur Verfügung steht. fortda wird
das gesamte Jubiläumsjahr mit einem pädagogischen Programm begleiten.

Alle Jubiläums-Formate wurden im Hinblick auf die
Ausstellungsgeschichte des Kunstvereins konzipiert, inhaltlich wie
formal. Künstler*innen und Ausstellungen zu vergangenen Themen wie
"Realismus", "Kunst und Politik", "Widerstand statt Anpassung",
"Gegen-Bilder" oder "Kritische Gesellschaften" werden aus dem Programm
herausgegriffen und kontextualisiert. Wir werfen einen alternativen
Blick auf die Ausstellungsgeschichte - abseits gängiger Methoden - um
die Konzeption neuer Fragestellungen und das Auffinden zahlreicher
Geschichten zu ermöglichen, die sich nicht nur in dem umfangreichen
Archiv des Vereins, sondern vor allen Dingen auch in den persönlichen
Erinnerungen von Beteiligten wiederspiegeln. Zugleich geht es in allen
Formaten um eine größtmögliche Öffnung des Vereins im Jubiläumsjahr.
Unser Ziel ist eine kollektive Betrachtung von Geschichte, die viele
engagierte Protagonist*innen und Kollaborateur*innen einbezieht, ihre
Stimme festhält, aber auch viele neue Allianzen anstoßen möchte. Das
gesamte Programm des Jubiläums wird von Felicitas Wetzel als
Projektleiterin koordiniert.

Um sich der Geschichte aus vielfältigen Perspektiven zu nähern und die
Ergebnisse für gegenwärtige Diskurse zugänglich zu machen, ist der
Kunstverein zahlreiche Kooperationen eingegangen. Zum Jubiläum wird
die zweite Phase des Archivprojektes 31,2 laufende Meter
abgeschlossen. Seit 2012 haben sich Studierende der Staatlichen
Hochschule für Gestaltung Karlsruhe mit den Archivmaterialien und
Dokumenten des Badischen Kunstvereins beschäftigt und diese 2015/2016
in einer Ausstellung präsentiert. Auf der Grundlage dieser Ergebnisse
und weiterer Recherchen entsteht eine umfangreiche Archiv-Webseite mit
dem Fachbereich des Kommunikationsdesigns der HfG unter Leitung von
James Langdon. Zudem finden Seminare mit Studierenden der
Kuratorenstudiengänge an der Städelschule und der Goethe-Universität
in Frankfurt (Leitung Stephanie Heraeus), der Zürcher Hochschule der
Künste (Leitung Dorothee Richter) und der HfG in Karlsruhe (Leitung
Anja Dorn) im Kunstverein statt und werden spezifische Aspekte der
Ausstellungsgeschichte vertiefen.

Wir fragen zudem nach der feministischen Geschichte des Vereins, u.a.
welche Künstlerinnen wurden ausgestellt, wann wurde die erste Frau
präsentiert, was erfahren wir über die Näherinnen, die ihren Laden im
Erdgeschoß des Vereins hatten, bevor der Lichthof an gleicher Stelle
entstand? Wir stellen Ausstellungen mit einem feministischen oder
genderübergreifenden Blick vor und kontextualisieren Präsentationen
von Künstlerinnen wie der Malerin Sophie Reinhard (Ausstellung 1818),
Barbara Hepworth (1966), der Grafikerin Warja Lavater (1973), Miriam
Cahn (2012) oder Lubaina Himid (2017). Kollektiven Künstlerprojekten
wie die Gruppe Rih (Ausstellung 1920) oder die Gruppe Puyk (1970) gilt
ebenfalls eine besondere Aufmerksamkeit. Bei diesem Projekt wird uns
Rebecca Stephany gestalterisch und künstlerisch begleiten.

Für die Annäherung an Geschichte und ihrer Vermittlung wurden
verschiedene Formate oder Gefäße entwickelt. Neben der Archiv-Website,
dem Festraum, den begleitenden Veranstaltungen und gestalterischen
Kooperationen für die Printmedien, die das Jahr begleiten werden, ist
uns die mündlich überlieferte Geschichte und ihre Archivierung ein
wichtiges Anliegen. Mit welcher Sprache nähern wir uns der Geschichte
und welche Narrationen wählen wir für ihre Darstellung? Interviews mit
Personen, die am Kunstvereinsgeschehen in unterschiedlicher Funktion
teilgenommen haben, werden bereits geführt und 2018 fortgesetzt. Die
Audioaaufnahmen sind Grundlage eines eigens konzipierten Hörspiels zur
Kunstvereinsgeschichte. Es lässt die Vergangenheit akustisch aufleben
und wird im Club 2.0.0 präsentiert.

Wir wollen das Jubiläum nutzen, um uns nicht nur mit der Historie des
Vereins zu beschäftigen, sondern insbesondere unseren Blick in die
Gegenwart und Zukunft zu werfen: Welche Rolle spielen Kunstvereine und
ihr ausgeprägter Bildungsanspruch in der Kunstlandschaft heute und wie
können sie ihre bedeutende Funktion in der Zukunft wahrnehmen und
erweitern? Zu diesen und anderen Fragestellungen wird der Badische
Kunstverein im Juni 2018 ein großes Festival ausrichten, das neben den
früheren Direktorinnen und Direktoren des Vereins, auch Kolleg*innen
aus internationalen Ausstellungshäusern, Künstler*innen, Autor*innen
und Theoretiker*innen einlädt, diese und weitere Fragestellungen zu
erörtern. In einer Essensperformance des Künstlers Viron Erol Vert,
werden 12 verschiedene Meze angeboten, welche die Vielseitigkeit der
Karlsruher Essenskultur wiederspiegeln. Meze ist ein weit verbreitetes
Gericht im Nahen Osten, auf dem Balkan und in Teilen von Mittelasien.
Das türkische Wort Meze bezeichnet nicht nur ein kleines Gericht als
Beilage zum Getränk, sondern auch eine kulturelle Tradition des
Teilens, Genießens und Beisammenseins.

Das Projekt Two Hundred Years Young Songs -kuratiert von Adnan Yildiz
und Didem Yazici - geht anhand von Klängen, Liedern und Texten den
verborgenen Geschichten in Gemeinschaften, gesellschaftlichen Gruppen
und sozialen Netzwerken nach und möchte "das Kulturelle" durch eine
sensible Auseinandersetzung mit der Geschichte der Stadt, ihrer
Migrationsgeschichte und den gegenwärtigen öffentlichen Akteur*innen
neu definieren. Die Künstler*innen des Projekts, unter anderem die
kurdische Künstlerin Mehtap Baydu und der libanesische Künstler Maxime
Hourani, sind zugleich Teilnehmer*innen des Residenzprogramms, das im
Jubiläumsjahr Kunstschaffende, aber auch Autor*innen und Kurator*innen
einlädt, neue Projekte in Hinblick auf die Programmatik des
Kunstvereins zu entwickeln.

Parallel zum Festivalprogramm im Lichthof zeigt der Kunstverein vier
Jubiläumsausstellungen, die die Programmtik des Ausstellungsprogramms
des Kunstvereins auf unterschiedliche Weise wiederspiegeln. Im Rahmen
der 24. Europäischen Kulturtage präsentieren wir die erste große
Retrospektive des polnischen Künstlerduos KwieKulik in Deutschland.
Zwischen 1971 bis 1987 arbeitete Zofia Kulik mit ihrem damaligen
Partner Przemyslaw Kwiek unter dem Namen KwieKulik. Mit ihrer Mischung
aus scharfer Sozialkritik und humorvoller Auslegung konzeptioneller
Kunst nutzten die beiden Künstler*innen die Kunst als Testfeld für ihr
politisches Engagement. Die Ausstellung markiert einen historisch wie
aktuellen Fokus des Kunstvereinsprogramms: die Förderung und
Vermittlung von Kunst aus mittel- und osteuropäischen Ländern.

Im Sommer widmet sich ein umfangreiches Festival aus wechselnden
Präsentationen und Veranstaltungen im Obergeschoß des Kunstvereins der
Frage nach der gegenwärtigen Situation künstlerischen Arbeitens in
Karlsruhe. Eröffnet wird das Festvial am 19. Juli 2018. Damit nehmen
wir Bezug auf eine lokale politische Debatte und möchten neue Wege und
Formen eruieren, wie ein kollektives Engagement für die Kultur in
Karlsruhe zukünftig möglich ist. Zu diesem Zweck laden wir
Kulturschaffende verschiedener Bereiche und Generationen ein, ihre
künstlerische Praxis zu zeigen und darüber zu reden. Zudem möchten wir
den verschiedenen Projekträumen, Kollektiven und Netzwerken ein Forum
bieten, um ihre Aktivitäten vorzustellen und über neue gemeinsame
Strategien nachzudenken.

Am 4. Oktober 2018 eröffnet die erste monografische Ausstellung der
amerikanischen Schriftstellerin und Künstlerin Kathy Acker (1947-
1997). Acker verfasste revolutionäre Romane mit innovativen
Erzähltechniken, die sie selbst entwickelte. Mit ihrer Radikalität
stellte sie gängige Konventionen von Geschlecht, Privateigentum und
Nachkriegskapitalismus infrage. Doch nicht nur ihr literarisches Werk
ist bemerkenswert; parallel dazu schuf sie ein performatives Ich, eine
sorgfältig inszenierte Künstlerinnen-Persona, der sich Ausstellung
undSymposium nähern. Co-kuratiert wird die Ausstellung von Matias
Viegener, Professor an der CalArts Universität in Los Angeles und
Verwalter des Nachlasses von Kathy Acker. Das Symposium wird in
Kooperation mit dem Englischen Seminar der Universität zu Köln
durchgeführt. Die Verbindung von Literatur, Buch und Kunst spielte im
Ausstellungsprogramm des Kunstvereins bereits seit den 1950er Jahren
eine Rolle und die Ausstellung zu Kathy Acker ist ein weiteres
Ausstellungshiglight zu diesem Thema.

Das Jahr schließt traditionell mit unserer Mitglieder- und
Jahresgabenausstellung. Erstmals möchten wir alle bisher produzierten
Jahresgaben des Vereins zeigen und einige ausgewählte Werke in einer
großen Los-Auktion versteigern. Dieses Ereignis nimmt direkt Bezug auf
die Geschichte der Kunstvereine, die Kunstwerke per Losverfahren
verkauften. Für die Mitgliederausstellung möchen wir alle
Künstlermitglieder bitten, ihre einzureichenden Arbeiten in Hinblick
auf den Geburtstag des Vereins neu zu entwerfen, sei es auf die
Geschichte des Vereins, seines Hauses oder auch nur auf die 200 als
beeindruckende Zahl.

Programm des Festivals: 1. Mai - 16. Dezember 2018

Die Ausstellungsräume bleiben wegen des Umbaus vom 09.01.-30.04.2018
geschlossen.

Adresse: Badischer Kunstverein, Waldstraße 3, 76133 Karlsruhe,
www.badischer-kunstverein.de
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DAS BLÄTTCHEN/1768: Was Gorbatschow hörte...


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 3 | 29. Januar 2018

Was Gorbatschow hörte...

von Petra Erler



Wolfgang Ischinger, Chef der Münchner Sicherheitskonferenz, hat im Januar
ein bemerkenswertes Interview in der Zeitschrift Internationale
Politik gegeben. Er stellte darin fest, dass 2008, mit dem Krieg in
Georgien, der Ost-West-Gegensatz neu aufgebrochen sei, der sich heute zum
Konflikt ausgewachsen habe. Er weist auch darauf hin, dass noch Mitte der
90er Jahre, mit der NATO-Russland-Grundakte, erwartet worden wäre, "dass
das Ende der Geschichte des West-Ost-Konflikts erreicht war." Damit
schließt er sich der Lesart an, dass die tiefe Störung im Verhältnis des
Westens zu Russland ausschließlich von Russland (unter Putin) verursacht
worden sei. Seine direkte Bezugnahme auf die NATO-Russland-Grundakte
verdeutlicht, dass die Regelung des Verhältnisses zwischen der NATO und
Russland eine Schlüsselfrage war und ist.

In Euromaidanpress vom 24. Dezember 2017 war zu lesen, dass die
russische Behauptung, man habe 1990 das Versprechen bekommen, die NATO
nicht nach Osten auszudehnen, Teil der russischen Propaganda sei. Zur
Beweisführung wurde auf eine Website der NATO verwiesen. In einem "fact
sheet" stellt dort die NATO kühl fest, dass es keinen entsprechenden
Beschluss des NATO-Rates gab. Außerdem wäre die Frage der Osterweiterung
der NATO erst Jahre nach der deutschen Einigung aktuell geworden. Es gäbe
überhaupt keine Belege für die falsche russische Behauptung, so die NATO in
ihrem "fact sheet".

Nun sind aber am 12. Dezember 2017 unter der Überschrift "Was Gorbatschow
hörte" 30 historische Dokumente durch das National Security Archive der USA
freigegeben worden, die die russische Sichtweise, es habe im Prozess der
deutschen Einigung das Versprechen gegeben, die NATO nicht nach Osten zu
erweitern, belegen. Nur zur Erinnerung: Voraussetzung für die deutsche
Einigung war die Zustimmung der 4 Alliierten, die im 2+4 Vertrag fixiert
wurde. Es ging unter anderem um die Frage der NATO-Mitgliedschaft der neuen
Bundesrepublik Deutschland, um den Status von Ostdeutschland, um den Abzug
der sowjetischen Streitkräfte. Nicht vertraglich fixiert wurde dagegen, wie
sich die Beziehungen zwischen der damaligen Sowjetunion und der NATO
entwickeln sollten.

Das führte dazu, dass Genscher und Baker, die damaligen Außenminister der
Bundesrepublik Deutschland und der USA später behaupteten, ihre Aussagen
vom 31.1.1990 in Tutzing, und vom 9.2.1990 in Moskau, die eine
Osterweiterung der NATO ausschlossen, seien lediglich auf die Modalitäten
für das Territorium Ostdeutschlands bezogen gewesen.

Genau diese Behauptungen widerlegen die jetzt veröffentlichten Dokumente.
Sie zeigen, dass Präsident Bush, Kanzler Kohl, Präsident Mitterrand und die
Premierministerin Thatcher sehr wohl der Sowjetunion (Gorbatschow)
versprachen, dass die NATO nicht nach Osten ausgedehnt würde. Alle
erklärten 1990 ihre Bereitschaft, die legitimen russischen
Sicherheitsinteressen zu berücksichtigen, Osteuropa und die Sowjetunion
nicht gegeneinander auszuspielen, die NATO zu politisieren und eine
gesamteuropäische Sicherheitsarchitektur schaffen zu wollen. Im Jahr 19991
wiederholten der britische Premier Major und der damalige Generalsekretär
der NATO, Wörner die Zusicherung, die NATO nicht nach Osten zu erweitern.
"Nichts davon wird passieren", so Major.

Aber diese Dokumente belegen ebenfalls, dass sich die USA als Gewinner des
Kalten Krieges ansahen, die Sowjetunion als Verlierer und damit nicht als
ebenbürtig. Mehr noch, in einem Strategiedokument des State Department vom
Oktober 1990 ist zu lesen, dass eine sowjetische Bedrohung fortbestehe und
dies die NATO rechtfertige. An anderer Stelle ist dort vermerkt, dass es
zum gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings nicht im Interesse der USA wäre,
mittel- und osteuropäische Staaten in die NATO aufzunehmen und eine
"anti-sowjetische Koalition" zu organisieren, die an der sowjetischen
Grenze endet. Man befürchtete dadurch Rückschläge im
Demokratisierungsprozess in Mittel und Osteuropa, einschließlich in der
Sowjetunion. Das Pentagon war schon zu diesem Zeitpunkt der Auffassung, man
solle eine NATO-Osterweiterung nicht ausschließen.

Das Thema NATO-Osterweiterung hat auch die amerikanisch-russischen
Beziehungen unter Jelzin umgetrieben. Jelzin wurde ebenfalls versprochen,
die NATO nicht nach Osten, an die russische Grenze, zu verschieben.
Stattdessen erhielt er die Zusicherung, die NATO arbeite an einer
Partnerschaft mit allen mittel- und osteuropäischen Staaten, einschließlich
Russland (Partnership for Peace). Das war, so schreibt Goldgeiger in
warontherocks 2016, eine Idee, die Jelzin damals "brillant" fand.
Goldgeiger macht in seiner Analyse aber auch keinen Hehl daraus, dass sich
seit 1990 zwei Konzepte gegenüberstanden: das der USA, die der europäischen
Ordnung nach 1990 ihren Stempel aufdrückten, während Russland, das unter
Jelzin den Kommunismus überwunden hatte und als gleichberechtigter Partner
geachtet werden wollte, zu schwach gewesen sei, seine Interessen
durchzusetzen.

1997 wurde die NATO-Russland-Grundakte beschlossen. Präsident Clinton
verlautbarte damals, dass die "neue NATO" niemanden bedrohe, sondern die
Sicherheit aller Staaten, auch die der Nichtmitglieder stärke. Gleichzeitig
wurde die NATO-Osterweiterung beschlossen, wobei man sorgfältig darauf
achtete, dies erst nach der Wiederwahl von Jelzin in Gang zu setzen.

Der Kosovo-Krieg der NATO führte zur nächsten Ernüchterung auf der
russischen Seite. Russland wollte damals um keinen Preis eine militärische
Lösung. Die NATO-Russland-Grundakte bot allerdings keine Handhabe, diesen
Krieg zu verhindern. Eine Befassung des UN-Sicherheitsrates wiederum
hintertrieben die USA, die längst im Kreise der NATO-Verbündeten auf einen
Militärschlag drängten. Die entsprechenden Dokumente, die im
Clinton-Archiv zugänglich sind, sind eindeutig. So wurde der Kosovo-Krieg
zum ersten völkerrechtswidrigen Krieg nach dem Ende des Kalten Krieges und
umriss sehr scharf die Grenzen der "neuen Partnerschaft" zwischen der
"neuen" NATO und Russland.

2002 wurde schließlich einem Versuch Russlands, der NATO beizutreten, eine
Abfuhr erteilt. Stattdessen sollte der in Rom formierte NATO-Russland-Rat
eine neue "gleichwertige" Partnerschaft begründen, auf allen Gebieten, bei
denen gemeinsame Interessen bestünden. Für diese Partnerschaft schluckten
die Russen, dass die USA den wichtigen ABM-Vertrag 2002 einseitig
aufkündigten. Russische Bedenken gegen die NATO-Erweiterung wurden im
NAT0-Russland-Rat angesprochen und zur Kenntnis genommen. Gleichzeitig
entwickelte sich in der ersten paar Jahren eine punktuell durchaus
bemerkenswerte Zusammenarbeit.

Auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2006 war es Senator John McCain, der
es üblicherweise nicht genau nimmt mit dem Völkerrecht, wenn es um den
Feldzug gegen andere Länder geht, der Russland als Erster vorwarf, nicht
mehr im "Camp des Westens" zu stehen und Autokratie zu exportieren. Im
darauffolgenden Jahr wurden im NATO-Russland-Rat die Konfliktlinien
zwischen beiden Seiten sehr deutlich. Russland warf der NATO vor, seine
Sicherheitsinteressen dramatisch zu verletzen. Die NATO fand und findet das
bis heute absurd.

Nun gibt es Stimmen, die sagen, dass Gorbatschow selbst schuld daran wäre,
dass er sich 1990 auf mündliche Zusicherungen des Westens verließ. Sie sind
an Zynismus und Geschichtslosigkeit kaum überbietbar. In der kurzen
Zeitspanne, die für eine völkerrechtskonforme Durchführung der deutschen
Einigung zur Verfügung stand, wäre ein solches Unterfangen unmöglich
gewesen, mit nicht auszudenkenden Risiken für die gesamte europäische
Stabilität. Zudem gab es im Jahr 1990 auch noch das Konzept von Vaclav
Havel, der über die Auflösung beider Militärbündnisse nachdachte. Ähnliche
Überlegungen stellte damals auch Mitterand an. Und schließlich ist jede
Diplomatie am Ende, wenn das Wort von demokratischen
Führungspersönlichkeiten nichts mehr gilt. Das einzige völkerrechtliche
Dokument, das Spuren der politischen Zusagen des Westens an Gorbatschow
enthält, ist die Charta der KSZE vom November 1990.

Ein anderes Argument, das auf das Recht der Völker auf freie Bündniswahl
verweist, ist wesentlich ernster zu nehmen. Danach musste sich die
westliche Politik darauf einstellen, dass es Zeit braucht, bis die jungen
Demokratien ihre eigenen außenpolitischen Koordinaten bestimmt hatten.
Allerdings beißt sich dieses Argument mit der amerikanischen Sichtweise,
die die NATO keineswegs als ein Bund von Gleichen, sondern zuallererst als
Anker für die militärische Präsenz der USA in Europa (zu dessen
Stabilisierung) ansieht. Das ist sehr unverblümt in einer Notiz von
Wolfowitz über sein Gespräch mit Vaclav Havel nachzulesen, das am 27. April
1991 in Prag stattfand. Dank der amerikanischen Archivpolitik ist es
nunmehr der Öffentlichkeit zugänglich.

Herr Ischinger hat in dem eingangs erwähnten Interview auch ausgemacht,
dass es in der deutschen Russland-Politik ein "emotionales Element" gäbe,
das mit der Vergangenheit zu tun habe. Auf welche Vergangenheit er sich
bezieht, bleibt offen. Wenn mit "emotional" gebrochene Versprechen gemeint
sind, die im Vorfeld der deutschen Einigung gemacht wurden, hat er Recht.

Auf jeden Fall täte die Bundesrepublik Deutschland sehr gut daran, in ihrer
Russlandpolitik ins Kalkül zu ziehen, dass auch die Russen (in Gestalt der
damaligen Sowjetunion) den Weg in die deutsche Einheit freimachten und
dabei darauf vertrauten, dass dies zu einer gesamteuropäischen
Sicherheitsarchitektur führen würde. Es ist nicht allein die Schuld
Russlands, dass wir heute davon weiter entfernt sind, als vor 27 Jahren.
Das sollte man ganz rational auch in Deutschland begreifen.

 * 
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graswurzelrevolution Nr. 426, Februar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Massenproteste im Iran

Die größten Demonstrationen seit der "Grünen Revolution"

von O.G.



Vom 28. Dezember 2017 bis zum 6. Januar 2018 kam es im Iran zu
tagelangen Protesten gegen die Regierung und religiöse Führung des
Landes. In mindestens 75 iranischen Städten wurde nach gesicherten
Informationen demonstriert (*Ali Kadivar, Soziologe Brown University)
- vielerorts mehrfach und mit tausenden Teilnehmenden.

Die Proteste begannen in der konservativen Millionenstadt Mashhad im
Osten und breiteten sich schnell über das ganze Land aus. Der Ausbruch
der Proteste in Mashhad und die Zielrichtung bieten viel Anlass zur
Spekulation darüber, inwieweit konservative Kräfte die Proteste
unterstützten oder mindestens zuließen.

Zu Beginn der Demonstrationen standen die starke Inflation, steigende
Lebensmittelpreise, Korruption und generelle wirtschaftliche Probleme
im Vordergrund. Trotz der Unvorhersehbarkeit der massenhaften Proteste
entstanden diese jedoch nicht aus dem Nichts. In den vergangenen
Jahren lässt sich eine steigende Organisierungsfähigkeit insbesondere
auch in der Arbeiterbewegung des Iran feststellen. Diese fanden im
Jahr 2017 einen neuen Höhepunkt. Zudem erschütterten zunächst
voneinander unabhängige Krisen das Land.

Nach der Präsidentenwahl im Mai feierten Unterstützer*innen noch
spontane Massen-Partys in den Straßen. Unterstützt von Soundanlagen
mit iranischer Popmusik nutzten die meist jungen Frauen und Männer die
Gelegenheit, öffentlich gemeinsam zu tanzen und zu feiern, was
ansonsten strengstens verboten ist. Nur kurze Zeit später
erschütterten Bankenskandale das Land. Banken hatten sich mit
Hedgefonds der religiösen Eliten verspekuliert, durch Korruption
verschwand ein Teil des Geldes. Viele Anleger*innen verloren ihre
gesamten Ersparnisse. Wütende Proteste und Auseinandersetzungen mit
den Sicherheitskräften folgten.


Streiks

Auch gewerkschaftliche Proteste zeigten sich in diesem Jahr
zahlreicher und organisierter. Offizielle Angaben zeigen, dass seit
2015 die Zahl der Streiks kontinuierlich ansteigt. Zwei bis drei
Protestaktionen sind täglich zu verzeichnen und das, obwohl
Gewerkschafter*innen und Arbeitnehmervertreter*innen immer wieder
harte Strafen drohen. Dennoch gibt es ausdauernde Auseinandersetzungen
wie zum Beispiel die in den Zuckerfabriken in Haft Tappeh in
Khuzestan, die zum Teil über Jahre geführt werden.

Der Anlass sind zugleich absolut unhaltbare Zustände für die
Arbeiter*innen, deren Löhne oftmals monatelang nicht bezahlt werden.
Dort, wo die Unternehmen zusätzlich privatisiert wurden wie bei der
Transportgesellschaft "Persischer Golf", werden dann nicht nur
Zahlungen der Löhne, sondern auch der Sozialabgaben eingestellt,
wodurch die Arbeiter*innen nicht mehr zum Arzt gehen können. Im
Dezember 2017 fanden Streiks der Bahnarbeiter, die in Tabriz die
Gleise blockierten, statt. Pensionäre aus der Stahlindustrie
demonstrierten vor dem Sitz des Gouverneurs von Esfahan. Und im
Transportwesen, der Reifenproduktion und beim Fahrzeugbau wurde
gestreikt.


Erdbeben im kurdischen Teil des Irans

Im November 2017 erschütterte ein Erdbeben im Westen den kurdischen
Teil des Landes. Über 600 Menschen starben. Der Staat zeigte sich
völlig unfähig, auf diese Krise zu reagieren. Aktuell leben geschätzte
50.000 Menschen in Kermanshah in Zelten. Während von der iranischen
Bevölkerung eine große Solidaritätswelle folgte, lehnte die Regierung
Hilfsangebote aus den westlichen Industrieländern ab. Die religiöse
Führung rief zu Gebeten für die Betroffenen auf, so wie sie es auch im
aktuellen Fall des Tankerunglücks im Chinesischen Meer tut.

Dabei lassen sich zahlreiche Opfer des Erdbebens auf Missmanagement
zurückführen, da unter der Regierung Mahmoud Ahmadinejad errichtete
Sozialplattenbauten wie Kartenhäuser in sich zusammenfielen. Kein
Wunder also, dass die nun folgenden landesweiten Proteste auch in den
kurdischen Regionen auf großen Widerhall stießen.


Die ökonomische Krise

Neben diesen Krisen spielen die allgemeinen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen eine große Rolle. Die Inflation macht es vor allem
den unteren Schichten der Bevölkerung immer schwerer, ihre Versorgung
mit Essen und dem Nötigsten sicherzustellen.

Hohe Jugendarbeitslosigkeit bei einer insgesamt sehr jungen
Bevölkerung erhöht das Konfliktpotential. Veröffentlichte Etatpläne,
wonach die Subventionen für Benzinpreise schrittweise fallen sollen
und das Yarane, eine Art minimale Sozialhilfe, abgeschafft oder durch
Lebensmittelmarken ersetzt werden soll, erhöhen darüber hinaus die
Nöte der ärmsten Bevölkerungsteile. Das allgemeine Narrativ auch unter
den Iranern selbst geht daher davon aus, dass ein Großteil der
Protestierenden aus den unteren Schichten stammt. Offizielle Zahlen
zum Berufsstand und Bildungsgrad der Demonstrierenden und bisher
Festgenommenen belegen diese Annahmen. Entsprechend bilden die
Provinzhauptstädte den Kern der Proteste und nicht wie 2009 und davor
die Hauptstadt Teheran.

Während in vielen Städten Tausende friedlich demonstrieren, sind auf
Videos auch landesweit gewaltsame Auseinandersetzungen mit den
Sicherheitskräften zu sehen. Als Quellen verweise ich u.a. auf
persische Telegramm-Kanäle, die von Millionen Leser*innen genutzt
werden. Teilweise lieferten sich junge Männer massive
Straßenschlachten mit der Polizei und gewannen dabei zu Beginn des
öftern die Oberhand. Kleine Polizeiposten wurden angezündet und sogar
Polizeistationen oder Gerichtsgebäude angegriffen. Meist in diesen
Zusammenhängen kam es auch zu insgesamt 21 getöteten Demonstrant*innen. Das
islamische Regime hat mit massiver Repression reagiert. Zum
Schußwaffengebrauch kam es offenbar dann, wenn Sicherheitskräfte direkt
attackiert und bedrängt wurden. Es kam zudem zu mehreren offiziell
bestätigten Todesfällen im Polizeigewahrsam. An anderen Orten blieben die
Sicherheitskräfte passiv.

Vielmehr änderte die Regierung ihre Taktik. Spätestens nach einer
Woche wurde an neuralgischen Punkten jegliche Ansammlung im Keim
erstickt. In Teheran wurde der Haupteingang der Universität
abgeriegelt. Tagsüber blockierten dann mehrere tausend Menschen den
Meidan Enghelab, den Revolutionsplatz in der Nähe der Uni Teheran.

Die Forderungen der Demonstrant*innen wandelten sich im Laufe der
Protestwelle in allgemeine Unmutsäußerungen gegen den Mullah-Staat.

"Marg bar diktatur" - "Tod der Diktatur", "Tod Rouhani", "Tod
Chomenei" war überall zu hören und an die Wände gesprüht. Damit wird
nicht nur erstmals seit langem die religiöse Führung direkt
attackiert, sondern zugleich werden deren Parolen "Tod den USA" und
"Tod Israel" umgewandelt. Die Studierenden in Teheran riefen: "Ob
Reformer oder Konservative - das Spiel ist aus." Doch auch Rufe nach
Cyrus Reza Pahlavi, dem Thronfolger des letzten Schah von Persien, der
heute in den USA lebt, wurden laut. Eine Frau wird zum Symbol, die ihr
weißes Kopftuch nahm und in der Luft schwenkte. Die Frauenbewegung
versuchte, daran anzuknüpfen und Anschluss an die Bewegung zu finden.

Weitere Kampagnen, die sich zu formieren suchen, sind die nach einem
Referendum sowie die Kampagne zur Verbrennung der 
Basidschi-Mitgliedsausweise. Die Basidschi-Milizen sind eine 1981, nach der
"Islamischen Revolution" von 1978/79, gegründete paramilitärische Einheit,
die heute aus etwa 90.000 Vollzeitkräften und ca. 300.000 Reservisten
besteht. Sie sind den Revolutionsgarden unterstellt und Teil des
Repressionsapparates. Im Netz sind mehrere dutzend Filme zu finden, in
denen Angehörige der Basidschi ihre Mitgliedsausweise und ähnliche
Dokumente verbrennen.


Anders als die "Grüne Revolution"

Die Proteste unterscheiden sich von der sogenannten Grünen Revolution,
die sich 2009 im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen im Iran
formierte, darin, dass sie keine einheitlichen Forderungen formulieren
und nicht durch Führungspersönlichkeiten repräsentiert werden. Das
macht auf der einen Seite ihre schnelle Entwicklung und
Unberechenbarkeit aus. Es verunsicherte aber auch viele, obwohl dies
die logische Folgerung daraus ist, dass eine legale Organisierung
nicht möglich ist. Die Gewaltausbrüche sind Ausdruck dessen, dass die
jetzt auf der Straße Demonstrierenden nichts zu verlieren haben.

Das gilt für die gebildeten Mittelschichten allerdings sehr wohl. Für
scheinbar unklare, nicht konkrete Ziele und ohne zu wissen, wer der
nächste Anführer der Bewegung werden könnte, riskieren sie aktuell
nicht Gefängnis oder gar ihr Leben.

Es tut sich dabei eine gewisse Lücke zwischen den sozialen
Verhältnissen innerhalb der Opposition gegen das Regime auf. Anstatt
Verständnis für die Protestformen weniger gebildeter Schichten
aufzubringen, kommen sogar Klassismen zum Vorschein. In einem Artikel
von Borzou Daragahi wird über eine Studentin aus Teheran, die sich
dennoch an den Protesten beteiligte, geschrieben. "Ihre Freunde
verspotteten die Protestler als stammesangehörige Kleinstadtbürger,
die nicht aus politischen Erwägungen, sondern aus bäuerlichen
Rachefehden heraus agierten." Ein iranischer Student aus Münster verstand
nicht warum gerade jetzt die wirtschaftliche Lage die Menschen auf die
Straße treibe. Es sei schon mal schlimmer gewesen. Dabei geht es im Iran
vielen Menschen der untersten Schicht so schlecht, dass sie nichts zu essen
haben. Als ich 2016 sechs Monate zum Persisch-Studium im Iran war, habe ich
oft gemerkt, dass Iraner aus der oberen und unteren Mittelschicht die
soziale Realität der Armen nicht wirklich wahrnehmen. Sich zum Teil lieber
abgrenzen. So nähren sich bei denen, die Hoffnungen in schrittweise
Reformen setzen, Befürchtungen, der aktuelle, relativ gemäßigte Präsident
Rouhani könnte Schaden nehmen.

Desweiteren wird im Hinblick auf Länder wie Syrien, aber auch die möglichen
Forderungen einzelner Volksgruppen wie Kurden oder Balutschen befürchtet,
dass im schlimmsten Fall der Zerfall des Landes drohe.

Es ist eine bekannte imperialistische Strategie, die inneren Widersprüche
zu nutzen, um die politischen und wirtschaftlichen Strukturen in den
Zielländern zu transformieren. Während des "Arabischen Frühlings" wurde
diese Strategie angewandt. Aber die Massenbewegung des Irans darüber zu
lesen, wird zur erneuten Isolierung der Iraner*innen führen. Vielmehr sind
die sozialen Bedingungen für die Bewegung zu betrachten und die
gegenüberstehenden hegemonialen Verhältnisse und deren Widersprüche. Dann
wird ersichtlich, dass die Re-Organisierung des Kapitals im islamischen
System nach der Revolution in Form der Wirtschaftsmonopole der islamischen
Stiftungen (Bonyad) die Grundlage für die aktuellen Proteste liefert.

Die größte dieser Stiftungen hat ihren Sitz genau in Mashhad, wo die
aktuellen Proteste begannen. Bisherige Privatisierungen und
Freihandelszonen brachten aus Sicht der iranischen Regierung nicht den
erwünschten Erfolg, ausländisches Kapital ins Land zu holen. Die
Regierung Rouhani benötigt daher weitere Reformen in Form von
bürgerlichen Rechten. Diese Reformen werden allerdings nur soweit
gehen, als dass dieses Ziel der neuen Kapitalakkumulation unter der
islamischen Herrschaft erreicht werden kann. Für die Erlangung echter
Freiheiten wird es also weiterhin darauf ankommen, ob die mittleren
und unteren Schichten ihre gegenseitigen Vorbehalte überwinden können
und gemeinsam eine emanzipatorische Massenbewegung auf die Straße
bringen, um somit mehr als nur Scheinzugeständnisse zu erwirken.


Von O.G. erschien im Sommer 2017 in der Graswurzelrevolution
 420 der Artikel "Ein anderer Iran. Soziale Bewegungen als
 Hoffnungsträger".
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1. Einleitung

Bereits die am 13. November 2017 formell bekundete Bereitschaft
zahlreicher EU-Mitgliedsstaaten, an der "Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit" - englisch abgekürzt PESCO - teilzunehmen, löste
regelrechte Begeisterungsstürme unter anderem bei den daran
beteiligten deutschen Verantwortlichen aus: "Heute ist ein großer Tag
für Europa. Wir gründen heute die europäische Sicherheits- und
Verteidigungsunion"[1], kommentierte Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen die Unterzeichnung der Notifizierungsurkunde zur PESCO.
Bundesaußenminister Sigmar Gabriel stimmte ebenfalls in die
Lobeshymnen mit ein und bezeichnete die Notifizierung als "Meilenstein
der europäischen Entwicklung."[2] Und auch die Presse zeigte sich
völlig von der Tragweite des auf den Weg gebrachten Vorhabens
überzeugt, wenn etwa die Morgenpost schrieb: "Das Projekt nennt sich
Pesco und könnte für das Militär der EU einmal so bedeutend werden,
wie der Euro für die Wirtschaft."[3]

Obgleich PESCO rechtlich bereits mit In-Kraft-Treten des Vertrags von
Lissabon (EUV) im Dezember 2009 verankert worden war und sie als eines
der wichtigsten Elemente zum Ausbau der EU-Militärkomponente gilt,
wurde ihre Aktivierung lange blockiert. Die gesellschaftlichen und
politischen Veränderungen der letzten Jahre, wie die Wahl des
US-Präsidenten Donald Trump, die zunehmenden Konflikte an den
östlichen wie südlichen Grenzen und vor allem der bevorstehende
Ausstieg Großbritanniens aus der EU bildeten nun aber den Nährboden
für das schwindelerregende Tempo, mit dem seit einiger Zeit neue
Vorhaben im Bereich der "Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik" (GSVP) der EU durchgepeitscht werden. Unter
anderem scheinen die europäischen Entscheidungsträger nun nach
jahrelangem Feilschen am Ziel ihrer Träume angekommen zu sein, nachdem
der formellen Meldung am 8. Dezember 2017 ein offizieller
Ratsbeschluss zur Begründung der PESCO und drei Tage später dessen
Unterzeichnung folgte.

Handlungsleitend ist dabei die im Juni 2016 verabschiedete
EU-Globalstrategie (EUGS), die die Europäische Sicherheitsstrategie
aus dem Jahr 2003 ersetzt. Sie legt dar, dass in einer instabilen Welt
"Soft Power" - also zivile Machtmittel - allein nicht mehr ausreichen
würden. Aus diesem Grund müsse man "die Glaubwürdigkeit im Bereich
Sicherheit und Verteidigung verbessern". Diese Glaubwürdigkeit, wie
sie hier genannt wird, soll mit der gemeinsamen militärischen
Aufrüstung EUropas und seiner Staaten gewährleistet werden und somit
das militärische Handeln wieder in den Vordergrund rücken. In der EUGS
heißt es hierzu: "Wir werden höhere Investitionen und Qualifikationen
in allen Mitgliedsstaaten durch gemeinsame Forschung und Entwicklung,
Ausbildung, Übungen und Beschaffungsprogramme fördern. [Hierfür]
benötigen die Mitgliedsstaaten bei den militärischen
Spitzenfähigkeiten alle wichtigen Ausrüstungen, um auf externe Krisen
reagieren und die Sicherheit Europas aufrechterhalten zu können."[4]

Diese Ziele definieren das Ambitionsniveau, das die Mitgliedsstaaten
erreichen wollen und für das zivile und im Besonderen militärische
Mittel gestellt werden müssen.[5] Um dies zu bewerkstelligen, seien
höhere - und effizientere - Investitionen in den militärischen Bereich
notwendig, wofür wiederum eine ehrgeizige PESCO vonnöten sei, wie
unter anderem die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 22.
und 23. Juni 2017 festhielten.[6]

Die am 11. Dezember 2017 auf der Ratssitzung - auf Grundlage des
Vertrags von Lissabon - offiziell beschlossene PESCO soll hierfür vor
allem militärische Fähigkeiten und Kapazitäten bündeln, den Bedarf im
Verteidigungsbereich harmonisieren, einen gemeinsamen Rüstungsmarkt
schaffen und demnach gemeinsame EU-Militärstrukturen aufbauen.[7]
Militärische Kooperationsprojekte mehrerer Mitgliedsstaaten sollen
künftig innerhalb der PESCO entwickelt und umgesetzt werden und damit
offiziell unter dem Dach der EU erfolgen.

Ziel ist es, hierüber "militärische Spitzenfähigkeiten" zu generieren
und gleichzeitig ein militärisches Kerneuropa zu etablieren. Denn mit
PESCO können Teile der EU-Militärpolitik per Mehrheitsentscheidung auf
Kleingruppen ausgelagert werden, wodurch das bisher geltende
Konsensprinzip einfach umgangen wird. Kleinere und mittlere EU-Länder
drohen so Mitsprache- und Einflussrechte über substanzielle Teile der
EU-Militärpolitik einzubüßen, da die Mitgliedsstaaten bindende
(Rüstungs-)Verpflichtungen erfüllen müssen - z.B. die Erhöhung der
Verteidigungshaushalte oder die Bereitstellung von Truppenverbänden -,
um überhaupt an PESCO-Projekten teilnehmen zu dürfen. Wie im Folgenden
dargestellt werden soll, wird hierüber ein immenser Aufrüstungsdruck
erzeugt, während die Einführung qualifizierter Mehrheitsentscheidungen
gleichzeitig Macht und Einfluss der EU-Großmächte weiter vergrößert.
Darüber hinaus wurden mittlerweile bereits die ersten PESCO-Projekte
auf den Weg gebracht, die den Verdacht erhärten, dass sich die EU
hierüber einen erheblichen Schritt weiter in Richtung einer
Aufrüstungs- und Interventionsunion begibt.




KASTEN:

 Geschichte der GSVP in den Verträgen der Europäischen
 Union





Vertrag von Maastricht 1992/93:

 -- Einrichtung der "Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik" (GASP)
 mit erstmaliger Erwähnung der Sicherheitspolitik als Aufgabengebiet
 innerhalb der Europäischen Gemeinschaft.



Vertrag von Amsterdam 1997/99:

 -- Einrichtung des Postens des Hohen Vertreters für die Gemeinsame
 Außen- und Sicherheitspolitik.

 -- Übernahme der Petersberg-Aufgaben der Westeuropäischen Union,
 inklusive von "Kriegseinsätzen zur Krisenbewältigung". Damit starke
 militärische Akzentuierung der GASP.



Französisch-britisches Gipfeltreffen in St. Malo 1998:

 -- Übereinkunft zur Stärkung der militärischen Macht Europas. In der
 Abschlusserklärung hieß es, die Union benötige "eine autonome
 Handlungskapazität, unterstützt von glaubwürdigen Streitkräften mit
 den Mitteln und der Bereitschaft sie zu nutzen."



Ratstagung in Köln 1999:

 -- Beschluss über die Schaffung ständiger Strukturen, wie die
 Einrichtung eines Militärausschusses, eines Militärstabs und eines
 Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees.



Ratstagung in Helsinki 1999:

 -- Umsetzung der politischen Vorgaben von Köln in konkrete Ziele:
 Verpflichtung der Mitgliedsstaaten bis 2003 eine schnelle
 Eingreiftruppe von 15 Brigaden (60.000 Mann) aufzubauen.



Vertrag von Nizza 2000/01:

 -- Beschlüsse von Köln und Helsinki im Vertrag von Nizza
 institutionalisiert. 

 -- Umwandlung der verteidigungspolitischen Bestimmungen in einen
 eigenen institutionellen Bereich der "Europäischen Sicherheits- und
 Verteidigungspolitik" (ESVP).



Vertrag über eine Verfassung für Europa (VVE) 2003 (nicht in Kraft
 getreten):

 -- Verankerung des Militarisierungskurses mit Erwähnung der Ständigen
 Strukturierten Zusammenarbeit zur Errichtung eines Kerneuropas und
 einer Avantgarde. Umbenennung der ESVP in "Gemeinsame Sicherheits- und
 Verteidigungspolitik" (GSVP).



Vertrag von Lissabon 2007/2009:

 -- Aufnahme der Komponenten der Militarisierung, die bereits im
 Entwurf des VVE enthalten waren. Die Änderungen betrafen hierbei nicht
 die GASP und die GSVP.

 -- Möglichkeit zur Aktivierung der Ständigen Strukturierten
 Zusammenarbeit (engl. PESCO).



KASTEN ENDE




2. Der Weg zu PESCO im Vertrag von Lissabon

Gewiss ist die Idee einer verstärkten Zusammenarbeit im
verteidigungspolitischen Bereich in der Geschichte der EU keine
Neuheit, verschiedenste militäraffine Akteure versuchten sie immer
wieder im Rahmen der Europäischen Union zu platzieren und politisch
umzusetzen. Bereits 1994 legten Wolfgang Schäuble und Karl Lamers im
Positionspapier "Überlegungen zur europäischen Politik" nahe, dass von
"wesentlich größerer Vorrangigkeit als im Maastrichter Vertrag
vorgesehen", die "Schaffung einer gemeinsamen europäischen
Verteidigung" dringlich sei, auch aufgrund der "Schwierigkeiten der
Europäer untereinander [...] und anlässlich des Krieges im ehemaligen
Jugoslawien" [8].

Diese Forderung ging weit über die im Maastrichter Vertrag Anfang der
1990er verhandelten und in die Gemeinsame Außenund Sicherheitspolitik
(GASP) eingeflossenen Positionen hinaus und nahm die Idee der
intensivierten und rationalisierten Militarisierung der Europäischen
Union, vor allem unter der Führung Deutschlands wieder auf.
Deutschland hatte bereits mit Beginn des Krieges in Jugoslawien und
dem Alleingang bei der Anerkennung der Unabhängigkeit von Slowenien
und Kroatien seine Absichten auf eine Führungsposition untermauert.[9]
In eine ähnliche Richtung, die den Traum eines Kerneuropas unter der
Führung einer Avantgarde priorisierte, begab sich auch der damalige
Außenminister Joschka Fischer in einer Rede im Jahr 2000 vor
Studierenden der Humboldt-Universität in Berlin.[10] Diesem Vorschlag
schlossen sich auch die ehemaligen französischen Präsidenten Jaques
Chirac mit der Forderung von "Pioniergruppen"[11] und Nicolas Sarkozy
mit der Idee, dass einzelne Staaten zum "Motor des neuen Europas"[12]
werden, an. Die Notwendigkeiten hierfür wurden damals, wie auch heute,
aus den Gefahren, die aus Russland kommen, sowie der schlechten
"Performance" in den Kriegen in Jugoslawien und später in Afghanistan
sowie in Libyen abgeleitet, die ursächlich auf die angeblich
fragmentierten strategischen und ausrüstungstechnischen Ressourcen
zurückgeführt werden.[13]

Nachdem im Vertrag von Maastricht (1992) noch keine Rede von
irgendwelchen außenpolitischen Pioniergruppen oder dergleichen war,
entwickelte sich PESCO schließlich über den Vertrag von Amsterdam
(1997), in dem hauptsächlich ökonomische Komponenten zu Tage traten
und Nizza (2000), in dem lediglich die Möglichkeit einer verstärkten
Zusammenarbeit im außenpolitischen Bereich, allerdings bei
gleichzeitiger Ausklammerung militärpolitischer Aspekte, festgehalten
wurde, bis hin zum Vertrag von Lissabon (EUV). Er wurde 2007 von den
Staats- und Regierungschefs unterzeichnet und trat im Dezember 2009 in
Kraft. Mit dem Vertrag wurde die Möglichkeit zur Umsetzung eines
militärischen Kerneuropas mit dem Instrument einer "Permanent
Structured Cooperation" (PESCO) offiziell primärrechtlich verankert,
welche zu dem in Artikel 42(2) EUV festgehaltenen Endziel, der
Schaffung einer europäischen Verteidigungs- und Sicherheitsunion -
ähnlich der Wirtschafts- und Währungsunion - beitragen soll.

Im Primärrecht werden u.a. nicht konkretisierte und vage formulierte
Bedingungen erwähnt, die die teilnehmenden Mitgliedsstaaten erfüllen
müssen, sofern sie denn der PESCO beitreten wollen. So ist von
"anspruchsvollen Kriterien in Bezug auf militärische Fähigkeiten"[14]
die Rede, wobei auch im dazugehörigen Protokoll 10 EUV nicht genauer
erwähnt wird, wie anspruchsvoll diese Kriterien eigentlich sein
sollen. Darüber hinaus sind, ebenso vage und unkonkret,
Verpflichtungen festgehalten, die den Ausbau nationaler Beiträge und
multinationaler Beteiligungen intensivieren sollen, sowie, dass sich
die teilnehmenden Mitgliedsstaaten dazu verpflichten, ihre
Zusammenarbeit zur Verwirklichung der Ziele für Investitionsausgaben,
der Angleichung und Harmonisierung von Verteidigungsfähigkeiten und
konkrete Maßnahmen zur Verfügbarkeit und Flexibilität von
Streitkräften zu intensivieren und zu verbessern.[15] Aus dem
militärbürokratischen Neusprech übersetzt und zusammengefasst bedeutet
dies, dass der Vertrag von Lissabon Verpflichtungen bereithält, die zu
einer gemeinsamen militärischen Aufrüstung und einer gemeinsamen
Intensivierung der militärpolitischen Zusammenarbeit führen sollen, um
die Interessen der Europäischen Union, gegebenenfalls auch außerhalb
der EU-Grenzen, gewaltsam durchsetzen zu können. Dadurch wurde auch
klar kommuniziert, dass nur die Mitgliedsstaaten, die sich an der
fortschreitenden Aufrüstung und der Bereitstellung von Kampftruppen
beteiligen, Mitsprachemöglichkeiten in wesentlichen sicherheits- und
verteidigungspolitischen Fragen erhalten sollen.




KASTEN:

 PESCO im Vertrag von Lissabon





Artikel 42(6) EUV: "Die Mitgliedsstaaten, die anspruchsvolle
 Kriterien in Bezug auf militärische Fähigkeiten erfüllen und die im
 Hinblick auf Missionen mit höchsten Anforderungen untereinander
 weitergehende Verpflichtungen eingegangen sind, begründen eine SSZ im
 Rahmen der Union."



Diese Zusammenarbeit erfolgt nach Maßgabe von Artikel 46(1):
 "Die Mitgliedsstaaten, die sich an der Ständigen Strukturierten
 Zusammenarbeit beteiligen möchten und hinsichtlich der militärischen
 Fähigkeiten die Kriterien erfüllen und die Verpflichtungen eingehen,
 die in dem Protokoll über die SSZ enthalten sind, teilen dem Rat und
 dem Hohen Vertreter der Union für Außen und Sicherheitspolitik ihre
 Absicht mit."



Der Beschluss hierzu ist in Artikel 46(2) EUV geregelt: "Der
 Rat erlässt binnen drei Monaten (...) einen Beschluss über die
 Begründung der SSZ und über die Liste der daran teilnehmenden
 Mitgliedsstaaten. Der Rat beschließt nach Anhörung des HV mit
 qualifizierter Mehrheit."



Protokoll 10 Artikel 1 zur SSZ besagt darüber hinaus, dass
 "jeder Mitgliedsstaat teilnehmen kann, der sich (...) verpflichtet,



a) "seine Verteidigungsfähigkeiten durch Ausbau seiner nationalen
 Beiträge und (...) durch Beteiligung an multinationalen Streitkräften,
 an den wichtigsten europäischen Ausrüstungsprogrammen und an der
 Tätigkeit der (...) Europäischen Verteidigungsagentur intensiver zu
 entwickeln und



b) (...) über die Fähigkeit zu verfügen (...) bewaffnete Einheiten
 bereitzustellen (...) die (...) als Gefechtsverband konzipiert sind
 (...) und fähig sind, innerhalb von 5-30 Tagen Missionen (...)
 aufzunehmen (...)."



Dem Protokoll 10 Artikel 2 folgend, heißt es weiter: "Die an
 der SSZ teilnehmenden Mitgliedsstaaten verpflichten sich zwecks
 Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele zu



a) einer Zusammenarbeit (...) zur Verwirklichung der vereinbarten
 Ziele für die Höhe der Investitionsausgaben für Verteidigungsgüter und
 zur regelmäßigen Überprüfung dieser Ziele (...);"



b) einer möglichst weit angehenden Angleichung ihres
 Verteidigungsinstrumentariums, indem sie insbesondere die Ermittlung
 des militärischen Bedarfs harmonisieren, ihre Verteidigungsmittel und
 -fähigkeiten gemeinsam nutzen und gegebenenfalls spezialisieren sowie
 die Zusammenarbeit auf den Gebieten Ausbildung und Logistik stärken;



c) konkrete Maßnahmen zur Stärkung der Verfügbarkeit, der
 Interoperabilität, der Flexibilität und der Verlegefähigkeit ihrer
 Truppen, insbesondere, indem sie gemeinsame Ziele für die Entsendung
 von Streitkräften aufstellen (...)."



Artikel 3 des Protokolls beauftragt die Europäische
 Verteidigungsagentur (EDA) mit der "regelmäßigen Beurteilung der
 Beiträge der teilnehmenden Mitgliedsstaaten zu den Fähigkeiten".



KASTEN ENDE




3. Die Debatte um die Aktivierung der PESCO

Die militärischen Strukturen seien, wie in der jüngeren Vergangenheit
oft genug betont wurde, chronisch unterfinanziert. Außerdem sei der
Sektor innerhalb Europas stark fragmentiert und müsste im großen
Rahmen konsolidiert werden. Es wird argumentiert, dass sich die
bisherige nationalstaatliche Beschaffungs- und Verteidigungsplanung
kontraproduktiv auf die militärpolitischen Ziele der EU auswirken
würde, weshalb diese auf EU-Ebene gebündelt ("konsolidiert") werden
müsste.[16] Denn insbesondere seit der letzten Finanzkrise und den
damit einhergegangenen Einsparungen sei es den Mitgliedsstaaten nicht
mehr möglich, die für erforderlich gehaltenen militärischen
Fähigkeiten zur Durchsetzung ihrer nationalen Interessen im Alleingang
generieren zu können. Hierfür sei es nötig, Fähigkeiten insbesondere
über den Aufbau gemeinsamer EU-Militärstrukturen zusammenzulegen,
wofür PESCO besonders in jüngster Zeit als "perfektes" Instrument "zur
Ausschöpfung des vollen Potentials der Verträge"[17] gilt. Das
Instrument wurde in den verschiedensten EU-nahen Denkfabriken und
EU-Institutionen intensiv diskutiert[18] und rückte in jüngster Zeit
ins Zentrum der Aufmerksamkeit - EU-Kommissionschef Jean-Claude
Juncker bezeichnete PESCO sogar in absurd romantisierender Weise als
die "schlafende Schönheit" des Vertrags von Lissabon.[19]

Vor allem der bevorstehende Brexit erweist sich hier nicht etwa als
eine Tragödie für die EU, sondern - zumindest aus Sicht vieler
Militarisierungsbefürworter - vielmehr als Glücksfall und Chance PESCO
umzusetzen. Denn es war nicht zuletzt immer wieder Großbritannien, das
sich gegen einen Autonomieverlust im militärischen Bereich wehrte und
deshalb den Ausbau der militärischen Strukturen innerhalb der EU mit
seinem Vetorecht blockierte.[20] Darüber hinaus verschiebt sich durch
den Austritt Großbritanniens die Stimmgewichtung bezüglich der
qualifizierten Mehrheit, wodurch die verbleibenden EU-Großmächte eine
noch höhere Gewichtung ihres Stimmenanteils erlangen.[21]

Vor allem seit dem Brexit-Referendum im Juni 2016 wurden deshalb im
Verteidigungs- und Sicherheitsbereich bereits einige Initiativen, wie
der Europäische Verteidigungsfonds (EDF) und der Coordinated Annual
Review on Defence (CARD) auf den Weg gebracht, die generell den Ausbau
des EU-Militärapparates und speziell die Aktivierung der PESCO
erleichtern und unterstützen sollen.[22] Die Hohe Vertreterin der EU
für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, erwähnte nicht
umsonst und voller Stolz in ihrem Vorwort zum ersten Jahresbericht der
EUGS über die sich anbahnende Militarisierung der EU, dass im Feld der
Sicherheit und Verteidigung in den letzten zehn Monaten in der EU mehr
erreicht worden sei als in den letzten zehn Jahren zuvor.[23]

Bereits auf dem informellen Treffen der Verteidigungsminister in
Tallinn am 7. September 2017 wurden die Möglichkeiten für eine PESCO
und die Aufstellung eines konkreten Zeitplans festgehalten. In den
Schlussfolgerungen über die Tagung des Europäischen Rates am 19.
Oktober 2017 hieß es zudem: "Er [der Europäische Rat] begrüßt die
erheblichen Fortschritte, die die Mitgliedsstaaten bei der
Ausarbeitung einer Mitteilung zur Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit (PESCO), einschließlich einer gemeinsamen Liste von
Verpflichtungen, sowie bezüglich der PESCO-Steuerung erzielt haben.
[...] So könnte die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit noch vor
Ende des Jahres eingeleitet werden, mit dem Ziel, die Verpflichtungen
rasch zu erfüllen, einschließlich der Einleitung erster Projekte."[24]
Darüber hinaus meldeten sich mehrere politische Akteure bezüglich der
Reformierung der europäischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik
mit konkretem Bezug auf PESCO zu Wort. Sowohl EU-Kommissionschef
Jean-Claude Juncker in seiner "Rede zur Lage der Union" am 14.
September 2017 als auch der französische Präsident Emmanuel Macron in
seiner Rede zur "Initiative Europa" am 27. September 2017
verdeutlichten, dass die politischen Entscheidungsträger gewillt
waren, so schnell wie möglich eine Reformierung und Intensivierung der
GSVP inklusive der Aktivierung der PESCO auf den Weg zu bringen.
Macron brachte mit der Errichtung einer gemeinsamen
Interventionstruppe, eines gemeinsamen Verteidigungsbudgets und einer
gemeinsamen Verteidigungsdoktrin konkrete, stark militärisch
akzentuierte Vorschläge mit ein.[25]

Kaum kreiste der harmlos klingende Begriff PESCO in den deutschen
Leitmedien umher, die sich in ihren Berichterstattungen jedoch meist
auf die Erwähnung einer "stärkeren Zusammenarbeit bei
Verteidigungsprojekten" [26] beschränkten, bekundeten die meisten
Mitgliedsstaaten am 13. November 2017 mit der Unterzeichnung eines
Notifizierungspapiers formell ihre Teilnahmebereitschaft, ohne dass
eine Debatte über den damit einhergehenden Ausbau des
EU-Militärapparats in der Öffentlichkeit stattgefunden hätte.[27]


4. Die Interessen hinter PESCO

Europa soll eine "autonome Handlungsfähigkeit", gestützt von
militärischen Ressourcen, erlangen, die es ermöglicht, dass sie nicht
nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine militärische Supermacht
wird.[28] Dies soll über eine weitgehende Integration der
Verteidigungspolitik und der Aufrüstung militärischer Kapazitäten und
Fähigkeiten erfolgen, wofür PESCO eines der wichtigsten Mittel
darstellen soll. Die PESCO ist also ein zentrales Instrument zur
Verwirklichung der Ziele der GSVP und der EUGS und der damit
einhergehenden Interessen und kann dadurch zum neuen
(militär-)politischen Machtzentrum der EU werden. Um diese autonome
Handlungsfähigkeit zu erreichen, bedient PESCO verschiedene
Interessen, die im Wesentlichen die Ambitionen der EU-Großmächte
widerspiegeln und die dementsprechend federführend das Vorhaben
vorantreiben.


4.1 Avantgarde statt Konsens

"In einem stärker von divergierenden Machtinteressen geprägten
Umfeld sollen Deutschland und Frankreich gemeinsam dafür eintreten,
die EU Schritt für Schritt zu einem unabhängigen und globalen Akteur
zu entwickeln."[29]

Jean-Marc Ayrault / Frank-Walter Steinmeier

Bereits am 27. Juni 2016 und damit wenige Tage nach dem
Brexit-Referendum wurde das deutsch-französische Papier "Ein starkes
Europa in einer unsicheren Welt" veröffentlicht. Es wurde von den
beiden damaligen Außenministern entworfen, die somit gleich den
Anspruch für eine starke Führungsrolle in der Konzeption eines
zukünftigen Europas untermauerten.

Schon die im Primärrecht festgehaltenen Kriterien lassen erkennen,
dass die Aktivierung und Errichtung der PESCO nicht die Absicht hat,
alle Mitgliedsstaaten gleichberechtigt daran teilhaben zu lassen. Die
Tatsache, dass nicht die Beteiligung aller Mitgliedsstaaten notwendig
ist, legt stattdessen nahe, dass eine militärpolitische Avantgarde
etabliert werden soll. Besonders die im PESCO-Protokoll 10 EUV
genannten Verpflichtungen, die die Mitgliedsstaaten einhalten müssen,
werden von verschiedensten Autoren als zentrale Punkte für die
Aktivierung der PESCO genannt. Hierdurch werde ein "Ende der
Freiwilligkeit" [30] eingeleitet, indem ein legal durchsetzbares
Instrument zur Verfügung stehe, das die Mitgliedsstaaten davon
abhalte, von ihren Verpflichtungen zurückzutreten.[31] Dies kann
durchaus als Druckmittel verstanden werden, denn es wird auch die
Möglichkeit in Betracht gezogen, die Mitgliedsstaaten zu
sanktionieren, die diesen Verpflichtungen nicht nachkommen.[32]

Vor allem durch EU-nahe Denkfabriken wie z.B. dem Clingendael Institut
wurde für PESCO mit dem Argument geworben, da sich nicht alle
Mitgliedsstaaten der EU daran beteiligen müssten, könne so der
"schleppende Prozess" der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik beschleunigt und eine schnelle Militarisierung
auf den Weg gebracht werden. So könne eine Kerngruppe, angeführt von
Deutschland und Frankreich, den Prozess (der Militarisierung der EU),
gegen die "Unwilligen" der EU, die die Notwendigkeit einer gemeinsamen
europäischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik nicht sehen oder
den Kurs einer Militarisierung nicht einschlagen wollen,
durchsetzen.[33] Lange Zeit beherrschte die Frage, ob die PESCO nun
ambitioniert oder eher inklusiv gestaltet werden soll, die Debatte
über die Teilnahmebedingungen. Frankreich sprach sich für eine
ambitionierte PESCO mit einer höheren Messlatte von Teilnahmekriterien
aus, um schnellstmöglich eine große militärische Schlagkraft erzeugen
zu können.[34] Nicht alle Mitgliedsstaaten wären überhaupt in der Lage
gewesen, die anspruchsvollen Kriterien und Verpflichtungen zu erfüllen
und einzugehen, da sie weder über die geforderten Fähigkeiten noch
über die finanziellen oder strukturellen Ressourcen verfügt hätten,
diese entwickeln zu können. Damit schien aus dieser Sicht die Absicht
einer Kooperation von Grund auf nicht vorrangig gegeben gewesen zu
sein. Das Ziel lag stattdessen eher in der Etablierung eines
Kerneuropas bzw. eines Europas, das schneller und militärisch
schlagkräftiger ist. Schließlich wurde nun wohl ein Mittelweg zwischen
einer ambitionierten PESCO, wie Frankreich sie sich gewünscht hat und
einer von Deutschland favorisierten inklusiven PESCO gefunden, um
möglichst viele Staaten ins Boot zu holen und die Militarisierung
Schritt für Schritt voran zu treiben. Letztendlich sind nun 25
Mitgliedsstaaten mit an Bord. Lediglich Malta, Dänemark und
logischerweise Großbritannien nehmen nicht an PESCO teil.

Offen ist, ob alle PESCO-Unterzeichner nun voller Überzeugung an dem
Projekt teilnehmen und ihre Bedenken gegenüber einem militärischen
Kerneuropa verwarfen, oder - und wahrscheinlicher - ob ehemals
widerwillige Staaten sich nur deshalb zu PESCO bekennen, um dadurch zu
verhindern, dass sie in militärischen Fragen auf die Tribüne verbannt
werden. Jedenfalls zählte eine Studie des European Council on Foreign
Relations noch im Frühjahr 2017 nicht weniger als 18 Mitgliedsländer,
die PESCO unentschieden oder gar ablehnend gegenüberstanden (siehe
Grafik [in der PDF-Version]). Selbst in den Medien wurde zu dieser
Zeit teils über erhebliche Widerstände gegenüber einer Aktivierung von
PESCO berichtet: "Die Kanzlerin warb mit Unterstützung aus Frankreich
und Spanien für ein 'Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten'.
Viele andere Europäer waren davon nicht begeistert. [...] Der Begriff
'Kerneuropa' ist auch nicht beliebter. Andere denken da nämlich
schnell an ein deutsches Zentralgestirn, um das lauter Planeten
kreisen."[35]

Dass die PESCO mit der Beteiligung von 25 der 28 Mitgliedsstaaten nun
doch sehr inklusiv scheint, sollte allerdings nicht darüber
hinwegtäuschen, dass eine Avantgarde die Richtung vorgibt. Dieser
Eindruck verfestigt sich dadurch, dass es im offiziellen Ratsbeschluss
vom 8. Dezember 2017 heißt, PESCO sei auf Vorschlag von Deutschland,
Frankreich, Spanien und Italien gegründet worden. Zudem hatten sich
Frankreich und Deutschland bereits am 13. Juli 2017 auf dem Treffen
des deutsch-französischen Verteidigungs- und Sicherheitsrats "auf eine
Reihe von bindenden Verpflichtungen und Elementen für eine inklusive
und ambitionierte PESCO geeinigt". [36] Ob und wie diese den anderen
Mitgliedsstaaten gegenüber kommuniziert wurden, lässt sich nicht
sagen. Dass darüber aber nur wenige Informationen an und für andere
Mitgliedsstaaten zu Tage kamen, zeigt eine Studie über die nationalen
Perspektiven bezüglich PESCO. Sie gelangte auf Nachfrage gegenüber
Bulgarien und Rumänien zu dem Ergebnis, dass diese sich nicht genug
über die Kriterien und Verpflichtungen unterrichtet fühlten.[37] Erste
konkrete Punkte kamen erst mit der Notifizierungsurkunde vom 13.
November 2017 nach der formellen Meldung der Mitgliedsstaaten ans
Tageslicht.

Durch die Aktivierung der PESCO und die damit einhergehende Einführung
qualifizierter Mehrheitsentscheidungen (65% der EU-Bevölkerung und 55%
der EU-Mitgliedsstaaten) wird das bislang im Militärbereich
kategorisch geltende Konsensprinzip ausgehebelt. Dies führt zu einer
massiven Zentralisierung und Hierarchisierung der EU, von der vor
allem die Großmächte profitieren. Schon die Veränderung der
Berechnungsgrundlage vom Vertrag von Nizza zum Vertrag von Lissabon
veränderte die diesbezügliche Einflussverteilung massiv zu Ungunsten
der kleinen und mittleren Mitgliedsländer. Der bevorstehende Brexit
vergrößert die Stimmanteile der verbleibenden Großmächte weiter,
sodass Deutschland und Frankreich zusammen mit 33 Prozent der Stimmen
nach Bevölkerungsanteil die Sperrminorität fast schon im Alleingang
erreichen (siehe Tabelle [in der PDF-Version]).[38] Die
Verhandlungsposition bezüglich der Verpflichtungen oder der
finanziellen Einbringung eines kleineren Staats ist somit stark
geschwächt und dem Gusto der führenden Großmächte ausgesetzt. Hier
stellt sich die Frage, inwiefern sich die kleinen und mittleren
EU-Staaten künftig überhaupt noch konkret in Strategien und Planungen
einbringen können, wenn Verpflichtungen und Elemente durch die
militärische Avantgarde bereits festgelegt worden sind oder beinahe im
Alleingang von diesen blockiert werden können.

Dies ist allein deshalb schon von Bedeutung, weil unter den EU-Staaten
- auch aufgrund divergierender, teils geographisch bedingter
Interessenlagen bezüglich außen-, sicherheits- oder
verteidigungspolitischen Fragen - keineswegs überall ein Konsens
herrscht. Mit der Etablierung eines Kerneuropas im Bereich der GSVP
kann dieses - aus Sicht der führenden Großmächte - Dilemma der
Uneinigkeit umgangen werden. Denn es ist davon auszugehen, dass im
Besonderen die Avantgarde oder die Staaten, die die Schaffung eines
Kerneuropas in der GSVP befürworten, nationalstaatliche Wirtschafts-
und Machtinteressen mit einbringen und diese unter dem Deckmantel der
"Interessen der Union" in einer gemeinsamen europäischen Verteidigung
umsetzen werden. Im Bezug zur europäischen Ökonomie führt Hans-Jürgen
Bieling aus, dass "grundsätzlich davon auszugehen ist, dass die
nationale Handlungsarena und demzufolge auch die Apparate und
Agenturen des Nationalstaats für die Reproduktion der
gesellschaftlichen und globalen Machtstrukturen noch immer zentral
sind."[39] Auch Andreas Wehr beschrieb, damals noch im Kontext des
Vertrags über eine Verfassung für Europa (VVE) und in Anlehnung an die
qualifizierte Mehrheit und die veränderte Stimmverteilung: "Nationale
Macht verschwindet keineswegs im Nirgendwo, sondern reorganisiert sich
auf transnationaler Ebene."[40] Summa summarum führt PESCO also
letztendlich zu einer weiteren Machtkonzentration auf der
militärischen Ebene zu Gunsten der EU-Großmächte, die aus diesem Grund
auch die treibenden Kräfte hinter dem Vorhaben sind.


4.2 Aufrüstungsdruck

"Der Wert der bewaffneten europäischen Streitkräfte besteht nicht
so sehr darin, speziellen 'Gefahren' zu begegnen, sondern darin, dass
sie ein notwendiges Instrument von Macht und Einfluss in einer sich
schnell veränderten Welt darstellen, in der Armeen immer noch wichtig
sind."[41]

Nick Witney

EU-nahe Denkfabriken betonen unentwegt, dass die EU mehr militärische
Schlagkraft und Präsenz benötige, um als globaler Akteur ernstgenommen
zu werden und für die Sicherheit der EU sorgen zu können.[42] PESCO
soll deshalb nicht nur dafür sorgen, dass die Mitgliedsstaaten der EU
in militärrelevanten Fragen miteinander kooperieren, sondern auch
dafür, dass diese ihre militärischen Kapazitäten verpflichtend erhöhen
und ihre Fähigkeiten ausbauen. Damit dies erreicht wird, legt das
Primärrecht, wie bereits erwähnt, verbindliche Kriterien und
Teilnahmebedingungen fest, die gegenüber den an PESCO teilnehmenden
Staaten einen erheblichen Rüstungsdruck erzeugen. So heißt es in
Protokoll 10 Artikel 2 EUV: "Die an der SSZ teilnehmenden
Mitgliedsstaaten verpflichten sich zwecks Erreichung der in Artikel 1
genannten Ziele zu a) einer Zusammenarbeit [...] zur Verwirklichung
der vereinbarten Ziele für die Höhe der Investitionsausgaben für
Verteidigungsgüter und zur regelmäßigen Überprüfung dieser Ziele
[...];"[43]

Diese vereinbarten Ziele müssen in Verbindung mit Artikel 42(3) EUV
gesehen werden, in dem es heißt: "Die Mitgliedsstaaten verpflichten
sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern."[44]
Daraus ist zu erkennen, dass bestehende Ressourcen nicht nur gebündelt
werden sollen, sondern dass im Vertrag von Lissabon auch verpflichtend
die militärische Aufrüstung in Form von erhöhten Investitionen in mehr
Kapazität und Leistungsfähigkeit festgeschrieben ist. Dies wird
besonders ersichtlich, wenn es zudem in Artikel 3 des Protokolls
heißt: "Die Europäische Verteidigungsagentur [EDA] trägt zur
regelmäßigen Beurteilung der Beiträge der teilnehmenden
Mitgliedstaaten zu den Fähigkeiten bei, insbesondere der Beiträge nach
den unter anderem auf der Grundlage von Artikel 2 aufgestellten
Kriterien, und erstattet hierüber mindestens einmal jährlich
Bericht."[45] Dieser Mechanismus, der letztendlich als Kontrollinstanz
wirkt, ist zu vergleichen mit dem Stabilitätspakt
(Maastricht-Kriterien) der Währungsunion. Der Unterschied liegt
allerdings darin, dass durch den Stabilitätspakt eine Begrenzung der
Verschuldung, u.a. mit Einsparungen in den Sozialausgaben, erreicht
werden soll, während der Kontrollmechanismus der EDA das Gegenteil
darstellt und zur Einhaltung und Animierung militärischer
Ausgabensteigerungen dient. Aus Sicht der EU-Generaldirektion
Auswärtige Politik geht es hier um die Errichtung einer Verteidigungs-
und Sicherheitsunion, in der PESCO als zentrales Instrument für die
Generierung einer autonomen militärischen Handlungsfähigkeit wirken
soll. Dies soll passieren, indem eine Art militärische
Maastricht-Kriterien eingeführt werden, die gleichsam ein großer
Schritt in Richtung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik darstellen
sollen (siehe Grafik [in der PDF-Version]).[46]

Um die im Protokoll 10 EUV festgelegten Verpflichtungen zu
konkretisieren und zu bekräftigen, hat der Rat der Europäischen Union
seinem Beschluss "über die Begründung der Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit (PESCO) und über die Liste der daran teilnehmenden
Mitgliedsstaaten"[47] eine Aufstellung angehängt, die mit folgendem
Titel überschrieben ist: "Liste der ehrgeizigen und verbindlicheren
gemeinsamen Verpflichtungen, welche die teilnehmenden Mitgliedsstaaten
in den fünf in Artikel 2 des Protokolls Nr. 10 genannten Bereiche
eingehen".[48] Über die Zusammenarbeit zur Verwirklichung der
vereinbarten Ziele für die Höhe der Investitionsausgaben für
Verteidigungsgüter gehen die teilnehmenden Mitgliedsstaaten u.a.
folgende Verpflichtungen ein:


	"regelmäßige reale Aufstockung der Verteidigungshaushalte, um die vereinbarten Ziele zu erreichen;

	zur mittelfristig schrittweise Aufstockung der Investitionsausgaben für Verteidigungsgüter auf 20 % der Gesamtausgaben im Verteidigungsbereich, um durch die Teilnahme an Projekten im Bereich der Verteidigungsfähigkeiten [...] Lücken bei den strategischen Fähigkeiten zu schließen.

	mehr gemeinsame und 'kollaborative' Projekte im Bereich der strategischen Verteidigungsfähigkeiten. [...]

	Aufstockung des Anteils der Ausgaben für Forschung und Technologie im Verteidigungsbereich im Hinblick auf eine Annäherung an 2 % der Gesamtausgaben im Verteidigungsbereich.

	Einführung einer regelmäßigen Überprüfung [...]."[49]



Viele dieser Vereinbarungen sind relativ unverbindlich und vage
formuliert: So enthalten etwa die Passagen über die Aufstockung, sei
es die der gesamten Verteidigungshaushalte oder der Verteidigungsgüter
oder die Ausgaben für Forschung und Technologie, keinen konkreten
Zeitplan, bis wann diese eingegangenen Verpflichtungen umgesetzt und
erfüllt sein müssen. Dasselbe gilt für andere Passagen, wie etwa die
über die Verpflichtung zur Bereitstellung strategischer Fähigkeiten,
zur Interoperabilität, Flexibilität und Verlegefähigkeit von Truppen,
wobei hier, abgesehen von einem Zeitplan, auch nicht ersichtlich wird,
zu was genau sich die Mitgliedsstaaten überhaupt verpflichtet haben.

Darüber hinaus bleiben die Kriterien hinter den Vorstellungen der
meisten EU-nahen Denkfabriken zurück, die im Vorfeld in die Debatte
eingespeist worden waren. So plädierte zum Beispiel Friends of Europe
noch im Herbst 2017 für ein PESCO-Kriterium, das eine verpflichtende
jährliche Erhöhung der Rüstungshaushalte um mindestens 0,1 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes (BIP) vorgeschrieben hätte.[50] Auch hinter den
Vorschlägen der Münchner Sicherheitskonferenz bleiben die Kriterien
deutlich zurück: Sie beauftragte McKinsey mit einer Studie, in der
ebenfalls im Herbst 2017 eine Erhöhung der Investitionsausgaben auf 30
Prozent eingefordert wurde. Zusammen mit einer generellen Erhöhung der
Rüstungshaushalte entlang den von den USA geforderten 2 Prozent des
BIP würden so jährlich europaweit zusätzlich mehr als 70 Mrd. Dollar
für Investitionen in Rüstungsgüter zur Verfügung stehen, errechneten
die Unternehmensberater.[51]

Doch dem Wehklagen so manches Militaristen ob der angeblich viel zu
laxen PESCO-Kriterien sollte man dennoch nicht vorschnell auf den Leim
gehen. So sollte man sich zum Beispiel vor Augen halten, dass die
Verpflichtung auf eine "regelmäßige reale Aufstockung" der
Militärhaushalte es in jedem Fall wohl faktisch unmöglich macht,
Militärausgaben zu kürzen, selbst wenn dies von einer Regierung
beabsichtigt würde. Darüber hinaus bedeutet die Festlegung auf eine
Rüstungsinvestitionsquote von 20 Prozent für manche Länder drastische
Ausgabensteigerungen in diesem Bereich.[52] Außerdem muss jeder
teilnehmende Mitgliedsstaat einen nationalen Implementierungsplan
entwerfen, in dem er präzise darzulegen hat, wie er den weitergehenden
Verpflichtungen nachkommen wird und die einzelnen Ziele erfüllen
will.[53] Die diesbezüglichen "Fortschritte" sollen durch einen
jährlichen Bericht der Europäischen Verteidigungsagentur (EDA)
evaluiert werden, die damit gleichsam als Instanz zur Durchsetzung der
PESCO-Interessen zu sehen ist. Dazu legt die Hohe Vertreterin Federica
Mogherini, ihres Zeichens auch Vorsitzende der EDA, dem Rat den
Bericht vor, auf dessen Grundlage der Rat überprüft, ob die
Verpflichtungen durch die Mitgliedsstaaten erfüllt sind.[54]

Diese Evaluierung ist als ein wesentlicher Faktor für das entschiedene
Vorantreiben und Aufrüsten des EU-Militärapparates gedacht, da laut
Artikel 46 (4) des Vertrags von Lissabon die Möglichkeit besteht,
teilnehmende Mitgliedsstaaten, die die Kriterien nicht mehr erfüllen
oder den darin genannten Verpflichtungen nicht mehr nachkommen können,
per Mehrheitsentscheidung aus der PESCO auszuschließen bzw. ihre
Teilnahme auszusetzen. Wörtlich heißt es darin: "(4) Erfüllt ein
teilnehmender Mitgliedstaat die Kriterien nach den Artikeln 1 und 2
des Protokolls über die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit nicht
mehr oder kann er den darin genannten Verpflichtungen nicht mehr
nachkommen, so kann der Rat einen Beschluss erlassen, durch den die
Teilnahme dieses Staates ausgesetzt wird.

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. Nur die Mitglieder des
Rates, die die teilnehmenden Mitgliedstaaten mit Ausnahme des
betroffenen Mitgliedstaats vertreten, sind stimmberechtigt."

Dadurch setzt PESCO die Mitgliedsstaaten unter einen erheblichen
Aufrüstungsdruck, da bei Nichterfüllung und negativer Evaluation,
trotz generellem Teilnahmewillen, die Drohung im Raum steht, von
zentralen Aspekten der EU-Militärpolitik ausgeschlossen zu werden. Die
Sorge ist also plausibel, dass durch die PESCO die Möglichkeiten für
einen historischen Rüstungsschub geschaffen worden sind.


4.3 EU-subventionierter Rüstungsmarkt?

"Voraussetzung für eine stärkere europäische Verteidigung ist, dass
die Mitgliedsstaaten gemeinsam das gesamte Spektrum der Land-, Luft-,
Raumfahrt- und Seefähigkeiten erwerben, entwickeln und erhalten [...]:
militärische Spitzenfähigkeiten einschließlich der strategischen
Grundvoraussetzungen sowie Fähigkeiten zur Gewährleistung von
Cybersicherheit und maritimer Sicherheit. [...] Der europäische Markt
für Verteidigungsgüter leidet darunter, dass er fragmentiert und die
Kooperation in der Industrie unzureichend ist."[55]

Europäischer Verteidigungs-Aktionsplan

Wie bereits mehrfach angedeutet, dominiert innerhalb der EU-Eliten,
sei es aus den hiesigen EU-Institutionen oder den politisch
militärfreundlichen Denkfabriken, die Annahme, dass die EU nur durch
einen schlagkräftigen Militärapparat ein weltpolitischer Akteur ersten
Ranges werden kann. Dem stünde allerdings, so die vorherrschende
Auffassung, die aktuelle Beschaffenheit des EU-Rüstungssektors
entgegen. So beklagt etwa EU-Stratege Nick Witney, ehemals Leiter der
EU-Verteidigungsagentur, dass die Europäer, trotz der mehr als
dreifach so hohen Ausgaben, von der militärischen Macht Russlands
bedroht seien, weil die Verteidigungsressourcen unter einer
"entsetzlichen Ineffizienz" leiden würden.[56] Konkret wird etwa
darauf verwiesen, dass die USA gerade einmal 30 große Waffenprogramme
unterhalten würden, bei den Europäern seien es dagegen 178. Hierdurch
entstünden Dopplungen und Ineffizienzen, die zu enormen Mehrkosten
führen würden, wie etwa die Kommission argumentiert: "Heute sind
unsere Verteidigungsmärkte stark fragmentiert, was zu mangelnder
Interoperabilität und zu Opportunitätskosten in Höhe von mindestens 30
Mrd. EUR führt. Im Verhältnis zu den Ausgaben sind die erzeugten
Verteidigungsfähigkeiten recht gering."[57]

Abhilfe soll hier ein gemeinsamer Rüstungshaushalt sowie die Bündelung
von Planung, Steuerung und Beschaffung von Rüstungsgütern schaffen.
Und gerade diese Prozesse sollen über PESCO forciert werden. Das
Instrument fördere, so erneut Nick Witney, dass die Mitgliedsstaaten
bei der Verteidigungskooperation vom "Einzelhandel zum Großhandel"[58]
übergehen würden und damit mehr "Bang für ihren Euro"[59] erhalten
könnten. Durch Fusionen und Übernahmen sollen sich künftig weniger,
aber dafür umso größere Rüstungskonzerne auf dem Markt tummeln, die
dann wiederum auch größere Auftragsvolumen bedienen würden, was
wiederum niedrigere Stückpreise zur Folge hätte. Die Bundesregierung
fasst diese Überlegungen folgendermaßen zusammen: "Bislang beschafften
die EU-Staaten einen großen Teil ihrer militärischen Ausrüstung auf
nationaler Ebene. Weite Bereiche der Zusammenarbeit lassen sich aber
effektiver gestalten. Könnten sich die EU-Nationen auf eine
Großbestellung von Rüstungsmaterial einigen, ließen sich erhebliche
Kosten einsparen."[60]

Als Mittel, um die gemeinsame Beschaffung und Nutzung und die
Konsolidierung auf einem gewünschten gemeinsamen Rüstungsmarkt zu
forcieren, soll sich der Europäische Verteidigungsfonds (EVF)
erweisen. Im Anhang des PESCO-Ratsbeschlusses heißt es in Absatz 8,
dass sich die teilnehmenden Mitgliedsstaaten dazu verpflichten, einen
künftigen Verteidigungsfonds intensiv in die multinationale
Auftragsvergabe miteinzubeziehen.[61] Die Schaffung des EVF wurde von
der EU-Kommission bereits mit dem Europäischen Aktionsplan im
Verteidigungsbereich (EDAP) am 30. November 2016 ins Spiel
gebracht.[62] Dieser enthielt den Vorschlag, für den Zeitraum von 2021
bis 2027 jährlich 500 Mio. Euro für Rüstungsforschung und unglaubliche
5 Mrd. Euro für die Beschaffung von Rüstungsgütern in den EU-Haushalt
zu integrieren.[63] In einem neueren Verordnungsvorschlag der
Kommission vom 7. Juni 2017 wurde dann erwähnt, dass der Start des EVF
um zwei Jahre auf 2019 vorverlegt und bis einschließlich 2020
zusätzlich ein Betrag von 2,59 Mrd. Euro bereitgestellt werden
soll.[64] In der am selben Tag veröffentlichten Kommissionsmitteilung
heißt es: "Der Europäische Verteidigungsfonds muss zu einem
Schlüsselfaktor für die Zukunft der europäischen Verteidigung werden.
[...]. Um gemeinsame Verteidigungsfähigkeiten aufbauen zu können,
bedarf es einer stärkeren Solidarität, unter anderem durch
Einbeziehung des EU-Haushalts."[65]

Dass der EVF als Projekt mit höchster Priorität gilt, legt zudem der
Verordnungsvorschlag nahe, in dem es heißt, dass er noch im Laufe des
Jahres 2018 verabschiedet werden soll.[66] Dies ist, da PESCO nun in
den Startlöchern steht und auch immens vom Fonds profitieren soll,
nicht überraschend. Denn anstatt der 20 Prozent, die durch den EVF
normalerweise bei bewilligten Projekten zu den Gesamtkosten zur
Entwicklung von Verteidigungsressourcen beigesteuert werden sollen,
erhalten in der und für PESCO entwickelte Fähigkeiten und Projekte
einen Zuschuss von satten 30 Prozent.[67]

Absicht und Ziel des EVF liegen in der Etablierung einer gemeinsamen
unabhängigen rüstungsindustriellen Basis in der EU, die die globale
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Rüstungsindustrie stärken soll.
Durch das Erreichen einer kritischen Masse und der Zusammenlegung des
Rüstungssektors soll dafür gesorgt werden, dass europäische
Unternehmen auf dem globalen Markt nicht mehr in Konkurrenz zueinander
stehen.[68] Der EVF soll daher auch nur länderübergreifende
Rüstungsprojekte unterstützen, um die Staaten per finanziellem Anreiz
für einen gemeinsamen Verteidigungsapparat begeistern zu können. Mit
dem EVF wird also ein finanzielles Instrumentarium geschaffen, das
dazu beitragen soll, dass Investitionen in den Verteidigungssektor mit
enormen öffentlichen Geldern bezuschusst werden, um Kosteneinsparungen
und Effizienzsteigerungen zu erhalten. Jedoch ist zu erwähnen, dass
die Errichtung eines EU-Rüstungshaushaltes rechtlich nicht einwandfrei
ist. So besagt der Artikel 41(2) des Vertrags von Lissabon: "Die
operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses
Kapitels [GASP/GSVP] gehen ebenfalls zu Lasten des Haushalts der
Union, mit Ausnahme der Ausgaben aufgrund von Maßnahmen mit
militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen [...]."[69] Eine
finanzielle Unterstützung des Verteidigungssektors mit EU-Geldern
sollte demnach eigentlich tabu sein. Deshalb greift die Kommission auf
einen Trick zurück und stellt den EVF auf die Rechtsgrundlage der
Industriepolitik, da wettbewerbsfördernde Maßnahmen aus dem
EU-Haushalt bezahlt werden können.[70]

Darüber hinaus soll das 2012 in Kraft getretene Verteidigungspaket
auch für einen EU-internen Wettbewerb sorgen. Die im Paket enthaltene
Beschaffungsrichtlinie besagt, dass künftig alle Rüstungsunternehmen
der EU ohne Wettbewerbsverzerrungen miteinander konkurrieren
sollen.[71] Dies soll Konzentrationsprozesse in der Branche forcieren,
da vor allem kleine Rüstungsunternehmen, die im Wettbewerb mit den
Marktführern der Rüstungsindustrie stehen, nicht überleben können. So
sollen nicht zuletzt über PESCO Fusionen und Übernahmen befördert und
ein "konsolidierter" Sektor vorangetrieben werden. Die soll vor allem
den Waffenhersteller der großen Mitgliedsstaaten zu Gute kommen, die
dementsprechend positiv auf PESCO zu sprechen sind. So schreibt das
Handelsblatt: "Deutschlands Waffenhersteller hoffen darauf, dass
gemeinsame europäische Programme einen neuen Boom bringen. [...] Die
Bundesregierung soll sich im Sinne der Branche engagieren und damit
europäischen Programmen zur Aufrüstung zum Durchbruch verhelfen. Vor
allem von einer Initiative namens Pesco erhoffen sich die Waffenbauer
mittelfristig einen neuen Boom. [...] Wenn Europas Staaten Ernst
machen, könnten sie in den kommenden 20 Jahren Bestellungen im Wert
von mehreren Hundert Milliarden Euro aufgeben, meinen
Branchenvertreter. Und da die neuen Systeme gleichzeitig in hoher
Qualität und großer Stückzahl gebaut werden sollen, 'profitieren vor
allem die technisch führenden deutschen Unternehmen', sagt Heinz
Schulte, Chef des Branchen-Informationsdienstes griephan. [...]
'Entscheidungen dürfen nur auf Grundlage der Fähigkeiten der
Unternehmen getroffen werden', fordert Patrice Caine, Rüstungschef
beim französischen Konzern Thales. Soll heißen: Bei vielen Aufträgen
blieben die Kleinen draußen."[72]

Einsparungen bei der Herstellung und Beschaffung sollen darüber hinaus
vor allem auch durch die Harmonisierung des Bedarfs und der
gemeinsamen Beschaffung erreicht werden. Bezüglich des Artikels 2b) im
Protokoll 10 EUV besagt der Ratsbeschluss über die Begründung zur
PESCO in Punkt 9, dass sich die teilnehmenden Mitgliedsstaaten zu
einer weitgehenden Angleichung ihres Verteidigungsinstrumentariums,
insbesondere durch die Harmonisierung des militärischen Bedarfs
verpflichten. [73] Dies zielt darauf ab, dass sich die Staaten in
einem CARD genannten Prozess darüber einigen, welche Rüstungsgüter
beschafft werden sollen.

Ob es allerdings durch die verschiedensten Maßnahmen zur Bündelung des
EU-Rüstungssektors tatsächlich zu den erhofften Einsparpotentialen
kommt, vor allem im Umfang der durch die Kommission propagierten 30
Mrd. Euro jährlich (manchmal ist sogar von 100 Mrd. die Rede), ist
sehr fraglich. Bisherige Erfahrungen, die mit länderübergreifenden
Rüstungsprojekten, wie z.B. dem als Milliardengrab geltenden Airbus
A400M gemacht wurden, lassen daran erhebliche Zweifel aufkommen.[74]
Selbst aber für den Fall, dass es tatsächlich zu Kosteneinsparungen
kommen würde, ist durch die Verpflichtung zur realen Erhöhung der
Verteidigungshaushalte davon auszugehen, dass freiwerdende Gelder
direkt wieder dem nationalen und europäischen Rüstungshaushalt
zugeführt werden.

Abgesehen von den finanziellen Einsparungen, die durch einen
gemeinsamen Rüstungsmarkt erzielt werden sollen, bezweifelt selbst die
militärfreundliche Armament Industry European Research Group in ihrer
Studie "How to make PESCO a success", mit Verweis auf bisherige bi-
und multilaterale Kooperationen, dass durch PESCO signifikante
Verbesserungen bezüglich der Lücken in der Leistungsfähigkeit oder
Ausrüstung erzielt werden. Zwar wurden bisherige Kooperationen
außerhalb eines EU-Rahmens getätigt, gleichzeitig zeigen die Autoren
jedoch auf, dass die Staaten in solchen Kooperationen trotzdem mehr
ihren eigenen Interessen folgten, da die Verteidigungspolitik den
Kernbereich der nationalstaatlichen Souveränität ausmacht.[75] Es ist
nicht auszuschließen, dass auch in der PESCO nationalstaatliche
Interessen verfolgt werden, die unter dem Deckmantel der Interessen
der Union laufen, bzw., dass durch eine militärische Avantgarde der
EU-Großmächte beide Interessen gleichsam bedient werden. Durch die
mögliche Öffnung der Rüstungsmärkte profitieren die großen
Mitgliedsstaaten auch auf der wirtschaftlichen Ebene. Ergänzend zur in
4.1. aufgezeigten administrativen Ebene wird damit auch die
ökonomische Machtposition der Avantgarde gestärkt. Hier ist erneut zu
erwähnen, dass sich nationale Macht transnational reorganisiert und
die machtpolitische Hegemonie in der EU vorangetrieben wird.


5. Militärische PESCO-Projekte und beschleunigte
Handlungsfähigkeit

Mit dem PESCO-Ratsbeschluss verpflichten sich die Unterzeichnerländer
zur "Teilnahme an mindestens einem Projekt im Rahmen der PESCO, mit
dem von den Mitgliedsstaaten als strategisch relevant festgestellte
Fähigkeiten entwickelt oder bereitgestellt werden".[76] Mit diesen
Projekten soll "die strategische Autonomie Europas erhöht und die
technologische und industrielle Basis der europäischen Verteidigung
(European Defence Technological and Industrial Base - EDTIB) gestärkt
werden."[77] Die Anfangsliste der Projekte, die mit dem Ratsbeschluss
im Dezember 2017 veröffentlicht wurde, beinhaltet zunächst 17
Vorhaben, die in den kommenden Jahren umgesetzt werden sollen.[78]
Jedes Projekt hat eine "Führungsnation", welche das Vorhaben leitet
und durch mehrere Beteiligte unterstützt wird. Allerdings ist die
offizielle Liste der EU recht dünn: So fehlt nicht nur die
Beschreibung, was die einzelnen Projekte überhaupt bedeuten, sondern
auch, welche Nation das jeweilige Projekt anführt. Thomas Wiegold, von
augengeradeaus.net, hat jedoch eine Liste vorliegen, die beides
ausweist. Beim Blick darauf verwundert es nicht, dass die EU die
"Führungsnationen" nicht explizit ausgewiesen hat. Denn betrachtet man
die einzelnen "Projektleiter", wird schnell ersichtlich, dass vor
allem die Avantgarde aus den EU-Großmächten Deutschland, Frankreich,
Italien und Spanien das Ruder in der Hand hält. Lediglich fünf der 17
Projekte werden nicht von den genannten Ländern geleitet, wobei sich
mindestens einer dieser Staaten in jedem der fünf Projekte als
Beteiligter oder Beobachter wiederfindet und die Avantgarde somit
faktisch in jedem Projekt ihre Finger im Spiel hat.[79]

Die Liste der Projekte deckt von der Errichtung eines
Sanitätskommandos, dem intensiveren Austausch von Informationen, der
Entwicklung von Infanteriefahrzeugen und Artillerie-Plattformen bis
hin zum Aufbau eines "EUFOR Crisis Response Operation Core"[80] eine
Vielzahl an Bereichen ab. Deutschland hat in vier Projekten die
Führungsrolle und liegt damit nur knapp hinter Italien, das
beachtliche fünf Projekte leitet. Besonders "interessant" ist hierbei
die Leitung des erwähnten Aufbaus des "EUFOR Crisis Response Operation
Core"[81]. Dieser beabsichtigt die "Identifizierung von notwendigen
Fähigkeiten und Kräften für EU Operationen zur Krisenbewältigung auf
Grundlage einer gemeinsamen Bedrohungsanalyse und
Einsatzvorausplanung; dadurch Verkürzung der Reaktionszeit bei Krisen;
Verbesserung der EU Handlungsfähigkeit und des EU
Krisenmanagements."[82] Hiermit soll ebenso eine verbesserte
Einsatzfähigkeit von Truppen einhergehen, wie mit dem von Spanien
geleiteten "Strategic Command and Control (C2) System for CSDP
Missions and Operations."[83] Es sind nicht zuletzt diese beiden
Projekte - sowie die Entwicklung einer Artillerie-Plattform und von
Infanteriefahrzeugen -, die den Verdacht wecken, dass die EU sich die
Grundlage für eine, als Krisenmanagement betitelte und getarnte,
flexible und rasch handelnde Interventionsunion schaffen will. Zudem
finden sich im Anhang des PESCO-Ratsbeschlusses einige (natürlich
verpflichtende) Passagen, die dafür sorgen sollen, dass militärisches
Gerät und Truppen künftig schneller verfügbar und verlegbar sind.
Diese wären unter Punkt c:

-- "strategisch verlegbare Formationen zur Verwirklichung der
Zielvorgaben der EU verfügbar zu machen."

-- "ein solides Instrument (z.B. eine Datenbank) zur Erfassung der
verfügbaren und rasch verlegbaren Fähigkeiten zu entwickeln, das nur
teilnehmenden Mitgliedsstaaten und truppenstellenden Ländern
zugänglich sein wird, um den Kräfteaufwuchs zu erleichtern und zu
beschleunigen."

-- "grenzüberschreitende Militärtransporte in Europa zu vereinfachen
und zu standardisieren, um die rasche Verlegung militärischer
Ausrüstung und militärischen Personals zu ermöglichen."[84] Damit
diese im PESCO-Rahmen befindlichen Verpflichtungen zur schnelleren
Verfügbarkeit, Interoperabilität, Flexibilität und Verlegefähigkeit
auch tatsächlich umgesetzt werden, bedarf es allerdings auch der
Unterstützung der nationalen Entscheidungsträger der teilnehmenden
Mitgliedsstaaten. Obwohl im Vorlauf der Diskussionen um PESCO und auch
im Ratsbeschluss selbst immer wieder bekräftigt wurde, dass die
nationalstaatliche Souveränität oder der besondere Charakter der
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Mitgliedsstaaten unberührt
bleiben, lässt sich im Ratsbeschluss folgender Passus finden: "Im
Hinblick auf die Verfügbarkeit und die Verlegefähigkeit der Truppen
verpflichten sich die teilnehmenden Mitgliedsstaaten, beschleunigtes
politisches Engagement auf nationaler Ebene anzustreben und
gegebenenfalls ihre nationalen Beschlussfassungsverfahren zu
überprüfen."[85] Dies stellt den z.B. in Deutschland geltenden
Parlamentsvorbehalt in Frage, bei dem, im Vergleich etwa zur
Entscheidungshoheit des französischen Präsidenten, parlamentarisch
über militärische Beteiligungen abgestimmt werden muss. Der Verweis
auf PESCO könnte somit als Steilvorlage genutzt werden, um einen
erneuten Versuch zu unternehmen, die Axt an die parlamentarischen
Mitentscheidungsrechte anzulegen.


6. Europäisierung oder Oligopolisierung der Europäischen
Verteidigung?

Einige Faktoren sprechen dafür, dass mit der Errichtung der PESCO
keine Europäisierung der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
einhergeht, sondern dass durch verschiedene Gegebenheiten, sei es der
Beschluss der qualifizierten Mehrheit oder das geplante Zusammenlegen
von Verteidigungsapparaten und Rüstungsindustrien, die Macht innerhalb
der EU fortschreitend zugunsten der Großmächte und der
militärpolitischen Avantgarde konzentriert wird.

Der Weg der europäischen Militarisierung, die mit PESCO erheblich
intensiviert wird und die lang ersehnte militärische Präsenz und
Schlagkraft herstellen soll, ist letztendlich nichts anderes als die
intensivierte Fortsetzung der Politik mit militärischen Mitteln im
Sinne des Militärwissenschaftlers Carl von Clausewitz.[86] Dadurch
schiebt die EU dem militärischen Handeln gegenüber dem diplomatischen
einen immer höheren Stellenwert zu, was in Zeiten großer globaler
Krisen und nicht endender Kriege auch als klare Ansage verstanden
werden kann, wie Problemen in Zukunft begegnet werden soll. Trotz
wiederholter Erwähnung "ziviler Mittel" bleiben Vorschläge zur
gewaltfreien Konfliktbearbeitung sowohl im primärrechtlichen Teil zur
GSVP als auch bei PESCO ausgeblendet, während im Gegensatz dazu das
Militär voraussetzungslos als Option und keineswegs nur als letztes
Mittel aufgeführt wird.

Es bleibt abzuwarten, in welche Richtung sich PESCO tatsächlich
entwickeln und in welcher Weise durch sie die künftige
EU-Rüstungszusammenarbeit geprägt wird. Aussagen von politischen
Entscheidungsträgern wie Verteidigungsministerin von der Leyen stimmen
diesbezüglich aber in jedem Fall alles andere als optimistisch: "Für
uns ist in Deutschland vor allem die Zusammenarbeit wichtig, also dass
wir eine Truppe aufstellen, die 'Armee der Europäer', die, wenn es
eine Krise gibt, wenn Europa gefragt ist, dann auch schnell
einsatzfähig ist".[87] Auch die martialisch wirkenden Äußerungen von
EU-Ratspräsident Donald Tusk legen den Verdacht nahe, dass mit PESCO
nicht nur ein historischer Rüstungs- und Militarisierungsschritt
eingeleitet worden ist, sondern dass die Zusammenarbeit auch die
Grundlage für eine Angriffs- und Interventionsunion, inklusive
Europaarmee, geschaffen hat: "PESCO sind nicht nur gute Nachrichten
für uns, es sind auch gute Nachrichten für unsere Verbündeten. Und
schlechte Nachrichten für unsere Feinde."[88]
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Ein globaler Wendepunkt

von Damian Bugmann



Im Frühjahr vor 75 Jahren siegte die Rote Armee der Sowjetunion
nach massenhaften, grausamen und verlustreichen Zerstörungen,
Misshandlungen und Tötungen in Stalingrad über die faschistische
deutsche Wehrmacht. Dies führte zu einer Wende im sowjetisch-deutschen
Krieg und im Zweiten Weltkrieg.


Anfang November 1942 hatte die Wehrmacht 90 Prozent des
Stadtgebiets von Stalingrad erobert. Doch die vollständige Eroberung
der zerstörten Stadt gelang aufgrund des enormen Widerstands der Roten
Armee nicht. Die deutschen Truppen und ihre Verbündeten, vor allem
RumänInnen und KroatInnen, wurden am 19. November 1942 durch die
sowjetische Gegenoffensive eingekesselt. In Deutschland wurde noch an
Weihnachten 1942 in Radio und Wochenschauen innige Verbundenheit mit
den mannhaft tapferen (in Wirklichkeit ausgehungerten,
traumatisierten, kranken und erfrierenden) SoldatInnen zelebriert und
Durchhaltewillen und Siegeszuversicht markiert. Doch andere, zum
Beispiel chinesische KommunistInnen, schätzten die Lange ganz anders
ein: "Ich glaube fest daran, dass der Jahrestag der Oktoberrevolution
in diesem Jahr nicht nur den Wendepunkt im sowjetisch-deutschen Krieg,
sondern auch den Wendepunkt auf dem Weg zum Sieg der
antifaschistischen Weltfront über die Front des Faschismus bedeutet",
schrieb Genosse Mao Zedong zum 25. Jahrestag der Oktoberrevolution am
6. November 1942.


Einkesselung der Deutschen

Wie gleichzeitig vor Leningrad wurden die NaziinvasorInnen in
Stalingrad im Frühjahr 1943 mit ihrer eigenen und für sie vorher sehr
erfolgreichen Einkesselungstaktik besiegt. Der identitätsstiftende,
verlustreiche Abwehrkrieg gegen die FaschistInnen in den Ruinen der
Stadt stärkte das Selbstbewusstsein der Sowjetunion gegen innen und
aussen. Hitlers Verbündete Italien, Ungarn und Rumänien mussten in
Stalingrad erhebliche Verluste hinnehmen und begannen danach, sich von
Deutschland zu distanzieren, um einen Separatfrieden mit der
Antihitlerkoalition zu schliessen. In Italien trug die Niederlage ein
paar Monate später zum Sturz des Diktators Benito Mussolini bei und
führte dazu, dass Italien im Krieg die Seiten wechselte. Die spanische
Falangistendivision wurde ins Francoland zurückbeordert, doch ein Teil
von ihr blieb bis zur Kapitulation in Berlin dabei.

Mit neuem Elan machte sich die Rote Armee zum Gegenstoss bis Berlin
auf, wo sie Anfang Mai 1945 eintraf. Der grosse Erfolg ermunterte die
PartisanInnenkämpfe in den besetzten Gebieten und den Vorstoss der
Westalliierten nach Deutschland. Bis heute aber spielen bürgerliche
Geschichtsschreibung und Massenmedien in Einklang mit der 1947
lancierten antikommunistischen Propaganda den grossen Beitrag der
UdSSR zum Sieg über die Nazis herunter oder ignorieren ihn, um die
Erfolge der USA und der Westalliierten zu erhöhen.


Umkämpfte Stadt

Bis 1925 hiess die Stadt an der Wolga noch Zarizyn, dann wurde sie zu
Ehren von Josef Stalin, der hier im Bürgerkrieg als Armeekommissar
tätig gewesen war, in Stalingrad ("Stalinstadt") umbenannt. Während
der sogenannten Entstalinisierung wurde sie 1961 schliesslich
Wolgograd getauft. Die Stadt liegt etwa 1000 Kilometer südöstlich von
Moskau am westlichen Ufer der Wolga und rund 400 km nördlich der
Mündung des Flusses ins Kaspische Meer. Sie erstreckt sich heute in
einer Breite von bis zu 10 Kilometern über 60 Kilometer am Ufer der
Wolga entlang.

Bereits im sogenannten Bürgerkrieg, dem Krieg der Weissen Truppen und
der Westalliierten gegen die Oktoberrevolution von 1917 bis 1920,
hatte es um Wolgograd erbitterte Kämpfe gegeben, um die Stadt an der
Kreuzung der Transportwege vom Süden des Landes nach Moskau und
Petrograd/St. Petersburg (Leningrad). Während des Eroberungsfeldzugs
von Nazideutschland fanden in Stalingrad (wie vor Leningrad und
Moskau) 1942/43 grausame Kämpfe zwischen faschistischen deutschen und
sozialistischen russischen Truppen statt, enorme Zerstörungen blieben
zurück. Von Nazideutschland wurde der von 1941 bis 1945 dauernde Krieg
als "Russland- oder Ostfeldzug" bezeichnet, von der Sowjetunion als
"Grosser Vaterländischer Krieg", die bürgerliche Geschichtsschreibung
nennt ihn "Deutsch-Sowjetischer Krieg". Der Krieg begann am 22. Juni
1941 mit dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf die Sowjetunion
("Unternehmen Barbarossa") und endete nach der Schlacht um Berlin am
8./9. Mai 1945 mit dem Selbstmord Hitlers und der bedingungslosen
Kapitulation der Wehrmacht. Er forderte zahlreiche Millionen
Todesopfer.


Symbolische Bedeutung

Im Rahmen der sowjetischen "Operation Uranus" in Stalingrad wurden die
sowjetischen Truppen von über 230.000 SoldatInnen der deutschen
6. Armee im Spätsommer 1942 von drei Seiten eingekesselt. Der deutsche
Angriff hatte am 23. August 1942 mit einer massiven Bombardierung der
Stadt durch die Luftwaffe begonnen. Im September erreichten die Kämpfe
die Innenstadt, wobei mehrere zentrale Punkte, darunter der
Hauptbahnhof und der Mamajewhügel, mehrmals von beiden Kriegsparteien
erobert wurde. Die verteidigenden Truppen der Roten Armee konnten nur
durch Schiffe ihren Nachschub vom unbesetzten Ostufer der Wolga
erhalten. Ziel der Wehrmacht war es, durch die Einnahme der Stadt den
Schiffsverkehr auf der Wolga zu unterbinden, über die unter anderem
Hilfslieferungen der Alliierten vom Persischen Korridor und durch das
Kaspische Meer nach Nord- und Zentralrussland transportiert wurden.
Für die Deutschen war es symbolisch wichtig, die Stadt, die den Namen
des wichtigen Bolschewiki, Generalsekretärs des Zentralkomitees der
KPdSU und Vorsitzender des Rats der Volkskommissare trug, zu erobern,
für die RussInnen, sie nicht den faschistischen Truppen zu überlassen.


Alptraum statt Vernichtung

Am 31. Januar 1943 ergaben sich die Reste der 6. deutschen Armee unter
Generalfeldmarschall Friedrich Paulus im Südkessel, am 2. Februar 1943
im Nordkessel. Der Traum vom Blitzkrieg zur Knechtung der slawischen
Untermenschen, der Vernichtung von Bolschewismus und Ostjudentum und
für Land, billige Arbeitskräfte und Erdöl war zum Alptraum geworden
und nach 200 Tagen vorüber. Über 100.000 deutsche und verbündete
SoldatInnen gingen in Gefangenschaft. Stalingrad war fast vollständig
zerstört. Mit dem Wiederaufbau wurde unmittelbar nach der Befreiung im
Februar 1943 begonnen. Im selben Jahr wurde auch die
Städtepartnerschaft mit dem durch deutsche Luftangriffe stark
zerstörten englischen Coventry geschlossen. 1945 erhielt Stalingrad
den offiziellen Titel "Heldenstadt". In der Stadt wurden die drei
sowjetischen Kriegsgefangenenlager und das Kriegsgefangenenspital
eingerichtet.
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FESTIVAL/387: WDR-Kinokoproduktionen auf der Berlinale 2018, 15.-25.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Februar
2018

WDR-Kinokoproduktionen auf der Berlinale 2018



Auf der 68. Berlinale ist der WDR mit einer Vielzahl von Produktionen
in den wichtigen Festivalreihen vertreten:


Mein Bruder heißt Robert und ist ein Idiot

Die BR/WDR/ARTE-Koproduktion von Philipp Gröning läuft im Wettbewerb
der Berlinale 2018. Der Film beschreibt die Zeit des Umbruchs an der
Schwelle zum Erwachsenwerden, das subjektive Zeitempfinden der
Zwillinge bestimmt den Rhythmus des Films. Der letzte gemeinsame
Sommer könnte ewig weitergehen. Je mehr die beiden darum kämpfen,
voneinander loszukommen, desto mehr verlieren sie sich in ihrer
Symbiose.

Darsteller: Josef Mattes, Julia Zange u.a.. Eine Produktion der Philip
Gröning Filmproduktion, Bavaria Pictures, LFilms, gefördert von der
Filmstiftung NRW. WDR Redaktion: Dr. Barbara Buhl.


Styx

Die WDR/ARTE-Kinokoproduktion eröffnet die Reihe Panorama. Unter der
Regie von Wolfgang Fischer spielen u.a. Susanne Wolff und Gedion
Oduor. Der Film zeigt einen Überlebenskampf auf dem Wasser, in dem die
grausame Fremdbestimmtheit in Not geratener Menschen spürbar wird. Das
Meer wird zum existentiellen Schauplatz eines allegorischen Dramas.
Eine Produktion der Schiwago Film, gefördert von der Filmstiftung NRW.
WDR Redaktion: Andrea Hanke.


Cobain

Die WDR-Koproduktion von Nanouk Leopold läuft in der Sektion
"Generation 14plus". Der Film erzählt in stiller Radikalität, mit
entsättigter Farbe und kargen Gitarrenriffs auf ergreifende Weise von
einem modernen Helden, der früh erwachsen werden muss. Bas Keizer
spielt die Titelrolle des Cobain. Auf deutscher Seite realisierte Coin
Film die deutsch-niederländisch-belgische Koproduktion, die von der
Filmstiftung NRW gefördert wurde. WDR Redaktion: Andrea Hanke.


Verlorene

Der SWR/WDR-Debütfilm läuft in der Reihe "Perspektive Deutsches
Kino". Unter der Regie von Felix Hassenfratz spielen u.a. Maria
Dragus, Anna Bachmann, Clemens Schick und Enno Trebs. Maria und Hannah
leben nach dem Tod der Mutter alleine mit ihrem Vater. Als Valentin,
Zimmermann auf der Walz, im Betrieb der Familie zu arbeiten beginnt,
verliebt sich Maria in ihn. Ein dunkles Geheimnis verhindert, dass
Maria ihrer Liebe nachgeben kann. Ein Geheimnis, das sie auch vor
ihrer Schwester Hannah verbirgt. Eine Produktion von Viafilm, Rat Pack
Filmproduktion, gefördert u.a. von der Filmstiftung NRW. WDR
Redaktion: Andrea Hanke.


draußen

Der Dokumentarfilm "draußen" läuft in der Reihe "Perspektive
Deutsches Kino" und portraitiert vier Obdachlose, die in Köln auf der
Straße leben. Ausgehend von persönlichen Gegenständen, die aufgeladen
sind mit Erinnerungen und Emotionen, öffnet der Film das Tor zu einer
Welt, die sonst verschlossen bleibt. Der Film regt nicht nur zu einem
Perspektivwechsel an, sondern zeigt vier Obdachlose, die sich ihren
Stolz und ihre Würde erhalten haben. Redaktion: Monika Pohl. Der
WDR/ARTE Dokumentarfilm ist eine Produktion der Unafilm Köln,
gefördert von der Filmstiftung NRW.

Darüber hinaus können sich ein Dutzend fiktionale und dokumentarische
WDR Koproduktionen Hoffnung auf den Deutschen Filmpreis machen. In der
Reihe Lola@Berlinale werden gezeigt: Zwei im falschen Film (WDR/SWR),
Rückkehr nach Montauk (WDR/BR/arte), Magical Mystery oder: Die
Rückkehr des Karl Schmidt (WDR/Degeto/arte), Helle Nächte (WDR),
Herrliche Zeiten (WDR/arte), Fühlen Sie sich manchmal ausgebrannt und
leer? (WDR/arte), Es war einmal Indianerland (WDR/HR/arte), BEUYS
(SWR/WDR), SYSTEM ERROR (WDR/arte), WENN GOTT SCHLÄFT (WDR), HAPPY
(WDR)

 * 
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MELDUNG/893: Film- und Fernsehbranche gründet externe Beschwerdestelle für Betroffene sexualisierter Belästigung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. Februar 2018

Film- und Fernsehbranche gründet erste externe Beschwerdestelle für
Betroffene sexualisierter Belästigung, Gewalt und Diskriminierung



Berlin - Mehr als zwölf Berufs- und Branchenverbände der Film- und
Fernsehbranche werden die erste überbetriebliche Anlaufstelle für
Betroffene sexualisierter Belästigung, Gewalt und Diskriminierung
gründen. Unterstützung erhalten sie von der Beauftragten für Kultur
und Medien Staatsministerin Monika Grütters mittels einer
Anschubfinanzierung. Die Gründer appellieren an die Sender, sich an
dieser wichtigen Einrichtung finanziell zu beteiligen.

Der Bundesverband Casting e.V. (BVC), der Bundesverband Schauspiel
e.V. (BFFS), die Deutsche Filmakademie, die Deutsche Fernsehakademie,
der Bundesverband Regie (BVR), die Bundesvereinigung Maskenbild e.V.,
der InteressenVerband Synchronschauspieler e.V. (IVS), der Pro Quote
Film e.V., der Verband der Agenturen (VDA), der Verband der
Nachwuchsagenturen (VDNA), der Verband der Schauspieler-Agenturen
(VDSA) und die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) haben
die Initiative ergriffen und gründen eine externe Beschwerdestelle.
Das ist das Ergebnis eines runden Tisches, zu dem der Bundesverband
Schauspiel zwecks Gründung einer solchen Anlaufstelle eingeladen
hatte.

"Anders als in anderen Branchen wirken in unserer Film- und
Fernsehlandschaft überwiegend Kreative, die als kurz befristet
Beschäftigte oder selbstständige Mitarbeiter ständig zwischen
Filmbetrieben ohne feste Belegschaft oder Betriebsrat hin und her
wechseln und dadurch auch permanent auf Arbeitsuche sind. Darum sind
Beschwerdestellen auf betrieblicher Ebene schwer einzurichten und
wenig sinnvoll. Nur eine überbetriebliche Beschwerdestelle kann ihre
vom Gesetzgeber gewünschte Wirkung voll entfalten", erläutert
Cornelia Haß von der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).

Dieses neue Institut soll nicht nur als erste Anlaufstelle für
Betroffene von sexualisierter Belästigung, Gewalt und Diskriminierung
dienen, darüber hinaus werden Aufarbeitung und Prävention zentrale
Aufgaben sein. Das ist die Voraussetzung, um mittel- bis langfristig
einen Kulturwandel und eine Bewusstseinsbildung für eine gewaltfreie
Arbeitskultur zu schaffen.

"Wir freuen uns, dass der Impuls und die Initiative zur Gründung
dieser Anlaufstelle aus der Branche heraus gekommen und gewachsen
sind. Das ist ein wichtiger Schritt hin zu einem notwendigen
Kulturwandel, den wir uns in unserer Branche wie
gesamtgesellschaftlich zu wichtigen Genderfragen wünschen und
dringend benötigen", erklärt Barbara Rohm, Mitglied des Vorstandes
von Pro Quote Film.

"Nun sind auch die Sender aufgerufen, Farbe zu bekennen und dieses
wichtige Vorhaben der Branchenverbände in angemessener Weise zu
unterstützen und mitzutragen. Nur so kann die überbetriebliche
Einrichtung in die Lage versetzt werden, nachhaltig zu arbeiten",
erklärt Heinrich Schafmeister, Vorstandsmitglied des Bundesverband
Schauspiel.

"Als nächster Schritt wird jetzt ein Trägerverein gegründet, der als
Fundament der Beschwerdestelle dient", so Edith Forster,
Geschäftsführerin des Bundesverband Regie.

Ziel ist es, dass die externe überbetriebliche Beschwerdestelle
zeitnah ihre operative Arbeit aufnehmen kann. Das wird aller
Voraussicht Anfang März 2018 sein.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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FEATURE/970: WDR 3 - Von der Leidenschaft gemeinsam Musik zu machen, 17.+18.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Start-up Orchestra! 

Von der Leidenschaft gemeinsam Musik zu machen

Von Stefan Zednik

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Kulturfeature

Samstag, 17.02.2018, 12.04 - 13.00 Uhr, WDR 3

(Wdh.) | 18.02.2018, 15.04 - 16.00 Uhr, WDR 3



Es ist schwierig sich mit einem professionellen Orchester ohne
staatliche Förderung am Markt zu behaupten. Aber denen, die es
versuchen, scheint es etwas zu geben, das sich nicht mit sicherem
Gehalt und garantiertem Rentenanspruch aufwiegen lässt.
Nirgendwo in der westlichen Welt gibt es so viele Orchester wie in
Deutschland. Meist sind sie staatlich subventioniert, bekommen
Förderung von Stadt und Land. Doch immer wieder versuchen junge sehr
gut ausgebildete Musikerinnen und Musiker ihre Ideen von musikalischem
Klang und musikalischer Arbeit mit eigenen Ensembles umzusetzen.
Unabhängig von vorhandenen Strukturen gründen sie Orchester, versuchen
sie am Leben zu halten und ihren eigenen Lebensunterhalt zu verdienen.

Der Autor hat drei Ensembles mit unterschiedlichem Anspruch, von
unterschiedlicher Größe, mit unterschiedlichen Zielen begleitet und
beobachtet. Hat mit Fachleuten aus Wirtschaft und Management
gesprochen und gefragt: Sind freie Orchester in dieser
hochsubventionierten Kulturlandschaft überhaupt möglich? Wie muss die
Vision, wie muss die Planung eines solchen Unternehmens aussehen? Wie
lässt sich musikalische Leidenschaft in künstlerischen Erfolg und
künstlerischer Erfolg in wirtschaftlichen Ertrag verwandeln? Es geht
um das Glück, gemeinsam Musik zu machen, und um die Frage: Kann man
davon leben oberhalb der Prekariatsgrenze?

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum kostenlosen Download
zur Verfügung.

Redaktion: Dorothea Runge

 * 
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MELDUNG/1641: Deutschlandfunk - Polens Kultur-Kampf, 17.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Geschichte wird gemacht ... - Polens Kultur-Kampf

Von Anja Schrum und Ernst-Ludwig von Aster

Gesichter Europas

Samstag, 17. Februar 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Es gibt keinen Grund, dass Gruppen, die zum Abbau polnischer Kultur,
Tradition und Identität beitragen, wie bisher favorisiert werden." So
beschreibt der polnische Kulturminister Piotr Glinski ein Prinzip
seiner Förder- und Personalpolitik. Die Vermittlung von Patriotismus,
Stolz und Glauben - das sind die neuen Grundpfeiler der polnischen
Kulturpolitik. Das Institut für nationales Gedenken entwickelt dazu
das passende Unterrichtsmaterial. "Der Plan ist perfide. Die Kunst in
Polen soll linientreu, katholisch oder zumindest unkritisch werden",
urteilt der Theaterregisseur Przemyslaw Wojcieszek. Er inszeniert
seine gesellschaftskritischen Stücke mittlerweile in einem
Musical-Theater, das der Stadt Wroclaw gehört. Denn noch stemmen sich
etliche Kommunen gegen den verordneten Kulturpatriotismus.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1640: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht in Alt-Wien, 17.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Feuerfest und Donauwalzer

Eine Lange Nacht in Alt-Wien

Von Andreas Kloner

Lange Nacht

Samstag, 17. Februar 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Mit dem Abbruch der Wiener Stadtmauern ab 1858 blickten die Bewohner
recht bald auf ein Wien zurück, das es in dieser romantischen Gestalt
und Unbeschwertheit nie gegeben hat. Im Mittelpunkt dieser Verklärung
stand die unmittelbare Vergangenheit, in der ersten Hälfte des 19.
Jahrhunderts. Hier begegneten sich Künstler wie Ludwig van Beethoven
sowie die Altersgenossen Franz Schubert, Josef Lanner und Johann
Strauß Vater und trugen mit ihrer Musik zur Romantisierung dieser Zeit
bei. In Wirklichkeit war das Wien der Biedermeierzeit beherrscht vom
Spitzelwesen unter der Ägide eines Fürsten Metternich, von tödlichen
Krankheiten wie Cholera, Lungenschwindsucht und Syphilis, vom
unsäglichen Gestank der offenen Fleischerläden und jener Exkremente,
die Tausende von Pferden tagtäglich in den engen Gassen und Straßen
innerhalb der Stadt zurückließen.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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NEUROLOGIE/944: Freie Sauerstoffradikale - Die gute Aufgabe der Bösewichte (idw)


Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) - 12.02.2018

Freie Sauerstoffradikale: Die gute Aufgabe der Bösewichte

Bei Rückenmarksverletzungen sind sie für die Heilung von geschädigten
Nervenzellen unerlässlich, berichten Tübinger Forscher.



Zellalterung, Krebs, Parkinson und Alzheimer - mit freien
Sauerstoffradikalen werden meist Krankheiten in Verbindung gebracht.
Die Moleküle scheinen jedoch auch positive Aufgaben zu besitzen: Bei
Rückenmarksverletzungen spielen sie eine unerlässliche Rolle im
Heilungsprozess. Das berichtet ein internationales Forscherteam unter
der Leitung von Professor Dr. Simone Di Giovanni vom Hertie-Institut für
Klinische Hirnforschung, der Universität Tübingen und dem englischen
Imperial College London. In der aktuellen Ausgabe von Nature Cell Biology
beschreiben die Forscher, wie verletzte Nervenzellen gezielt ein Enzym
aufnehmen, dass freie Sauerstoffradikale bildet. Die entstehenden Radikale
setzen anschließend Prozesse in Gang, die der Regenerierung der
Zellen dienen. "Behandlungen, die nach einer Nervenverletzung darauf
abzielen, die Produktion freier Sauerstoffradikale einzuschränken, könnten
tatsächlich nachteilig sein", erklärt Di Giovanni. "Der genaue Zeitpunkt
und die richtige Dosis müssen wohl berücksichtigt werden." Unklar bleibt,
ob eine höhere Menge an freien Sauerstoffradikalen den Heilungsprozess
noch verbessern kann.

In der aktuellen Studie beobachteten die Wissenschaftler, wie körpereigene
Abwehrzellen - sogenannte Makrophagen - nach einer Verletzung ein Enzym mit dem
Namen NOX2 ins Gewebe absondern. "NOX2 wird anschließend vom Axon, dem
Nervenzellfortsatz, der verletzten Zellen aufgenommen und in kleinen Vesikeln
Richtung Zellkörper transportiert", beschreibt Di Giovanni. "Es erzeugt freie
Sauerstoffradikale, indem es eine Reihe von Proteinen oxidiert. Durch sie werden
im Zellkörper Signalwege angeregt, an dessen Enden die Regenerierung des Axons
und das Wachstum weiterer Zellfortsätze steht."

Noch sind die komplexen molekularen und zellulären Prozesse, die sich nach einer
Verletzung an Nerven oder im Rückenmark abspielen, nicht vollständig verstanden.
Die aktuelle Studie fügt jedoch ein weiteres Puzzleteil zum Gesamtbild hinzu.
Rückenmarksverletzungen gehen oftmals mit lebenslangen Lähmungen einher. Sind
die Nervenfasern einmal durchtrennt, leiten sie kein Gehirnsignal mehr an
Muskeln in Bein oder Arm weiter. Derzeit gibt es keine Therapie, die
Nervenfasern reparieren kann. "Je besser wir aber verstehen, was im Körper vor
sich geht, desto einfacher werden wir Strategien entwickeln können", so Di
Giovanni.

Die Studie des Tübinger Wissenschaftlers leitet auch ein Umdenken in
der Forschung mit ein. "Bisher assoziierten wir freie Sauerstoffradikale
vor allem mit Schäden an Nerven und Rückenmark", sagt Di Giovanni. "Die
Moleküle gehen unkontrolliert chemische Reaktionen mit Proteinen und
DNA ein und zerstören so Zellmembranen und Erbgut. Jetzt müssen wir ihnen
tatsächlich aber auch positive Aufgaben zuschreiben." Neben den aktuellen
Ergebnissen gibt es in jüngster Zeit Hinweise, dass die Moleküle unter
anderem eine Rolle beim Wachstum von Nervenzellen im Hippocampus, der
Gedächtniszentrale im Gehirn, spielen. Ebenso scheinen sie an zellulären
Signalwegen bei der Wundheilung in Zebrafischen beteiligt zu sein.
In einer künftigen Studie möchte Di Giovanni erforschen, was passiert, wenn er
die Produktion von freien Sauerstoffradikalen durch NOX2 erhöht.
"Wenn wir Glück haben verbessert dies sogar den Heilungsprozess in den Zellen."


Orginalpublikation

Hervera et al., (2018): Reactive oxygen species regulate axonal regeneration
through the release of exosomal NADPH oxidase 2 complexes into
injured axons. Nature Cell Biology

DOI: 10.1038/s41556-018-0039-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hih-tuebingen.de

Hertie-Institut für klinische Hirnforschung

https://www.uni-tuebingen.de

Eberhard Karls Universität Tübingen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1351

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH)

Dr. Mareike Kardinal, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ONKOLOGIE/1894: Erfolgreiche Kombinations-Therapie bei aggressiver Leukämie (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 13.02.2018

Erfolgreiche Kombinations-Therapie bei aggressiver Leukämie

Häufigste Blutkrebsform bei Erwachsenen betroffen / Heilung durch
ursprünglich palliativ eingesetzte Therapie / Publikation in Nature
Medicine



Forscher des Universitätsklinikums Freiburg haben eine neue, sehr wirksame
Therapie für die häufigste Leukämie bei Erwachsenen gefunden, die Akut
Myeloische Leukämie (AML). Bei etwa jedem achten AML-Patienten lässt sich
der Krebs weder mit Chemotherapie noch mit einer Stammzelltransplantation
langfristig zurückdrängen. Die Freiburger Forscher zeigten nun, dass diese
Patienten von einer kombinierten Behandlung profitieren: Sie übertrugen
T-Immunzellen gesunder Spender und gaben gleichzeitig das Medikament
Sorafenib. Ein Teil der Patienten konnte geheilt werden, bei vielen wurde
der Krebs stark zurückgedrängt. In ausführlichen Laborstudien
entschlüsselten die Forscher die Wirkungsweise der Therapie: Sorafenib
macht die Tumorzellen für die Immunzellen sichtbar, woraufhin diese den
Krebs zerstören. Die Laborergebnisse wurden durch Daten von über 400
Patienten aus weltweit 39 Studienzentren bestätigt. Die Studie erschien am
12. Februar 2018 im Fachmagazin Nature Medicine.

Die Akut Myeloische Leukämie ist die häufigste Leukämieform bei
Erwachsenen. Rund jeder vierte Betroffene hat eine Genveränderung, die den
Krebs resistent gegen Chemotherapie macht. Eine Transplantation von
Immunstammzellen gesunder Spender führt bei knapp der Hälfte dieser
Patienten zur Heilung. Doch bei fast 60 Prozent der Betroffenen kehrt der
Krebs zurück und endet dann - bislang - schnell tödlich. Diese Patienten
könnten jetzt von der neuen Therapie profitieren.

"Ursprünglich wurde Sorafenib Patienten nur gegeben, um das Fortschreiten
der Krankheit zu verlangsamen. Wir haben dann festgestellt, dass der Krebs
bei den Patienten verschwindet, die zuvor eine Transplantation gesunder
Immunzellen bekommen hatten. Das hat uns extrem überrascht", sagt
Studienleiter Prof. Dr. Robert Zeiser, Oberarzt und Leiter der Sektion für
Tumorimmunologie an der Klinik für Innere Medizin I des
Universitätsklinikums Freiburg.

 Vom Krankenbett ins Labor und zurück

 

Das Team um Prof. Zeiser stellte die klinischen Befunde im Labor nach und
zeigte, dass Sorafenib in Leukämiezellen die Produktion des Botenstoffs
Interleukin-15 ankurbelt. Das hebelt die Tarnmechanismen der Krebszellen
aus und macht sie für das Immunsystem sichtbar. "Die transplantierten,
gesunden Immun-T-Zellen erkennen so die Krebszellen und töten sie ab.
Außerdem leben die transplantierten Zellen durch den Botenstoff länger und
können mehr Krebszellen zerstören", sagt Erstautorin der Studie Nimitha
Mathew, Biotechnologin im Team von Prof. Zeiser an der Klinik für Innere
Medizin I des Universitätsklinikums Freiburg.

Zusätzlich zu den Labordaten koordinierten die Freiburger Forscher eine
großangelegte Analyse von 409 Patienten aus 39 Studienzentren in Europa,
den USA, Australien und Asien. Die Patienten wurden alle aufgrund eines
AML-Leukämierückfalls mit verschiedenen Medikamenten behandelt. "Die
Kombination von Sorafenib und T-Zell-Übertragung führte eindeutig zur
besten Überlebenswahrscheinlichkeit", sagt Prof. Zeiser.

Sorafenib ist bereits für die Behandlung von Leber-, Nieren- und
Schilddrüsenkrebs zugelassen. Bislang war bekannt, dass es die Vermehrung
bestimmter Krebszellen stoppt und die Blutversorgung des Tumors hemmt. Bei
Leukämiezellen hat es diese Wirkung allerdings nicht. "Weil Sorafenib
bereits zugelassen ist, können Betroffene sofort damit behandelt werden",
sagt Prof. Zeiser.

"Die Studie ist ein Paradebeispiel für die so oft geforderte Translation
in der medizinischen Forschung: Der Anstoß kam von Beobachtungen an
Patienten, wurde im Labor untersucht und dann wieder in der Klinik
überprüft", sagt Prof. Dr. Justus Duyster, Ärztlicher Direktor der Klinik
für Innere Medizin I des Universitätsklinikums Freiburg.


Titel der Original-Studie: 

Sorafenib promotes 
graft-versus-leukemia activity in mice and humans through IL-15 
production in FLT3-ITD-mutant leukemia cells
 DOI: 10.1038/nm.
4484

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/nm.4484

Link zur Studie in Nature Medicine

https://www.uniklinik-freiburg.de/medizin1/forschung/experimentelle-forschung/tumorimmunologie-immunregulation.html 

Website der Sektion für Tumorimmunologie und Immunregulation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg, Benjamin Waschow, 13.02.2018
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BILDUNG/1096: Gesamtheitliches Engagement zur Bekämpfung des Ärztemangels gefordert (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 13.02.2018

Minister und Ärztekammer Niedersachsen fordern gesamtheitliches Engagement
zur Bekämpfung des Ärztemangels

Thümler "Zusätzliche Studienplätze allein werden nicht reichen"



Niedersachsens Wissenschaftsminister Björn Thümler fordert angesichts des
sich abzeichnenden Ärztemangels ein gesamtheitliches Engagement aller
beteiligten Akteure. "Fest steht: Wir müssen mehr Ärzte ausbilden. Was den
Ausbau der Studienplätze angeht, sind wir in Niedersachsen auf einem sehr
guten Weg. Mit der geplanten Erweiterung der derzeitigen Teil- zu
Vollstudienplätzen an der Universitätsmedizin Göttingen und dem Ausbau der
European Medical School in Oldenburg werden wir in den kommenden Jahren
rund 200 neue Medizinstudienplätze schaffen", sagte Thümler im Rahmen
eines Gesprächs mit Vertreterinnen und Vertretern der Niedersächsischen
Ärztekammer. Zusätzliche Studienplätze allein würden aber nicht
ausreichen, um vor allem den Hausärztemangel - speziell in den ländlichen
Regionen - in den Griff zu bekommen. Eine wesentliche Frage in diesem
Zusammenhang müsse auch sein, wie die vorhandenen personellen Ressourcen
zielgerichteter verteilt werden könnten.

Von der vieldiskutierten "Landarztquote" hält Thümler jedoch nichts. "Zu
erwarten, dass sich junge Menschen gleich zu Beginn ihres Medizinstudiums
- in der Regel ohne Praxiserfahrung - für zehn Jahre auf eine Fachrichtung
und damit letztlich auch auf ein bestimmtes persönliches Umfeld festlegen,
halte ich für fernab jeder Lebensrealität. Wir müssen vielmehr dafür
sorgen, dass sich die Studierenden freiwillig für eine Tätigkeit als
Hausarzt auf dem Land entscheiden, indem wir entsprechende Anreize
schaffen", betont Thümler.

Niedersachsens Ärztekammerpräsidentin Dr. Martina Wenker begrüßte das
Vorhaben von Minister Thümler und der Landesregierung: "Ich freue mich
dass unsere Forderung nach deutlich mehr Medizinstudienplätzen so
konstruktiv und zügig aufgegriffen wird." Wenker sagte zu, die
Landesregierung auch in anderen Fragen der künftigen Ärzteversorgung in
einem Flächenland fachlich zu unterstützen. Die Ärztekammer Niedersachsen
werde insbesondere bei den Themen Patientensicherheit und Qualität der
künftigen ärztlichen Versorgung weiterhin ein starker und konstruktiver
Partner für die Politik bleiben. An dem Gespräch im
Wissenschaftsministerium nahmen auch Vizepräsidentin Marion Renneberg und
Hauptgeschäftsführer Professor Dr. Nils Frühauf teil.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution769
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ETHIK/1254: Eingriffe in menschliche Erbeigenschaften mit nicht absehbaren Folgen (Securvital)


Securvital 1/2018 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Neue Gen-Varianten

Experimentelle Fakten

von Norbert Schnorbach



Der Deutsche Ethikrat weist auf die Tragweite genetischer Manipulationen hin.


Der Deutsche Ethikrat mahnt zur Vorsicht. Die neuen Methoden der
Gentechnik "berühren die Interessen der gesamten Menschheit", meint
das vom Bundestag berufene Sachverständigengremium zur Beurteilung von
grundsätzlichen Fragen der Ethik. Problematisch seien insbesondere
Manipulationen der menschlichen Keimbahn, das heißt der vererbbaren
Eigenschaften.

Die Auswirkungen solcher Änderungen am menschlichen Erbgut sind
gravierend und gehen so weit, dass sie "die Vorhersagekraft
wissenschaftlicher Untersuchungen" übersteigen, erklärte der Ethikrat.
"Entwicklungen der jüngsten Zeit verdeutlichen, dass die Forschung auf
diesem besonders sensiblen Gebiet erheblich schneller voranschreitet
als erwartet." In einigen Staaten würden bereits experimentelle Fakten
geschaffen, ohne dass die Tragweite absehbar sei.

"Ich bin erschüttert, wie wir, und damit meine ich nichts
 weniger als die Weltgesellschaft, offenbar ahnungslos
 hineinschlittern in irreversible, systematische Änderungen des
 menschlichen Erbguts." 

 Prof. Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrats



Im Oktober 2017 diskutierte eine Fachkonferenz des Ethikrats über eine
neue, noch dynamischere Stufe der Gentechnik namens "Gene-Drive".
Dieser "Vererbungs-Turbo" mache es möglich, dass manipulierte
Erbanlagen dominant an alle künftigen Generationen vererbt werden und
die nicht-manipulierten Erbeigenschaften verdrängen.

Befürworter dieser neuen Technik nennen als Beispiel die Moskitos.
Könnte man einige Fliegen mittels Gene-Drive so modifizieren, dass sie
keine Krankheitserreger mehr übertragen, und diese modifizierten
Fliegen verdrängten die normalen Moskitos, dann wäre das womöglich ein
Weg, um die Malaria auszurotten. Andererseits sind Nutzen und Risiken
bei der unkontrollierten Freisetzung neuer Gen-Varianten nicht
absehbar, ganz zu schweigen von den Folgen solcher Eingriffe in
menschliche Erbeigenschaften. Der kritische Wissenschaftler Dr.
Christoph Then warnte bei der Konferenz des Ethikrates: "Wird dieses
Roulette mit der biologischen Vielfalt erst einmal gestartet, gibt es
keine verlässliche Kontrolle mehr."

 * 
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FORSCHUNG/3793: Mikrobiologen entwickeln Methode zur beschleunigten Bestimmung von Antibiotikaresistenzen (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 13.02.2018

Mikrobiologen entwickeln Methode zur beschleunigten Bestimmung von
Antibiotikaresistenzen



Ein Forscherteam des Instituts für Medizinische Mikrobiologie der
Universität Münster hat eine Methode entwickelt, mit der zügig
Resistenzmerkmale von Erregern bestimmt werden können. In Kooperation mit
Projektpartnern aus der Wirtschaft soll das Verfahren zur Marktreife
gebracht werden.

Münster (mfm/sm) - Atemwegs-, Harnwegs- oder Wundinfektion, Sepsis: Die
Liste der typischerweise durch multiresistente Keime ausgelösten
Erkrankungen ist lang, deren Verlauf oft schwer oder gar tödlich.
Therapeutischer Königsweg sind exakt auf den krank machenden Erreger
zugeschnittene Antibiotika, doch genau hier liegt das Problem: Tests,
welcher Keim den Patienten krank macht und gegen welche Antibiotika dieser
noch empfindlich ist, dauern oft lange. Ein Forscherteam des Instituts für
Medizinische Mikrobiologie der Universität Münster hat nun eine Methode
entwickelt, die das Verfahren deutlich beschleunigt. Unterstützt durch
eine neue Förderrichtlinie des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) bringen die Forscher die Methode in Kooperation mit einem
Technologieunternehmen derzeit zur Marktreife, sodass sie Patienten schon
bald zugutekommen kann.

Die neue Methode der Mikrobiologen und Projektleiter Privatdozent Dr.
Evgeny A. Idelevich und Prof. Karsten Becker basiert auf der unter
Fachleuten bekannten MALDI-TOF-Massenspektrometrie, mit der es bereits
möglich ist, Erreger zu identifizieren. "Wir brauchen aber auch neue
Ansätze, um schneller Resistenzmerkmale zu bestimmen. Mit bisherigen
Methoden dauert dies meist mehr als einen Tag, weil die Proben erst
angezüchtet werden müssen", so Becker. Mithilfe der Innovation aus Münster
können Behandler schneller die optimale Antibiotikatherapie auswählen und
zügig krankenhaushygienische Maßnahmen im Fall multiresistenter Erreger
einleiten, um andere Patienten zu schützen.

Zusätzlich mindert die Gabe von schmaler wirkenden Antibiotika den
Selektionsdruck hin zu resistenten Erregern, denn oft verabreichen Ärzte -
um Patienten möglichst schnell zu helfen - Breitbandantibiotika, die gegen
viele Bakterienstämme wirken. Dies treibt allerdings die Entstehung von
multiresistenten Keimen weiter an.

"Die MALDI-TOF-Methode bot sich auch für unsere Forschung an, weil sie
extrem schnell, hochspezifisch und kostengünstig ist", erklärt Idelevich.
Die Wissenschaftler haben deshalb auf dieser Basis eine universelle
Schnellmethode zur Empfindlichkeitsklärung entwickelt, mit der sie Erreger
sogar auf mehrere Antibiotika gleichzeitig testen können. Gemeinsam mit
Kollegen des Bremer Medizintechnik-Unternehmens Bruker Daltonik verfeinern
sie derzeit das Verfahren und entwickeln es zur Marktreife.

"Wir hoffen, unsere Methode schon in den nächsten zwei bis drei Jahren fit
für die Labore dieser Welt zu haben", freut sich Becker. Besonders wichtig
sei ihm dieses Projekt auch, weil die zugrundeliegende Methode in den
1980-er Jahren ebenfalls von münsterschen Wissenschaftlern geprägt worden
sei: "Die Kollegen haben mit ihrer Forschung damals den Grundstein für die
heutige mikrobiologische Erregeridentifizierung gelegt. Aktuell verwenden
tausende Laboratorien weltweit einen 'MALDI-Biotyper'. Das schafft ideale
Voraussetzungen, unsere Methode ohne großen Aufwand zu etablieren."

Die durch das BMBF geförderte Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft
in Münster und Bremen soll noch drei Jahre bestehen. Insgesamt erhalten
die Projektpartner des Konsortiums eine Fördersumme von mehr als 900.000
Euro.

Redaktion:

Dr. Thomas Bauer
Referat Presse der Medizinischen Fakultat der Universität Münster
E-Mail: thbauer@uni-muenster.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72
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GENTECHNIK/278: Aktive Zelltransporter für den Cas9-sgRNA-Komplex mit Ultraschall-Antrieb (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 13.02.2018

Akustische Nanomotoren

Aktive Zelltransporter für den Cas9-sgRNA-Komplex mit Ultraschall-Antrieb



Für die Krebsforschung ist der Komplex Cas9-sgRNA ein außerordentlich
wirkungsvolles Instrument, um zum Beispiel Tumorgene gezielt zu verändern.
Eine Hürde stellt derzeit noch die Aufgabe dar, den Komplex quantitativ
und schnell durch die Zellmembran und zum Genom zu bringen. Amerikanische
und dänische Wissenschaftler haben jetzt einen aktiven Nanomotor
entwickelt, der das Genschneidesystem zielgerecht in der Zelle absetzt.
Wie sie in der Zeitschrift Angewandte Chemie erläutern, erhält der
Nanotransporter seinen Antrieb durch Ultraschall.

Die gezielte Veränderung von Genen gilt als hochinteressante Option für die
Krebstherapie: Besonders, seit man kurz nach der Jahrtausendwende das adaptive
bakterielle Immunabwehrsystem namens CRISPR und ihr Potenzial als
Genschneidemaschinerie entdeckt hatte. Die heute benutzten CRISPR-Systeme zur
Genveränderung setzten sich aus der "single-guide"-RNA oder sgRNA und dem
Genschneideenzym der Cas-9-Nuklease zusammen. Während die sgRNA die Nuklease
direkt zur gewünschten Gensequenz bringt, schneidet die Nuklease das Genom mit
chirurgischer Effizienz. Schwierig ist dagegen noch der Transport dieser großen
Maschinerie von außen in die Zelle und zum Zielgenom. In der Zeitschrift
Angewandte Chemie schlagen Liangfang Zhang und Joseph Wang von der University of
California in San Diego und ihre Kollegen jetzt als aktiven Transporter
Ultraschall-angetriebene Gold-Nanodrähte vor. Diese sollen den
Cas9-sgRNA-Komplex nicht nur über die Zellmembran transportieren, sondern ihn in
der Zelle auch zielgenau freisetzen.

Gold-Nanodrähte können eine Membran zwar durch Diffusion passiv
überwinden. Eine aktive Beschleunigung durch einfache
Ultraschallbehandlung ist jedoch durch die gegebene Asymmetrie ebenfalls
möglich, wie die Autoren darlegen. "Die asymmetrische Form des
Gold-Nanodraht-Motors, die im Herstellungsprozess angelegt wird, ist wesentlich
für den akustischen Vortrieb", heißt es in ihrem Artikel. Den
vollständigen Transporter setzten sie zusammen, indem sie den
Cas-9-Protein/RNA-Komplex durch Sulfidbrücken am Gold-Nanodraht
befestigten. Schwefelbindungen für die Verknüpfung von Motor und Ladung
haben den Vorteil, dass diese Bindung in der Tumorzelle durch Glutathion
wieder aufgebrochen wird. Dieses kleine Peptid kommt als natürliche
reduzierende Substanz in Tumorzellen besonders häufig vor. Es löst die
Bindung des Cas9-sgRNA-Komplex zum Transporter-Draht, und der freigesetzte
Komplex kann im Genom seine Funktion ausüben, zum Beispiel ein Gen
ausschalten.

In ihrem Testsystem beobachteten die Wissenschaftler die Ausschaltung der
Fluoreszenz von B16F10-Melanomzellen mit exprimiertem grünen
fluoreszierenden Protein. Eine fünfminütigen Ultraschallbehandlung
reichte, um den Nanomotor mit dem Cas9-sgRNA-Komplex in die Zelle
eindringen zu lassen. Die Fluoreszenz wurde schon bei winzigsten
Konzentrationen des Schneidekomplexes durch die Genausschaltung schnell
und effektiv ausgelöscht.

Ein akustischer Nanomotor als aktiver Transporter für die Gentherapie, und das
bei geringsten Mengen an Schneideenzym, ist ein bemerkenswertes Ergebnis, das in
die Zukunft weist. Eine weitere Errungenschaft ist dessen einfacher Aufbau aus
wenigen, leicht erhältlichen Komponenten.

Angewandte Chemie: Presseinfo 04/2018

Autor: 

Joseph Wang, University of California, San Diego (USA)

http://joewang.ucsd.edu/

Link zum Originalbeitrag:

https://doi.org/10.1002/ange.201713082

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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GESCHICHTE/620: Chirurgen mit Humor über alle Klippen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2018

Medizingeschichte

Chirurgen mit Humor über alle Klippen

von Dr. Jutta von Campenhausen



Die Vereinigung Norddeutscher Chirurgen (NDCH) hat jüngst zum 200.
Mal getagt. Rückblick der Medizinhistorikerin Dr. Jutta von
Campenhausen auf die wechselvolle Geschichte der Gesellschaft.


Vom 30. November bis 2. Dezember 2017 trafen sich Chirurgen aus
den nördlichen Bundesländern sowie aus Nachbarländern im alten
Hansegebiet in Hamburg, um sich auszutauschen und zu diskutieren - zum
200. Mal.

Begonnen haben die Chirurgen mit ihren regelmäßigen Treffen im Jahr
1909, als die Vereinigung in Hamburg von Fritz König (1866 - 1952) aus
Altona und Hermann Kümmell (1852 - 1937) aus Hamburg gemeinsam mit
Wilhelm Müller (1855 - 1937) aus Rostock gegründet wurde. Damals hieß
der Verbund noch NWCH, was für "Nordwestdeutsche Chirurgen" steht.

Erstmals trafen sich die Chirurgen aus dem Nordwesten des Deutschen
Reiches am 23. Januar 1909 für einen Nachmittag im Tribünensaal des
neuen Operationshauses des Allgemeinen Krankenhauses Eppendorf. Dr.
Lauenstein vom Hafenkrankenhaus führte eine Babcock-Operation vor, es
wurde lebhaft diskutiert und vor allem die Chirurgenvereinigung aus
der Taufe gehoben.

"Wer die Überfüllung des Berliner Kongresses selbst erfahren hatte und
am eigenen Körper manchmal als unheimlich empfand, wird es verstehen,
daß mancher Chirurg den Wunsch hegte, in kleinerem Kreise
zusammenzukommen, um fachliche und wissenschaftliche Aussprache zu
pflegen," schrieb der Krefelder Chirurg Carl Erasmus. Die NWCH war
zwar nicht die erste, aber von Anfang an die größte regionale
Chirurgenvereinigung Deutschlands und ist es bis heute. Das
Erfolgsrezept des Verbandes ist die Kombination aus wissenschaftlichem
Anspruch, Kontaktpflege und Praxisorientierung. Die Fallvorstellungen,
die traditionell jeden Kongress eröffnen, bieten gerade jungen Ärzten
die Chance, sich vor großem Publikum auszuprobieren. Das hat
Tradition: Schon bei der ersten Tagung nahmen die großen Ordinarien
die junge Ärzte wohlwollend auf - daran sollte sich bis heute nichts
ändern.

1948 erinnert sich Johann Carl Lehmann: "Unsere wissenschaftlichen
Tagungen waren von Anfang an getragen von einem freundschaftlich
kameradschaftlichen Geist; das machte unsere Diskussionen so
fruchtbar. Man sprach frisch von der Leber weg, Übelnehmen gab's
nicht, u. wenn die Meinungen einmal aufeinanderprallten, half frischer
Humor über alle Klippen hinweg. Das danken wir in erster Linie unseren
Alten, den Gründern unserer Vereinigung. Der Ton, in dem Kümmell und
Müller miteinander verkehrten, übertrug sich auf alle Mitglieder." Als
Kümmell, der mangels einer Universität in Hamburg immer noch kein
Ordinariat hatte, 1913 immerhin zum königlich preußischen "Geheimen
Sanitätsrat" ernannt wurde, hob Professor Müller beim nächsten
Festabend im Atlantic sein Glas und rief durch den ganzen Saal: "Prost
Kümmell, Du bist entjungfert!"

Dreimal im Jahr trafen sich die Chirurgen anfangs, nach dem Ersten
Weltkrieg blieb die Frequenz bei zweimal im Jahr. Mit dabei waren auch
die jungen schwedischen Chirurgen, die traditionell ihre Ausbildung in
Deutschland erhielten und ihre ersten Kongresserfahrungen oft der NWCH
verdankten. Aus diesem Grund tagten die nordwestdeutschen Chirurgen
auch im schwedischen Lund, Malmö und Göteborg. Traditionell fand die
Wintertagung stets in Hamburg statt, die Sommertagung dagegen führte
die Mitglieder in die kleinen und großen Städte der Region. Eine
Zeitlang funktionierte der Austausch der Chirurgen auch über die
innerdeutsche Grenze hinweg. Doch mit dem Bau der Mauer wurde er
schwierig, schließlich riss die Verbindung fast völlig ab. Im Frühjahr
1970 wurden alle DDR-Ärzte aufgefordert, aus den "westdeutschen"
medizinischen Gesellschaften auszutreten. Die unterschriebene
Austrittserklärung war dem Klinikchef vorzulegen.

Im Januar 1960 entstand die gemeinsame "Gesellschaft für Chirurgie an
den Universitäten Greifswald und Rostock", die ab 1977 als
"Regionalgesellschaft der drei Nordbezirke" und nach 1991 schließlich
als "Vereinigung der Chirurgen Mecklenburg-Vorpommerns" firmierte. Zu
deren Kongressen durften offiziell sechs Referenten aus dem
"nichtsozialistischen" Ausland eingeladen werden, darunter höchstens
ein bundesdeutscher Staatsbürger.

Mit der friedlichen Revolution in der DDR begann der lange Prozess,
bei dem zusammenwachsen sollte, was zusammengehört. Medizinische
Versorgung, Abrechnungssysteme und Ärzteausbildung mussten nach 45
Jahren getrennter Entwicklung zusammengebracht werden. Die Differenzen
waren groß, die Herausforderung gewaltig. Versorgung und
Gesundheitszustand der DDR-Bevölkerung waren dramatisch schlechter als
die der alten Bundesrepublik.

Schon bei der Sommertagung der NWCH 1990 in Bremen tauchten Kollegen
aus Mecklenburg-Vorpommern auf, doch noch fremdelten die Chirurgen aus
alten und neuen Bundesländern. Erst 1993 entschloss man sich nach
einer geheimen Abstimmung aller Mitglieder zu einer Wiedervereinigung
der Nordwestdeutschen Chirurgen. Mit dem Mauerfall konnten
NWCH-Tagungen in den neuen Bundesländern stattfinden. Die
Organisatoren nutzten die Chance, den Westkollegen neue Horizonte zu
eröffnen, indem sie sie in malerische Städte der Ex-DDR lockten. 1995
fand die Sommertagung deshalb in Schwerin statt, ein Jahr drauf
erkundeten die Chirurgen Güstrow, 1998 Sellin und 2001 Wismar. Auch in
Greifswald (2004), Rostock (2006) und Stralsund (2011) fanden sich die
Norddeutschen Chirurgen (NDCH) zusammen.

So nennt sich die Vereinigung allerdings erst seit 2016. Gegründet
wurde sie als Vereinigung Nordwestdeutscher Chirurgen, da sie die
Provinzen Hannover und Schleswig-Holstein (Altona), die Städte Bremen
und Hamburg sowie das Herzogtum Mecklenburg-Schwerin (mit Rostock,
Schwerin und Wismar) und das Herzogtum Mecklenburg-Strelitz umfasste.
Das Gebiet der Vereinigung erstreckte sich also über den Norden der
heutigen Bundesrepublik Deutschland; zur Gründungszeit freilich war
das die westliche Hälfte vom Norden des Kaiserreichs, das sich bis
nach Königsberg erstreckte.

Die ostdeutschen Chirurgen schlossen sich 1927 zur Vereinigung
Nordostdeutscher Chirurgen zusammen. Auch wenn sich durch Krieg und
Grenzveränderungen Namen und Gebiete der regionalen
Chirurgenvereinigungen änderten - ihre Funktion haben die
Zusammenschlüsse nicht eingebüßt. Anlässlich der Hundertjahrfeier der
Vereinigung Niederrheinisch-Westfälischer Chirurgen 1999 gaben Dieter
Rühland und Friedrich-Wilhelm Eigler ein Buch über die regionalen
Chirurgenvereinigungen in Deutschland heraus. Darin heißt es: "Im
Übrigen darf man feststellen, dass die Intentionen, die vor 100 Jahren
nach und nach zu den Gründungen der verschiedenen regionalen
Vereinigungen geführt haben, auch in der heutigen Zeit fortbestehen.
So ist es weiterhin wichtigste Aufgabe der regionalen
Chirurgenvereinigungen, die kollegialen Beziehungen auf fachlicher und
menschlicher Ebene zwischen allen Chirurgen sowohl im
Niederlassungsbereich als auch an den Universitäten zu pflegen. Dabei
haben die sich ständig ändernden politischen Rahmenbedingungen vor
allem auch für die Chirurgie den Gesprächsbedarf über das fachliche
Gebiet hinaus in das berufspolitische Umfeld hinein erweitert ... Die
regionalen Chirurgenvereinigungen erfüllen darüber hinaus weitere
wichtige Funktionen. So geben sie jungen Wissenschaftlern oft die
erste Möglichkeit, ihre Forschungsergebnisse in Klinik und Experiment
einem fachkundigen Gremium darzulegen und sich einer
wissenschaftlichen Diskussion zu stellen. Gleichzeitig erfolgt der
Austausch über die Erfahrungen in der täglichen Arbeit, und nicht
selten sind gerade die Darstellungen der Einzelfallproblematik von
besonderer Bedeutung sowohl für die Weiterbildung des Einzelnen wie
auch als Anregung zu wissenschaftlicher Vertiefung."

So wichtig der wissenschaftliche Austausch ist - die Treffen waren von
Anfang an auch gesellschaftliche Ereignisse. In den Gründerjahren
endete die Tagung damit, dass der Vorsitzende einen ausgewählten
Kollegenkreis in sein Haus einlud. Diese privaten Zusammenkünfte
blieben lange ein geschätztes Ereignis, selbst als ein größerer
offizieller Festabend zum Programm gehörte.

Als Bernhard von Langenbeck am 10. April 1872 den ersten "Congress"
der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie eröffnete, sagte er: "Was die
moderne Chirurgie insbesondere anbetrifft, so ist sie weit mehr
bestrebt zu erhalten als zu zerstören. Man hat eingesehen, dass es
weniger wichtig ist, neue Operationen und Operationsmethoden zu
erfinden als die Mittel und Wege aufzusuchen, um Operationen zu
vermeiden, oder wo sie unvermeidbar sind, ihre Erfolge zu sichern."
Langenbeck stand mit dieser Einschätzung nicht allein da; man hielt
die Chirurgie für abgeschlossen und bereitete sich auf die
Konsolidierung des Erreichten vor. Heute würde man von
Qualitätssicherung sprechen. Unnötige Eingriffe zu vermeiden war
damals ein wichtiges, neues Thema und ist bis heute aktuell. Aber
Langenbeck irrte gewaltig, wenn er glaubte, es sei "weniger wichtig,
neue Operationen und Operationsmethoden zu erfinden." Tatsächlich
hatten die Chirurgen alle Hände voll zu tun, die gängigen
Möglichkeiten auszuschöpfen. Doch selbst dabei waren sie erstaunlich
wenig erfolgreich. Langenbeck starb 1901 an einer Blinddarmentzündung,
ebenso wie Friedrich Ebert. Der erste Reichspräsident der Weimarer
Republik starb 1925, fünf Tage, nachdem Chirurg August Bier von der
Charité den durchgebrochenen Wurmfortsatz operiert hatte. Es war also
auch bei bekannten Eingriffen damals Luft nach oben.

Die Programme der modernen NDCH tragen technischen und
wissenschaftlichen Entwicklungen Rechnung, auch der interdisziplinären
Vernetzung sowie sozialen und politischen Problemen, allen voran dem
ökonomischen Druck, der auf allen Akteuren lastet.


Randbemerkungen

200 Mal trafen sich die Nordwestdeutschen Chirurgen bislang.
Nach den anfänglich drei Treffen pro Jahr einigten sich die Mitglieder
nach dem Ersten Weltkrieg auf zwei jährliche Zusammenkünfte.

1970 fordert die DDR alle Ärzte auf, die westdeutschen
medizinischen Fachgesellschaften zu verlassen. Die unterschriebene
Austrittserklärung musste dem Klinikchef vorgelegt werden.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Ansichtskarte des Operationshauses des Neuen Allgemeinen
Krankenhauses Eppendorf ca. 1920. In dem 1892 errichteten Gebäude
sollten Licht und Luft die Infektionsgefahr verringern.

- Herrmann Kümmell Mitte der 1920er Jahre mit den Ärzten seiner
Chirurgischen Klinik. Der "Eppendorfer Kittel" im Schnitt eines
Offiziersmantels wird bis heute von Chef- und Oberärzten am UKE
getragen. Der Visitenmantel ist wadenlang und tailliert, hat silberne
Knöpfe und einen Rückenriegel. Assistenzärzte bekommen nur den
knielangen Kittel ohne Taille und Riegel.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201801/h18014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

70. Jahrgang, Januar 201, Seite 28 - 29
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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DEMENZ/347: Das neue Krankenhausentlassmanagement - was bedeutet dies für Menschen mit Demenz? (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Das neue Krankenhausentlassmanagement - was bedeutet dies für
Menschen mit Demenz?

von Bärbel Schönhof



Nach Abschluss einer Krankenhausbehandlung erfolgt die Entlassung von
Menschen mit Demenz aus dem Krankenhaus zumeist in die häusliche
Umgebung. Häufig ist nach Entlassung noch Unterstützung erforderlich,
um das Behandlungsergebnis zu sichern.

Eine entsprechende Anschlussversorgung kann sowohl in medizinischer
als auch in pflegerischer Hinsicht erforderlich sein, zum Beispiel
eine Weiterbehandlung bei niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten,
Physiotherapie, Ergotherapie oder die Unterstützung durch einen
Pflegedienst. Zu der notwendigen Anschlussversorgung kann auch die
Terminvereinbarung mit Ärzten, Therapeuten usw. oder auch mit
Selbsthilfegruppen sowie die Beantragung von Leistungen bei Pflege-
und Krankenkasse gehören.

Um diese umfassende Unterstützung gewährleisten zu können, hatte der
Gesetzgeber in § 39 SGB V einen neuen Absatz 1a eingefügt, der
das Krankenhausentlassmanagement vorschrieb. Im Rahmen dessen trat zum
1. Oktober 2017 ein neuer "Rahmenvertrag Krankenhausentlassmanagement"
in Kraft. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die
Anschlussversorgung durch Mitarbeitende des Krankenhauses lückenlos
organisiert werden kann.

Für die Patientinnen und Patienten wird nun der voraussichtliche
Bedarf für die nach der Krankenhausbehandlung erforderliche
Anschlussversorgung anhand schriftlicher Standards durch ein
multidisziplinäres Team festgestellt. Diese Standards sollen auf den
Internetseiten der jeweiligen Krankenhäuser veröffentlicht sein. Die
notwendigen Anschlussmaßnahmen sollen frühzeitig eingeleitet und der
weiterbehandelnde Arzt bzw. die weiter versorgende Einrichtung
rechtzeitig informiert werden. Für das Entlassmanagement und die dafür
erforderliche Datenübermittlung an die beteiligten Stellen (Ärzte,
Pflegedienste, Lieferanten von Hilfsmitteln, Pflege- oder
Krankenkassen usw.) muss das Krankenhaus vorher das schriftliche
Einverständnis des Patienten oder des Bevollmächtigten/rechtlichen
Betreuers einholen. Voraussetzung dafür ist, dass der Patient bzw.
sein Bevollmächtigter/rechtlicher Betreuer über die Art und das Ausmaß
der Datenübermittlung entsprechend informiert wird.

Bestandteil des Entlassmanagements ist auch die Verordnung von
Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, von häuslicher
Krankenpflege oder Soziotherapie durch Krankenhausärzte mit
abgeschlossener Facharztweiterbildung, um die nahtlose Versorgung über
einen Zeitraum von bis zu sieben Tagen nach Entlassung
sicherzustellen. Für diesen Zeitraum kann auch eine Arbeitsunfähigkeit
festgestellt und bescheinigt werden. Für Menschen mit Demenz ist die
nun für die Krankenhäuser verbindlich vorgeschriebene Durchführung des
Entlassmanagements eine große Unterstützung bei der Rückkehr in die
häusliche oder stationäre Umgebung. Menschen mit Demenz haben einen
Anspruch auf Durchführung des Entlassmanagements, sind aber nicht
gezwungen, diese Hilfe in Anspruch zu nehmen. Allerdings kann die
Ablehnung dieser Hilfe dazu führen, dass ggf. Anträge nicht
rechtzeitig gestellt werden oder medizinische und pflegerische
Versorgung nicht rechtzeitig zur Verfügung stehen.

 * 

Dauerverordnungen für Ergotherapie bei Demenz ohne Genehmigung der
Krankenkasse

Dauerverordnungen für sogenannte Heilmittel wie Krankengymnastik,
Ergotherapie oder Logopädie waren bisher nur schwer und nach
Einzelfallprüfung durch die Krankenkasse zu bekommen. Seit Januar 2017
gilt ein neuer Diagnosenkatalog, in dem aufgeführt ist, bei welchen
Erkrankungen Ärztinnen und Ärzte bestimmte Heilmittel auf Dauer und
bei Bedarf auch in höherer Anzahl verordnen dürfen, ohne dass eine
Genehmigung durch die Krankenkasse erforderlich ist.

Für Menschen mit Demenz gilt diese Regelung für die Verordnung von
Ergotherapie - allerdings erst, wenn sie das Alter von 70 Jahren
erreicht haben. Auch Menschen, die im Alter von unter 65 Jahren an
Alzheimer erkrankt sind, kann Ergotherapie im notwendigen Umfang und
auf Dauer verordnet werden, ohne dass die Krankenkasse dies genehmigen
muss.

Wenn die Kriterien nicht erfüllt sind, der Betroffene vielleicht erst
69 Jahre alt ist oder mit unter 65 nicht an Alzheimer sondern einer
anderen Demenzerkrankung leidet, dann ist weiterhin ein formloser
Antrag mit ärztlicher Begründung bei der Krankenkasse einzureichen.


Bärbel Schönhof, Bochum

Rechtsanwältin und Fachanwältin für Sozialrecht

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 9

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DIABETES/1999: Adipositaschirurgie - Therapie von stark übergewichtigen Typ-2-Diabetikern (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 13.02.2018

Adipositaschirurgie kann stark übergewichtige Typ-2-Diabetiker vor
Folgeschäden schützen



Paradigmenwechsel in der Behandlung stark adipöser Typ-2-Diabetiker/
Magenbypass und Schlauchmagenoperation bewirken schnelle Verbesserung der
Folgeschäden von Diabetes / Adipositaschirurgie ist deutlich effektiver als
die bisherige medikamentöse Therapie / Veröffentlichung im renommierten
"British Journal of Surgery"

Eine gewichtsreduzierende Operation von stark adipösen Patienten mit
Typ-2-Diabetes verhindert die gefürchteten Langzeitschäden an kleinsten
Gefäßen deutlich besser als die bisherige medikamentöse Therapie, wie eine
aktuelle Literaturstudie von Wissenschaftlern der Klinik für Allgemein-,
Viszeral- und Transplantationschirurgie des Universitätsklinikums
Heidelberg um Prof. Dr. Beat Müller zeigte. Das Risiko für die Entwicklung
von sogenannten mikrovaskulären diabetischen Komplikationen war bei
Patienten mit Typ-2-Diabetes, die sich einer Operation unterzogen, im
Vergleich zu auf herkömmliche Weise behandelten Patienten um den Faktor 4
verringert. Allein in Bezug auf die Entstehung von Nierenschäden
(Nephropathie), welche häufig dazu führen, dass eine Blutwäsche (Dialyse)
notwendig wird, zeigte sich, dass die Chirurgie fünfzehnmal effektiver ist
als die bisher übliche konservative internistische Therapie. Eine
gewichtsreduzierende Operation kann bei Typ-2-Diabetikern sogar dazu
führen, dass sich die Nieren wieder komplett erholen. Die Studie beruht
auf der Meta-Analyse von zehn nach strengen Qualitätskriterien
ausgewählten, internationalen Veröffentlichungen und wurde nun im
renommierten "British Journal of Surgery" publiziert.

Umdenken in der Behandlung stark adipöser Typ-2-Diabetiker

Zu den mit Diabetes einhergehenden Gefäßschäden gehören die diabetische
Nephropathie, Neuropathie und Retinopathie - also Schäden, die Nieren,
Nerven und Augen betreffen. Diese Komplikationen sind für die hohen
Folgekosten von Typ-2-Diabetes verantwortlich und können langfristig zu
Dialyse, Amputationen und Blindheit führen. Die Ursache dieser Spätschäden
ist nicht restlos geklärt und deshalb auch schwierig medikamentös zu
behandeln. Tatsache ist: Die meisten aktuellen Diabetesmedikamente können
die Entstehung dieser diabetischen Spätschäden kaum verhindern. "Eine
große von uns berücksichtigte Untersuchung zeigte, dass bei der bisherigen
Therapie statistisch gesehen 250 Patienten vergeblich einer intensiven
Insulin-Therapie ausgesetzt werden müssen, um einen einzigen vor einer
Nephropathie zu bewahren", sagt Prof. Dr. Beat Müller, Senior-Autor der
Studie. "Demgegenüber verbessert sich laut Statistik eine bestehende
Nephropathie bei jedem zweiten Patienten in Folge einer
gewichtsreduzierenden Operation. In der Behandlung von Typ-2-Diabetes
gerät durch diese Ergebnisse ein Weltbild ins Wanken, denn früher hat man
gedacht, dass man die Folgeschäden vermeiden kann, wenn nur der Blutzucker
medikamentös richtig eingestellt wird", fasst er zusammen. "Zu
berücksichtigen ist außerdem, dass eine zu scharfe medikamentöse
Einstellung auch riskant ist, weil sie zu einer lebensbedrohlichen
Unterzuckerung oder zu einer zusätzlichen Gewichtszunahme führen kann."

Adipositaschirurgie - ein Ausweg aus einem Dilemma und keine
"Lifestyle-Chirurgie"

Prof. Dr. Beat Müller und seine Co-Autoren plädieren nachdrücklich für ein
Umdenken im Umgang mit der häufig mit Typ-2-Diabetes in Verbindung
stehenden Erkrankung Adipositas. "Wir müssen uns von der Vorstellung
lösen, dass stark übergewichtige Menschen ihren Zustand selbst verschuldet
haben und deshalb auch nur durch eine radikale, entbehrungsreiche
Lebensstiländerung gesund werden können." Ein erster Schritt wurde
erreicht, als Adipositas im Jahr 2000 von der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) als Krankheit anerkannt wurde. "Die Ursache für Adipositas ist
wahrscheinlich eher ein überoptimierter Energiehaushalt als Maßlosigkeit.
Die betroffenen Menschen könnten unter Lebensumständen, in denen die
Nahrung knapp ist, vermutlich besser überleben als andere und leiden nun
darunter, dass unser Lebensstil mit einem ständigen Überangebot an
Nahrungsmitteln einhergeht." Eine Operation ist seiner Ansicht nach daher
keine "Lifestyle-Chirurgie", die dicke Menschen auf einfache Weise dünner
machen soll, sondern gerade für adipöse Typ-2-Diabetiker lebensrettender
Ausweg aus einem Dilemma.

Eine rasche Verbesserung der Blutzuckerwerte ist die Folge

Typische Verfahren der Adipositaschirurgie sind der Magenbypass, bei dem
der Magen durch einen Teil des Dünndarms überbrückt wird, und die
Verkleinerung des Magenvolumens zu einem sogenannten Schlauchmagen. Noch
sind die genauen Zusammenhänge unklar, die erklären können, warum diese
Operationen so extrem wirksam sind. "Eine Verbesserung der Blutzuckerwerte
zeigt sich bereits kurz nach der Operation, also noch bevor die Patienten
ein Kilogramm an Gewicht verloren haben. Anscheinend sind andere
Mechanismen für die Entstehung der Gefäßschäden bei Diabetes-Typ-2
relevant, die von einer Operation positiv beeinflusst werden. Die
Aufklärung der exakten Auswirkungen auf den gesamten Stoffwechsel wird
Fragestellung weiterer Forschungsarbeiten der Zukunft sein", fasst Prof.
Dr. Beat Müller zusammen. Völlig ohne Risiko ist eine Operation jedoch
ebenfalls nicht - auch wenn die Heidelberger Mediziner mit Methoden der
minimal invasiven Chirurgie arbeiten. Und auch das zukünftige Leben bleibt
geprägt von der Erkrankung, denn es muss auf eine besondere Ernährung
geachtet werden, um Mangelerscheinungen zu vermeiden.

Was ist Diabetes Typ-2?

Hierbei handelt es sich um eine Störung, bei der Insulin zwar vorhanden
ist und oft sogar im Übermaß vom Körper produziert wird, an den Zellen von
Leber, Muskeln und Fettgewebe aber nicht richtig wirken kann, weil die
intrazellulären Signalwege nicht richtig funktionieren. In den ersten
Krankheitsjahren kann die Bauchspeicheldrüse dies durch die Produktion
hoher Insulinmengen kompensieren, was jedoch zu weiterem Übergewicht und
möglicherweise auch zu diabetischen Folgeschäden führen kann. Ein erhöhter
Spiegel des Blutzuckers und von Produkten des Zuckerabbaus, welche über
alternative Stoffwechselwege entstehen, führen über bisher unbekannte
Mechanismen zu den diabetischen Folgeschäden an den Nieren, Augen und
Nerven, aber auch den großen Gefäßen.

Literatur

A. T. Billeter, K. M. Scheurlen, P. Probst, S. Eichel, F. Nickel, S. Kopf,
L. Fischer, M. K. Diener, P. P. Nawroth, B. P. Müller-Stich, Meta-analysis of
metabolic surgery versus medical treatment for microvascular complications
in patients with type 2 diabetes mellitus, published online inWiley Online
Library (www.bjs.co.uk). DOI: 10.1002/bjs.10724

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Minimal-Invasive-und-Adipositaschirurgie.104518.0.html 

Sektion Minimal Invasive und Adipositaschirurgie

http://www.youtube.com/watch?v=iTuwWSHmbmI

Interview mit Prof. Dr. Beat Müller-Stich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Heidelberg, Julia Bird, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1707: Neuer Behandlungsansatz für Hepatitis E Virus Infektionen bei Schwangeren (idw)


TWINCORE / Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung -
12.02.2018

Neuer Behandlungsansatz für Hepatitis E Virus Infektionen bei Schwangeren



Hepatitis E Virus Infektionen gelten unter Medizinern als unterschätzte
Krankheit. In unseren Breiten werden vorrangig Menschen mit geschwächter
Immunabwehr krank, in Asien und Afrika ist jedoch ein Genotyp verbreitet,
der besonders für Schwangere eine ernste Bedrohung ist: Eine von vier
Schwangeren stirbt dort in Folge einer HEV Infektion. Wissenschaftler des
TWINCORE haben nun die Unterschiede der regionalen Hepatitis E Typen
untersucht, um Behandlungsansätze gegen diese für Schwangere
hochgefährliche Variante zu erforschen. Mit ihren Untersuchungen haben sie
zunächst ein Zellmodell entwickelt, mit dem sie Wirkstoffe auf ihre
Eignung als Hepatitis E Medikament testen können.

Das Hepatitis E Virus vom Genotyp 3 in unserer Region wird vor allem durch
rohes Schweinefleisch, der in Asien und Afrika verbreitete Genotyp 1
hingegen vor allem durch Fäkalien übertragen. Das ist besonders in
Krisengebieten ein großes Problem: nach dem Erdbeben in Nepal im Jahr
2015, in syrischen Flüchtlingslagern, in Militärcamps - überall dort, wo
viele Menschen unter schlechten hygienischen Bedingungen auf engem Raum
leben, breitet sich das Hepatitis E Virus aus. "Streng medizinisch
gesehen, ist es eigentlich gar kein Hepatitis-Virus", sagt Leonard
Knegendorf, "denn es befällt nicht nur die Leber, wie der Name 'Hepatitis'
vermuten lässt, sondern auch andere Gewebe." Leonard Knegendorf studiert
Medizin, forscht als Nachwuchswissenschaftler in der Arbeitsgruppe Virus
Transmission am Institut für Experimentelle Virologie des TWINCORE und hat
für seine Forschung besonders die Plazenta als Ziel des Hepatitis E Virus
in den Fokus genommen. "Da wir untersuchen wollten, weshalb ausgerechnet
Schwangere so hoch gefährdet sind, haben wir uns auf den entscheidenden
Unterschied zwischen den betroffenen Gruppen konzentriert und das ist die
Plazenta."

Die Wissenschaftler haben dazu Leber- und Plazentazellen mit den beiden
Hepatitis E Genotypen infiziert und beobachtet, dass sich die Viren beider
Typen sowohl in Leber- als auch in Plazentazellen vermehren, die Genotyp 3
Viren sogar in beiden Zelltypen gleich gut. "Damit haben wir erstmals
virologisch zeigen können, dass Hepatitis E Viren in der Plazenta
replizieren", sagt Arbeitsgruppenleiter Prof. Eike Steinmann.
Im nächsten Schritt hat Leonard Knegendorf antivirale Medikamente an
infizierten Plazentazellen getestet: Ribavirin, Sofosbuvir und Interferon.
"Diese Wirkstoffe sind jedoch nicht für die Behandlung Schwangerer
zugelassen", sagt er. "Wir wollten wissen, ob es einen Unterschied in der
Wirkung in Leber- und Plazentazellen gibt." Und den gibt es: Während
Ribavirin und Sofosbuvir die Viren in beiden Zelltypen gleich gut zurück
drängen, kann Interferon die europäische Variante, den Genotyp 3, noch
bedingt hemmen. Bei der für Schwangere so gefährlichen Genotyp Variante 1
hingegen ist Interferon wirkungslos. "Da Interferon nicht nur ein
Medikament, sondern vor allem auch unsere körpereigene, erste Antwort auf
Virenangriffe ist, könnte hier der Schlüssel zum Unterschied zwischen den
vergleichsweise harmlosen Infektionen mit dem Genotyp 3 und den
gefährlichen mit dem Genotyp 1 liegen", sagt Leonard Knegendorf.

"Diese neuen Erkenntnisse helfen uns bei der Suche nach neuen Wirkstoffen
gegen Hepatitis E Infektionen bei Schwangeren", schließt Eike Steinmann.
"Wir werden nun zunächst alle Medikamente, die für Schwangere bereits
zugelassen sind, an Hepatitis E infizierten Plazentazellen testen. Finden
wir unter den Tausenden Wirkstoffen - einen Treffer, der die Vermehrung des
Virus unterbindet, ist der Weg zu einem Medikament, das den Schwangeren
hilft, nicht mehr weit."


Das Projekt wurde vom Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF)
gefördert.

Publikation:


Knegendorf L, Drave S, Dao Thi VL, Debing Y, Brown RJ, Vondran FW, Resner
K, Friesland M, Khera T, Engelmann M, Bremer B, Wedemeyer H, Behrendt P, Neyts
J, Pietschmann T, Todt D, Steinmann E. Hepatitis E virus replication and
interferon responses in human placental cells. Hepatol Commun 2018;2:173-187.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1002/hep4.1138/epdf

http://www.twincore.de/infothek/infothek-news-details/news/neuer-behandlungsansatz-fuer-hepatitis-e-infektionen-bei-schwangeren/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung

Dr. Jo Schilling, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1351: Tragbares Exoskelett hilft Schlaganfallpatienten sich wieder zu bewegen (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI - 12.02.2018

RECUPERA-Reha: Tragbares Exoskelett hilft Schlaganfallpatienten sich
wieder zu bewegen



Der Einsatz von Robotern ist in der Medizin längst Alltag und auch für die
Rehabilitation spielen robotische Systeme eine immer größere Rolle. Im nun
abgeschlossenen Projekt RECUPERA-Reha gelang dem Robotics Innovation
Center des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI)
unter Leitung von Prof. Dr. Dr. h. c. Frank Kirchner ein Durchbruch auf
dem Gebiet der Rehabilitationsrobotik: Gemeinsam mit der rehaworks GmbH
entwickelte es ein mobiles Exoskelett für die Oberkörperassistenz speziell
zur rehabilitativen Therapie nach einem Schlaganfall.

Über drei Jahre arbeitete ein interdisziplinäres Forscherteam des DFKI an
der Konzeption eines innovativen tragbaren Ganzkörper-Exoskeletts zur
äußeren Unterstützung des menschlichen Bewegungsapparates. Darauf
aufbauend entwickelte es ein in der medizinischen Rehabilitation
mittelfristig einsetzbares robotisches Teilsystem. Als Anwendungsszenario
wählten die Bremer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Therapie
bei Schlaganfallpatienten. Hierbei konnten sie zeigen, dass Exoskelette
zur Umsetzung klassischer Therapiemaßnahmen einsetzbar sind, indem diese
z.B. Anwendungen des "Assistive Daily Living", wie das Greifen und Heben
von Objekten, ermöglichen.

"Nach einem Schlaganfall hilft physiologisches Training, das den Menschen
an bestimmte Bewegungen wieder heranführt. Nur so können gesunde Bereiche
des Gehirns die Funktionen der zerstörten Bereiche übernehmen. Unsere
Exoskelette ermöglichen Patienten intensives und nachhaltiges Training,
wodurch sie verlorengegangene motorische Fähigkeiten wiedererlangen
können", erklärt Neurobiologin und Projektleiterin Dr. Elsa Andrea
Kirchner.

Neue mechatronische Ansätze und ein innovatives System zur Auswertung von
Biosignalen

Das entwickelte Ganzkörper-Exoskelett erfasst kinematisch annähernd den
gesamten Bewegungsraum des menschlichen Körpers. Die
Oberkörperkonstruktion dient dabei der Rehabilitation, die von der
flexiblen Beinkonstruktion getragen wird. Im Gegensatz dazu trägt sich das
Teilsystem nicht selbst, sondern ist an einen Rollstuhl befestigt. Zum
Aufbau der Exoskelette erarbeiteten die DFKI-Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler innovative Methoden im Leichtbau sowie in der
Antriebstechnologie und Regelungstechnik. Die mechatronischen Ansätze
kombinierten sie mit einem neuen System zur Online-Auswertung von
Elektroenzephalografie- und Elektromyografie-Signalen (EEG-/EMG-Signalen),
wodurch eine Einschätzung des Zustands des Patienten sowie eine
mehrstufige Unterstützung der Regelung möglich ist. Der Verbundpartner
rehaworks GmbH betrachtete im Rahmen des Projekts die Anforderungen an
medizinische Geräte und evaluierte dahingehend kontinuierlich die Systeme.

Drei verschiedene Steuerungsmodi für eine variable Oberkörperassistenz

Für das robotische Teilsystem untersuchten die Forscherinnen und Forscher
verschiedene Ansätze der rehabilitativen Therapie, die sie im Rahmen einer
Anwenderstudie mit Schlaganfallpatienten evaluierten. Der Patient im
Exoskelett oder eine dritte Person können das System betätigen und
zwischen drei verschiedenen Steuerungsmodi wählen: Im ersten Modus lässt
sich durch die Bewegung eines Armes, der andere mitbewegen - dieser führt
dann exakt die gleiche Bewegung aus, wie der vom Patienten bewegte Arm.
Auf diese Weise ist das Exoskelett für eine Spiegeltherapie einsetzbar,
die nicht nur visuelle, sondern auch propriozeptive Stimulation - d.h. die
Stimulation der eigenen Körperwahrnehmung - bietet. Der zweite Modus
ermöglicht die Steuerung der Bewegung, die von einer dritten Person, z.B.
dem Therapeuten, durch Führung eintrainiert wurde und so im Sinne einer
repetitiven Therapie beliebig oft ausführbar ist. Im dritten Modus kann
das Exoskelett auf Basis der Muskelaktivität des Patienten (die bei der
Patientengruppe noch geringfügig vorhanden ist) gesteuert werden. Dies
erfolgt durch die Messung der Elektromyografie-Signale (EMG-Signale),
woraus das System die Bewegungsabsicht des Patienten ableiten und ihn in
seinen Bewegungsabläufen intuitiv unterstützen kann.

"Mit RECUPERA-Reha ist es uns gelungen, einen neuen Weg in der
Mensch-Roboter-Interaktion einzuschlagen, der zu einer nachhaltigen Verbesserung
der Rehabilitation führen kann. Wir hoffen, dass wir die Exoskelette in
den kommenden Jahren weiterentwickeln können, um sie z.B. noch leichter
und flexibler zu machen und gleichzeitig im Bedarfsfall noch mehr
Unterstützung zu bieten", so Professor Frank Kirchner.


Das Forschungsprojekt wurde vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im Projektträger Softwaresysteme und Wissenstechnologien
(PT-SW) des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) mit
knapp drei Millionen Euro gefördert.

Weitere Informationen:

https://robotik.dfki-bremen.de/de/forschung/projekte/recupera-reha.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI

Andrea Fink, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Warner Music Medien Newsletter KW 07

Hamburg, 15. Februar 2018



Anitta & J Balvin - Downtown (Official Music Video)

Während in Köln die Jecken ausgetanzt haben, ist auch in Rio Karneval
angesagt, der Heimat des lateinamerikanischen Superstars Anitta. 2013
wurde sie dort zum heißesten Pop-Act gekürt und 2015 bei den MTV EMAs
zur besten Latin-Künstlerin. Anitta schaffte es als erste
portugiesischsprachige Künstlerin unter die Top 50 der Billboard
Digital und Social Media Charts und ist - wenn man ihre YouTube- und
Spotify-Zahlen zusammenrechnet - die "meistgehörte Frau der
Welt" (It Pop! / MTV Brazil). Als inoffizielle Botschafterin
ihres Landes fördert sie zudem wichtige Debatten über Feminismus,
Post-Feminismus und Sexismus und steht für die Natürlichkeit der
Frauen ein. Aktuell ist sie an der Seite von J. Balvin mit ihrer
Single "Downtown" [1] (132 Mio. Streams) auf weltweitem Erfolgskurs.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


KLAN

Kurz vorm diesjährigen Valentinstag veröffentlichten die Leipziger
Brüder Stefan und Michael, alias KLAN, ihre äußerst vielversprechende
Debüt-Single "Lang lebe die Liebe" und halten ihrer Generation darauf
den Spiegel vor - ein Song von digitalen Gefühlen und analogen
Enttäuschungen in Zeiten unendlicher Möglichkeiten.

"Die Liebe ist tot, lang lebe die Liebe / Wir halten sie hoch,
lang lebe die Liebe / Wir brauchen sie nicht, wär eine Lüge",
lautet es im hymnischen Refrain, jenseits naiver Romantik - hier [2]
im offiziellen Musikvideo zu sehen.

Nachdem sie 2017 bereits mit Elif, Nisse und Vök tourten und auf dem
Reeperbahnfestival performten, steht für April die erste eigene Tour
an: 17.04. München, Milla | 18.04. Köln, Yuca | 19.04. Berlin,
Privatclub | 20.04. Hamburg, Nochtwache | 21.04. Leipzig, Institut
für Zukunft.


BEBE REXHA

Das Duett zwischen US-Pop-Superstar Bebe Rexha und dem Country-Duo
Florida George Line ist eine der überraschendsten Kollaborationen des
Jahres. Ursprünglich auf Bebe Rexhas 2017 veröffentlichter EP "All
Your Fault: Part 2" enthalten, spielte sich "Meant To Be" seitdem in
die Herzen von Millionen von Menschen weltweit.

"If it's meant to be, it'll be, it'll be / Baby, just let it
be", singen Bebe Rexha und Florida George Line im gefühlvollen
Refrain und tatsächlich steht der Song in den USA bei iTunes gerade
auf Platz #1. In den Hot Country Songs Charts ging der Song direkt
auf Platz #1 - ein historischer Erfolg.

Auch hierzulande entwickelt sich "Meant To Be" zu einem Hit
(Platz #71, Tendenz steigend). Der sehenswerte Clip [3] zum Duett
zählt bereits knapp 200 Mio. YouTube-Views.


MÅNS ZELMERLÖW

2015 ging das charismatische schwedische Multitalent als Sieger des
Eurovision Song Contests hervor und liefert nun - in Folge seines
internationalen Doppel-Platin-Erfolgstitels "Heroes" - mit seiner
Single "Happyland" den neuen Titelsong der aktuellen TV- und
Online-Jubiläumskampagne "50 Jahre KINDER". [4]

Derzeit befindet sich der Song bei iTunes bereits innerhalb der Top
30 und ist hier [5] im dazugehörigen Musikvideo zu sehen.

"Happyland" stammt aus Måns Zelmerlöws letztem Album "Chameleon".


KOJO FUNDS feat. Raye

Der UK-Senkrechtstarter Kojo Funds erlangte quasi über Nacht mit Hits
wie "Fine Wine", "My 9ine" oder "Dun Talkin" größere Bekanntheit.
Insgesamt wurden die drei Tracks auf YouTube bereits über 30 Mio. Mal
geviewt.

Anfang des Monats veröffentlichte Kojo Funds seine aktuelle Single
"Check (feat. Raye)" - ein hitverdächtiges, Dancehall-orientertes
Cover des Craig-David-Klassikers "Seven Days", das hier [6] im
offiziellen Musikvideo zu hören ist.

Kojos ungeduldig erwartetes Debütalbum ist noch für dieses Jahr
geplant: "Ich will nach Dubai und nach Schweden kommen. Und nach
Amerika. Da wo ich herkomme, schauten wir immer auf den
amerikanischen Lifestyle und die amerikanische Kultur. Jetzt möchte
ich es selbst erleben".


TRACK OF THE WEEK

Mit ihrer brandneuen Kollabo-Single "Friends" meldete sich
UK-Superstar Anne-Marie (über 5 Milliarden Streams) vor Kurzem zurück
und zwar an der Seite des mysteriösen Producer/DJs Marshmello. Die
Zusammenarbeit wird schon jetzt als eine der heißesten Produktionen
des Jahres gehandelt und ist hier im Lyric-Video [7] zu sehen.

Nach ihrer im März anstehenden, ausverkauften UK-Tour kommt
Anne-Marie Anfang April zu drei Terminen live nach Deutschland:
04.04. Köln, Gloria Theater | 05.04. Hamburg, Uebel & Gefährlich |
13.04. Berlin, Festsaal Kreuzberg.


WARNER MUSIC ON STAGE - JULIE BERGAN

Keine Frage, spätestens seit ihrer 2015er Platin-Pop-Hymne "All
Hours" gilt Julie Bergan - nach Zara Larsson und Tove Lo - als das
nächste musikalische Aushängeschild Skandinaviens.

Vor Kurzem hatte die norwegische Pop-Ikone ihr langerwartetes
Debütalbum "Turn On The Lights" veröffentlicht, inklusive der
aktuellen Single "Guilt Trip". [8]

Ende nächster Woche geht es für Julie Bergan als Support des
norwegischen Producers und DJs Alan Walker auf ausverkaufte
Deutschland-Tour:

22.02. Hamburg, Docks (AUSVERKAUFT)

23.02. Frankfurt, Batschkapp (AUSVERKAUFT)

24.02. Berlin, Huxley's Neue Welt (AUSVERKAUFT)

02.03. München, TonHalle (AUSVERKAUFT)


VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

15.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018

16.02.2018


	
KONFIGURATION ARTIST TITEL

Digital Kodak Black Heart Break Kodak

Digital Grégeoire Auger Burn Out

Digital Leon Ko OST Monster Hunt 2

Digital Ryuichi Sakamoto Async Remodels (Remix Album)

Digital Nipsey Hussle Victory Lap

Digital YFN Lucci Freda's Son EP

Physisch Laurie Anderson & Kronos Quartet Landfall

Physisch & Digital Brandi Carlile By The Way, I Forgive You

Physisch & Digital Shannon & the Clams Onion









[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=04d9943ab671dc03497dfd437aa7baf3b1a9948f8afcc3cb4b2e85a647d25a97afdcedde64a1da56d788fc16ea8fbbd5

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=04d9943ab671dc0314ff4d2f51bf68ca552148807ba450935f1db8322a60374efce56e0ba12601993a4cb268740401cd

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=04d9943ab671dc03ab77600f2d30cac87a57d8668503750ac4bb18d49ac4f4fbce43e857c9908e814f00fd8cbd8301a7

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=1fb185633e3178940bb9f92e6a0389ef7f0b343b7ed2a87446cd1c42eb1857d47f491c0647e4cdc57ac4dd1e9f95ea64

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=1fb185633e317894bc87ebe195f98999110ad1b795644262e931a4517aa5ce461c4c2fd6f7ca18db739d8e100b3982e4

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=1fb185633e317894a40452b25d126720706a75fb645f739708498da476ff2ce64d2425eb72bd8f2e2761969d8ea423e6

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=1fb185633e3178948617f816d32f60aaef7ce0f0d433b06afbae3a73a95502286e9809cfa695308b2e960514c5bed50f

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=1fb185633e3178943e6e0aecde0f68bca5cd414ca1b130b6db01b0b1cfcc80a0f92084f8af6308eb6e2c7aa0bd0a8987

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
7. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch den das Debütalbum von Felix
Jaehn! Der DJ und Produzent veröffentlicht am Freitag sein
25-Tracks-umfassendes erstes Album "I".

Außerdem in den News: Das schwedische Duo Hearts & Colors
veröffentlicht die etwas andere Liebeshymne "Too Many Friends" und
die wunderbare Naaz wurde mit zwei Edison Pop Awards ausgezeichnet!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Felix Jaehn veröffentlicht sein Debütalbum "I"

Am Freitag erscheint das mit Spannung erwartete Debütalbum von
Shootingstar Felix Jaehn! "I" heißt das erste Werk des DJs und
Produzenten, der bereits eine beeindruckende Bilanz vorzulegen hat:
Über 1,5 Milliarden Streams, internationale Gold- und
Platinauszeichnungen und etliche Top-Positionen in den Charts
weltweit. "I" ist ab Freitag erhältlich.

2018 hätte nicht besser starten können für Felix Jaehn, denn seine
Single "Like A Riddle" eroberte in der ersten Kalenderwoche direkt
Platz 1 der deutschen Airplaycharts. Letzte Woche folgte der nächste
Albumvorbote "Cool", bevor am Freitag "I" mit insgesamt 25 Tracks in
die Läden kommt. Neben 15 neuen Tracks sind auch die großen Hits wie
"Cheerleader", "Ain't Nobody (Loves Me Better)", "Book of Love" oder
"Stimme" mit dabei.

Mit "I", der Titel verrät es schon, wird Felix Jaehn seine
persönliche Seite zeigen. "Ich habe aus dem Nichts zwei Welthits
gelandet und danach von einer Single zur nächsten gedacht, mich von
zahlreichen Kollaborationen inspirieren lassen, meinen Sound
gefunden. Ich wollte euch aber immer schon noch mehr von mir und
meiner Musik zeigen und auf einmal war sie da, die Idee für mein
Debütalbum "I". Neben all den Shows habe ich letztes Jahr
ununterbrochen an den Songs gearbeitet und bin jetzt zufrieden, stolz
und aufgeregt!"

Anlässlich der Veröffentlichung von "I" geht Felix Jaehn auf
Welttournee und wird auch in Deutschland seine Megahits präsentieren.

www.facebook.com/FelixJaehnMusic

www.twitter.com/FelixJaehn

www.instagram.com/felixjaehn

www.youtube.com/user/felixjaehn

www.universal-music.de/felix-jaehn


Schwedisches Duo HEARTS & COLORS veröffentlicht neue Single
"TOO MANY FRIENDS"

Sie zählen zu den ganz großen Talenten und mischen zur Zeit die
Electro-Pop-Landschaft auf: Über 200 Millionen Streams, jeden Monat 4
Millionen Zuhörer auf Spotify, über 12 Millionen Views auf YouTube
und ein gemeinsamer Hit mit Felix Jaehn - das ist die erste Bilanz
von Hearts & Colors nach nur 18 Monaten im Spotlight. Am 16. Februar
erscheint ihre sexy-charmante Liebeshymne "Too Many Friends" und wird
die Fangemeinde sicher im Eiltempo anwachsen lassen.

Nachdem Philip Tillström & Nicolai Kjellberg aka Hearts & Colors mit
Coversongs auf Soundcloud und YouTube ihre perfekten Vocal-Harmonien
präsentiert haben, wurde DJ und Produzent Andrelli auf das Duo
aufmerksam. Er verpasste ihrem Original-Song "Lighthouse" einen
umjubelten Remix und bescherte den Schweden 2016 einen viralen Hit.
Felix Jaehn lud die beiden als Feature-Gäste ins Studio ein und nahm
den Mega-Hit "Like A Riddle" auf. Die Single "Like A Riddle" schoss
u.a. auf Platz 1 der deutschen Airplaycharts und machte auch Hearts &
Colors rund um den Globus bekannt.

Die neue Single "Too Many Friends" erzählt von der
"Lass-uns-Freunde-sein"-Problematik, wenn man sich eigentlich nach
etwas ganz anderem sehnt. Die etwas andere Liebeshymne wird
sicherlich für Aufsehen sorgen! Das Debütalbum des Duos ist bereits
in Arbeit und soll in diesem Jahr auf den Markt kommen.

https://de-de.facebook.com/heartsandcolors/


Naaz mit zwei Edison Pop Awards ausgezeichnet ++ Neue
Single "Loving Love" jetzt erhältlich

Gerade erst hat sie ihre neue Single "Loving Love" veröffentlicht,
jetzt darf sich Shootingstar Naaz über zwei Edison Pop Awards freuen!
Die 19-Jährige setzte sich bei der Verleihung des wichtigsten
niederländischen Musikpreises - dem Pendant zum Grammy und den Brit
Awards - in der Kategorie "Newcomer" durch und wurde zudem für ihr
Musikvideo zu "Words" ausgezeichnet.

Am vergangenen Freitag erschien mit der Single "Loving Love" ein
weiterer Vorbote auf ihre Debüt-EP "Bits Of Naaz", die im April
veröffentlicht wird. Wie schon bei "Words", geht es der 19-jährigen
Naaz um Vielfalt und um Akzeptanz - und zwar in Sachen Liebe:
"Lieben, das ist so alt wie die Menschheit selbst, aber heute sollten
wir's auf moderne Art tun: man darf das oder die oder den lieben, den
man nun mal gerade liebt. Überholte Regeln sind egal, Ethnizität,
Herkunft, Geschlecht, ja selbst der Popularitätsgrad des anderen
spielt keinerlei Rolle. 'We're anciently new school, loving love like
we're supposed to'. Lasst uns zusammen dafür sorgen, die Liebe wieder
cool zu machen, okay?"

"Make love cool again" lautet denn auch ihr aktuelles Motto, das sie
zugleich mit der kommenden EP "Bits of Naaz" - betitelt nach ihren
Social Media Kanälen - vertont. Die EP erscheint im April.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Siw Inger / Komm und spiel mit mir / 09. Februar 2018

Kurt Krömer / Heute Stimmt Alles / 09. Februar 2018

Haze / Die Zwielicht LP / 16. Februar / 2018

CARL / Schwergewicht EP / 16. Februar 2018

Felix Jaehn / I / 16. Februar 2018

Punch Arogunz / Frontal (Re-Release) / 23. Februar 2018

Punch Arogunz / Carnivora (Re-Release) / 23. Februar 2018

Punch Arogunz / Blinde Wut Mixtape (Re-Release) / 23. Februar 2018

Various Artists / The Legacy Collection: Beauty and the Beast (OST) / 09.03.2018

Götz Alsman / Paris - New York - Rom (Die Blue Note Trilogie) / 16. März 2018

Beatrice Egli / Wohfühlgarantie / 16. März 2018

Rea Garvey / NEON / 23. März 2018

Various Artist / Rapunzel: Die Serie / 23. März 2018

Singles

Hearts & Colors / Too Many Friends / 16. Februar 2018

DJ Teddy-O / Big Boss / 16. Februar 2018

Verrückte Hunde / Immun / 16. Februar 2018

Asbjørn / Nothing 2 Lose / 23. Februar 2018

Gia Koka / ASAP / 23. Februar 2018

Laing / Nieselregen / 23. Februar 2018

Rojas / Letzter Tag / 23. Februar 2018

Lxandra / Dig Deep / 09. März 2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

24.02.2018 / 15:10 Uhr / rbb / Die große Show der Träume (Wiederholung vom 08.08.2015)

Felix Jaehn

16.02.2018 / 06:30 Uhr / Sat1 / Frühstücksfernsehen

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

19.02.2018 / 20:00 Uhr / RTL II / RTL II News

23.02.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Glasperlenspiel

17.02.2018 / 23:30 Uhr / RTL / Bravo Hits 100 - Der Countdown

Julia Engelmann

23.02.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Natia Todua

22.02.2018 / 20:15 Uhr / ARD / ESC Vorentscheid

Niila

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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Universal Music International Presse-Newsletter - 7. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche erwartet alle deutschen Fans von Kendrick Lamar eine
Reihe von Highlights! "Der größte Rapper der Welt" (Telegraph) und
"Black Jesus" (Spiegel) startet morgen seine Deutschland-Tournee!
Zudem kommt der Marvel-Blockbuster "Black Panther" in die Kinos. Der
Rap-Superstar kuratierte "Black Panther The Album" und ist u.a. mit
dem Titelsong "All The Stars" feat. SZA vertreten. Außerdem gibt es
ab Freitag den Filmscore als Download!

Außerdem in den News: James Bay ist zurück! Ryan Adams und Ellie
Goulding senden Valentinstagsgrüße, Her veröffentlichen ihre neue
Single und Chris Stapleton begeistert gemeinsam mit Justin
Timberlake.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Kendrick Lamar startet Deutschland-Tour ++ "Black Panther The
Album" weltweit auf Erfolgskurs ++ Deutscher Kinostart am
Donnerstag

In dieser Woche gibt es einige Highlights anzukündigen! Kendrick
Lamar startet am morgigen Donnerstag in Frankfurt seine 3 Shows
umfassende Deutschlandtour! Die Kritiker in Großbritannien konnten
sich bereits in den letzten Tagen überzeugen: Kendrick Lamar ist der
Mann der Stunde und bringt eine Live-Show, die neue Maßstäbe setzt.
The Telegraph schreibt - wie etliche andere Medien - über die Shows:
"Kendrick Lamar beweist, dass er der größte Rapper der Welt ist!"

Neben dem deutschen Tour-Kickoff gibt es auch noch einen weiteren
Start, den man sich nicht entgehen lassen sollte: Ab morgen ist der
neue Marvel-Blockbuster im deutschen Kino zu sehen: "Black Panther"
sorgt in den USA bereits für Aufsehen sowie volle Kinosäale und hat
Kendrick Lamar zu"Black Panther The Album" (VÖ: 09.02.) inklusive der
Mega-Single "All The Stars" feat. SZA inspiriert. "Black Panther The
Album" ist kein klassischer Soundtrack, sondern ein vom Film
inspiriertes Compilation-Album, das Kendrick Lamar und Top Dawg
höchstpersönlich zusammengestellt haben. Mit dabei sind neben
Kendrick Lamar, SZA und The Weeknd u.a. James Blake, Vince Staples,
Schoolboy Q, 2Chainz u.v.a. Zudem kuratierte Kendrick Lamar das
gesamte Album.

Zudem erscheint am Freitag der Score zum Kinofilm, komponiert vom
Grammy®-nominierten Komponisten und Songwriter Ludwig Göransson.
"Black Panther" ist Göranssons dritte Zusammenarbeit mit Regisseur
Ryan Coogler ("Creed", "Fruitvale Station"). Der in Schweden
geborene Komponist schrieb die Originalsongs für "Creed" und
produzierte u.a. auch Alben für Childish Gambino, Haim und Chance the
Rapper.

Damit ist die "Black Panther"-Woche perfekt!

KENDRICK LAMAR live

Support: James Blake

15.02.2018 Frankfurt, Festhalle

22.02.2018 Köln, Lanxess Arena

05.03.2018 Berlin, Mercedes-Benz Arena


James Bay meldet sich mit neuer Single "Wild Love" und
neuem Look zurück

Nachdem James Bay mit seinem Debütalbum "Chaos And The Calm" 2015
seinen internationalen Durchbruch gefeiert und etliche Gold- und
Platin-Preise eingeheimst hat, wurde es ruhiger um den Sänger,
Songwriter und Musiker. Doch der Brite tauchte direkt im Anschluss an
seine Live-Tourneen direkt wieder in einen neuen Schaffensprozess
ein. Jetzt gibt es endlich neue Musik von James Bay und einen neuen
Look präsentiert der Brite gleich dazu.

"Wild Love" heißt die neue Single, die ab sofort als Download und im
Stream erhältlich ist. "Wild Love" merkt man deutlich an, dass James
Bay mit vielen neuen Einflüssen und Inspirationen experimentiert hat -
 und dabei eine Lässigkeit an den Tag legt, die man eigentlich nur
auf Rezept herausgeben sollte. In einem Interview erzählte James Bay
vor einigen Wochen von dem neuen Songmaterial, das u.a. von David
Bowie, Frank Ocean und LCD Soundsystem beeinflusst wurde. "Wild Love"
ist der erste Vorbote auf das brandneue Album von James Bay.

Das neue Album soll 2018 erscheinen und bedeutet für James Bay "ein
ganz neues Kapitel, ein ganz neues Ich". Im Interview beschreibt er
das zweite Album wie folgt: "Es führt mich zu einen neuen Ort. Ich
habe einen neuen Look und einen neuen Sound. Ich habe mich sehr
darauf gefreut, etwas Neues zu beginnen."

http://www.universal-music.de/james-bay/home


Liebesgrüsse zum Valentinstag: Ryan Adams veröffentlicht
"Baby, I Love You" ++ Ellie Goulding mit neuer Single "Vincent"

Warum Blumen sprechen lassen, wenn man doch einen Song zum
Valentinstag schreiben kann? So geschehen bei zwei Künstlern, die im
Moment an ihren neuen Alben oder Songs im Studio sitzen. Am Tag der
Liebe gibt es für die Fans etwas besonderes: Heute erschien zum einen
Ellie Gouldings Song "Vincent", den sie nicht ohne Grund gerade heute
veröffentlicht hat: "Mein neues Album ist noch nicht fertig. Aber für
dich besten Fans der Welt gibt es heute einen Valentinstag-Gruß",
schrieb Ellie auf Instagram. "Vincent" ist einer Cover-Version des
1971 veröffentlichten Originals von Don McLean ("American Pie"). Der
Song ist dem Maler Vincent van Gogh gewidmet.

Mit einem perfekten Valentinstag-Gruß meldet sich auch Ryan Adams
zurück: "Baby, I Love You" heißt der neue Song, den Ryan Adams heute
als Download und im Stream veröffentlicht hat. Es ist der erste neue
Song des Sängers, Songwriters und Musikers seit seinem 2017er Album
"Prisoner". Mit dem Song am Tag der Liebe bleibt sich Ryan Adams
musikalisch treu und präsentiert eine perfekte Rocknummer zum
Schmachten und Verlieben.

Dem Intro gab Ryan Adams im vergangenen Jahr anlässlich der
Veröffentlichung von "Prisoner" ein Interviews und sagte u.a. "Das
Prinzip des Lebens ist die Liebe. Auf der Suche danach liegt die
Weisheit. Das Gesetz der Anziehung und das Gesetz der Liebe sind das
Gesetz der wahren Bedeutung. Es gibt keinen Bedeutungsgehalt, wenn
wir nicht lieben können."

http://www.universal-music.de/ellie-Goulding

http://www.universal-music.de/ryan-adams


HER veröffentlichen neue Single "Neighborhood"

HER ist eine Bandgeschichte voller Erfolge und voller Trauer. Nachdem
das französische Duo die Musikwelt mit ihren kleinen, feinen
Kompositionen und EPs erobert hat, kündigten Simon Carpentier und
Viktor Solf für 2018 ihr erstes Album an. Doch der gemeinsame Weg
fand im August ein trauriges Ende. Simon Carpentier verlor den Kampf
gegen den Krebs. Mit der Single "We Choose" verabschiedete sich
Viktor von seinem Weggefährten und Co-Architekten des HER-Sounds.
Aber es sollte weitergehen, Viktor Solf kündigte eine neue Tournee,
u.a. zwei Shows in Deutschland. Er wird das Projekt HER weiterführen,
so wie es Simons Wunsch gewesen ist.

Jetzt erschiend die neue Single "Neighborhood" und damit der erste
Vorbote auf das kommende Album. "Neighborhood" hört sich viel
fröhlicher an und trägt auch eine positive Botschaft: Integration,
Akzeptanz und Einheit. Die Single ist ab sofort als Download
erhältlich.

 LIVE:

17.04.2018 Berlin, Bi Nuu

18.04.2018 Köln, Stadtgarten

Veranstalter: MCT Agentur

http://www.universal-music.de/her/home


Chris Stapleton - Vom unscheinbaren Songschreiber zum
Liebling der Musikbranche

In nur wenigen Tagen wurde das Musikvideo zu Justin Timberlakes neuer
Single "Say Something" mehr als 30 Millionen Mal gestreamt und der
Song stieg auf Platz 15 der deutschen Charts ein. "Say Something" ist
ein Duett mit dem Country-Star Chris Stapleton und so manch einer
fragt sich seitdem: Wer ist eigentlich dieser Cowboy mit dem
Zottelbart und der grandiosen Stimme?

Seht den Live-Auftritt bei Jimmy Fallon, wo Stapleton, der bei den
Grammys drei der begehrten Trophäen abräumte, mit seiner starken
Vocal Performance Timberlake unabsichtlich die Show stahl.

https://www.universal-music.de/chris-stapleton

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

OneRepublic / OneRepublic: Live in South Africa (DVD,Blu-ray,Download) /23.02.18

Tory Lanez / Memories Don't Die / 02.03.2018

Calum Scott / Only Human / 09.03.2018

Jordan Davis / Home State (CD) / 23.03.2018

Her / Her / 30.03.2018

Sting & Shaggy / 44/876 / 20.04.2018

Frank Turner / Be More Kind / 04.05.2018

Catalogue

I'm With Her / See You Around (CD) / 16.02.2018

Jamie T / Kings & Queens (LP) / 16.02.2018

Jamie T / Panic Prevention (LP) / 16.02.2018

Joe Henderson, Alice Coltrane / The Elements (Ltd. Edt. LP) / 16.02.2018

Van Morrison / In Concert (Live At The BBC Radio Theatre, London / 2016) (DVD, Blu-Ray) / 16.02.2018

Van William / Countries (LP) / 16.02.2018

2PAC / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 16.02.2018

The Doors / Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD, Blu-Ray, DVD+CD) / 23.02.2018

Various Artists / Concert For George (Royal Albert Hall, London 2002) (2CD, CD+Blu-Ray, CD+DVD, 4LP) / 23.02.2018

Isaac Hayes / Black Moses (2LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Hot Buttered Soul (LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Shaft (Music From The Soundtrack) (2LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (25th Anniversary Edition) (LP) / 02.03.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (Ltd. Coloured Edition) (2LP) / 02.03.2018

UB40 Featuring Ali, Astro & Mickey / A Real Labour Of Love (CD, 2LP) / 02.03.2018

Various Artists / Stax Singles, Vol. 4: Rarities & The Best Of The Rest (6CD Box) / 02.03.2018

Iggy Pop, Joshua Homme / American Valhalla (DVD) / 09.03.2018

Nico / Chelsea Girl (LP) / 09.03.2018

The Offspring / Ixnay On The Hombre (20th Anniversary Coloured Vinyl) / 09.03.2018

The Velvet Underground / 1969 (LP) / 09.03.2018

Andrew Lloyd Webber / The Platinum Collection (2CD, 4CD) / 16.03.2018

Keane / Perfect Symmetry (LP) / 16.03.2018

Keane / Under The Iron Sea (LP) / 16.03.2018

Muddy Waters / I Can't Be Satisfied (2CD) / 16.03.2018

Rory Gallagher / Diverse CDs & LPs / 16.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 16.03.2018

Various Artists / Northern Soul, Vol. 3 (Vinyl Box) / 16.03.2018

The Golliwogs / Fight Fire: The Complete Recordings 1964-1967 (CD) / 16.03.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (7CD Box) / 23.03.2018

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (9LP Box) / 23.03.2018

Frank Zappa: The Roxy Performances (Live At The Roxy) (7CD Box) / 23.03.2018

Gomez / Bring It On (20th Anniversary) (CD Box, 2LP) / 23.03.2018

Gomez / Bring It On (Remastered 2018 / Standalone) (CD) / 23.03.2018

John Hiatt / Bring The Family (LP) / 23.03.2018

John Hiatt / Slow Turning (LP) / 23.03.2018

Moody Blues / Day Of Future Passed Live (Live in Toronto 2017) (DVD, Blu-Ray, 2CD) / 23.03.2018

George Thorogood / Bad To The Bone (LP) / 30.03.2018

George Thorogood / Greatest Hits: 30 Years Of Rock (2LP) / 30.03.2018

Rob Zombie / diverse LPs & CDs / 30.03.2018

Sonny Rollins, Tommy Flanagan, Doug Watkins, Max Roach / Saxophone Colossus (LP) / 30.03.2018

 * 

TV-Termine

Calum Scott

08.03.2018 / 05:30 Uhr / ARD Moma / ARD

MHD

06.04.2018 / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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AKTION/2620: Herten - 1. Young Scots Trad Awards Winner Tour, 23.2.2018


Frischer Wind von den schottischen Highlands

Klangraum Glashaus: 1. Young Scots Trad Awards Winner Tour



Herten. Eine besondere Premiere feiert die Musikreihe Klangraum
Glashaus und präsentiert die 1. Young Scots Trad Awards Winner Tour.
Die Preisträgerinnen und Preisträger namhafter schottischer
Musiker-Wettbewerbe gehen auf Deutschland-Tour und machen am Freitag,
23. Februar, um 20 Uhr Halt auf der Glashaus-Bühne. Die Gäste erwartet
ein musikalischer Abend zwischen Tradition und Moderne. Tickets sind
im Vorverkauf erhältlich.

Die Musikerinnen und Musiker der 1. Young Scots Trad Award Winner Tour
verzaubern ihr Publikum mit einem dynamischen und abwechslungsreichen
Programm. Solo und in verschiedenen Konstellationen sorgen sie in
Begleitung des Gitarristen Craig Irving, bekanntgeworden mit seiner
Band Mànran, für ein besonderes Klangerlebnis:

Die bekannte Folksängerin und Songwriterin Claire Hastings begeistert
mit ihrer glockenklaren Stimme und Ukulelen-Klängen. Im Repertoire hat
sie sowohl traditionelle schottische Lieder als auch
Eigenkompositionen.

Ryan Young ist ein Virtouse auf der Geige und spielt sie schon seit
dem frühen Kindesalter - mit viel Leidenschaft und hoher Sensibilität.
Sein Spiel ist geprägt durch frische Klangbilder, energiegeladene
Rhythmik, hohe Dynamik und Präzision.

Mit der Concertina spielt Mohsen Amini ein ganz besonderes Instrument.
Für sein dynamisches und energiegeladenes Spiel hat er bereits viele
Auszeichnungen erhalten. So wurde er z. B. im Rahmen des 2016 BBC
Radio Scotland Young Traditional Musician Award zum Musiker des Jahres
gekürt.

Hintergrund

Die neue schottische Musiktournee "Young Scots Trad Awards Winner
Tour" präsentiert vom 14. Februar bis zum 4. März 2018 deutschlandweit
die Preisträgerinnen und Preisträger der renommierten BBC Radio
Scotland Young Trad Awards, BBC Radio 2 Folk Awards und MG Alba
Awards.

Ziel dieser von der BBC und von MG Alba organisierten Wettbewerbe ist
es, junge schottische Musikerinnen und Musiker zu animieren,
schottische Musiktraditionen mit der eigenen musikalischen Virtuosität
fortzuführen und zu beflügeln. Bei den BBC Radio Scotland Young Trad
Awards beispielsweise bewerben sich jährlich zahlreiche Musiker -
sechs Finalistinnen und Finalisten musizieren anlässlich eines
Prestigekonzerts beim berühmten Celtic Connections Festival im
schottischen Glasgow um den ersten Platz. Die beste Musikerin bzw. der
beste Musiker wird mit dem BBC Radio Scotland Young Traditional
Musician Award des entsprechenden Jahres ausgezeichnet.

Veranstaltungsort

Glashaus, Hermannstr. 16, 45699 Herten

Eintritt. VVK 16 | AK 18 | erm. 9 Euro

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermann Str. 16, Tel.: (0 23 66) 303 232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 RE,
Tel.: (0 23 61) 170 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str.14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 181160

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos

www.concert-connections.com

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179, 

www.herten.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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POP-ROCK/5240: Marvin Brooks - Im April 2018 erstmals auf Club Tour, 11. bis 25.4.


MARVIN BROOKS - im April 2018 erstmals auf Club Tour!

Erste Headliner Tour führt MARVIN BROOKS im April durch fünf
deutsche Städte.

"The Strongest Survive" der Album-Titel ist Bühnenprogramm



Ob Profisport- oder Plattenverträge - wenn MARVIN BROOKS etwas
anpackt, bringt er es auf Höchstniveau. Der Deutsch-Ghanese aus Berlin
ist eine Kämpfernatur - mit entsprechender Statur und Ehrgeiz. Man
möchte nicht in der Montur seiner Football-Gegner oder in den
Boxhandschuhen seines Sparringpartners gesteckt haben, als er noch
alle Power in seine Profisport-Karriere steckte - wohl aber in den
Publikumsreihen, als er mit Rapper Adesse im Vorprogramm von 50 Cent
getourt hat. Hier konnte man bereits deutlich spüren, dass MARVIN
BROOKS am besten auf der Bühne positioniert steht. Auch er spürte das
und ließ schließlich Rasen und Boxring für das Recording Business
hinter sich. Ein Glück.

Der Musiklandschaft ging damit ein ebenso inspiriertes wie lebendiges
Talent zu. Brooks bringt seine bewegte, auch harte, Vita in einem
einzigartigen Mix aus Soul, Pop, R'n'B, Reggae und afrikanischen
Elementen zum Ausdruck - warm, cool, nonchalant aber doch dringlich.
Es sind selbst geschriebene Songs, die von einem Leben und seinen
Irrungen erzählen, wie es nur die wenigsten kennen, verpackt in
berührende Melodien und meinungsstarke Lyrics - ebenso politisch wie
persönlich.

Nachdem Stars wie J Cole, Ryan Leslie und Ellie Goulding dem Sänger
große Support-Shows ermöglichten, geriet das Video seiner Single
"Unity" zum viralen Hit (12 Millionen Views) und katapultierte die EP
dazu in die iTunes-Charts zahlreicher Länder. Dem folgt nun sein
Debüt-Album "The Strongest Survive". Was der Titel dieses starken
Pop-Albums verspricht, hält der vielschichtig erprobte MARVIN BROOKS
auch live. dKlar, die Bretter des Boxrings und der Bühne haben einiges
gemein. Schläge, Kraft und Wendigkeit heißen hier Hits, Präsenz und
Feeling - und davon hat MARVIN BROOKS genug, dass es einen umhaut.
Beste Voraussetzungen, um im hart umkämpften Musikmarkt zu überleben -
und für einen groovigen Konzertabend.

Der VVK startet am Freitag, den 16.02.2018, 10:00 Uhr

auf www.neuland-concerts.com

MARVIN BROOKS

11.04. - FRANKFURT - NACHTLEBEN

21.04. - HAMBURG - HÄKKEN

22.04. - BERLIN - AUSTER CLUB

24.04. - KÖLN - YUCA

25.04. - STUTTGART - KELLERKLUB

www.marvinbrooksmusic.com

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8617: Aus aller Welt - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parlament bestimmt Ramaphosa zum Präsidenten von Südafrika

Nach dem Sturz des südafrikanischen Staatschefs Jacob Zuma wählte das
Parlament in Pretoria den bisherigen Vizepräsidenten Cyril Ramaphosa
zu dessen Nachfolger. Der 65 Jahre alte Vorsitzende der
Regierungspartei ANC ist Multimillionär und ehemaliger
Gewerkschaftsführer. Zuma hatte das Land neun Jahre lang regiert.
Gegen ihn werden zahlreiche Korruptionsvorwürfe erhoben. Der
ehemalige Anti-Apartheid-Kämpfer hatte sich lange gegen seine
Absetzung gewehrt. Mit seinem Rücktritt am Mittwochabend war er einer
Amtsenthebung zuvorgekommen.

15. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8617: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Junge Männer schießen mit Softairpistole auf 16jährigen

In Zusammenhang mit den Schüssen auf einen 16jährigen am S-Bahnhof
Taufkirchen im Süden von München, bei dem der Jugendliche am 20.
November vergangenen Jahres mutmaßlich mit einem Plastikgeschoß am
Kopf getroffen wurde, hat die Polizei bei einem der Verdächtigen eine
Hausdurchsuchung durchgeführt. Dabei wurden laut Behördenangaben ein
ganzes Arsenal an Softair-Waffen sowie tausend Schuß
Softair-Kugeln, ein Messer und ein Baseballschläger sichergestellt.
Als Haupttäter überführte die Bundespolizei einen 19jährigen, der in
Taufkirchen wohnt.

15. Februar 2018
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MILITÄR/8613: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Streitkräfte errichten Militärposten in Nordsyrien

Die türkische Armee baut ihre Positionen in Nordsyrien weiter aus.
Fünf Wochen nach Beginn der Militäroffensive gegen die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG haben die türkischen Streitkräfte
bereits sechs militärische Beobachtungsposten in der Provinz Idlib
errichtet. Ankara forderte die US-Regierung am Donnerstag erneut dazu
auf, jede Unterstützung für die Kurdenmiliz in Syrien einzustellen.
Der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu warnte vor einem
völligen Bruch der Beziehungen mit den USA.

15. Februar 2018
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POLITIK/8615: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Unzufriedenheit in der SPD über Personalentscheidungen

Fraktionschefin Andrea Nahles bekommt weitere Konkurrenz bei der Wahl
zur Parteivorsitzenden. Nach der Flensburger Oberbürgermeisterin
Simone Lange hat sich mit Dirk Diedrich ein zweiter
SPD-Politiker aus Schleswig-Holstein für das Amt des Parteichefs
beworben. Das Landesvorstandsmitglied aus Dithmarschen kritisierte
die Entscheidung der Parteispitze, Nahles ohne Einbindung der Basis
als Nachfolgerin für den scheidenden Parteichef Martin Schulz zu
nominieren und auf einem Sonderparteitag am 22. April in Wiesbaden
als Kandidatin vorzuschlagen. Diedrich erinnerte daran, daß auch die
Ortsvereine ein Vorschlagsrecht für mögliche Kandidaten hätten. 

15. Februar 2018
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SONSTIGES/8614: Tragisches und Kurioses - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lawinenunglück in den Pyrenäen

In den französischen Pyrenäen hat eine Lawine drei Skifahrer in den
Tod gerissen. Laut Behördenangaben wurden die Leichen der drei Männer
im Skigebiet Cauterets außerhalb der markierten Pisten von
Rettungskräften gefunden. Zwei der Toten waren 38 Jahre alt, einer
von ihnen war 29. Sie stammten aus den Städten Bordeaux und Poitiers.
Erst am Dienstag war ein 19jähriger Wintersportler im Skigebiet von
Gavarnie in den Pyrenäen bei einem Lawinenabgang ums Leben gekommen.

15. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7699: Aus Forschung und Technik - 15.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Versorgungsgüter für die Raumstation

Zwei Tage nach dem Start vom kasachischen Kosmodrom Baikonur dockte
das russische Frachtraumschiff Progress MS-08 problemlos an der
Internationalen Raumstation ISS an. Nach Angaben des Flugleitzentrums
(ZUP) in Koroljow bei Moskau machte der Frachter automatisch am
Swesda-Modul fest. An Bord befinden sich mehr als zwei Tonnen
Nachschub für die sechsköpfige Besatzung im All. Auch eine Ausrüstung
für das deutsch-russische Tierbeobachtungsprojekt ICARUS
(International Cooperation for Animal Research Using Space) erreichte
den Orbitalkomplex.

15. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7712: Aus aller Welt - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Äthiopiens Premier Desalegn zurückgetreten

In Äthiopien hat der 53jährige Ministerpräsident Hailemariam Desalegn
seinen Rücktritt eingereicht, wie der staatliche Sender Fana am
Donnerstag meldete. Desalegn hatte sein Amt 2012 angetreten. Er will
auch den Vorsitz der Regierungspartei EPRDF aufgeben. Beide Ämter
wird er bis zur Bestimmung der Nachfolge kommissarisch ausüben.

Hintergrund des Rücktritts ist die jüngste Welle regierungskritischer
Proteste. Daran sind vor allem Angehörige der beiden größten
Volksgruppen des Landes, der Oromo im Süden und Westen sowie der
Amhara im Norden, beteiligt. Die Regierungskoalition wird von
Angehörigen der Minderheit der Tigray dominiert. Vor über zwei Jahren
hatte die Regierung Desalegn damit begonnen, die Protestbewegung
durch vorübergehende Festnahmen Tausender Menschen zu unterdrücken.
Mindestens 940 Menschen sollen bei der Niederschlagung von Protesten
getötet worden sein. Zwischen Oktober 2016 und August 2017 verhängte
die Regierung den Ausnahmezustand über Äthiopien. Deswegen fanden
weit weniger Demonstrationen statt. Anfang dieses Jahres wurden
über 6400 politische Gefangene freigelassen.

15. Februar 2018
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GESUNDHEIT/7673: Medizin und Gesundheitswesen - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Kanadier mit zu hohem Bluthochdruck

Alle zwei Sekunden stirbt irgendwo auf der Welt ein Mensch an einer
Herz-Kreislauf-Erkrankung. Das sind 17,5 Millionen Todesfälle pro
Jahr. Experten führen unter anderem Bluthochdruck (Hypertonus) als
wichtigen Risikofaktor an. Doch viele Menschen wissen nicht, daß sie
einen zu hohen Blutdruck haben. So ergab eine Erhebung von Grant
Pierce vom Boniface Hospital Albrechtsen Research Centre in Winnipeg
in Kanada, daß jeder zweite Kanadier seinen zu hohen Wert nicht
kennt. Zwei Prozent der Kanadier hatten sogar so hohe Werte, daß ein
direktes Gesundheitsrisiko bestand. Ihr Blutdruck lag bei 180/110 mm
Hg mit und ohne Anzeichen erster Organschäden. Und selbst wenn die
erhöhten Blutdruckwerte bekannt waren, nahmen viele Betroffene keine
Medikamente dagegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7700: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Selahattin Demirtas erwartet ein politisches Gerichtsverfahren

In der Türkei ist Selahattin Demirtas, der frühere Vorsitzende der
prokurdischen Oppositionspartei HDP, nach 15 Monaten Haft erstmals
vor Gericht erschienen. Er machte deutlich, daß er kein gerechtes
Verfahren erwartet. Demirtas kritisiert Präsident Erdogan, Gerichte
gegen die HDP zu instrumentalisieren. Die Anklage wirft dem
44jährigen Demirtas Propaganda für die kurdischen
Volksschutzeinheiten (YPG) in Syrien und damit Unterstützung von
Terrorismus vor. Die türkische Justiz hat weitere Verfahren gegen
Demirtas laufen. 

Diplomaten wie der deutsche Botschafter Martin
Erdmann und ausländische Journalisten wurden vom Gericht in Sincan
bei Ankara zum Prozeß gegen Demirtas nicht als Beobachter zugelassen.

Die HDP ist in der Türkei die einzige größere Partei, welche den
Vormarsch der türkischen Armee gegen die Kurden in Nordsyrien aufs
schärfste kritisiert. Am vergangenen Wochenende hatte Demirtas den
HDP-Vorsitz abgegeben. Seine Partei, die er im Sommer 2015 erstmals ins
Parlament geführt hatte, ist ein starker Gegner des von Erdogan in
der Türkei etablierten Präsidialsystems.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7626: Sprache, Kunst und Medium - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Richter spricht Streetart-Künstlern Schadenersatz zu

In New York hat ein Richter 21 Spray-Künstlern insgesamt 6,7 Millionen
Dollar Schadenersatz zugesprochen, deren Arbeiten von einem
Immobilienunternehmer 2013 unangemeldet zerstört wurden.

Über 20 Jahre duldete der Besitzer eines ehemaligen
Lagerhauskomplexes, daß dieser von Streetart-Künstlern für ihre großen
Bilder genutzt wurden. Darüber erlangte das 5Pointz genannte Areal im
Stadtteil Queens weltweite Berühmtheit. Doch dann ließ der
Immobilienhändler vor fünf Jahren über Nacht die Fassaden weiß
überstreichen und die Gebäude bald darauf abreißen, da dort
Eigentumswohnungen entstehen sollen.

Das empörte nicht nur die Künstler, sondern auch viele Kunstfreunde 
sowie New Yorker Bürger.

Wie der Besitzer meinte, hätten die Künstler gewußt, daß das eines
Tages geschehen würde. Die betroffenen Sprayer zogen vor Gericht. Bei
der Verhandlung kam der Richter zu dem Schluß, daß 45 der 49
Großformate als Kunst anerkannt waren. Diese wurden "vorsätzlich und
unrechtmäßig zerstört", so der Urteilsspruch. Ob es zu einer Revision
oder einem Vergleich kommt, wurde noch nicht entschieden. Entscheidend
ist aber, daß die Werke, die einer lebendigen Subkultur entsprangen,
die meist heimlich und anonym agiert, nicht mehr existieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7690: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Uno-Bericht zu zivilen Opfern des Afghanistankrieges

Dem aktuellen Jahresbericht der Vereinten Nationen zur Zahl der
Kriegsopfer in Afghanistan zufolge wurden in dem Land das vierte
Jahr in Folge mehr als 10.000 Zivilisten getötet oder verwundet. 2017
starben bei Kampfhandlungen und Anschlägen 3438 Menschen. 7015 wurden
verletzt. Die Zahlen bedeuten gegenüber 2016 einen Rückgang um neun
Prozent. Dieser wird im Uno-Bericht auf die höhere Genauigkeit
zurückgeführt, mit der die afghanischen Streitkräfte inzwischen
schießen. Außerdem lassen sich Opferzahlen in den Gebieten, die
zunehmend von der Taliban-Miliz kontrolliert werden, nicht
eruieren. Dem US-Militär zufolge sind das rund 13 Prozent des Landes.
Von den zivilen Opfern kriegerischer Gewalt sind dem 75 Seiten langen
Bericht zufolge 42 Prozent Frauen und Kinder. Am gefährlichsten für
Zivilisten war die Hauptstadt Kabul. Dort wurden fast 500 von ihnen
getötet und über 1200 verletzt.

42 Prozent aller Opfer werden den Taliban angelastet. Die
Dschihadistenmiliz IS ist für zehn Prozent verantwortlich. Die
afghanischen Streitkräfte töteten 16 Prozent und die in Afghanistan
präsenten ausländischen Verbände zwei Prozent. Allein die
US-Luftwaffe flog unter anderem mit B52-Bombern mehr als 2000
Angriffe. Bei den übrigen Gewaltopfern lassen sich die
Verantwortlichen nicht ausmachen. Die Autoren des Uno-Berichts gehen
davon aus, daß die registrierten Opferzahlen weitaus geringer als die
tatsächlichen sind, da die Uno-Menschenrechtsabteilung in Afghanistan
Opfer nur dann offiziell registriert, wenn sie von drei unabhängigen
Quellen bestätigt wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7704: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung unterstützt Grenzregime Tunesiens

Die Bundesregierung unterstützt das Grenzregime an der gemeinsamen
Staatsgrenze von Tunesien und Libyen mit 18 Millionen Euro. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke hervor, über die Neue Osnabrücker Zeitung am
Donnerstag berichtete. Demnach geht es um Sperrwälle,
Militäreinrichtungen, neue Polizeistationen in der Wüste,
Überwachungsanlagen und Satellitenkapazitäten sowie die
Mitfinanzierung einer Grenzbefestigung, welche die USA noch im
laufenden Jahr errichten wollen. Tunesien erhält aus Deutschland auch
Überwachungsgerät wie Bodenüberwachungsradare, hochauflösende
Ferngläser und Nachtsichtgeräte im Wert von 34 Millionen Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7676: Tragisches und Kurioses - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Loch in der A20 bei Tribsees ist kein Abenteuerspielplatz

Schon vor Monaten sorgte ein großer Fahrbahneinbruch auf der A20 nahe
dem mecklenburgischen Tribsees bundesweit für Schlagzeilen. Zunächst
war nur die Fahrbahn Richtung Rostock betroffen. Der Untergrund, ein
ehemaliges Moor, sackte bisher auf einer Länge von knapp 100 Metern um
mehrere Meter ab. Doch vor einigen Tagen gab plötzlich auch die
Gegenfahrbahn auf einer Länge von gut 40 Metern erheblich nach.

Wie die Hannoversche Allgemeine Zeitung berichtete, macht der Schaden
nicht wenige Menschen neugierig. Die Straßenbaubehörde warnt aber
ausdrücklich davor, sich auf das zerklüftete Gelände zu wagen, etwa um
Bilder zu machen. Wie es hieß, sei der Untergrund völlig
unberechenbar.

Tatsächlich soll der Grund für die Zerstörung der Autobahn noch nicht
geklärt sein. Eine These ist, daß die Stützen im Untergrund zu schwach
berechnet und ausgelegt wurden. Dessen ungeachtet läuft die Planung
für eine Reparatur der wichtigen Straßenverbindung zur Ostseeküste.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7701: Arbeit, Soziales und Familie - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Demonstrationen gegen türkischen Angriff auf syrische Kurden

Am Mittwochnachmittag haben laut Polizei rund 260 Menschen in der
Bremer Innenstadt unter dem Motto "Überall ist Afrin, überall ist
Widerstand. Stoppt die Massaker in West-Kurdistan" demonstriert. Die
beiden für Donnerstag in Köln angekündigten Kurdendemonstrationen
wurden verboten, weil die zuständigen Behörden Straftaten durch
Zeigen verbotener Fahnen und Symbole erwarteten. Dabei geht es um
sämtliche Verweise auf die kurdischen Volksverteidigungseinheiten in
Afrin (YPG), die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) und deren
inhaftierten Gründer Abdullah Özalan. Am kommenden Samstag soll in
München eine Protestkundgebung zum türkischen Angriffskrieg in Afrin
stattfinden. Die Demonstration wird von einem Aktionsbündnis gegen
die Nato-Sicherheitskonferenz organisiert. Zur 54. Münchner
Sicherheitskonferenz werden unter anderem der türkische
Ministerpräsidenten Binali Y𐒃ld𐒃r𐒃m und der
türkische Außenminister Mevlüt Çavuçoğlu erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7684: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel bringt Europas Küsten in Gefahr

Die Folgen des Klimawandels wie steigende Meeresspiegel sowie extreme
Wetter wie Hitzewellen, Überflutungen, Dürren und Stürme treffen in
Europa vor allem den Süden und die Küsten. Zu diesem Schluß gelangt
ein Klimabericht der Europäischen Umweltagentur (EEA). Vor allem am
Mittelmeer soll der Klimawandel einen hohen Tribut fordern. So haben
in den letzten zehn Jahren Überschwemmungen Millionen Menschen in 
Europa in Mitleidenschaft gezogen. Außerdem sind Zehntausende aufgrund 
der intensiven Hitze gestorben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7689: Märkte und Finanzen - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Hoher Überschuß im EU-Außenhandel mit den USA

Die Europäische Union hat im vergangenen Jahr Waren im Wert von 375
Milliarden Euro in die Vereinigten Staaten exportiert. Im Gegenzug
führte die EU für 254,2 Milliarden Euro US-Produkte ein. Der
Exportüberschuß von 120,8 Millionen Euro lag um 7,7 Milliarden Euro
über dem von 2016, wie die EU-Statistikbehörde Eurostat in einer
ersten Schätzung mitteilte. Die USA sind vor China und der Schweiz
der mit Abstand größte Absatzmarkt der EU. Wegen des Defizits im
EU-Außenhandel mit China sowie der Gas- und Öllieferanten Rußland und
Norwegen ist der Überschuß im Handel mit den Ländern außerhalb der EU
um sieben Milliarden Euro auf 25 Milliarden zurückgegangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7707: Aus Forschung und Technik - 15.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Schüler weiterhin wenig computerkompetent

Offenbar tut sich das deutsche Bildungssystem schwer, den Anschluß an
den internationalen Standard nicht zu verlieren. So sollen nur zwei
von fünf Kindern im Unterricht an deutschen Schulen schon einmal am
Computer gearbeitet haben. Dafür kommt der Computer außerhalb des
Einflußbereichs der Lehrer zum Einsatz. Zwei Drittel aller Kinder
zwischen sechs und 13 Jahren nutzen regelmäßig einen Rechner. Dabei
soll der heimische Computer weit mehr als nur ein Spielzeug sein.
Drei von vier Kindern gaben an, mindestens einmal pro Woche am
heimischen Computer für die Schule im Netz zu recherchieren.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/439: Das Very Large Telescope der ESO arbeitet erstmals wie ein 16-Meter-Teleskop


Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science Outreach Network -
13.02.2018

Das VLT der ESO arbeitet erstmals wie ein 16-Meter-Teleskop



Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Das
ESPRESSO-Instrument am Very Large Telescope der ESO in Chile hat zum ersten
Mal das kombinierte Licht aller vier 8,2-Meter-Hauptteleskope nutzbar
gemacht. Die Kombination von Licht aus den Hauptteleskopen macht das VLT im
Hinblick auf die lichtsammelnde Fläche zum größten optischen Teleskop
überhaupt.




[image: Illustration: © ESO/L. Calçada]

Das ESPRESSO-Instrument sieht mit allen vier Hauptteleskopen erstes
Licht.

Illustration: © ESO/L. Calçada



Eines der ursprünglichen Designziele des Very Large Telescope (VLT) der
ESO war die Zusammenarbeit der vier Hauptteleskope (engl. Unit Telescopes,
kurz UTs), um ein virtuelles Riesenteleskop zu schaffen. Mit dem ersten
Licht des ESPRESSO-Spektrografen im Vier-Hauptteleskope-Modus des VLT
wurde dieser Meilenstein nun erreicht [1].

Nach umfangreichen Vorbereitungen durch das ESPRESSO-Konsortium (unter der
Leitung des Astronomischen Observatoriums der Universität Genf unter
Beteiligung von Forschungszentren aus Italien, Portugal, Spanien und der
Schweiz) und ESO-Mitarbeitern startete ESO-Generaldirektor Xavier Barcons
diese historische astronomische Beobachtung per Knopfdruck im
Kontrollraum.

Der ESPRESSO-Instrumentenwissenschaftler Gaspare Lo Curto von der ESO
erklärt die historische Bedeutung dieses Ereignisses: "Die ESO hat einen
Traum verwirklicht, der bis in die Zeit zurückreicht, als das VLT in den
1980er Jahren konzipiert wurde: Das Licht aller vier Hauptteleskope auf
dem Cerro Paranal zu kombinieren, um ein einziges Instrument zu speisen!"

Wenn alle vier 8,2-Meter-Hauptteleskope ihre Lichtsammelleistung
kombinieren, um ein einzelnes Instrument zu speisen, wird das VLT was die
lichtsammelnde Fläche betrifft effektiv zum größten optischen Teleskop der
Welt.

Zwei der wichtigsten wissenschaftlichen Ziele von ESPRESSO sind die
Entdeckung und Charakterisierung erdähnlicher Planeten und die Suche nach
einer möglichen Veränderlichkeit der fundamentalen Naturkonstanten der
Physik. Die letztgenannten Experimente erfordern die Beobachtung
entfernter und schwacher Quasare, und dieses wissenschaftliche Ziel wird
am meisten davon profitieren, wenn das Licht aller vier Hauptteleskope in
ESPRESSO kombiniert wird. Beide Ziele erfordern eine hohe Präzision und
Unempfindlichkeit des Instruments gegenüber äußeren einflüssen und
zusätzlich eine extrem stabile Referenzlichtquelle.

Aufgrund der Komplexität dieses Unterfangens war die Kombination des
Lichts aller vier Hauptteleskope auf diese Art und Weise, dem sogenannten
"inkohärenten Fokus", bisher nicht realisiert worden. Allerdings wurde
dafür von Anfang an Platz bei den Teleskopen und in der unterirdischen
Struktur des Berges vorgesehen [2].

Ein System aus Spiegeln, Prismen und Linsen überträgt das Licht von jedem
VLT-Hauptteleskopzu dem bis zu 69 Meter entfernten ESPRESSO-Spektrografen.
Dank dieser komplexen Optik kann ESPRESSO entweder das Licht von mehreren
Haupteleskopen - bis zu allen vieren - sammeln und so die Lichtstärke
erhöhen oder aber das Licht von jedem der Hauptteleskope unabhängig
voneinander empfangen, was eine flexiblere Nutzung der Beobachtungszeit
ermöglicht. ESPRESSO wurde speziell für die Nutzung dieser Infrastruktur
entwickelt.

Das Licht der vier Hauptteleskope wird routinemäßig im VLT-Interferometer
zusammengeführt, um extrem feine Details in vergleichsweise hellen
Objekten zu untersuchen. Doch die Interferometrie, die die Strahlen
"kohärent" kombiniert, kann das enorme Lichtsammelpotential der
kombinierten Teleskope zur Untersuchung lichtschwacher Objekte nicht
ausschöpfen [3].

Projektwissenschaftler Paolo Molaro kommentiert: "Dieser beeindruckende
Meilenstein ist der Höhepunkt der langjährigen Arbeit eines großen Teams
von Wissenschaftlern und Ingenieuren. Es ist wunderbar zu sehen, wie
ESPRESSO mit allen vier Hauptteleskopen arbeitet und ich freue mich auf
die spannenden wissenschaftlichen Ergebnisse, die kommen werden."

Durch die Einspeisung des kombinierten Lichts in ein einziges Instrument
erhalten Astronomen Zugang zu Informationen, die bisher nicht verfügbar
waren. Die neue Anlage ist eine entscheidende Neuerung für die Astronomie
mit hochauflösenden Spektrografen. Sie bedient sich neuartiger Konzepte,
wie z.B. der Wellenlängenkalibrierung mit Hilfe eines Laserfrequenzkamms,
die eine bisher unerreichte Präzision und Reproduzierbarkeit bietet, und
nun die Fähigkeit, die Lichtsammelleistung der vier einzelnen
Hauptteleskope zu vereinen [4].

"Wenn ESPRESSO mit allen vier Hauptteleskopen arbeitet, gibt uns das einen
verlockenden Vorgeschmack auf das, was die nächste Generation von
Teleskopen wie das Extremely Large Telescope der ESO in einigen Jahren
bieten wird", so Xavier Barcons, Generaldirektor der ESO.


Endnoten



[1] ESPRESSO - der Planetenjäger der nächsten Generation - hat seine
ersten Beobachtungen am 6. Dezember 2017 mit nur einem der vier
Hauptteleskope (UTs) mit einem Durchmesser von 8,2 Metern durchgeführt,
aus denen sich das VLT zusammensetzt.

[2] Das Wort "inkohärent" bedeutet, dass das Licht der vier Teleskope
einfach addiert wird, ohne dass die Phaseninformation so berücksichtigt
wird, wie sie im VLT-Interferometer vorliegt.

[3] Die neue inkohärente Kombination hat die Lichtsammelleistung eines
Teleskops mit 16 Metern Durchmesser. Die Winkelauflösung bleibt jedoch die
eines einzelnen 8-Meter-Teleskops, im Gegensatz zum VLT-Interferometer,
bei dem die Auflösung auf die eines (virtuellen) Teleskops mit einer
effektiven Apertur, die dem maximalen Abstand zwischen den einzelnen
Teleskopen entspricht, erhöht wird.

[4] Der "AstroComb", ein Wellenlängen-Kalibriersystem auf Basis eines
Laserfrequenzkamms, wurde von der Menlo Systems GmbH in Martinsried
entwickelt und hergestellt.

Weitere Informationen



Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Getragen
wird die Organisation durch 16 Länder: Belgien, Brasilien, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz
und die Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und
Australien als strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische
Spitzenforschung, indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope
entwirft, konstruiert und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine
maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige
Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem
Paranal betreibt die ESO mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit
leistungsfähigste Observatorium für Beobachtungen im Bereich des
sichtbaren Lichts und zwei Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA,
das größte Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten,
während das VLT Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen
ausschließlich im sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem
einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA,
dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones
unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das European Extremely Large
Telescope (E-ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.




Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1806/?lang

Webversion der Preseemitteilung mit weiteren Bildern und Videos

http://www.eso.org/public/news/eso1739/

- Erstes Licht von ESPRESSO

http://www.eso.org/public/teles-instr/paranal-observatory/vlt/vlt-instr/espresso/

- ESPRESSO-Webseite

http://www.eso.org/public/images/archive/category/paranal/

- Fotos vom VLT

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Dr. Carolin Liefke -

ESO Science Outreach Network, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZOOLOGIE/1496: Ameisen als Wundärzte (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.02.2018

Ameisen als Wundärzte



Ameisen kümmern sich intensiv um die Wunden, die ihre Artgenossen bei
Kämpfen davongetragen haben. Im Tierreich dürfte dieses Verhalten
einzigartig sein.

Die afrikanischen Matabele-Ameisen (Megaponera analis) versorgen die
offenen Wunden ihrer Artgenossen - und sind dabei ziemlich erfolgreich.
Ohne die Behandlung sterben 80 Prozent der Verletzten, nach der
"wundärztlichen" Versorgung sind es nur noch zehn Prozent.




[image: Foto: © Erik T. Frank]

Eine Matabele-Ameise versorgt die Wunden einer Artgenossin, der im Kampf
mit Termitensoldaten Beine abgebissen wurden. 

Foto: © Erik T. Frank



Das haben Erik T. Frank, Marten Wehrhan und Karl Eduard Linsenmair von der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) herausgefunden. Ihre
Ergebnisse sind im Journal "Proceedings of the Royal Society B"
veröffentlicht. Es sind keine anderen Insekten bekannt, die bei ihren
Artgenossen die Wunden pflegen. Die Würzburger Biologen gehen sogar davon
aus, dass dieses Verhalten im gesamten Tierreich so noch nicht beobachtet
wurde.

Raubzüge mit hohem Risiko für Leib und Leben



Im Alltag der Matabele-Ameisen ist das Verletzungsrisiko sehr hoch: Die
südlich der Sahara weit verbreiteten Tiere gehen zwei bis vier Mal am Tag
auf Raubzüge. In Kolonnen aus 200 bis 600 Tieren ziehen sie los,
überfallen Termiten an ihren Futterstellen, töten dort viele Arbeiter und
schleppen sie zurück ins Nest, wo sie die Opfer letztendlich fressen.

Die Soldaten der Termiten mit ihren gut gepanzerten Köpfen und kräftigen
Kieferzangen nehmen diese Überfälle aber nicht kampflos hin. Wenn sie zur
Schlacht antreten, gibt es bei den Ameisen Tote und Verwundete - oft
werden ihnen zum Beispiel die Beine teilweise abgebissen. Sind die Ameisen
derart verletzt, sondern sie einen Signalstoff ab. Und der bringt ihre
Artgenossen dazu, die Verwundeten zurück ins Nest zu tragen. Dieses
Rettungswesen hat Erik T. Frank schon 2017 beschrieben.

Nun haben die Würzburger Biologen weitergeforscht: Was passiert mit den
Verletzten, sobald sie ins Nest zurückgebracht wurden? Sie werden dort
behandelt: Die Ameisen "lecken" intensiv und oft minutenlang die offenen
Wunden ihrer Kampfgenossen. "Wir vermuten, dass sie auf diese Weise die
Wunde säubern und mit dem Speichel eventuell sogar antimikrobielle
Substanzen auftragen, um die Gefahr von Infektionen mit Pilzen oder
Bakterien zu verringern", erklärt Frank.

Schwerverletzte bleiben auf dem Schlachtfeld



Das Team vom Biozentrum der JMU hat noch weitere spannende Details im
Rettungswesen der Matabele-Ameisen gefunden. So wird schwerverletzten
Ameisen, denen zum Beispiel fünf ihrer sechs Beine abgebissen wurden, auf
dem Schlachtfeld nicht geholfen. Die Entscheidung, wer gerettet wird und
wer nicht, treffen dabei allerdings nicht die Helfer, sondern die
Verletzten selbst.

Leichtverletzte Ameisen verhalten sich ruhig und ziehen sogar noch ihre
verbliebenen Beine an, um den Abtransport zu erleichtern. Anders sieht es
bei Schwerverletzten aus: Sie gebärden sich sehr wild und schlagen
regelrecht um sich. "Sie kooperieren einfach nicht mit den Helfern und
werden dann zurückgelassen", sagt Frank. Die aussichtslosen Fälle sorgen
also selbst dafür, dass keine wertvolle Energie in ihre Rettung investiert
wird.

Leichtverletzte verhalten sich ruhig



Sind Matabele-Ameisen nur leichtverletzt, bewegen sie sich viel langsamer
als normal, sobald potenzielle Helfer in der Nähe sind. Mit diesem
Verhalten erhöhen sie vermutlich die Chance, von der zum Nest
zurückeilenden Kolonne bemerkt und mitgenommen zu werden. Eventuell können
die Ameisen den "Rettet-mich-Signalstoff" einer Verwundeten leichter
lokalisieren, wenn diese ruhig bleibt.

Neue Forschungsfragen tun sich auf



Aus den neuen Erkenntnissen ergeben sich weitere Fragen: Wie erkennen die
Ameisen, wo genau ein Artgenosse verwundet wurde? Wie wissen sie, wann sie
mit der Wundversorgung aufhören können? Erfolgt die Behandlung rein
prophylaktisch oder - falls es zu einer Infektion kommen sollte - auch
therapeutisch?

Diese und andere Fragen wird Erik T. Frank an der Universität Lausanne in
der Schweiz weiterverfolgen. Dort forscht er seit Anfang Februar 2018 als
Postdoc. Seine Doktorarbeit an der JMU hat er vor kurzem erfolgreich
abgeschlossen.



Frank ET, Wehrhahn M, Linsenmair KE. 2018 Wound treatment and selective
help in a termite-hunting ant. Proc. R. Soc. B 20172457.

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2017.2457

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/zXEZCaiILb0 

Youtube-Video von Erik T. Frank: Versorgung einer verletzten Matabele-Ameise

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 14.02.2018
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FORSCHUNG/400: Warum der Meeresboden in Bewegung gerät (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 13.02.2018

Warum der Meeresboden in Bewegung gerät



Wenn Meeresboden den Halt verliert und in Bewegung gerät, geschieht das
oft in deutlich größeren Dimensionen als bei Erdrutschen an Land - und an
viel flacheren Hängen. Gleichzeitig können die Bewegungen unter Wasser
verheerende Tsunamis auslösen. Doch wann welcher Hang warum unter Wasser
abrutscht, ist weitgehend unklar. Mögliche Ursachen zeigen nun Kieler
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler anhand von Hangrutschungen vor
der Küste Nordwestafrikas. Die Ergebnisse veröffentlichen sie in der
internationalen Fachzeitschrift Geology.

Vor 8150 Jahren überrollte eine 10-20 Meter hohe Flutwelle den Norden
Europas. Besonders heftig traf es die Shetlandinseln und die Küste
Norwegens. Ursache für den Tsunami war die Storegga-Hangrutschung,
300-2000 Meter unterhalb des Meeresspiegels. Submarine Hangrutschungen
haben häufig einen deutlich größeren Umfang als Rutschungen an Land. Bei
der Storegga-Rutschung löste sich ein Gebiet größer als Schottland und
verteilte sich über hunderte Kilometer auf dem Meeresboden. Die Suche nach
den Ursachen für solche Rutschungen gestaltet sich unter Wasser deutlich
schwieriger als an Land. Forschende können die Sedimentschichten nicht
direkt begutachten.

Eine Gruppe von Kieler und Bremer Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern entdeckte jetzt vor der Küste Mauretaniens eine mögliche
Ursache für Hangrutsche unter Wasser und veröffentlicht die Ergebnisse in
der internationalen Forschungszeitschrift Geology. Sie kombinierten
Ergebnisse einer Bohrung mit seismische Daten und konnten zeigen, dass
eine bestimmte Schichtung des Meeresbodens Auslöser für zumindest eine
Rutschung in dieser Region sein kann.

"Erdrutsche geschehen unter Wasser schon an sehr flachen Hängen mit 1 bis
1,5 Grad Steigung, zum Vergleich, ein barrierefreier Gehweg darf zur
Straße hin eine maximale Neigung von 1,2 Grad haben," sagt Dr. Morelia
Urlaub vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel. Bei der
Storegga-Rutschung waren es 1,6 Grad. Bei der jetzt untersuchten Rutschung
vor dem mauretanischen Cap Blanc wies der Hang maximal eine Neigung von
2,8 Grad auf. Wenn eine Schicht nachgibt, rutschen alle darüberlegenden
Schichten den Hang hinab. Was diese Schicht ausmacht, ist schwierig
herauszufinden, da sie beim Erdrutsch meist zerstört wird.

Im Fall der Rutschung vor Mauretanien hatten die Forschenden jedoch Glück.
In unmittelbarer Nachbarschaft der Abbruchfläche der Cap Blanc
Hangrutschung waren noch Teil des Hanges intakt. Zufällig entdeckte Dr.
Urlaub, dass ein Bohrschiff des Ocean Drilling Program (heute:
International Ocean Discovery Program) genau in diesem Bereich Proben
entnommen hatte. "Diese alten Bohrkerne aus den 1980er Jahren konnten wir
jetzt nutzen, um nach der Schwachstelle im Hang zu suchen", sagt sie.

Die Kombination dieser aus einem stabilen Hang stammenden Bohrung und
seismischer Daten zeigte, dass der Hang genau dort ins Rutschen gekommen
ist, wo Schlamm aus den Überresten fossiler Planktonorganismen von einer
Tonschicht überlagert wird.

Dieser Planktonschlamm besteht vor allem aus Kieselalgen. Diese in der
Fachsprache Diatomeen genannten Organismen bilden Schalen aus Silikat und
gehören zum pflanzlichen Plankton. In manchen Phasen der Erdgeschichte
entstehen besonders viele Diatomeen, die nach dem Absterben an den Grund
des Meeres absinken und dicke Schichten bilden können.

Da die Abfolge von Diatomeenschlämmen und Tonschichten sehr häufig vor der
nordwestafrikanischen Küste in den seismischen Daten zu beobachten ist,
nehmen die Autorinnen und Autoren an, dass sie auch für andere Rutschungen
in der Region verantwortlich ist. Somit lassen sich die Annahmen für die
Cap Blanc Rutschung womöglich auch auf andere Gebiete der Region
übertragen.

Die gewonnenen Erkenntnisse könnten somit langfristig helfen Zonen
festzustellen, in denen Erdrutsche drohen und der Tsunamifrüherkennung
helfen.


Originalarbeit:

Urlaub, M., J. Geersen, S. Krastel, T. Schwenk (2018): Diatom ooze:
Crucial for the generation of submarine megaslides? Geology,

https://doi.org/10.1130/G39892.1

Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, Dr. Andreas Villwock, 13.02.2018
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MELDUNG/202: Literaturhinweis - AWI veröffentlicht Magazin zur Klimaforschung in Arktis und Antarktis (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
14.02.2018

AWI veröffentlicht Magazin zur Klimaforschung in Arktis und
Antarktis

87 Seiten fundiertes Wissen über die Brennpunkte unseres Planeten



Klimaforschung verständlich machen - mit diesem Ziel veröffentlicht das
Alfred-Wegener-Institut das Magazin "Auf den Spuren des Wandels". In
Artikeln, Interviews und Infografiken erfahren die Leserinnen und Leser,
warum Klimaforschung in den Polargebieten so wichtig ist. Wer sich auf
diese kurzweilige und informative Lektüre einlässt, geht gewappnet in die
nächste Diskussion zum Klimawandel.

Die Arktis erwärmt sich mehr als doppelt so schnell wie der Rest des
Planeten. In kaum einer Region ist der Klimawandel deutlicher spürbar.
Doch gibt es dort im Sommer bald wirklich kein Meereis mehr? Wieso
entstehen an der arktischen Infrastruktur Schäden in Milliardenhöhe? Und
was für Auswirkungen hat das alles auf unsere Breiten? Tag für Tag sammeln
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) unzählige Daten und
arbeiten mit ausgefeilten Klimamodellen daran, Antworten auf all diese
Fragen zu erhalten. Ihre Mission ist es, Klimaveränderungen in den
Polarregionen genau zu untersuchen und zu verstehen, um Aussagen über die
zukünftige Entwicklung unseres Klimas zu machen.

Ein Magazin zur Klimaforschung in den Polargebieten bringt dieses Wissen
nun zusammen. In fünfzehn Beiträgen erfahren die Leserinnen und Leser, wie
diese wichtigen Daten zustande kommen und was sie uns über die Zukunft
unseres Planeten verraten. Sie erhalten fundiertes Wissen darüber, wie
Forschungsexpeditionen ins Eis, Untersuchungen im Labor und Klimamodelle
zum Verständnis des Klimas beitragen. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler erzählen, was sie immer wieder aufs Neue in die
Polargebiete treibt. Komplexe Themen wie beispielsweise der Anstieg des
Meeresspiegels werden außerdem mithilfe von Infografiken visualisiert.
Unter anderem lesen Sie im Magazin hierüber:

• Welche Inseln und Küsten sind in Zukunft noch bewohnbar? Die
Antwort hängt vor allem davon ab, wie stark die Eismassen Grönlands und
der Antarktis weiter abschmelzen werden. AWI-Forscher untersuchen deshalb
mithilfe von Satelliten, wie es um die Eisschilde steht.

• Mit Unterwasser-Rekordern erforschen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler eine einzigartige Geräuschkulisse im Südpolarmeer. Die
Aufnahmen verraten, wann sich Wale und Robben wo aufhalten. Diese Arbeit
ist unter anderem wichtig für die Einrichtung und Beobachtung von
Meeresschutzgebieten. Aber nicht alle Geräusche stammen von Tieren.

• Ein Eisberg, sieben Mal so groß wie Berlin, ist letztes Jahr vom
Larsen-C-Schelfeis in der Antarktis abgebrochen. Was passierte dann? Wenn
so ein Koloss durch das Südpolarmeer treibt, bestimmt nicht der Zufall
seinen Kurs. Ein Gespräch über zerberstendes Eis, rutschende Giganten und
einen einsamen Wanderer namens A68.

Das Magazin gibt es unter

https://www.awi.de/forschung/klimawissenschaften/klimamagazin zum Download.

Die Druckversion kann zudem kostenlos unter folgender Adresse bestellt
werden:

Klimabüro für Polargebiete und Meeresspiegelanstieg

Am Handelshafen 12

27570 Bremerhaven 

E-Mail: info(at)klimabuero-polarmeer.de



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,

Ralf Röchert, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1446: Quantenbits per Licht übertragen (Universität Konstanz)


Universität Konstanz - Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Quantenbits per Licht übertragen

Physiker aus Princeton, Konstanz und Maryland koppeln Quantenbits und Licht



Der Quantencomputer rückt näher: Neue Forschungsergebnisse zeigen das
Potenzial von Licht als Medium, um Informationen zwischen sogenannten
Quantenbits (Grundrecheneinheit des Quantencomputers) zu übertragen.
Physikern der Princeton University (USA), der Universität Konstanz und des
Joint Quantum Institute (Maryland, USA) ist es gelungen, Quantenbits mit
dem elektromagnetischen Feld von Licht zu koppeln. Das Verfahren ermöglicht
nicht nur die Übertragung von Informationen zwischen Quantenbits, die nicht
direkt nebeneinanderliegen, sondern könnte auch ein störungsfreieres
Auslesen der hochempfindlichen Quantenzustände ermöglichen. Die
Forschungsergebnisse sind im renommierten Wissenschaftsjournal Nature in
der Ausgabe vom 14. Februar 2018 veröffentlicht.




[image: Abbildung: © Dr. Mónica Benito, Universität Konstanz]

Kopplung zwischen Elektronenspins (rot) und Licht (grün).

Abbildung: © Dr. Mónica Benito, Universität Konstanz



Die Physiker erzeugten zunächst Quantenbits aus Silicium, indem sie
einzelne Elektronen separierten und in Siliciumkammern - sogenannten
"double quantum dots" - einschlossen. Der Drehimpuls des Elektrons, der
sogenannte Elektronenspin, dient dabei als Speichermedium der
Quanteninformation. Mittels eines Magnetfeldes gelang es den Forschern
daraufhin, die Quanteninformation des Elektronenspins auf Licht (Photonen)
zu übertragen. Licht besteht aus oszillierenden elektrischen und
magnetischen Feldern. Die Forscher koppelten erfolgreich das
elektromagnetische Feld des Lichts mit dem Drehimpuls des Elektrons,
wodurch das Elektron seine Quanteninformation an das Licht weitergibt.

Dieser Forschungserfolg eröffnet die Möglichkeit, Quanteninformationen per
Licht auf andere Quantenbits zu übertragen. Die Kopplung von Quantenbits,
die nicht direkt benachbart sind und weiter als nur wenige Nanometer
auseinanderliegen, war bis zuletzt eine der großen Herausforderungen der
Quantencomputer-Entwicklung.

"Dieses Ergebnis gibt unserer Forschung eine ganz neue Richtung", schildert
Prof. Jason Petta, Ph.D., Professor für Physik an der Princeton University,
und zieht einen Vergleich heran: "Wir verlassen damit eine zweidimensionale
Landschaft, in der nur direkte Nachbarn zueinander in Kontakt stehen
können, und betreten eine Welt, in der jeder mit jedem verbunden ist. Das
gibt uns Flexibilität für die Anordnung der Bausteine des
Quantencomputers."

Der theoretische Rahmen des Forschungsprojektes wurde von Konstanzer Seite
aus entwickelt, unter Federführung von Prof. Dr. Guido Burkard und Dr.
Mónica Benito an der Professur für Theorie der kondensierten Materie und
Quanteninformation der Universität Konstanz. "Das Ergebnis eröffnet uns den
Weg, das Verfahren nun auch auf komplexere Systeme zu übertragen", gibt
Guido Burkard einen Ausblick und ergänzt: "Eine Stärke unseres
siliciumbasierten Ansatzes ist, dass er den Standards der
Halbleiterindustrie entspricht."

Die Forscher nehmen an, dass ihre Methode ein weiteres Problem des
Quantencomputers lösen könnte: Quantenbits sind hochempfindlich gegenüber
Störquellen von außen, zum Beispiel durch Erschütterungen oder Hitze.
Bereits das einfache Auslesen eines Quantenbits kann seinen Quantenzustand
zerstören. Der neue Ansatz aus Princeton, Konstanz und Maryland könnte
dieses Problem umgehen, da Licht verwendet wird, um die
Quanteninformationen auszulesen. Anders als bisherige Ausleseverfahren
verändert Licht nur minimal die Position und den Zustand des Elektrons, das
die Quanteninformation trägt, und löscht sie dabei nicht.


Originalpublikation:

X. Mi, M. Benito, S. Putz, D. M. Zajac, J. M. Taylor, G. Burkard und J. R.
Petta. A Coherent Spin-Photon Interface in Silicon, Nature Advance Online
Publication (AOP), Ausgabe vom 14. Februar 2018

DOI: 10.1038/nature25769

Faktenübersicht:

• Physikern aus Princeton, Konstanz und Maryland gelang die
Übertragung von Quanteninformationen zwischen Quantenbits per Licht.

• Aktuelle Veröffentlichung im Wissenschaftsjournal Nature:
X. Mi, M. Benito, S. Putz, D. M. Zajac, J. M. Taylor, G. Burkard und J. R.
Petta. A Coherent Spin-Photon Interface in Silicon, Nature Advance Online
Publication (AOP), Ausgabe vom 14. Februar 2018

• Forschungskooperation der University of Princeton (USA), der
Universität Konstanz und des Joint Quantum Institute (USA) der University
of Maryland und des National Institute of Standards and Technology.

• Quantenbits aus Silicium werden aus einzelnen Elektronen erzeugt.
Der Elektronenspin (Eigendrehimpuls des Elektrons) dient als Speichermedium
der Quanteninformation.

• Der Elektronenspin wird mit dem elektromagnetischen Feld von Licht
gekoppelt. Das Elektron überträgt seine Quanteninformation auf das Licht.

• Über das Licht können somit Quanteninformationen auf andere
Quantenbits übertragen werden - auch auf Quantenbits, die nicht direkt
benachbart sind und weiter auseinanderliegen.

• Das Verfahren könnte zudem ein störungsfreieres Auslesen der
hochempfindlichen Quantenzustände ermöglichen.

- uni.kn

*

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 14/2018

Universität Konstanz

Kommunikation und Marketing

Universitätsstraße 10, D-78464 Konstanz

Telefon: +49 7531 88-3603, Fax +49 7531 88-3766

E-Mail: kum@uni-konstanz.de

Internet: www.uni-konstanz.de
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ENERGIE/1539: Sonnenkonzentrat aus der Folie (idw)


Technische Universität Braunschweig - 14.02.2018

Sonnenkonzentrat aus der Folie



Bisher sind es nur Zukunftsvisionen: Farbige Hausfassaden etwa, die auch
bei miesem Wetter Sonnenstrom produzieren, oder Elektroautos, die ihre
Batterien selbst im Schatten mit solaren Ampères laden können. Doch
Forscher um Prof. Peter Jomo Walla von der Technischen Universität (TU)
Braunschweig sind auf dem Weg zu geeigneten und bezahlbaren
Photovoltaiksystemen für solche Anwendungen einen wichtigen Schritt
vorangekommen. Davon berichten sie in der aktuellen Ausgabe des
Fachzeitschrift Nature Communications (DOI: 10.1038/s41467-018-03103-4).

Wallas Team hat eine mit Farbstoffen gespickte, kostengünstige
Kunststofffolie entwickelt, die künftig großflächig Licht einfangen und
auf kleine Hochleistungssolarzellen lenken könnte - und das deutlich
effizienter als bisherige Systeme. "Unser Verfahren verspricht deutlich
höhere Wirkungsgrade als Siliziumsolarzellen sie jemals haben werden",
sagt der Chemiker. Das Potenzial der Siliziumphotovoltaik ist mit einem
Wirkungsgrad von etwa 25 Prozent praktisch ausgereizt, selbst der
theoretisch maximal mögliche Wirkungsgrad liegt stoffbedingt bei nur 29
Prozent.




[image: Bild: © TU Braunschweig/Felix Pieper]

Leuchtende Folie nach Anregung mit blauem Licht

Bild: © TU Braunschweig/Felix Pieper



Die von Wallas Team anvisierten Hochleistungssolarzellen dagegen, die etwa
Gallium- oder Indiumverbindungen enthalten, können schon heute
Wirkungsgrade bis zu 45 Prozent erzielen. Da sie aber sehr teuer sind,
werden in der Regel möglichst kleine Flächen dieser Materialien mit
möglichst billigen Lichtsammelsystemen kombiniert. Üblicherweise kommen
dafür optische Linsen zum Einsatz, die das Sonnenlicht auf die Solarzellen
konzentrieren. "Leider funktionieren die aber nur mit direkter
Sonneneinstrahlung", betont Walla. "Bei diffusem Licht, bewölktem Himmel
und im Schatten liefern diese Systeme kaum noch Strom."

Um Abhilfe zu schaffen, arbeiten Forscher wie Walla mit fluoreszierenden
Farbstoffmolekülen, die Licht schlucken und wieder abgeben können. Da
diese Moleküle normalerweise kreuz und quer durcheinanderliegen, etwa in
einer Kunststoffmatrix, trifft praktisch jeder Lichtstrahl auf ein im
passenden Winkel liegendes Teilchen. Das Licht, das sie nach der
Absorption wieder aussenden, findet allerdings nicht immer den Weg zur
Solarzelle. "Die Verluste sind recht hoch. Nur ein kleinerer Teil wird
letztlich in Strom verwandelt", erklärt Walla.

Licht einfangen wie bei der Photosynthese



Dieses Problem können die Chemiker aus Braunschweig nun durch einen
besonderen Kniff beheben. Sie ziehen ihre farbstoffhaltigen Folien in eine
Richtung lang, strecken sie so auf etwa das Vierfache. Dabei richten sich
bestimmte Farbstoffmoleküle parallel zueinander aus und zwar so, dass sie
den größten Teil des von den ungeordneten Teilchen gesammelten Lichts
aufnehmen und auf die Solarzelle umlenken können. "Das geschieht mit einer
hohen Effizienz. Die Verluste bisheriger Systeme können um etwa den Faktor
drei verringert werden", berichtet Walla. Das Ganze funktioniere ähnlich
wie Lichtsammelsysteme in Pflanzen. Auch bei der Photosynthese fangen
Farbstoffe das Licht ein und lenken es zur Energiewandlung an geeignete
Reaktionszentren weiter.

Trotz der vielversprechenden Ergebnisse haben die Forscher noch eine Menge
Arbeit vor sich. Bisher konnten sie nur für Wellenlängen aus dem
blau-grünen Bereich des Lichtspektrums zeigen, dass das Prinzip
funktioniert. Deshalb wollen sie als nächstes weitere Farbstoffe testen,
die andere Wellenlängen schlucken. Zugleich gilt es, stabilere
Farbstoffteilchen zu finden. Die Moleküle aus der veröffentlichten Studie
zersetzen sich unter Licht noch recht schnell. "Wir testen deshalb zurzeit
stabile Farbstoffe, die zum Beispiel in Monitoren zum Einsatz kommen",
erzählt der Chemiker. Dazu arbeite sein Team mit dem Kavli Energy
Nanoscience Institute der University of Berkeley, USA, zusammen, wo er sich
auch gerade für ein Forschungssemester aufhält.

Bis zur praktischen Anwendung sei es noch ein gutes Stück Weg, räumt Walla
ein. Gleichwohl ist er überzeugt, dass es sich lohnt, weiterzugehen. "Die
Sonne strahlt an nur einem halben Tag so viel Energie zur Erde, wie die
Menschheit im ganzen Jahr verbraucht. Zurzeit nutzen wir noch viel zu
wenig davon", so der Forscher.




Weitere Informationen unter:

http://www.pci.tu-bs.de/agwalla/de/

Arbeitsgruppe Prof. Peter Jomo Walla

https://kavli.berkeley.edu/

Kavli Energy Nanoscience Institute

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution179

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Braunschweig, Dr. Elisabeth Hoffmann, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1235: Wo Computer menschliche Gefühle beachten (idw)


Technische Universität Chemnitz - 14.02.2018

Wo Computer menschliche Gefühle beachten

Um den Flugverkehr noch sicherer zu machen, wird am Kompetenzzentrum
"Virtual Humans" der TU Chemnitz die Arbeitsweise und emotionale Belastung
von Fluglotsinnen und Fluglotsen erforscht



Jeder, der in ein Flugzeug steigt, möchte sicher ans Ziel kommen. Neben
den Pilotinnen und Piloten sind dafür etwa 2.000 Fluglotsinnen und
Fluglotsen der Deutschen Flugsicherung verantwortlich. Sie koordinieren
etwa drei Millionen Flugbewegungen pro Jahr und sorgen dafür, dass
Flugzeuge sicher geführt werden und sich nicht zu nahe kommen. Da das
Flugaufkommen immer weiter steigt, erhöht sich auch die Belastung der
Fluglotsinnen und Fluglotsen, die sich ohnehin schon keinen Fehler leisten
dürfen. Forschende des Kompetenzzentrums "Virtual Humans" der Technischen
Universität Chemnitz arbeiten deshalb daran, die Arbeit im Bereich der
Flugüberwachung noch sicherer zu machen. Im Projekt "MACeLot" untersuchen
sie die kooperative Arbeit von Fluglotsinnen und -lotsen und deren
Belastung am Arbeitsplatz. Mit verschiedenen Messinstrumenten wird die
emotionale Belastung, also der Stresslevel, abgeschätzt. "Steht
beispielsweise ein Fluglotse zu stark unter Stress, soll das
Assistenzsystem eine Warnung an den diensthabenden Supervisor senden",
erläutert Projektleiter Prof. Dr. Guido Brunnett, Sprecher des
Kompetenzzentrums "Virtual Humans". Der Supervisor könne sofort
entsprechend eingreifen und den Fluglotsen entlasten - beispielweise über
eine Unterstützung durch benachbarte Kontrollsektoren.

Computer lernen, was Stress ist



Doch wie kann die kognitive und emotionale Belastung durch ein
Computersystem zuverlässig erkannt werden? Die Chemnitzer
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gehen dabei interdisziplinär vor:
Psychologinnen und Psychologen erforschen die Arbeitsweise der
Fluglotsinnen und Fluglotsen. Mit Hilfe einer Blickverfolgungsbrille
messen sie deren Pupillengröße und mit einem Armband die
Hautleitfähigkeit. Beides sind gute Indikatoren für Stress. Und
Informatikerinnen und Informatiker untersuchen die Körperhaltung, den
Gesichtsausdruck und die Sprache der Fluglotsinnen und Fluglotsen, um
daraus emotionale Zustände abzuleiten. "Wir Menschen haben oft schon
Schwierigkeiten, die Stimmung unseres Gegenübers richtig einzuschätzen und
greifen auf unsere Erfahrung zurück - und so müssen wir auch die Computer
entsprechend trainieren", sagt Brunnett. Damit der Computer eine
zuverlässige Einschätzung trifft, müssen in das Programm viele Beispiele
an Körperhaltungen, Gesichtsausdrücken oder Audioaufnahmen eingebracht
werden, die mit Emotionen in einem Zusammenhang stehen. "Auf Grundlage
sämtlicher erfasster Daten wurde ein Modell zur Berechnung der kognitiven
und emotionalen Belastung von Fluglotsen abgeleitet und in ein
prototypisches Assistenzsystem integriert", berichtet Brunnett. Dieses
Assistenzsystem zeige dem Supervisor die aktuelle Belastungssituation der
Fluglotsen an und liefere ihm dadurch Entscheidungshilfen zur Abwendung
von Überlastsituationen.

In Gefahrensituationen die Übersicht behalten



Aus ihrer Forschung haben die Chemnitzer Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler auch Vorschläge für ein neues Design der Arbeitsumgebung
erarbeitet. So fand die Doktorandin Linda Pfeiffer auf der Basis von
Interviews mit Fluglotsinnen und Fluglotsen heraus, welche Darstellung der
Elemente auf dem Display im Kontrollzentrum am effektivsten ist. "Ein von
uns empfohlenes Interface bietet eine bessere Übersicht in
Gefahrensituationen, da es zentrale Informationen hervorhebt", erläutert
Pfeiffer.

Solche Untersuchungen und Verbesserungsvorschläge sind auch für den
Projektpartner, die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, von großem Interesse.
"Die Erfassung des Zustandes des Lotsenteams mittels einer geeigneten
Sensorik erschließt völlig neue Möglichkeiten, die Arbeitsbelastung zu
steuern und zu begrenzen", sagt Jörg Buxbaum, Leiter des Forschungsteams
Air Traffic Management bei der DFS. Neuerungen in den betrieblichen
Lotsenalltag einzuführen, sei allerdings sehr anspruchsvoll, da sie
strenge Sicherheitstests durchlaufen müssen und in diesem Fall auch
Persönlichkeitsrechte zu betrachten sind. Eine Möglichkeit, von den
Forschungsergebnissen bald zu profitieren, gibt es dennoch: "Die
entwickelten Methoden könnten wir zunächst in Entwicklungen und Trainings
am Simulator einsetzen", sagt Buxbaum und fügt hinzu: "Wir haben deutliche
Hinweise, dass wir dadurch die kognitive und emotionale Belastung besser
erheben können als zum Beispiel rein mit der Abfrage der Belastung bei den
Lotsen selber."

Stichwort: Kompetenzzentrum "Virtual Humans"



Das Kompetenzzentrum "Virtual Humans" der Technischen Universität Chemnitz
ist seit 2011 Impulsgeber im Forschungsschwerpunkt "Mensch und Technik"
und bündelt die Expertise zu digitalen Menschmodellen an der TU. Am
Zentrum arbeiten Forscherinnen und Forscher stark vernetzt an
interdisziplinären Themen. "Digitale Menschmodelle, die eine entsprechend
hohe Komplexität aufweisen, sind ein zentraler Bestandteil
emotionssensitiver Assistenzsysteme", erläutert Brunnett. Weitere
Anwendungsgebiete digitaler Menschmodelle sind zum Beispiel die 
Mensch-Maschine Interaktion und die Simulation individueller Menschmodelle in der
virtuellen Realität. "Auch bei fortschreitender Digitalisierung und
Technisierung wird der Mensch ein zentraler Faktor im technischen
Fortschritt bleiben. Daher arbeiten wir daran, unsere digitalen
Menschmodelle so zu konzipieren, dass sie menschliche Emotionen erkennen
können und entsprechend handeln", erläutert der Leiter des
Kompetenzzentrums. Digitale Menschmodelle helfen Maschinen, auf die
Gefühle der Menschen Rücksicht zu nehmen. 

https://www.tu-chemnitz.de/forschung/virtual_humans/

Hintergrund: Die Bundesregierung förderte von 2015 bis 2018 Projekte, die
sich einer zentralen Herausforderung von Assistenzsystemen stellen:
Technische Systeme müssen sich der Komplexität der menschlichen
Kommunikation, die durch emotionale und soziale Botschaften bestimmt sind,
annähern. Das Projekt "MACeLot" ist eines der geförderten Projekte und
wurde mit rund 1,7 Millionen Euro unterstützt. Vom 31. Januar bis 2.
Februar 2018 stellten die Chemnitzer Forscherinnen und Forscher ihre
Projektergebnisse in Bonn der Öffentlichkeit und Vertretern des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung vor.

Homepage des Projektes: 

https://www.tu-chemnitz.de/forschung/virtual_humans/macelot/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, Dipl.-Ing. Mario Steinebach, 14.02.2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





ARBEIT/1128: Mindestlohn muss deutlich steigen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Februar 2018

Mindestlohn muss deutlich steigen



Zur Debatte über die künftige Höhe des gesetzlichen Mindestlohns und der Forderung von ver.di erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte:

Alle sollen von ihrer Arbeit in Würde leben können. Der Mindestlohn ist auf niedrigem Niveau gestartet und auch eine weitere Erhöhung entsprechend der Lohnentwicklung ist wenig Geld. Der Mindestlohn muss deshalb deutlich erhöht werden.

Damit der Mindestlohn gerecht ausgestaltet werden kann, muss das Mindestlohngesetz als Grundlage für die Erhöhung endlich an dieser Stelle verbessert werden. Denn der Gesetzgeber hat bei der Einführung das niedrige Niveau des Mindestlohns langfristig festgeschrieben, indem die Anpassung an der Tarifentwicklung orientiert sein muss. Damit wurde der Handlungsspielraum der Mindestlohnkommission stark begrenzt. In der Folge ist eine Erhöhung über die Tarifentwicklung hinaus kaum möglich, auch wenn ein höherer Mindestlohn ökonomisch möglich und sozialpolitisch geboten ist.

Die Mindestlohnkommission muss deshalb mehr Handlungsspielraum erhalten, damit die Debatte und Entscheidung über die Anpassung des Mindestlohns ohne politische Einflussnahme, sondern tatsächlich wissenschaftsbasiert geführt werden kann. Konkret sollen die Ziele ergänzt werden, die in die Gesamtabwägung einfließen und auch die starre Orientierung an die Tarifentwicklung muss aufgehoben werden. Vor allem müssen die Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaft gestärkt werden. Damit erhielte die Mindestlohnkommission die notwendigen Freiräume, um die wichtige Debatte über die Anpassung des Mindestlohns ernsthaft führen zu können. Das wäre die Grundlage dafür, dass für die Höhe des Mindestlohns Vertrauen und gesellschaftliche Akzeptanz entstehen kann.

Der Mindestlohn muss wirklich vor Armut schützen und ein existenzsicherndes Einkommen garantieren. Denn nur so wird der Mindestlohn als ein Baustein helfen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt wieder zu stärken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/2004: Afghanistan - Zivilbevölkerung schützen, auf Frieden setzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Februar 2018

Afghanistan: Zivilbevölkerung schützen, auf Frieden setzen



Zur Veröffentlichung des Jahresberichts der Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die jüngsten Zahlen zu zivilen Opfern und Verletzten in Afghanistan sind schockierend. Mehr als 10.000 Zivilisten haben im vergangen Jahr ihr Leben verloren oder sind verletzt worden. Damit ist die Zahl ziviler Opfer das erste Mal seit Jahren gesunken, eine Trendwende ist aber in weiter Ferne. Andere Indikatoren zeigen, dass der Konflikt sich intensiviert. Zehntausende werden jährlich durch die Kämpfe zu Binnenvertriebenen. Die Taliban kontrollieren gerade in ländlichen Gebieten wieder große Teile Afghanistans. Zahlreiche Anschläge auf schiitische Moscheen zeugen von einer zunehmenden Konfessionalisierung des Konfliktes. Die afghanische Armee verliert jährlich ein Drittel ihrer Männer durch Verluste oder der Desertation. Militärisch werden sich die Taliban weder besiegen noch an den Verhandlungstisch bombardieren lassen. In dieser dramatischen Lage müssen die Afghanen auf die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft zählen können.

Die Bundesregierung darf diese Lage nicht länger beschönigen. Wenn sie die notwendige Ausbildungsmission in Afghanistan zu einem Erfolg führen will, muss sie eine kritische und unabhängige Evaluierung des bisher erreichten zulassen. Mehr Truppen allein werden Afghanistans Probleme nicht lösen. Vor allem muss die Bundesregierung den USA gegenüber deutlich machen, dass der Wirkungsradius der militärischen Ausbildung ohne Fortschritte im Friedensprozess mit den Taliban sehr begrenzt ist. Eine Absage an politische Gespräche ist inakzeptabel und wird Afghanistan dem Frieden nicht näher bringen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Pressemitteilung vom 15. Februar 2018
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KULTUR/039: Berlinale - Gleichstellung im Kulturbetrieb fördern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Februar 2018

Berlinale: Gleichstellung im Kulturbetrieb fördern



Anlässlich der Eröffnung der Berlinale erklären Tabea Rößner, Sprecherin für Filmpolitik, und Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik:

Auch wenn für die heutige Berlinale-Eröffnung nicht der schwarze, sondern der rote Teppich ausgerollt wurde, ist klar, dass die #MeToo-Debatte die Berlinale begleiten wird. Diese Debatte ist längst überfällig. Es ist erschreckend, wie sehr immer noch Machtmissbrauch und sexuelle Übergriffe gerade in der Filmbranche zum Alltag gehören. Daher ist es gut, wenn die #MeToo-Debatte größere Kreise zieht und aufgrund des Muts vieler Betroffener auch in anderen Bereichen geführt wird. Nur so kann die Gesellschaft für dieses Thema und für Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern sensibilisiert werden.

Es gibt viel zu tun für die Gleichstellung im Kulturbetrieb. Top-Positionen in vielen Kultursparten sind nach wie vor hauptsächlich männlich besetzt. Öffentliche Fördergelder werden nicht nach Kriterien vergeben, die das Machtungleichgewicht stärker ausgleichen. Das Missverhältnis im Fördersystem sitzt so tief, dass es nach wie vor mehr Filme von Regisseuren den Weg in internationale Filmfestivals schaffen, als von ihren Kolleginnen. Damit endet der Wettbewerb, bevor er begonnen hat. Zudem verstärkt die überwiegend männliche Sichtweise oft noch Rollenbilder. Vielfalt braucht mehr unterschiedliche Perspektiven auf unsere Welt. Es ist höchste Zeit, diesen Teufelskreis zu durchbrechen. Der Kulturbetrieb und das Filmgeschäft dürfen keine Männerdomänen bleiben.

Wir bewundern das Engagement und den Mut vieler deutscher Künstlerinnen, Gewalterfahrungen oder den Sexismus gegen sie offen anzusprechen. Auch die Politik muss ihren Beitrag zur Gleichstellung und Gerechtigkeit im Kulturbetrieb leisten. Allerdings bietet der Koalitionsvertrag nicht mehr als ein paar unverbindliche Lippenbekenntnisse. Die Große Koalition hat es wieder einmal verpasst, mit einer festen Quote für eine Gleichstellung im Kulturbetrieb zu sorgen. Wir fordern eine Frauenquote von 50 Prozent bei der Besetzung von Führungspositionen bei öffentlich geförderten Institutionen und Projektträgern, von Orchestern und bei Ausstellungen. Wir wollen, dass die kommende Bundesregierung aktiver gegen Tabus in Bezug auf Gewalt und Sexismus gegen Frauen vorgeht. Die Chance sollte sie nutzen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2694: Gute Konjunktur gibt unserer Wirtschaft Rückenwind


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Februar 2018


Gute Konjunktur gibt unserer Wirtschaft Rückenwind

Mehr Tempo nötig bei Digitalisierung und Fachkräftesicherung



Das Statistische Bundesamt hat am heutigen Mittwoch neue Zahlen zur
guten Entwicklung der Konjunktur- und Erwerbstätigkeit vorgelegt.
Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Christian Hirte:

"Die neuen Zahlen des Statistischen Bundesamts zeigen einmal mehr,
dass die deutsche Wirtschaft im vergangenen Jahr insgesamt sehr
solide gewachsen ist. Wichtiger noch: Auch bei den Erwerbstätigen
haben wir einen durchgängigen Zuwachs. Das sind positive Nachrichten
zu Jahresanfang, die der Wirtschaft zusätzlich Schwung und Zuversicht
für die kommenden Monate geben können.

Wirtschaftspolitisch dürfen solche Zahlen nicht zu Bequemlichkeit
verleiten. Vielmehr müssen wir jetzt zügig die großen Aufgaben
anpacken, die wir uns im Koalitionsvertrag vorgenommen haben. Dazu
gehört vor allem eine bessere Breitbandinfrastruktur und mehr Tempo
beim Thema Digitalisierung. Dazu gehören aber auch weitere
Anstrengungen zur Fachkräftesicherung sowie Fortschritte bei der
Energiewende. Ganz wichtig ist, dass der Koalitionsvertrag dem Thema
Freihandel klar positiv gegenübersteht. Für eine so exportorientierte
Wirtschaft wie die deutsche ist das von besonderer Bedeutung. Das
belegen noch einmal die neuen Zahlen des Statistischen Bundesamts,
die einen starken Exportzuwachs im letzten Quartal 2017
dokumentieren.

Wir sollten den aktuellen konjunkturellen Rückenwind nutzen, um die
Wettbewerbsfähigkeit unseres Wirtschaftsstandortes zu verbessern.
Denn darauf kommt es an, um unseren Wohlstand zu sichern und das
große Ziel bundesweiter Vollbeschäftigung bis 2025 zu erreichen.
Dieses Ziel erreichen wir nicht mit der großzügigsten
Verteilungspolitik, sondern mit innovativer und verlässlicher
Wettbewerbspolitik."

Hintergrund:

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lag das
Bruttoinlandsprodukt (BIP) im vierten Quartal 2017 - preis-, saison-
und kalenderbereinigt - um 0,6 Prozent höher als im Vorquartal. Bei
den Erwerbstätigen betrug die Zuwachsrate über alle vier Quartale des
Jahres 2017 im Vergleich zum Vorjahr 1,5 Prozent.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/997: Krank zur Arbeit - Regierung muss für besseren Gesundheitsschutz sorgen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Februar 2018

Krank zur Arbeit - Regierung muss für besseren Gesundheitsschutz sorgen



"Wenn sich so viele Beschäftigte trotz Krankheit zur Arbeit schleppen, muss die Bundesregierung schleunigst reagieren", kommentiert Susanne Ferschl, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Gute Arbeit, eine Umfrage des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), der zufolge zwei Drittel der Beschäftigten mindestens einmal im vergangenen Jahr krank zur Arbeit erschienen. Ferschl weiter:

"Der Druck, auch krank zur Arbeit zu erscheinen, entsteht durch unsichere Beschäftigungsverhältnisse und schlechte Arbeitsbedingungen. Befristung, Leiharbeit, Arbeitsverdichtung - das alles benennen Gewerkschaften seit Jahren als Gründe für den weitverbreiteten 'Präsentismus'. Das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung hat erst im Dezember 2017 bekanntgegeben, dass die Zahl der Überstunden in Deutschland wächst. Diejenigen Beschäftigten, die in dauerhaft befristeten Beschäftigungsverhältnissen ständige Unsicherheit erleben, weil sie Angst um ihren Arbeitsplatz haben, stehen unter besonders großem Druck.

Die Große Koalition hat bisher nichts dagegen getan, im Gegenteil: Auch im neuen Koalitionsvertrag sucht man vergebens nach umfassenden Maßnahmen zur Lösung dieser Probleme. Nicht einmal zur Abschaffung sachgrundloser Befristungen konnten sich Union oder SPD durchringen.

DIE LINKE fordert einen umfassenden und nachhaltigen Gesundheitsschutz für Beschäftigte. Das beinhaltet auch die vollständige Abschaffung sachgrundloser Befristungen, die Reduzierung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit sowie eine Anti-Stress-Verordnung für die Beschäftigten."

 * 

Quelle:
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INNEN/4897: Abschiebungen nach Afghanistan endlich stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Februar 2018

Abschiebungen nach Afghanistan endlich stoppen



"Afghanistan bleibt ein extrem unsicheres Land und Abschiebungen dahin ein Akt der Grausamkeit", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die neuesten Zahlen der UN-Mission in Afghanistan zu zivilen Opfern im Jahr 2017. Demnach wurden allein in der angeblich sicheren Hauptstadt Kabul im letzten Jahr mehr als 1600 Menschen zu Opfern von Angriffen. Die Zahl der durch Anschläge Verletzten und Getöteten ist um 17 Prozent auf Rekordniveau gestiegen. Jelpke weiter:

"Wer in ein solches Land abschieben lässt, nimmt den Tod und die Verletzung der Betroffenen billigend in Kauf. Dass es sichere Regionen in Afghanistan gebe, ist nichts anderes als eine dreiste Lüge, um die skrupellose Abschiebepolitik umzusetzen. Die geringfügige Verringerung der Zahl ziviler Opfer ist kein Grund zur Entwarnung, denn die UN erwarten eine weitere Verschärfung der Lage im Jahr 2018.

Vor diesem Hintergrund ist es besonders empörend, dass für den 20. Februar eine weitere Sammelabschiebung nach Afghanistan geplant ist. Eine Abschiebung in den Krieg lässt sich nicht dadurch rechtfertigen, dass jemand seine Mitwirkung im Asylverfahren angeblich verweigert, Straftaten begangen habe oder ein sogenannter Gefährder sei. Es gibt hier eine Justiz, die sich mit Straftaten auseinandersetzen kann. Es ist zynisch, wenn Geflüchtete, die aus Angst vor Abschiebung unter Umständen ihre Mitwirkung verweigern, in ein Land abgeschoben werden, in denen Krieg und Verfolgung drohen. Deswegen rufe ich alle Menschen auf, sich an den Protesten gegen geplante Sammelabschiebungen zu beteiligen."

 * 
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SICHERHEIT/1863: Militärische Schengen-Zone bedeutet uneingeschränkte Bewegungsfreiheit für US-Militär


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Februar 2018

Militärische Schengen-Zone bedeutet uneingeschränkte Bewegungsfreiheit für US-Militär



"Die Forderung von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen nach einer militärischen 'Schengen-Zone' bedeutet nicht weniger als eine komplette militärische Souveränitätsaufgabe Deutschlands, da den USA damit erlaubt würde, ihr Militär ohne jegliche Zustimmung auf deutschem Hoheitsgebiet und dem anderer Teilnehmerstaaten zu verlegen. Das ist völlig inakzeptabel. Von der Leyens gestrige Zusage, ein neues NATO Logistik-Kommando im Raum Köln/Bonn aufzubauen, ist dabei nur ein erster kostspieliger Schritt auf diesem gefährlichen Kurs", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss, mit Blick auf das NATO-Verteidigungsminister-Treffen in Brüssel. Neu weiter:

"Eine entsprechende Bedrohungslage, die einen solchen Schritt rechtfertigen würde, ist auf absehbare Zeit überhaupt nicht gegeben. Die NATO verfügt mit fast einer Billion US-Dollar über einen unverhältnismäßig hohen Militäretat, der mehr als zwölfmal so hoch ist wie der der Russischen Föderation - wegen welcher dieser ganze Zinnober überhaupt betrieben wird.

Die NATO-Verteidigungsminister hatten nun in Brüssel zwei Tage Zeit, sich in ihren vorgeschobenen Ängsten gegenseitig zu bestärken und Pläne für militärische Aufrüstung zu schmieden. Diese westliche von Machtansprüchen getriebene Sichtweise werden sie nun auch als einzig richtige Herangehensweise auf der internationalen Bühne der Münchner Sicherheitskonferenz am Wochenende präsentieren.

DIE LINKE lehnt eine Militarisierung der Welt - egal ob über Aufstockung der NATO oder alternativ über den Ausbau der militärischen Fähigkeiten der EU oder der Militarisierung anderer Staaten - strikt ab. Stattdessen fordern wir die Auflösung der NATO und ihre Ersetzung durch ein kollektives Sicherheitssystem unter Beteiligung Russlands. Am Wochenende stehen wir in München an der Seite der NATO-Gegnerinnen und -Gegner sowie der Friedensbewegung und unterstützen die Proteste gegen diese (Un-)Sicherheitskonferenz."

 * 
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SOZIALES/2493: Rüstungsexporte stoppen, um Kinderleben zu schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Februar 2018

Rüstungsexporte stoppen, um Kinderleben zu schützen



"Dass jedes sechste Kind weltweit in Krisengebieten aufwächst, ist nicht nur für die Konfliktparteien in den betroffenen Regionen, sondern auch für die Weltgemeinschaft mehr als beschämend. Verantwortlich dafür sind auch diejenigen, die Waffen und anderes Kriegsgerät exportieren, ohne sich dafür zu interessieren, dass damit Menschen getötet werden. Die künftige Bundesregierung muss einen sofortigen Rüstungsexportstopp verhängen, insbesondere in Kriegs- und Krisengebiete", kommentiert Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, einen aktuellen Bericht der Hilfsorganisation "Save the Children". Nastic weiter:

"Laut 'Save the Children' sind 357 Millionen Kinder gezwungen, im Krieg aufzuwachsen. Das sind 75 Prozent mehr als noch Anfang der 90er Jahre. Betroffen sind vor allem Kinder in Syrien, Afghanistan und Somalia, aber auch im Jemen. Die Anzahl von in Kriegen getöteten oder verletzten Kindern ist seit 2010 um 300 Prozent gestiegen, die Zahl der Kinder, denen Zugang zu humanitärer Hilfe verwehrt wird, sogar um 1500 Prozent.

Die Ergebnisse der Studie, die sich auf Daten der UNO und des Friedensforschungsinstituts Oslo stützt, sind ein absolutes Armutszeugnis auch für die deutsche Bundesregierung, die viel und blumig von Kinderrechten und deren Verteidigung spricht, zu deren Verwirklichung aber kaum etwas beiträgt. Vielmehr sind deutsche Rüstungsexporte und damit diejenigen, die sie genehmigt haben, direkt mitschuldig an der Misere, in der Millionen von Kindern weltweit aufwachsen und durch die sie für den Rest ihres Lebens gezeichnet sind.

Spätestens nach Bekanntgabe dieser Zahlen müsste auch der künftigen Bundesregierung klarwerden, dass das 'Weiter so', das sie im Koalitionsvertrag vereinbart hat, nicht nur allen Ankündigungen widerspricht, sondern ein Verbrechen ist. Wer vorgibt, Kinder und ihre Rechte zu schützen, darf sich nicht weiter an Kriegen überall auf der Welt beteiligen. Die Bundesregierung darf nicht nur von den Verbrechen anderer sprechen, sie muss selbst einen sofortigen Rüstungsexportstopp verhängen. Sonst macht sie sich weiterhin mitschuldig am Tod und am Leid von Millionen von Kindern."

 * 
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SOZIALES/2492: Bundesregierung ignoriert Rechte von Kindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Februar 2018

Bundesregierung ignoriert Rechte von Kindern



"Die 4. World Vision-Kinderstudie zeigt, was unter der Regierung von Union und SPD Realität geworden ist: die Rechte von Kindern werden durch die Politik ignoriert", kommentiert Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Ergebnisse der aktuellen Studie. Norbert Müller weiter:

"Die Zahlen zeigen: Etwa jedes fünfte Kind in Deutschland erlebt sich oder seine Familie als arm. Kinder können die aus Armut resultierende Ausgrenzung deutlich spüren. Das beginnt bei Ausgrenzungserfahrungen in der Schule und geht damit weiter, dass häufig kein Geld für Freizeitaktivitäten oder einen Urlaub da ist. Die Bundesregierung hat es in den letzten vier Jahren massiv versäumt, etwas gegen Kinderarmut zu unternehmen. Zwar definiert der Entwurf des Koalitionsvertrages die Bekämpfung von Kinderarmut endlich als Ziel. Die aufgezeigten Maßnahmen reichen aber bei weitem nicht aus, um das Problem ernsthaft anzugehen. Damit wird das Recht der Kinder auf Teilhabe und eine gute Entwicklung weiter gefährdet.

Erfreulich sind hingegen die Ergebnisse hinsichtlich der Empathie von Kindern für die Lage von Flüchtlingen. Die Pläne von CDU/CSU und SPD zur faktischen Kasernierung von Flüchtlingen sprechen leider eine andere Sprache. Abschottung ist wie World Vision richtigerweise kritisiert 'Gift für die Integration'."

 * 
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BUNDESTAG/6923: Heute im Bundestag Nr. 071 - 15.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 071

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. Februar 2018, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Ausbildung in Teilzeit

2. Entwicklung von Open-Access-Dokumenten

3. Linke fragte nach Aktivitäten in Kitas



1. Ausbildung in Teilzeit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Zuge der Reform des Berufsbildungsgesetzes (BBiG)
2005 ist die Teilzeitberufsausbildung auf eine gesetzliche Grundlage
gestellt worden. Darauf weist die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/683) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/412) hin.
Auszubildende und Ausbildende können in einem gemeinsamen Antrag die
Kürzung der Ausbildungszeit auch auf die Verkürzung der täglichen oder
wöchentlichen Ausbildungszeit beantragen, wenn ein berechtigtes
Interesse vorliegt. Allerdings sei das gemäß Paragraph 8 Absatz 1 Satz
2 BBiG erforderliche "berechtigte Interesse" an einer
Teilzeitausbildung beziehungsweise die genaue Adressatengruppe einer
Teilzeitausbildung im BBiG nicht definiert.

Die Abgeordneten hatten in der Kleinen Anfrage von der Bundesregierung
unter anderem wissen wollen, wie viele Ausbildungsstellen für Teilzeit
seit 2005 ausgeschrieben wurden und wie viele Ausbildungsverträge in
Voll- und Teilzeit seit 2005 abgeschlossen wurden. Laut Antwort sind
im Jahr 2016 rund 0,4 Prozent der Ausbildungsverträge in der dualen
Berufsausbildung in Teilzeit abgeschlossen worden, davon 0,06 Prozent
für Männer und 0,95 Prozent für Frauen. 2008 waren insgesamt nur 0,1
Prozent aller Ausbildungsverträge solche mit Teilzeitregelung.

 * 

2. Entwicklung von Open-Access-Dokumenten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Entwicklung des Anteils von
Open-Access-Dokumenten wissenschaftlicher Publikationen in Deutschland
seit 2012 thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/704).

Unter dem Begriff "Open Access" wird laut Fragestellern der freie
Zugang und die freie Nutzbarkeit wissenschaftlicher Dokumente bei
Onlinepublikationen verstanden. Die Budapester Open Access Initiative
(BOAI) habe 2002 eine Erklärung verabschiedet, in der es unter anderem
heiße: "Frei zugänglich im Internet sollte all jene Literatur sein,
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ohne Erwartung, hierfür
bezahlt zu werden, veröffentlichen." Ausgehend von der Budapester
Erklärung und der Berliner Erklärung über offenen Zugang zu
wissenschaftlichem Wissen von 2003 hat dieses Modell, das die
Möglichkeiten digitaler Technik nutzt, um die für die Wissenschaft
zentralen Aspekte der Öffentlichkeit und des freien
Informationsaustauschs zu stärken, in den vergangenen Jahren immer
mehr an Bedeutung gewonnen, schreibt die Linksfraktion in ihrer
Anfrage.

Unterschieden werde zwischen dem "Goldenen Weg" der Primärpublikation
im Rahmen von Open Access, etwa in einer Open-Access-Zeitschrift.
Daneben gebe es den "Grünen Weg", eine offene Parallelveröffentlichung
oder Selbstarchivierung, die auf privaten Homepages,
Institutshomepages oder auf Dokumentenservern erfolgen kann.

Seit 2014 sei im Urheberrecht ein Zweitveröffentlichungsrecht
verankert, das Veröffentlichungen bei öffentlich geförderten Vorhaben
nach einer Frist ermöglichen soll; dies gelte aber nur für
institutionell geförderte außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
und Projektförderungen, nicht aber für die grundfinanzierte
Hochschulforschung als solche.

Mit dem damaligen Beschluss habe der Bundestag 2013 in Form einer
Entschließung die Bundesregierung aufgefordert, eine Reihe weiterer
Maßnahmen zur Förderung von Open Access zu ergreifen (17/14194). Im
September 2016 habe das Bundesministerium für Bildung und Forschung
eine eigene Strategie "Open Access in Deutschland" verabschiedet.

Die Linke möchte unter anderem wissen, wie sich der Anteil von
Open-Access-Publikationen entwickelt hat und welche Bundesländer über
eigene Open-Access-Strategien verfügen oder diese entwickeln.

 * 

3. Linke fragte nach Aktivitäten in Kitas

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über
Aktivitäten der Bundeswehr in Kindertageseinrichtungen und
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. In einer Kleinen Anfrage
(19/684) will sie unter anderem wissen, an welchen Standorten die
Bundeswehr in den Jahren 2016 und 2017 solche Einrichtungen besucht
hat. Zudem will sie darüber informiert werden, an welchen Standorten
die Bundeswehr Kooperationen und Patenschaften zu solchen
Einrichtungen unterhalten hat.

 * 
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BUNDESTAG/6922: Heute im Bundestag Nr. 070 - 15.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 070

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. Februar 2018, Redaktionsschluss: 13.15 Uhr

1. Vorwürfe zu INF-Vertragsverletzungen

2. Wahlfälschungsvorwürfe in Honduras

3. Politische und militärische Lage in Syrien

4. Lage der Menschenrechte in der Ukraine

5. Finanzbetrug in der Republik Moldau

6. Beziehungen zu Weißrussland



1. Vorwürfe zu INF-Vertragsverletzungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die wechselseitigen Aufrüstungsvorwürfe zwischen den
USA und Russland thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/628). "Aktueller Gegenstand der Besorgnis ist der 1987
zwischen den USA und der Sowjetunion abgeschlossene INF-Vertrag
(Intermediate Range Nuclear Forces Treaty), der die Vernichtung von
landgestützten nuklearen Mittelstreckenraketen von 500 bis zu 1.000
Kilometern sowie von 1.000 bis zu 5.500 Kilometern Reichweite und das
Verbot einer Neubeschaffung dieser Systeme zum Gegenstand und Ziel
hatte", schreiben die Abgeordneten. Die Bundesregierung soll unter
anderem zu einem Nato-Vorwurf Stellung nehmen, dass Russland mit einem
neuen Raketensystem gegen den INF-Vertrag verstoßen würde.

 * 

2. Wahlfälschungsvorwürfe in Honduras

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Haltung der Bundesregierung zu den
Präsidentschaftswahlen in Honduras im November 2017 thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/642). Die Abgeordneten
fragen unter anderem, ob diese Wahlen aus Sicht der Bundesregierung
rechtsstaatlich, frei und fair verlaufen seien und wie sich der
Verlust des zwischenzeitlichen Stimmenvorsprungs der Opposition nach
Ausfällen der Computersysteme der honduranischen Wahlbehörde erklären
lässt.

 * 

3. Politische und militärische Lage in Syrien

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation in Syrien erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/664). Die Bundesregierung
soll unter anderem angeben, wie sie die derzeitige politische und
militärische Lage in Syrien "insbesondere vor dem Hintergrund der
militärischen Erfolge der syrischen Streitkräfte im Verbund mit der
russischen Armee und der Zurückdrängung des IS" beurteilt. Sie soll
außerdem mitteilen, ob sie es für zumutbar hält,
"Bürgerkriegsflüchtlinge, die einen subsidiären Schutzstatus
innehaben, in befriedete Gebiete Syriens zurückzuführen (wie etwa im
Falle Afghanistans)".

 * 

4. Lage der Menschenrechte in der Ukraine

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Situation der Menschenrechte und die
Medienfreiheit in der Ukraine stellt die Fraktion Die Linke in den
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/667). Die Bundesregierung soll
unter anderem mitteilen, inwieweit die Umsetzung der Menschenrechte
bei den deutsch-ukrainischen Regierungstreffen thematisiert wird und
wie sie sich seit 2014 "gegen Verfolgung von Oppositionellen und
Andersdenkenden in der Ukraine" positioniert hat.

 * 

5. Finanzbetrug in der Republik Moldau

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Ein umfassender Finanzbetrug in der Republik Moldau
ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/668).
Bei dem sogenannten Banken-Diebstahl oder "Diebstahl des Jahrhunderts"
seien Gelder in Höhe von rund einer Milliarde US-Dollar von drei
großen moldawischen Banken abgezogen und ins Ausland transferiert
worden; nach dem Untersuchungsbericht eines
Wirtschaftsprüfungsunternehmen seien auch 11,1 Millionen Euro auf
Konten in Deutschland überwiesen worden. Die Bundesregierung soll
angeben, über welche Erkenntnisse sie in diesem Fall verfügt und
welche rechtlichen Möglichkeiten sie sieht, die Umstände zu ermitteln,
unter denen die benannte Summe nach Deutschland gelangt sei.

 * 

6. Beziehungen zu Weißrussland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den deutsch-weißrussischen Beziehungen
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/696). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach den bilateralen
Treffen von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) mit Weißrusslands
Präsident Alexander Lukaschenko sowie nach einem Treffen von
Außenminister Sigmar Gabriel (SPD) mit Lukaschenko und dem
weißrussischen Amtskollegen Wladimir Makej im November 2017. Außerdem
soll die Bundesregierung mitteilen, inwieweit sie die Idee eines
Rahmenabkommens zwischen der EU und Weißrussland unterstützt.

 * 
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BUNDESTAG/6921: Heute im Bundestag Nr. 069 - 15.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 069

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Evakuierung von Flüchtlingen in Libyen

2. Foltervorwürfe in Haftzentren in Libyen

3. Humanitäre Hilfe für Jemen

4. Menschenrechte in Kambodscha

5. AfD fragt nach Lage in Libyen

6. Infokampagnen zu Migration und Flucht



1. Evakuierung von Flüchtlingen in Libyen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung plant das
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) weitere
Evakuierungen besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge aus Libyen in
Drittländer. Bislang seien nach Auskunft des UNHCR rund 400 besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge aus Libyen evakuiert worden, heißt es in
der Antwort (19/571) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/321). Geplant sei die Evakuierung von weiteren 900 Flüchtlingen,
die in Libyen als besonders gefährdet angesehen werden. Die bislang
evakuierten Flüchtlinge stammten aus Äthiopien, Eritrea, Jemen und
Somalia, schreibt die Bundesregierung. "Aufgrund der in Teilen Libyens
verbesserten Sicherheitslage haben internationale Organisationen wie
UNHCR und die Internationale Organisation für Migration (IOM) ihre
Präsenz und Kapazitäten im Land im Jahr 2017 verstärken können und
verfügen inzwischen über einen verbesserten Zugang zu Migranten und
Flüchtlingen in Libyen."

 * 

2. Foltervorwürfe in Haftzentren in Libyen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation von Flüchtlingen in Libyen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/569). Die Abgeordneten fragen dabei insbesondere nach
Haftzentren des "Department for Combatting Illegal Migration" (DCIM),
das dem libyschen Innenministerium unterstehe. Die Bundesregierung
soll unter anderem angeben, welche Erkenntnisse sie zu Vorwürfen der
Folter und der Misshandlung an den dort inhaftierten Flüchtlingen hat.

 * 

3. Humanitäre Hilfe für Jemen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die humanitäre Katastrophe in Jemen thematisiert die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/596). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung "bei
gleichbleibender Intensität des Krieges im Jemen die akute Hungersnot
sowie die Anzahl derjenigen Personen, die auf humanitäre Hilfe
angewiesen sind" für 2018 einschätzt und wie sie sich darauf
einstellt.

 * 

4. Menschenrechte in Kambodscha

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage von Demokratie und Menschenrechten in
Kambodscha erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/604). Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, ob sie "angesichts der verstärkten staatlichen Repression
gegen Presse und politische Opposition in Kambodscha" die
Voraussetzung gegeben sieht, EU-Handelspräferenzen teilweise oder
vollständig zurückzunehmen und ob sie sich im EU-Rahmen für eine
Streichung oder Aussetzung von Budgethilfen für Kambodscha einsetzen
wolle.

 * 

5. AfD fragt nach Lage in Libyen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation in Libyen erkundigt sich die
Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/627). Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, ob sie "im Vorfeld der von
März bis Oktober 2011 durchgeführten internationalen
Militärintervention gegen Muammar al-Gaddafi" Überlegungen angestellt
habe, "inwiefern dies die Migrations-/Flüchtlingsströme in die EU
verändern könnte". Außerdem wollen die Abgeordneten wissen "welche
vorbeugenden Maßnahmen Deutschland und/oder die EU unternommen haben,
um nach Ende der Militärintervention dafür zu sorgen, dass keine
Migranten durch Libyen in die EU einreisen können".

 * 

6. Infokampagnen zu Migration und Flucht

Berlin: (hib/AHE) Nach "Abschreckungskampagnen gegen Asylsuchende"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/641). Die Bundesregierung unterhalte in verschiedenen Formaten und
Schwerpunktregionen Kampagnen, "die Flüchtlinge von der Flucht
abhalten beziehungsweise zu einem Abbruch der Reise bewegen sollen"
und die nun unter einem zentralen Internetauftritt ("Rumors about
Germany") zusammengefasst werden sollen. Die Abgeordneten fragen unter
anderem nach den Kosten der jeweiligen Kampagnen seit 2015 sowie nach
ihrer jeweiligen Ausgestaltung.

 * 
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BUNDESTAG/6920: Heute im Bundestag Nr. 068 - 15.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 068

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.45 Uhr

1. Ehrenamt und Extremwetter

2. Bewerberanforderungen für Polizeidienst

3. AfD fragt nach Soldaten mit Doppelpass

4. Linke fragt nach Satellitenaufklärung

5. Studienplatzvergabe bei Humanmedizin



1. Ehrenamt und Extremwetter

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sorgt sich um
ehrenamtlich Tätige. Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung, wie
es um die Leistungsfähigkeit der zivilen Katastrophenhilfe und des
Bevölkerungsschutzes steht und verweisen dabei auf die zunehmende
Gefahr von Extremwetterereignissen. Sie erkundigen sich auf dem Weg
einer Kleinen Anfrage (19/651) auch nach Schadensbilanzen und
Einsatzzahlen von Hilfsorgansationen nach Extremwetterphänomenen.
Sturmschäden und Überschwemmungen stellten insbesondere für
Hilfsorganisationen eine enorme Herausforderung dar, die zahlreiche
zusätzliche Rettungs- und Hilfeleistungseinsätze bewältigen müssen,
heißt in der Anfrage zur Begründung.

 * 

2. Bewerberanforderungen für Polizeidienst

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion der AfD erkundigt sich nach den
Ausbildungsstandards bei der Bundespolizei. Auf dem Weg einer Kleinen
Anfrage (19/679) möchten die Abgeordneten wissen, ob sich die
Bewerberanforderungen für eine Ausbildung bei Behörden wie Polizei,
Zoll und Verfassungsschutz in den vergangenen zehn Jahren verändert
haben. Sie interessieren sich auch dafür, ob die Hürden speziell für
Bewerber mit Migrationshintergrund gesenkt worden sind.

 * 

3. AfD fragt nach Soldaten mit Doppelpass

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über
Bundeswehrsoldaten mit doppelter Staatsbürgerschaft. In einer Kleinen
Anfrage (19/659) will sie wissen, wie viele Soldaten mit dem
sogenannten Doppelpass seit 2005 in der Bundeswehr gedient haben und
über welche zweite Staatsangehörigkeit sie verfügen. Zudem will die
Fraktion erfahren, wie sich der Anteil von Bewerbern mit doppelter
Staatsangehörigkeit seit 2005 entwickelt hat.

 * 

4. Linke fragt nach Satellitenaufklärung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke will über die
Satellitenaufklärung der Europäischen Union informiert werden. In
einer Kleinen Anfrage (19/666) will sie unter anderem wissen, welche
EU-Mitgliedstaaten und Firmen an den verschiedenen Stufen des Projekts
"Geospatial Information to Support dicision Making in Operations"
(GISMO) beteiligt sind. Zudem möchte sie erfahren, für welche Zwecke
die im GISMO-Projekt entwickelte Software-Anwendung GeohuB im Rahmen
der EU-Mission "EUNAVFOR MED" genutzt wird.

 * 

5. Studienplatzvergabe bei Humanmedizin

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Das Bundesverfassungsgericht hatte in einem Urteil
vom 19. Dezember 2017 festgestellt, dass die Studienplatzvergabe im
Fach Humanmedizin teilweise mit dem Grundgesetz unvereinbar ist. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will in einer Kleinen Anfrage (19/650)
wissen, welche Schlüsse die Bundesregierung aus dem Urteil zieht.

Das Bundesverfassungsgericht hatte erklärt, dass einige der bundes-
und landesgesetzlichen Vorschriften mit Artikel 12 Absatz 1 Satz 1
(Ausbildungs- und Berufswahlfreiheit) in Verbindung mit Artikel 3
Absatz 1 GG (allgemeiner Gleichheitssatz) unstimmig seien. Bund und
Länder müssten deshalb bis Ende 2019 die Auswahlkriterien neu regeln.

 * 
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BUNDESTAG/6919: Heute im Bundestag Nr. 067 - 15.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 067

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Kliniken mit großem Investitionsbedarf

2. Erfahrungen mit Medikationsplan

3. Grüne fragen nach Cannabis-Prohibition

4. Preisanstieg bei neuen Arzneimitteln

5. AfD fragt nach Schleusenbau in Kiel

6. Verbreiterung des Nord-Ostsee-Kanals



1. Kliniken mit großem Investitionsbedarf

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Länder sollten nach Ansicht der Bundesregierung
weiterhin für die Investitionskosten der Krankenhäuser zuständig sein.
Die Länder stellten zur Verwirklichung einer qualitativ hochwertigen
Versorgung Krankenhauspläne und Investitionsprogramme auf. Die
Übertragung dieser Aufgabe auf die Länder sei sachgerecht, da so
örtliche Besonderheiten angemessen berücksichtigt werden könnten,
heißt es in der Antwort (19/702) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/486) der FDP-Fraktion.

Nach Schätzungen aus der Wissenschaft und der Praxis sei von einem
jährlichen Investitionsbedarf der Kliniken zwischen 5,0 und 6,6
Milliarden Euro auszugehen. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht,
lagen die Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für
Krankenhausbehandlungen im Jahr 2016 bei rund 73 Milliarden Euro. Die
Private Krankenversicherung kam demnach auf Ausgaben in Höhe von rund
7,6 Milliarden Euro.

In Deutschland gibt es knapp 2.000 Krankenhäuser, mit rückläufiger
Tendenz. Viele Kliniken gelten als unterfinanziert, weil die Länder
ihre Investitionszusagen nicht einhalten. Während die Länder für die
Investitionskosten zuständig sind und entscheiden können, ob und wo
eine Klinik eröffnet oder geschlossen wird, tragen die Krankenkassen
die Betriebskosten der Kliniken, also alle Ausgaben für die Behandlung
von Patienten.

Seit Jahren gehen die Investitionen der Länder zurück, während die in
den Krankenhäusern erbrachten Leistungen und damit die Kosten für die
GKV steigen. Kliniken sind dazu übergegangen, mit den Einnahmen aus
der Patientenversorgung nötige Investitionen zu finanzieren. Fachleute
befürchten deswegen einen gefährlichen Spardruck der Kliniken, der
sich auf die Versorgungsqualität auswirken könnte.

 * 

2. Erfahrungen mit Medikationsplan

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der gesetzlich festgeschriebene Anspruch bestimmter
Patienten auf einen Medikationsplan ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/639) der FDP-Fraktion. Mit einer Gesetzesänderung von 2015 hätten
Versicherte, die gleichzeitig mindestens drei verordnete Arzneimittel
nähmen, Anspruch auf Erstellung und Aushändigung eines
Medikationsplans in Papierform. So soll die Sicherheit der
Arzneimitteltherapie verbessert werden.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie der Medikationsplan von
Patienten angenommen wird und wie viele und welche Gesundheitsschäden
durch unerwünschte Interaktionen von Arzneimitteln entstehen.

 * 

3. Grüne fragen nach Cannabis-Prohibition

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Auswirkungen der Cannabis-Prohibition auf den
Gesundheitsschutz befasst sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/658). Cannabis sei die am häufigsten
konsumierte illegale Droge. Das Verbot verfehle somit das Ziel einer
Senkung des Verbrauchs. Die Abgeordneten wollen nun unter anderem
wissen, wie ein wirksamer Gesundheits- und Jugendschutz für
Cannabis-Konsumenten sichergestellt werden kann.

 * 

4. Preisanstieg bei neuen Arzneimitteln

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Nach dem Preisanstieg bei neuen Arzneimitteln und
möglichen Gegenmaßnahmen erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/688). Die Arzneimittelreform (AMNOG) habe
die rasant steigenden Arzneimittelausgaben eindämmen sollen. Von 2011
an sollte der Zusatznutzen im Vergleich mit der Standardtherapie den
Preis bestimmen. Dieser Zusammenhang werde nun in einem aktuellen
Krankenkassenreport infrage gestellt.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun nach aktuellen Angaben
über Arzneimittelpreise und Kosten für die Gesetzliche
Krankenversicherung (GKV).

 * 

5. AfD fragt nach Schleusenbau in Kiel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals in 
Kiel-Holtenau interessiert sich die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage
(19/603) wollen die Abgeordneten wissen, ob in Kiel-Holtenau eine
ähnlich große Schleusenkammer wie in Brunsbüttel, wo eine neue und
große Schleusenkammer zwischen den beiden "Alten Schleusen" und den
beiden "Neuen Schleusen" gebaut worden sei, vorgesehen ist. Gefragt
wird auch, ob laut Planung die beiden maroden alten Schleusenkammern
in Kiel-Holtenau saniert oder zu einer einzelnen Schleusenkammer
umgebaut werden sollen.

 * 

6. Verbreiterung des Nord-Ostsee-Kanals

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Planungs- und Realisierungsstand der
Kanalverbreiterung zwischen den Ausweichen Königsförde und Binnenhafen
Kiel-Holtenau auf dem Nord-Ostsee-Kanal erkundigt sich die
AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/620) möchten die
Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, was mit der Alten
Levensauer Hochbrücke, die die Bundesstraße B 76 über den
Nord-Ostsee-Kanal führt, passieren soll.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1608: Regierungspressekonferenz vom 14. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 14. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 14. Februar 2018

Themen: Reise des Bundesaußenministers nach Serbien und in das
Kosovo, mögliche Steuern oder Abgaben auf Einfuhrgüter aus Deutschland in
den USA, Modellversuch einer Absenkung des Mindestalters für den Erwerb
eines Führerscheins der Klasse AM von 16 auf 15 Jahre, Vorschläge für
Maßnahmen zur Luftreinhaltung in deutschen Städten, Inhaftierung von Deniz
Yücel und anderen deutschen Staatsangehörigen in der Türkei,
Familiennachzug, Spannungen zwischen der Türkei, Zypern und Griechenland,
Wiederaufbau des Irak, Anteil der Beschäftigten mit sachgrundlos
befristeten Verträgen in den Bundesminiserien, Gespräche der
Bundeskanzlerin mit dem italienischen Ministerpräsidenten, dem polnischen
Ministerpräsidenten und der britischen
Premierministerin/Brexit-Verhandlungen


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Wagner (BMWi), Friedrich
(BMVI), Haufe (BMUB), Dimroth (BMI), Mänz (BMZ), Schneider (BMAS)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Adebahr: Guten Morgen! Ich habe eine Reiseankündigung zu machen.
Außenminister Gabriel ist heute Morgen zu einer Reise nach Serbien und in
das Kosovo aufgebrochen. Der Außenminister wird sowohl in Serbien als auch
im Kosovo bilaterale Gespräche führen, etwa mit dem Präsidenten und der
Ministerpräsidentin Serbiens, Aleksandar VuČić und Ana
Brnabić, dem Präsidenten und dem Ministerpräsidenten des Kosovos,
Herrn Hashim Thaçi und Ramush Haradinaj, sowie auch mit dem Außenminister
Behgjet Pacolli. Auch Treffen mit Oppositionspolitikern und der
Zivilgesellschaft gehören zum Programm.

Das Thema Westbalkan wird morgen auch beim Außenministertreffen im
Gymnich-Format in Sofia besprochen werden. Die Reise reiht sich natürlich
auch in das Vorfeld des zehnjährigen Jubiläums der Unabhängigkeit des
Kosovos ein und soll die Unterstützung der Bundesregierung und unser großes
Interesse an der Region unterstreichen.

Insbesondere ist uns wichtig, gegenüber beiden Partnern die Wichtigkeit
einer Normalisierung zwischen beiden Ländern hervorzuheben. Dass beide
Länder aufeinander zugehen und sich auf eine umfassende Lösung der
strittigen Fragen einigen, ist auf einem Weg in Richtung der Europäischen
Union zwingend notwendig. Auch Dialog und Versöhnung sind unabdingbare
Voraussetzungen für diesen Weg.

Der Außenminister wird mit den beiden Partnern auch Fortschritte und
Reformen diskutieren, die auch unabhängig vom Verhältnis der beiden Länder
zueinander jeweils noch zu gehen sind. Dazu gehören natürlich insbesondere
Reformen im Rechtsstaatlichkeitsbereich sowie verstärkte Anstrengungen bei
der Bekämpfung der Korruption und der organisierten Kriminalität.

Frage : Frau Adebahr, wann hat sich der Minister zu dieser Reise
entschieden, und von wem wird er begleitet?

Adebahr: Der Minister hat die Reise angetreten. Ich habe sie angekündigt.
Er hat sie heute Morgen angetreten.

Begleitet wird er von Kolleginnen und Kollegen aus dem Auswärtigen Amt und
von einigen Journalisten.

Zusatzfrage : Aber wann hat er sich zu dieser Reise entschieden? Denn
letzte Woche gab es noch nicht einmal - - -

Adebahr: Ich denke, das Kalendermanagement und innere Entscheidungsprozesse
sind von dieser Stelle nicht zu diskutieren. Ich denke, dieses Thema hatten
Sie in den letzten Tagen hier auch schon häufiger.

Frage : Ich würde gern das Bundeswirtschaftsministerium und vielleicht auch
Sie, Herr Seibert, fragen: Hat die Bundesregierung schon Klarheit darüber,
welche Pläne US-Präsident Trump nun ganz konkret im Bereich von
Einfuhrsteuern, Einfuhrabgaben oder was auch immer hat?

Zum Zweiten würde mich interessieren, Herr Wagner, ob Sie mir sagen können,
ob die deutsche Wirtschaft abseits des Stahlfalles - ich meine, es betraf
Dillinger Hütte und Salzgitter - in der Amtszeit von Trump bisher von
irgendwelchen Importbeschränkungen betroffen war?

Wagner: Danke für die Frage. Zunächst zu der Frage, ob wir Kenntnisse über
die neuen Ankündigungen haben. Ich denke, Sie beziehen sich damit auf die
jüngsten Ankündigungen von Präsident Trump. Wir haben sie natürlich zur
Kenntnis genommen. Wir haben aber keine Einzelheiten zu dem, was genau er
darunter versteht. Dazu sind wir derzeit natürlich in Gesprächen. Wie immer
sind wir auch mit der dortigen Arbeitsebene in engen Kontakten.
Grundsätzlich kann ich deshalb dazu nur sagen, dass wir die Ankündigung
natürlich zur Kenntnis genommen haben und die weiteren Entwicklungen genau
beobachten, dass wir sie aber derzeit nicht bewerten können, weil uns dazu
die Faktenlage noch fehlt. Wir müssen erst einmal abwarten, ob diesen
Ankündigungen auch konkrete Vorschläge folgen und, wenn sie denn folgen,
was sie konkret beinhalten.

Zu Ihrer anderen Frage: Sie wissen - wir hatten es schon angesprochen -,
dass es im Stahlbereich zwei Verfahren gegen die beiden Unternehmen und
dass es auch den Stahlbericht gibt, der im Januar dem Präsidenten vorgelegt
wurde. Darüber hinaus sind mir jetzt keine weiteren Verfahren bekannt.
Wenn, würde ich noch mal nachliefern.

Zusatzfrage : Herr Trump soll sich heute ganz konkret zu deutschen
Warenlieferungen in die USA geäußert haben. Er soll den Autobereich
angesprochen und beklagt haben, dass man in Deutschland nicht genug
Chrysler auf der Straße sehe. Ist das für die Bundesregierung ein Indiz
dafür, dass sich der amerikanische Präsident jetzt mit besonderem Gewicht
Deutschland als großem Exportpartner widmet, mit einer Vergeltungssteuer
oder wie auch immer?

Wagner: Grundsätzlich können wir hier einzelne Äußerungen des
US-Präsidenten nicht kommentieren. Wie gesagt, wir warten, ob diesen
Ankündigungen konkrete Vorschläge und konkrete Umsetzungen folgen. Das
müssen wir jetzt abwarten und natürlich genau beobachten.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Bundesverkehrsministerium. Es geht
um den Führerschein AM 15, der seit fünf Jahren getestet wird. Mit großer
Sorge betrachtet man in den neuen Ländern außer Berlin, dass er im April
ausläuft. Was können Sie dazu sagen? Wird er verlängert? Was hat die
begleitende Studie ergeben?

Friedrich: Vielen Dank für die Frage. Erst in Kürze wird entschieden, ob
der Pilotversuch fortgesetzt wird. Mehr kann ich Ihnen dazu im Moment nicht
sagen.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass die mopedwilligen jungen 15-Jährigen, die
jetzt ein wenig im Unsicheren sind, weil das im April nicht fortgesetzt
wird, erst einmal warten müssen, oder wird das rechtzeitig passieren? Sie
sagten "in Kürze". Klappt das noch innerhalb der Projektzeit oder nicht?

Friedrich: Das kann ich jetzt leider nicht für Sie interpretieren. Das ist
natürlich auch eine Frage, wie man das bewertet und analysiert. Die Frage,
ob es fortgesetzt wird, ist noch nicht geklärt. Deshalb kann ich Ihnen dazu
jetzt keine weiteren Details geben.

Zusatzfrage: Gibt es eine generelle Tendenz oder Bewertung über den Erfolg
der Umsetzung? Das geht ja auf eine EU-Richtlinie zurück.

Friedrich: Dazu liegen mir jetzt keine Informationen vor. Gegebenenfalls
kann ich etwas nachreichen, aber im Moment liegt mir dazu noch nichts vor.

Frage : Mir geht es um den gemeinsamen Brief der Ministerien an Brüssel zum
Themenkomplex Schadstoffe und Städte. Darin werden Tests in fünf Städten
mit für die Kunden kostenlosen Fahrscheinen im öffentlichen Nahverkehr
angesprochen. Hat die Bundesregierung schon irgendwelche Vorstellungen über
die Finanzierung solcher Maßnahmen, insbesondere wenn sie noch ausgeweitet
werden?

StS Seibert: Vielleicht sage ich einleitend kurz etwas zu diesem Thema. Die
Kollegen aus den Ressorts werden dann sicherlich ergänzen.

Erst einmal kann ich bestätigen - das Thema hatten wir hier ja auch schon -
, dass die geschäftsführende Bundesregierung erneut eine Mitteilung an die
Europäische Kommission versandt hat, in der es um weitere kurzfristig
wirksame Maßnahmen zur Reduktion der Stickoxidemissionen geht. Die
Kommission prüft jetzt diese Maßnahmenvorschläge. Es hat ja nicht nur
Deutschland, sondern es haben auch andere Mitgliedsstaaten, gegen die ein
Vertragsverletzungsverfahren läuft, solche Mitteilungen gemacht. Für uns
ist erst einmal das Wichtige, dass wir die Bewertung der Europäischen
Kommission abwarten wollen.

Ganz grundsätzlich bleibt es dabei, dass wir saubere Luft in deutschen
Städten wollen und Fahrverbote vermeiden wollen und dass das Thema der
Luftreinhaltung und die Frage, wie man das, was ich gerade als Ziel
formuliert habe, erreichen kann, für die kommende Bundesregierung natürlich
einen weiterhin hohen Stellenwert haben werden.

Wir haben in dem Schreiben neue, zusätzlich wirksame Maßnahmen angekündigt.
Sie sollen den Kommunen und den Ländern weiteres Werkzeug an die Hand
geben, um in den besonders belasteten Städten die Einhaltung der Grenzwerte
so schnell wie möglich zu erreichen. Diese Maßnahmen setzen auf den bereits
laufenden Prozessen und auf dem Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020 auf,
das erfreulicherweise immer mehr in Anspruch genommen wird. Das heißt, wir
bieten zusätzliche Möglichkeiten und werden die rechtlichen Voraussetzungen
schaffen, um Kommunen und Länder zu unterstützen, notwendige Maßnahmen zu
ergreifen. Es ist die Verantwortung der kommenden Regierung, dies
umzusetzen. Es wird auch die Verantwortung der kommenden Regierung sein,
sich über die Finanzierung solcher Maßnahmen zu einigen. Jetzt ist für uns
erst einmal das Entscheidende: Der Brief ist abgesandt. Die Kommission wird
darauf reagieren.

Vorsitzende Welty: Möchte jemand aus den Ressorts ergänzen?

Haufe: Ich kann gleich anfangen zu ergänzen. - Sie nannten die
Modellregionen. Dazu würde ich gern erst einmal etwas richtigstellen. Die
Bundesregierung hat keine Beispielstädte genannt, in denen kostenlose
ÖPNV-Angebote ausprobiert werden sollen. Die Modellregionen, die mit den
fünf Städten in Zusammenhang gebracht werden, sind dazu da, generell
Maßnahmen für saubere Luft auszuprobieren. Diese Städte wurden zusammen mit
den Ländern ausgewählt, um Städte dabeizuhaben, die sowohl geringere
Grenzwertüberschreitungen als auch mittlere und höhere
Grenzwertüberschreitungen aufweisen, sodass man quasi eine Gruppe hat, die
die verschiedene Situationen gut repräsentiert, in denen die Städte
stecken.

In diesen Modellregionen kann es dann darum gehen, bestimmte Maßnahmen
auszuprobieren. Das kann zum Beispiel ein deutlicherer Ausbau von
Elektromobilitätsangeboten sein. Das kann aber eben auch ein temporäres
Angebot für Gratis-ÖPNV sein. Aber wie gesagt: Es gibt keine direkte
Verbindung dieser fünf Modellstädte mit dem Gratis-ÖPNV. Das ist nicht der
Fall. Was die Kommunen dann tun, das können sie selbst bestimmen, in
Absprache eben auch mit den Lotsen der Bundesregierung.

Frage: Direkt daran anschließend: Herr Haufe, Sie sprachen gerade von einem
temporären Angebot für kostenlosen ÖPNV. Vielleicht können Sie das noch ein
bisschen genauer erläutern. Geht es darum, den Menschen zum Beispiel in
bestimmten Schadstoffbelastungssituationen zu sagen: "Jetzt könnt ihr
gratis mit dem Bus und der Bahn fahren"? Ist das dann auch nur auf diese
Städte begrenzt, oder ist das generell für jede Stadt in Deutschland
denkbar?

Vielleicht noch ganz kurz: Herr Seibert, Sie sagten gerade, das sei ein
Brief dreier geschäftsführender Minister. Macht sich die Bundeskanzlerin
die Maßnahmenvorschläge auch für eine künftige neue Bundesregierung zu
eigen, oder ist das jetzt ein ganz loser Maßnahmenvorschlag?

Haufe: Um noch einmal zum Thema des Gratis-ÖPNV zu kommen: Wir haben mit
diesem Vorschlag eine Diskussion angestoßen und damit erst einmal deutlich
gemacht, dass wir als Bundesregierung bereit sind, den Gestaltungsspielraum
der Kommunen auf Grundlage des Sofortprogramms Saubere Luft zu erweitern,
wenn das für eine Stadt oder für eine Kommune sinnvoll erscheint, um zum
Beispiel, wie Sie es beschrieben haben, ein vorübergehendes Gratisangebot
im ÖPNV zu machen. Das kann ganz unterschiedlich aussehen. Das kann, wie
Sie richtig meinten, eben auch dann sein, wenn die Luftbelastung höher ist.
Es gibt mit Tübingen eine Stadt in Deutschland, die am Samstag einen
Gratis-ÖPNV hat, um auf die Situation in der Stadt einzugehen.

Es gibt also verschiedene Modelle. Aber so, wie Sie es beschrieben haben,
ist es erst einmal angedacht. Wie dann aber die genaue Unterstützung
seitens der Bundesregierung aussieht, muss man demnächst erörtern und sich
anschauen. Aber unser Signal ist: Wir sind bereit, die
Gestaltungsspielräume der Kommunen entsprechend zu erweitern. Denn sie
stehen unter einem gewissen Druck. Sie stehen unter Handlungsdruck, sie
stehen unter Zeitdruck.

StS Seibert: Zu der Frage an mich: Die geschäftsführende Bundesregierung
hatte die Verantwortung der - man muss ja sagen: dringenden - Bitte der
Europäischen Kommission, zusätzliche Maßnahmen in einem Brief zu benennen,
nachzukommen. Das haben die drei geschäftsführenden Minister, der Chef des
Kanzleramtes, die Umweltministerin und der Verkehrsminister, getan.
Selbstverständlich tun sie dies für die geschäftsführende Bundesregierung.
Denn verständlicherweise duldet diese Sache keinen Aufschub. Wir können
nicht sagen: Warten Sie einmal, bis eine neue Bundesregierung gebildet ist.
- Es laufen Fristen, und es droht schließlich auch eine Klage vor dem
Europäischen Gerichtshof.

Das heißt, wir handeln als geschäftsführende Bundesregierung, weisen
Maßnahmen aus und listen sie auf, die dann umzusetzen natürlich in der
Verantwortung einer kommenden Bundesregierung läge.

Zusatzfrage: Steht, wenn die Kanzlerin keine geschäftsführende mehr,
sondern wieder eine richtige Kanzlerin ist, nicht zu erwarten, dass sie
dann ein weißes Blatt Papier hervorzieht und ganz neue Maßnahmen in Angriff
nimmt?

StS Seibert: Nein. Wenn Sie, was mir ja eigentlich nicht zusteht, in den
zwischen CDU, CSU und SPD ausgehandelten Koalitionsvertrag hineinschauen,
dann sehen Sie darin, dass das Thema der Luftreinhaltung auch in diesem
Vertrag eine erhebliche Rolle spielt. Aber weiter wollen wir den Dingen
jetzt nicht vorgreifen.

Haufe: Ich würde dazu gern ergänzen, dass wir immer klargemacht haben, dass
wir alles dafür tun, um Fahrverbote zu vermeiden. Wir können, im Grunde
genommen, jetzt nicht warten, bis eine neue Regierung installiert ist,
sondern wir stehen in den Kommunen unter einem gewissen Zeit- und
Handlungsdruck. Deswegen das klare Signal, dort auch jetzt schon
Vorbereitungen zu treffen und auch weiterzudenken.

Noch einmal eine grundsätzliche Bemerkung auch zur Einordnung der
Maßnahmen: Der Bundesumweltministerin ist sicherlich ein Punkt wichtig: Wir
können Grenzwertüberschreitungen in den Städten nicht dauerhaft abstellen,
wenn die Dieselemissionen, also die Stickoxidemissionen aus dem Diesel,
nicht sinken werden. Das ist die Grundlage. Das Funktionieren von
Softwareupdates, die Umtauschprämie und das Angebot sauberer
Dieselfahrzeuge bilden die Grundlage dafür, dass die Städte ihre
Grenzwertüberschreitungen überhaupt abstellen können. Alles andere, was wir
für eine Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur und für eine Verbesserung
des ÖPNV-Angebotes in den Städten jetzt zusätzlich anschieben, ist
zusätzlich gedacht.

Diese Unterscheidung ist der Bundesumweltministerin ganz wichtig. Ich habe
in den Medien ja auch gesehen, dass spekuliert wird, wir würden damit die
Autobranche entlasten. Das ist überhaupt nicht der Fall.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Zum einen an Herrn Seibert: Die Sache mit dem
Gratis-ÖPNV steht ja nicht im Koalitionsvertrag. Die geschäftsführende
Regierung bürdet damit also einer neuen Regierung etwas auf, was diese
nicht vereinbart hat. Wie kann das funktionieren?

Meine zweite Frage geht an Herrn Haufe. In dem Brief steht: "public
transportation free of charge". "Public transportation" ist aber mehr als
ÖPNV, oder? Ist das der gesamte öffentliche Verkehr?

StS Seibert: Bevor wir von "aufbürden" sprechen: Der Brief, auf dessen
Beantwortung und Bewertung durch den europäischen Kommissar wir vor allem
erst einmal warten - das ist ja das Entscheidende -, enthält in der Tat
Vorschläge, dass wir zusammen mit den Ländern und Kommunen über zeitweilig
kostenlose ÖPNV-Modelle nachdenken wollen, so wie es der Kollege gerade
ausgeführt hat. Wir wollen nachdenken und dann vielleicht erste Erfahrungen
damit sammeln. Ich denke, das muss man zur Einordnung sagen.

Haufe: Zur Frage des öffentlichen Nahverkehrs: Wir verstehen darunter ganz
klar den ÖPNV in den Städten, den öffentlichen Personennahverkehr.

Frage: Auch ich habe eine Frage zu dem Brief. Die Frage geht, denke ich,
eher in Richtung des Verkehrsministeriums. In dem Brief werden auch
sogenannte "low-emission zones" in den Städten gefordert. Mich würde
interessieren, was konkret Sie darunter verstehen. Ist das eine zusätzliche
Umweltzone? Ist es vielleicht doch etwas, was unter der Rubrik "blaue
Plakette" geführt würde? Was konkret kann man sich da vorstellen?

Und noch einmal zurück zu den Modellstädten, diesen "lead cities", den
fünf, die genannt werden: Sollen dort alle Maßnahmen, die in diesem Brief
genannt werden, durchgetestet werden, oder nur ein Teil davon? Ich würde
mir das gern erläutern lassen.

Friedrich: Ich möchte mit der ersten Frage beginnen. Sie sprechen das Thema
der Umweltzonen an. Dabei geht es in erster Linie um sogenannte schwere Lkw
und die Frage, wo sie fahren dürfen und wo nicht. Dahinter steht ganz
einfach, dass die Bundesregierung darüber nachdenkt, dass geeignete
Maßnahmen oder Regelungen für schwere Lkw getroffen werden, eben
Umweltzonen in besonders belasteten Bereichen einzurichten, das heißt,
explizit für schwere Lkw. Diese Zonen sollen von diesen Fahrzeugen
möglichst entlastet werden.

Das bedeutet natürlich auch, dass man gemeinsam mit den Ländern und
Kommunen darüber nachdenkt, wie und auf welcher Basis man das umsetzen
kann. Ob das auf Basis bestehender Regelungen oder auf Basis neuer
Regelungen passiert, wird gemeinsam angedacht. Das heißt, dass es dabei
noch Ausgestaltungsspielraum gibt. Es geht einfach darum, dass die Länder
und Kommunen dann auch gemeinsam auf dieser Basis handeln können.

Haufe: Ich kann zu diesem Thema ergänzen, dass eine Kommune sich natürlich
erst einmal anschauen muss, ob der Lkw-Verkehr - vor allen Dingen der
Verkehr schwerer Lkws - so relevant für die Stickoxidbelastung ist, dass
eine Umleitung dieses Verkehrs dann auch dazu führen kann, dass die
Luftbelastung sinkt. Das muss dann natürlich erst einmal die jeweilige
Kommune klären. Wir sind in den Kommunen mit sehr unterschiedlichen
Problemen behaftet. Die Luftbelastung kommt in den 70 Kommunen, über die
wir reden, durch sehr unterschiedliche Situationen zustande. Deswegen
erweitern wir hier ja auch quasi noch einmal das Set an
Maßnahmenmöglichkeiten. Wenn eine Stadt zu dem Entschluss kommt, dass für
sie ein stärkeres Lkw-Durchfahrverbot sinnvoll wäre und damit wirklich
relevante Emissionsminderungen erreichbar wären, dann wären wir auch
bereit, rechtliche Regelungen dafür zu schaffen, dass so etwas
funktionieren kann. Das muss ich immer erst einmal mit bedenken. Es ist
also nicht automatisch so, dass wir überall den Lkw-Durchgangsverkehr
einschränken wollen; das macht in manchen Städten gar keinen
 Sinn und bringt dann auch gar keine relevante Emissionsminderung. Es kann
aber Kommunen geben, die sagen "Bei uns würde es Sinn ergeben", und dann
sind wir auch bereit zu schauen, wie man damit umgeht.

Zusatzfrage: Das heißt, die Kommunen müssen das entscheiden und der Bund
würde dann einen Rechtsrahmen schaffen? Oder hätten die Kommunen jetzt
schon die rechtlichen Möglichkeiten?

Haufe: Die Kommunen haben jetzt die Möglichkeit, den Lkw-Durchgangsverkehr
teilweise einzuschränken. Sie können natürlich sagen, dass Lkws einer
bestimmten Größe - schwere Lkw über 2,6 Tonnen - eben nicht durch
Innenstadtbereiche fahren können; das können Kommunen heute schon tun. Es
gibt ja auch aktuelle Beispiele und Diskussionen, wo versucht wird, das
durchzusetzen. Das ist auch nicht immer ganz einfach. Eine Kommune muss
dann aber natürlich auch in ihrem Luftreinhalteplan darlegen können, dass
das Sinn ergibt und die Luft tatsächlich sauberer würde. Wenn eine Kommune
sagt "Für uns reicht so ein einfaches Durchgangsverbot nicht, wir können
uns aber vorstellen, eine eigene Zone einzurichten", dann müssten wir als
Bund schauen, wie wir da unterstützen können - zum Beispiel mit einer
entsprechenden Regelung.

Zu den Modellstädten: Sie haben gefragt, ob wir jetzt alles Mögliche
ausprobieren sollen. Natürlich kann man das so verstehen, dass da eine Art
Labor für gute Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität entsteht, von
denen die anderen Städte dann lernen können. Welche Maßnahmen in einer
Kommune am besten greifen, wird die jeweilige Kommune selbst entscheiden
müssen. Die eine oder andere Stadt wird ein stärkeres Elektrobusangebot
aufbauen als vielleicht eine andere Stadt, weil sie bestimmte
Voraussetzungen dafür hat, eine besondere Affinität dafür hat oder andere
Gründe dafür anbringen kann. Wir haben ja heute schon Städte wie Hannover,
Köln, Hamburg und München, die Elektrobuslinien ausbauen und damit auch
erste Erfahrungen sammeln - Berlin gehört auch dazu. Hier geht es jetzt
quasi darum, in diesen Modellregionen Schwerpunkte für bestimmte Maßnahmen
zu schaffen. Es kann aber eben auch sein, dass eine Stadt sich zum Beispiel
entscheidet "Wir möchten temporär einen kostenlosen ÖPNV anbieten", und
dann würde das in dieser Modellregion eben auch stattfinden können. Wie das
genau auszugestalten ist, ist sicherlich noch zu besprechen.

Frage: In welchen Städten kommt kurzfristig - es war von kurzfristigen
Maßnahmen die Rede - ein Nulltarif im öffentlichen Nahverkehr infrage?

Was ist der Bund dazu an Geld zu leisten bereit, wo kommt das her und wofür
könnte es Ersatz geben? Es würde ja vielleicht auch beim gemeinsamen
Nachdenken helfen, wenn die Kommunen das Signal bekämen, dass ausgefallene
Ticketeinnahmen ersetzt würden oder sie vielleicht sogar Geld für
Investitionen bekämen, weil dann ein höheres Verkehrsaufkommen zu erwarten
wäre.

Dritte Frage: Mit wem wurde das besprochen, bevor man es in Brüssel
angekündigt und angeboten hat?

StS Seibert: Wenn ich das sagen darf - auch wenn Sie das jetzt enttäuscht -
: Ich glaube, Sie fragen nach einem Konkretionsgrad, der in dieser Phase
hier jedenfalls nicht geleistet werden kann und auch nicht geleistet werden
muss. Wir sind in einem Dialogprozess mit der Europäischen Kommission. Die
Europäische Kommission wollte von uns und von den Regierungen acht weiterer
Mitgliedstaaten zusätzliche Maßnahmen aufgelistet bekommen. Wir haben das
jetzt getan. Darin steht eine ganze Reihe von Maßnahmen, die wir hier schon
erörtert haben. Wir wollen mit den Ländern und Kommunen über eine Reihe
solcher Maßnahmen gemeinsam nachdenken. Wir sind bereit, Schritte zu machen
und auch rechtliche Änderungen vorzunehmen, aber vor allem wollen wir jetzt
erst einmal hören, wie die Europäische Kommission diese Maßnahmen und diese
Antwort der geschäftsführenden Bundesregierung bewertet. Sie möchten jetzt -
 aus verständlichem Interesse -, dass wir den dritten Schritt vor dem
ersten machen.

Zusatzfrage: Man kann ja nur etwas anbieten, wenn man dann auch liefern
kann. Deswegen fragte ich: Ist das eigentlich mit irgendwelchen dieser
Kommunen besprochen, dass die jetzt demnächst einen Nulltarif einführen
können sollen?

Haufe: Ich hatte ja vorhin gerade gesagt, dass von uns keine Kommune
benannt worden ist, die so ein Gratisangebot einführen soll. Es liegt an
den Kommunen selbst, einen Vorschlag zu machen, die Hand zu heben und zu
sagen: Ich kann mir vorstellen, so etwas auszuprobieren. Wir sind die ganze
Zeit mit den Kommunen im Gespräch. Wir haben zwei Kommunalgipfel gemacht,
wir haben ein Lotsensystem. Die Lotsen haben in den letzten Wochen in der
ganzen Republik mehrere Gespräche geführt; die sind durch die Städte
gezogen, haben das Programm vorgestellt, haben Fragen zu den
Förderrichtlinien erklärt. Wir sind also im Gespräch mit den Kommunen und
den Ländern. In unserem Ministerium werden mit den Ländervertretern, mit
den Kommunalvertretern fast täglich Gespräche zu diesen Themen geführt.
Damit erübrigt sich diese Frage aus meiner Sicht, denn der Prozess ist
einfach sehr dicht und es geht darum, hier die Lösungen auch schnell auf
den Weg zu bringen. Wie gesagt, mit dem Angebot eines Gratis-ÖPNVs tritt
die Kommune an uns heran, und dann schauen wir, wie wir das realisieren
können.

Frage: Herr Seibert und Herr Haufe, ich sehe einen gewissen Widerspruch
zwischen dem Duktus in dem Schreiben und dem, was Sie gerade vortragen. In
dem Schreiben erkennt die Bundesregierung ausdrücklich an, dass es einen
dringende Handlungsanforderung, einen dringenden Bedarf zusätzlicher
Maßnahmen gibt. In diesem Zusammenhang wird unter anderem auch auf den
kostenlosen ÖPNV als zusätzliches Handlungsinstrument hingewiesen. So, wie
Sie das jetzt darstellen, ist das aber doch alles andere als eine
Sofortmaßnahme; denn möglicherweise entscheidet sich keine dieser fünf
Modellregionen, so etwas zu tun, weil sie andere Schwerpunkte setzen - zum
Beispiel E-Mobilität. Insofern verstehe ich nicht, warum man das überhaupt
im Zuge einer Sofortmaßnahmenstrategie an die EU meldet. So, wie Sie das
jetzt darstellen, macht es vielleicht doch eher den Eindruck einer
rhetorischen Figur ohne wirkliche Unterlegung.

StS Seibert: Ich teile diesen Eindruck überhaupt nicht. Das Entscheidende
ist, dass hoffentlich auch die Europäische Kommission diesen Eindruck nicht
teilen wird. Ich glaube, es gibt darin sehr konkrete neue Vorschlage, bis
dato also nicht genannte Vorschläge, über die wir mit den Ländern und
Kommunen ernsthaft zu diskutieren bereit wären und die wir auch in
Modellregionen und da, wo es gewünscht wird und sinnvoll ist, durchzusetzen
bereit wären, um damit Erfahrungen zu sammeln.

Zusatzfrage: Herr Seibert, habe ich Sie richtig verstanden, dass dieses
Schreiben Ausdruck der Situation ist, dass die EU-Kommission eigentlich von
Deutschland wissen möchte, was die Bundesregierung zusätzlich macht, um die
Stickoxid-Grenzwerte einhalten zu können, und im Zuge dieser Darstellung,
was die Bundesregierung zusätzlich macht, präsentieren Sie einige
Eventualitäten? Glauben Sie, dass Sie auf dieser Basis die EU überzeugen
können, einen Klageweg nicht zu beschreiten?

StS Seibert: Wir sind als geschäftsführende Bundesregierung überzeugt, dass
wir damit einen wertvollen Beitrag leisten können, um das deutsche Ziel -
das natürlich auch das europäische ist -, nämlich eine Unterschreitung der
Grenzwerte, zu erreichen. Die Bewertung des Briefes - das habe ich jetzt
schon mehrfach gesagt - obliegt dem EU-Umweltkommissar Vella.

Frage : Herr Seibert, in mehreren Sätzen, die Sie hier erklären, ist zu
verstehen, dass Sie der EU mitteilen "Wir sind bereit, was haltet Ihr
davon, wenn wir mit den Kommunen einmal darüber diskutieren". Das ist keine
Maßnahme, das ist eine leere Ankündigung. Ich bin auch erstaunt, dass so
einem Vertragsverletzungsverfahren auf diese Art und Weise begegnet wird.
Man hätte vonseiten der Bundesregierung ja schon früher darüber nachdenken
können, mit den Kommunen darüber zu diskutieren; man ist ja schon seit
Längerem im Gespräch. Die Bundesumweltministerin hat bei ihrem Erscheinen
vor der EU-Kommission Ende Januar dazu offenbar nichts gesagt, denn das
musste jetzt in einem zusätzlichen Schreiben nachgereicht werden. Aber das,
was Sie nachreichen, heißt einfach nur "Sollen wir einmal darüber
nachdenken, was halten Sie davon in der EU-Kommission?". Das kann es doch
nicht sein?

StS Seibert: Zu Ihrer Wertung äußere ich mich jetzt nicht, das ist Ihre
Wertung und ausdrücklich nicht meine. Die Bundesregierung hat natürlich,
weil wir in einem Vertragsverletzungsverfahren sind und weil wir und acht
andere Mitgliedstaaten aufgefordert waren, zusätzliche Maßnahmen zu nennen,
genau das getan.

Zusatzfrage : Was? Einen leeren Vorschlag gemacht? Sie haben doch gar
nichts getan. Sie haben einen Brief geschrieben, ohne ihn mit Geld,
Gesprächen oder Ergebnissen zu unterlegen, die sozusagen in einem
Diskussionsprozess mit den Kommunen bereits erzielt worden wären. Sie
kündigen ja keine Ergebnisse an, sondern nur, dass wir darüber einmal
nachdenken könnten.

StS Seibert: Ich glaube, wir würden jetzt nicht schon 25 Minuten darüber
sprechen, wenn es tatsächlich so wäre, wie Sie es jetzt in anklagendem Ton
darstellen.

Haufe: Ich möchte dem auch noch entgegnen, dass wir in dem Brief auch
zeigen, dass wir auch bereit sind, einen neuen Rechtsrahmen zum Beispiel
für die Anschaffung von Bussen und Taxen sowie für die Erteilung von
Konzessionen für Carsharing-Fahrzeuge in Kommunen zu schaffen, und zwar in
der Hinsicht, dass die Kommunen Emissionsvorgaben machen können. Das heißt,
dass ein Taxiunternehmen seine Konzession, seine Lizenz eben nur dann
weiterführen kann, wenn es emissionsarme Fahrzeuge - zum Beispiel
Elektrofahrzeuge, Erdgasfahrzeuge oder Diesel, die besonders sauber sind -
anschafft. Das ist sehr konkret.

Wir haben des Weiteren ganz klar gemacht, dass wir unseren Druck in der
Diskussion um Hardwarenachrüstungen aufrechterhalten. Diese Diskussion -
das habe ich hier schon mehrfach unterstrichen - ist nicht beendet, das ist
auch ein Punkt, der der Bundesumweltministerin sehr wichtig ist. Die
Bundesumweltministerin hat in Richtung der Branche immer gesagt, dass sie
sich keine Denkverbote auferlegen kann; die Situation ist dafür zu ernst.
Genau das betrifft die mögliche technische Nachrüstung von
Dieselfahrzeugen. Da, wo es sinnvoll sein kann, da, wo es technisch möglich
ist, muss das dann auch gemacht werden, wenn wir solche Voraussetzungen
haben.

Auch in unsere Richtung können wir sagen: Wir dürfen uns auch keine
Denkverbote auferlegen. Deswegen erweitern wir hier die Spielräume für die
Kommunen, wenn sie denken, dass Maßnahmen sinnvoll sind, die wir bisher
noch nicht angesprochen haben.

StS Seibert: Wenn ich noch einmal ganz kurz zu dem zurückgehen darf, was
ich ganz am Anfang einleitend gesagt habe: Wir sehen die kommende
Bundesregierung in der Verantwortung, dies so schnell wie möglich
umzusetzen.

Haufe: Die Bundesumweltministerin hat bestimmte Punkte auch noch nicht
genannt, weil sie ja quasi in einer Situation war, in der auch ein
Koalitionsvertrag verhandelt worden ist. Wir sprechen in diesem Brief ja
auch eine bessere Förderung der Elektromobilität, eine Ausweitung der
Förderung auch auf kleine Nutzfahrzeuge an. Das ist jetzt möglicherweise
realistischer geworden, als es bisher noch war. Die vorsichtige Äußerung
der Ministerin hatte also sicherlich auch diesen Grund.

Frage : Eine Lernfrage: Fließt seitens der Bundesregierung heute schon
irgendwelches Geld zur Förderung des ÖPNV an die Kommunen?

Zweite Frage: Wenn Sie kostenlosen ÖPNV fördern würden, aus welchem
Ministeriumstopf käme das dann eigentlich? Wenn es aus dem Topf des
Verkehrsministeriums käme: Können Sie einmal sagen, wie groß Ihr Etat im
Moment ist, sodass man einmal sehen kann, welchen Spielraum Sie da
überhaupt hätten?

Dritte Frage: Es ist von rechtlichen Voraussetzungen die Rede, die
geschaffen werden müssten. Welcher Art müssten diese rechtlichen
Voraussetzungen genau sein?

Friedrich: Grundsätzlich zu der Frage, wie die Finanzlage ist: Die ganzen
Einzelzahlen kann ich hier jetzt nicht zusammenrechnen, aber es ist
bekannt, dass es die Gemeindeverkehrsfinanzierungsmittel, die sogenannten
GVFG-Mittel, gibt. Dazu hatte sich jetzt auch die neue Bundesregierung
geäußert, das heißt, es spielt auch im Koalitionsvertrag eine Rolle,
welcher Betrag für diese Mittel zur Verfügung steht. Darüber hinaus gibt es
noch das Thema des E-Ticketings; das heißt, es geht hier um den
bargeldlosen ÖPNV, also darum, dass man beispielsweise in den Bus oder in
die Bahn einsteigt und dann über eine App abbucht, und das auch über die
Grenzen zwischen Kommunen und mehrere ÖPNV-Systeme hinweg, ohne dass man
ein zweites Ticket lösen muss. Darum geht es im E-Ticketing, und dafür
stellen wir auch Gelder zur Verfügung. Dazu gibt es inzwischen, soweit ich
weiß, 20 Projekte, die umgesetzt werden. Darüber hinaus gibt es natürlich
auch einen Dialogprozess, der zwischen Bund, Ländern und Kommunen
eingeleitet worden ist - das ist schon vor Jahren passiert, da gibt es
einen regelmäßigen Austausch. Der Bund befördert auch die Zusammenarbeit
der einzelnen Kommunen im Bereich ÖPNV. Das heißt, das ist ein Thema, das
ein absolutes Anliegen des BMVI ist und natürlich auch schon seit Jahren
verfolgt wird.

Zusatzfrage : Können Sie sagen, in welcher Größenordnung da im Moment Geld
fließt?

Friedrich: Das müsste ich noch einmal zusammenrechnen, das ist mir jetzt
nicht präsent.

Zusatzfrage : Können Sie sagen, wie groß der Etat Ihres Hauses ist?

Friedrich: Auch das - wie viel in den ganzen Komplex ÖPNV reinfließt usw. -
müsste ich nachreichen.

Zusatzfrage : Und was sagen Sie zu der dritten Frage nach den rechtlichen
Voraussetzungen, die geschaffen werden müssten? Was müsste da konkret
passieren?

Friedrich: Grundsätzlich ist es ja erst einmal so, dass wir gesagt haben:
Die Ausgestaltung beziehungsweise die Umsetzung - was man machen kann usw. -
 dieser ganzen Situation wird jetzt natürlich noch gemeinsam mit den
Ländern und Kommunen durchdacht. Wie Herr Haufe eben auch schon ausgeführt
hatte, ist es einfach so, dass natürlich von Kommune zu Kommune
unterschiedlich ist, was dort bevorzugt wird und was umgesetzt werden muss.
Gerade wurde schon das Beispiel Tübingen angesprochen, das samstags einen
kostenlosen ÖPNV anbietet. Es gibt sicherlich auch noch weitere Beispiele
für Kommunen, die sich entschieden haben, das schon zu machen. Man muss
dann einfach schauen: Was kann man umsetzen, was wird schon umgesetzt, wird
dort überhaupt ein anderer rechtlicher Rahmen benötigt oder kann das auch
mit Bordmitteln - ich nenne es einmal so - umgesetzt werden? Das heißt,
auch das muss man sich ganz genau anschauen. Die Ausgestaltung ist eine
Frage, die jetzt angegangen werden muss; das heißt, die Situation muss
analysiert werden. Das wäre der nächste Schritt.

Frage : Verzeihen Sie mir, wenn ich nicht so tief im Thema drinstecke wie
manche der Kollegen, aber ich habe beim Lesen dieses Schreibens ein paar
Logikprobleme, die Sie vielleicht aufklären können - Herr Haufe ist
wahrscheinlich derjenige, der das am ehesten kann.

Das Erste ist, dass Sie sagen, dass das "incoming government" den neuen
Rechtsrahmen setzen würde. Es ist für mich nach wie vor nicht zu verstehen,
wie die jetzige geschäftsführende Bundesregierung die zukünftige
Bundesregierung darauf verpflichten kann, bis Ende des Jahres einen neuen
Rechtsrahmen zu schaffen. Können Sie das ganz kurz erläutern?

Das Zweite, was ich immer noch nicht verstehe, ist der Zusammenhang
zwischen diesen "lead cities", die Sie genannt haben, und den davor
genannten möglichen Maßnahmen. Zu den "lead cities" steht ja explizit drin,
dass Sie sozusagen die Effizienz der Maßnahmen prüfen wollen. Die Frage
ist: die Effizienz welcher Maßnahmen? Sind das die genannten Maßnahmen für
diese fünf Städte, oder sind das beliebige andere Maßnahmen?

Haufe: Zur ersten Frage: Wir befinden uns ja in einem
EU-Vertragsverletzungsverfahren. Das "Sofortprogramm Saubere Luft" und die
Vereinbarungen im Nationalen Dieselforum - und möglicherweise eben auch
andere Maßnahmen - sind im Wesentlichen dafür da, hier eine Klage
abzuwenden und pauschale Fahrverbote zu vermeiden. In diese Situation wird
auch eine neue Regierung geraten. Deswegen bereiten wir hier eine neue
Regierung quasi darauf vor, wie sie diese Situation entsprechend angehen
kann.

Zu den Modellregionen: Wir schreiben den Kommunen die Maßnahmen nicht vor,
vielmehr entscheiden die Kommunen natürlich selbst über die Ausgestaltung
ihres Nahverkehrs. Es gibt Städte, die schon wesentlich mehr in
Elektromobilität investiert haben und die auch schon eine gewisse
Infrastruktur - zum Beispiel für Elektrobuslinien - aufgebaut haben. Für
diese Städte kann es natürlich wesentlich einfacher sein, jetzt stärker auf
diesem Angebot aufzubauen. Wir werden ja in den nächsten Wochen die
Förderrichtlinien für Elektrobusse scharf stellen. Das heißt, dann können
die Kommunen das auch beantragen, und dann könnte so eine Modellkommune
sagen: Das werden wir nutzen, um unser Angebot jetzt noch stärker
auszubauen, weil wir schon Grundlagen haben, die andere Kommunen nicht
haben. - Von deren Erfahrungen - wir haben ja zum Beispiel ein Problem
damit, wie die Busse am besten aufgeladen werden - können dann die anderen
Kommunen profitieren; dies als ein Beispiel.

Zusatzfrage : Nur damit ich diesen zweiten Punkt - beim ersten kommen wir,
glaube ich, eh nicht zusammen - richtig verstehe: Kann es genauso gut sein,
dass die Punkte, die hier aufgelistet sind, am Ende in keiner der fünf
genannten Städte in irgendeiner Form eine Rolle spielen?

Haufe: Rein theoretisch, ja. Eine Kommune könnte sich auch für ein anderes
Set an Maßnahmen entscheiden.

Frage: Bis wann erwartet man denn die Antwort der EU-Kommission auf den
Brief?

Gibt es zweitens einen ungefähren Zeitrahmen dafür, wann die EU Kommission
entscheiden wird, ob dieser Fall dann vor das EuGH gehen würde oder nicht?

Dann habe ich noch eine Lernfrage in Richtung des BMUB oder eigentlich auch
des BMVI. Ich kann mich daran erinnern, dass wir hier vor einigen Monaten
einmal über die Frage der Kompetenzen der Kommunen in diesen
Verkehrsregelungspunkten gesprochen haben. Dabei ging es darum, dass
Kommunen zwar eigentlich jetzt schon Durchfahrtsverbote verhängen dürfen,
aber sie quasi nicht aneinanderreihen und nicht bündeln dürfen. Meine Frage
ist, ob das mit diesem Rechtsrahmen, der Sie hier vorschlagen, dann
geändert wird. Geht es darum, oder ist das eine andere Debatte?

StS Seibert: Die erste Frage, wann eine Antwort aus Brüssel kommen könnte,
bitte ich Sie wirklich der Kommission zu stellen. Kommissar Vella hat nicht
nur unser Schreiben, sondern auch die Schreiben anderer - ich glaube, acht -
 Mitgliedstaaten zu verarbeiten und zu bewerten. Der Zeitplan liegt in den
Händen der Brüsseler.

Friedrich: Ich denke, es ist klar, dass der gesamte Rechtsrahmen und die
Frage, was man umsetzen kann, was man umgestalten kann, jetzt auch noch
einmal angeschaut werden müssen. Die einzelnen Details der rechtlichen
Grundlagen beziehungsweise der Umweltzonen muss man dann eben noch einmal
im Detail durchgehen. Aber auch das - was eben möglich ist, was man
ausgestalten kann, was überhaupt notwendig ist, um diese Maßnahmen
umzusetzen - ist jetzt eben eine Sache, die man gemeinsam besprechen muss.
Das ist ein gemeinsamer nächster Schritt.

Frage: Herr Haufe, ich habe noch eine Lernfrage. Können Sie einmal sagen,
wie Sie zur Auswahl dieser Modellregionen gekommen sind? Es gibt ein paar
Debatten darüber. Stuttgart ist zum Beispiel nicht dabei, Essen ist
stattdessen dabei. Haben die sich beworben, fanden Sie, dass die besonders
geeignet sind, oder gab es vorher einen Abstimmungsprozess? Wie kamen Sie
zu den fünf Modellregionen?

Haufe: Es gab einen Abstimmungsprozess, und das ist eine Auswahl von
Städten mit niedrigeren, mit mittleren und mit höheren
Grenzwertüberschreitungen.

Zusatzfrage: Aber haben sich die Regionen sozusagen beworben? Haben Sie
dann sozusagen aus einem Pool zugegriffen? Wie kam die konkrete
Entscheidungsfindung dann zustande?

Haufe: Die Städte, die besonders belastet sind, sind ja bekannt. Wir hatten
beim Kommunalgipfel auch mehrere Gespräche mit diesen Kommunen geführt, und
diese Gespräche sind auch in diesen Entscheidungsprozess eingeflossen. Aber
entscheidend ist eben eine repräsentative Auswahl von unterschiedlichen
Luftbelastungssituationen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Adebahr und Herrn Seibert zum Fall Deniz
Yücel, der sich ja heute jährt. Es gibt Statements aus einem Interview der
ARD mit dem türkischen Premier Yildirim. Er sagte, er sei der Meinung, dass
es innerhalb kurzer Zeit eine Entwicklung geben werde. Außenminister
Gabriel erwartet eine baldige Gerichtsentscheidung. Können Sie - es scheint
ja offensichtlich Bewegung in dieser Sache zu geben - vielleicht einmal
beleuchten, was das konkret bedeutet?

Herr Seibert, das kommt ja am Tag vor dem Besuch des türkischen
Premierministers. Wie hoch auf der Agenda wird der Fall Deniz Yücel denn
stehen?

Da es dieses bilaterale Treffen gibt, darf man daraus schließen, dass die
Kanzlerin sicher nicht zur Münchner Sicherheitskonferenz kommen wird?

StS Seibert: Ich kann Ihnen weiterhin keine Pläne der Bundeskanzlerin
verkünden, zur Münchner Sicherheitskonferenz zu fahren. Das war auch am
Montag schon so.

Morgen wird sie am Nachmittag in der Tat den türkischen Ministerpräsidenten
Yildirim hier in Berlin empfangen. Es wird dann auch eine gemeinsame
Pressekonferenz geben. Ich werde diesem Gespräch jetzt nicht vorgreifen.
Sie wissen sehr gut, und wir haben es ja oft gesagt, wie hoch der
Stellenwert ist, den der Fall Yücel und auch die Lage der anderen deutschen
Staatsbürger, die aus uns nicht nachvollziehbaren Gründen in der Türkei
inhaftiert sind, haben.

Heute ist ja der eigentliche Jahrestag der Inhaftnahme von Deniz Yücel. Der
Außenminister hat sich dazu auch geäußert, und wir haben hier am Montag
ausführlich darüber gesprochen. Es bleibt dabei, dass die Bundesregierung
alles tun wird, was sie politisch und diplomatisch tun kann, damit er
freikommt.

Adebahr: Außenminister Gabriel steht in diesem Zusammenhang, wie Sie
wissen, auch in engem Kontakt mit Herrn Çavusoglu, und es hat vertrauliche
Gespräche gegeben, um in diesem und in anderen Fällen voranzukommen. Jetzt
gehen wir auf diesem Weg weiter und warten ab.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht ein bisschen konkretisieren? Verlief
das rein auf der Gesprächsebene? Gab es irgendwelche neuen Gespräche? Es
scheint ja jetzt etwas positiver zu klingen, sowohl von deutscher als auch
von türkischer Seite. Womit begründet sich das?

Adebahr: Die Diplomatie lebt manchmal auch von der Vertraulichkeit. Ich
kann Ihnen gerne bestätigen, dass der Außenminister und Herr Çavusoglu über
die letzten Wochen hinweg auch in engem Kontakt gestanden haben und
miteinander im Dialog über die verschiedenen Dinge, die es zu besprechen
gibt, über unsere deutsche Position und auch über unsere Position im Fall
Yücel stehen.

Frage : Ich habe mehrere Fragen. Herr Seibert, können Sie ausschließen,
dass Herr Schröder wieder einmal in Istanbul beziehungsweise in Ankara war
und dort geworben hat?

Können Sie etwas zum Besuch von Herrn Yildirim sagen? Ist das ein
Arbeitsbesuch? Ist das ein offizieller Besuch? Ich gehe einmal davon aus,
dass es ein offizieller Besuch ist, wenn es eine Pressekonferenz gibt, aber
vielleicht könnten Sie das noch einmal erläutern.

Frau Adebahr, von wem wird Herr Yildirim denn begleitet werden, von
irgendwelchen Ministern oder Staatssekretären, oder kommt er allein?

Wer wird von deutscher Seite neben Frau Merkel an dem Treffen teilnehmen,
Herr Seibert?

StS Seibert: Ich bin nicht sicher, dass es protokollarisch irgendeinen
Unterschied zwischen einem offiziellen Besuch und einem Arbeitsbesuch gibt.
Deswegen kann ich das jetzt für Sie auch nicht einordnen.

Der Ministerpräsident wird in das Bundeskanzleramt kommen. Es wird ein
Gespräch mit der Bundeskanzlerin geben, die sicherlich beispielsweise von
ihrem außenpolitischen Berater und, nehme ich an, auch von ihrem
europapolitischen Berater begleitet werden wird. Ich weiß nicht genau, wer
noch dabei sein wird. Aber das ist sozusagen keine andere Situation als bei
anderen vergleichbaren Besuchen. Dann wird es eine Pressekonferenz geben.

Zu Ihrer ersten Frage: Wir haben immer gesagt, dass wir uns auf allen
Ebenen mit unseren Möglichkeiten für die Freilassung von Deniz Yücel und
der anderen einsetzen. Darüber hinaus habe ich hier nichts zu sagen.

Adebahr: Ich müsste in der Tat bei unserem Protokoll nachfragen, wie er
begleitet werden wird. Aber das ist ein Arbeitsbesuch, der meiner Kenntnis
nach jetzt nicht vom normalen Format solcher Besuche abweicht, weder was
die Gesprächssituation noch was die Delegation angeht.

Zusatzfrage : Können Sie nachreichen, wer den Herrn Yildirim noch so alles
begleiten wird und welche anderen Termine er Ihnen vielleicht angekündigt
hat?

StS Seibert: Wer Herrn Yildirim begleiten wird, wäre vielleicht eine Frage,
die Sie an die türkische Botschaft stellen sollten. Wir können sagen, wer
auf unserer Seite teilnehmen wird, und dafür habe ich Ihnen ein paar
Beispiele genannt. Der Regierungssprecher wird zum Beispiel auch dabei
sein. Aber wer von türkischer Seite teilnehmen wird, ist eine Frage, die
ich Sie an die türkische Seite zu richten bitte.

Frage: Meine Frage richtet sich auch an Herrn Seibert und Frau Adebahr.
Mesale Tolu sagte heute Früh, die Bundesregierung müsse klare Worte
benennen und sich klar ausdrücken. Bilaterale und milde Töne bringen
nichts, sagte sie. Hätten sie etwas gebracht, wäre seit der Inhaftierung
von Deniz Yücel nicht ein Jahr vergangen. - Was antworten Sie ihr?

StS Seibert: Zunächst einmal antworte ich mit großem Respekt für Mesale
Tolu, ganz besonders vor dem Hintergrund dessen, was sie selbst in der Haft
- vergessen wir nicht: auch noch mit einem kleinen Kind - hat erleiden
müssen.

In der Sache haben die deutsche Bundesregierung, die Kanzlerin und der
Außenminister immer klar gesprochen, öffentlich wie auch hinter
verschlossenen Türen in den vielen Gesprächen, die es gab. Die türkische
Seite kennt unsere klare Haltung.

Adebahr: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Worauf führen Sie es dann zurück, dass diese Inhaftierung
jetzt ein Jahr zurückliegt?

StS Seibert: Ich habe hier jetzt für die Bundesregierung keine Motivsuche
anzustellen. Wir haben uns vom ersten Tag an bemüht, Deniz Yücel
freizubekommen. Wir haben uns bemüht, da es schon nicht möglich war, ihn
freizubekommen, ihn wenigstens so gut wie möglich konsularisch zu betreuen,
was ja nicht ganz einfach ist, weil er eben beide Staatsangehörigkeiten
hat; das muss man immer im Hinterkopf haben. Wir haben uns - ich sage es
noch einmal - mit all unseren Mitteln politisch wie diplomatisch beständig,
regelmäßig und hartnäckig dafür eingesetzt, und wir werden das auch
weiterhin tun. Jetzt warten wir die Entwicklung ab.

Frage : Herr Seibert, wenn Herr Yildirim in den "Tagesthemen" vor
Ausstrahlung des Interviews wörtlich damit zitiert wird, dass er der
Meinung sei, dass es innerhalb kurzer Zeit eine Entwicklung geben werde,
haben Sie das dann auch aus dieser Mitteilung der "Tagesthemen" erfahren,
oder hatten Sie vorher von türkischer Seite Kenntnis und Informationen
darüber erhalten, dass es innerhalb kurzer Zeit eine Entwicklung geben
werde?

StS Seibert: Wir stehen auf verschiedenen Ebenen - Auswärtiges Amt,
Kanzleramt - in sehr engem Kontakt mit den türkischen Verantwortlichen, und
jetzt warten wir die Entwicklung ab.

Frage : Frau Adebahr, mir geht es um den aktuellen Stand. Können Sie noch
einmal sagen, wie viele deutsche Staatsangehörige sich derzeit in der
Türkei in Haft befinden? Wie viele davon betrachten Sie als politische
Fälle? Zu wie vielen davon haben Sie momentan Zugang konsularischer Art?

Adebahr: Aktuell befinden sich insgesamt 47 deutsche Staatsangehörige in
türkischer Haft, davon sechs deutsche Staatsangehörige, bei denen wir davon
ausgehen müssen, dass es sich um politische Vorwürfe handelt, Deniz Yücel
eingeschlossen. Von diesen sechs Personen sind vier Doppelstaatler.

Bevor Sie fragen: Mittlerweile haben wir nur zu einer dieser Personen
keinen konsularischen Zugang.

Zusatzfrage : Wie kommt es, dass Sie zu dieser Person noch keinen
konsularischen Zugang haben? Wird der Ihnen verweigert, ist er schlicht und
einfach noch nicht zustande gekommen, oder ist die Person sozusagen erst
seit Kurzem in Haft?

Adebahr: Wir beantragen Haftbesuche gemäß den völkerrechtlichen Regelungen
immer sofort und mit großem Nachdruck, und wir wüssten natürlich in manchem
Fall auch gerne, warum die türkische Seite unseren Gesuchen nicht
nachkommt. In diesem einen Fall ist es so, dass wir mit Nachdruck weiter
daran arbeiten, dass der Zugang gewährt wird.

Zusatzfrage : Seit wann sitzt denn diese Person in Haft?

Adebahr: Da sind Details, die ich hier jetzt aus

Persönlichkeitsschutzrechten nicht darlegen werde.

Zusatzfrage : Aber Sie sagen jetzt nicht, dass das aus Zeitgründen noch
nicht zustande gekommen ist, sondern dass es bereits einen längeren Vorlauf
gibt, oder?

Adebahr: Ich habe nicht gesagt, dass das aus Zeitgründen nicht zustande
gekommen ist.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Adebahr und eine an Herrn Seibert.

Zum Fall Yücel: Verstehe ich die Presseerklärung von Herrn Gabriel richtig,
dass jetzt ein Gerichtsverfahren kommen wird und man das Urteil des
türkischen Gerichts abwarten wird, oder wird es möglicherweise im Laufe der
Anklageerhebung oder nach der Anklageerhebung eine Freilassung von Herrn
Yücel auf Kaution geben?

Die zweite Frage richtet sich an Herrn Seibert. Es geht noch einmal um den
Besuch von Herrn Yildirim bei der Kanzlerin. Was erwartet die deutsche
Seite gerade nach der Eiszeit der letzten Jahre zwischen beiden Ländern von
diesem Besuch - jenseits des Falls Yücel und der anderen Inhaftierten?

Adebahr: Zu Ihrer ersten Frage: Ich glaube, wir haben hier auch oft darüber
gesprochen, dass wir fordern, dass eine Anklage in dem Fall vorgelegt wird
und dass es zu einer Verhandlung im Fall Yücel kommt. Das sind also die
nächsten Schritte: Vorlage einer Anklage und ein Verhandlungstermin. Wie
ein türkisches Gericht dann entscheiden wird oder was es wann entscheiden
wird, liegt nicht in unserer Hand.

StS Seibert: Ich kann, erneut gesagt, dem Gespräch jetzt nichts
vorwegnehmen. Es wird sicherlich um bilaterale Themen gehen, und wir haben
ja hier über eines gesprochen. Da gibt es aber natürlich noch eine ganze
Menge anderer Themen rund um das deutsch-türkische Verhältnis, das ja
zurzeit sicherlich nicht in Normalform ist. Außerdem wird es sicherlich um
regionale Themen gehen, beispielsweise Syrien, die Entwicklung in
Nordsyrien.

Dies ist eine gute Gelegenheit, mit dem Ministerpräsidenten über die ganze
Fülle dieser Themen zu sprechen. Das entspricht unserem Grundsatz, dass wir
natürlich auch da, wo es Meinungsverschiedenheiten gibt, immer das Gespräch
suchen werden.

Frage : Ich habe noch zwei Lernfragen und zwei Verständnisfragen, Frau
Adebahr. Ich war auf dem Stand, dass es mehr als einen Fall gab, in dem es
keine konsularische Betreuung gibt. Jetzt hatten Sie das gerade so betont.
Das heißt, es hat sich in den letzten Tagen bei einem Fall etwas getan, in
dem jetzt konsularische Betreuung möglich wurde. Können Sie etwas zu diesem
Fall sagen? Wo sitzt der Mann in Haft oder was wird ihm vorgeworfen?

Die andere Lernfrage: Ist Deniz Yücel eigentlich der einzige deutsche
Journalist in türkischer Haft?

Adebahr: Die zweite Frage würde ich nicht mit Sicherheit beantworten
wollen. Das ist auch immer eine Definitionsfrage. Die kann ich nicht
beantworten.

Hinsichtlich der ersten Frage ist es so: Ja, es gab, glaube ich, einmal
vier Fälle, in denen wir uns intensiv um konsularischen Zugang bemühen
mussten. Da gibt es einige Fälle, in die in letzter Zeit Bewegung gekommen
ist und die wir jetzt konsularisch betreuen können.

Zusatzfrage : Herr Seibert, Frau Adebahr, gab es für die Kanzlerin und den
Minister jemals Überlegungen, Herrn Yücel in der Haft zu besuchen? Das
dauert jetzt ein Jahr, und er ist der prominenteste deutsche Inhaftierte.
Kam das für die Kanzlerin und Herrn Gabriel jemals infrage?

Herr Seibert, wird die Kanzlerin Herrn Yildirim auf die völkerrechtliche
Problematik ansprechen, also den Völkerrechtsbruch durch die türkischen
Angriffe, oder wartet sie genauso wie wir alle noch auf eine
völkerrechtliche Bewertung durch das Auswärtige Amt? Macht die Kanzlerin
eigentlich einmal Druck im Auswärtigen Amt, damit dort einmal etwas geprüft
wird?

StS Seibert: Ich habe zu dem noch bevorstehenden Gespräch der Kanzlerin mit
Herrn Yildirim jetzt hier nichts weiter vorzutragen. Ich habe gesagt, um
welche Themen es gehen kann. Regionale Themen wie das Thema Syrien gehören
dazu, bilaterale Themen auch. Ansonsten muss ich Sie bitten, das Gespräch
erst einmal stattfinden zu lassen.

Zusatzfrage : Was ist mit der anderen Frage nach dem Besuch?

StS Seibert: Dieser Plan bestand nicht.

Adebahr: Herr Gabriel hat sich darauf konzentriert, sich im Gespräch mit
seinen Counterparts - das ist, glaube ich, auch der richtige Weg - für die
Freilassung von Deniz Yücel einzusetzen.

Frage: Es geht immer noch und wieder einmal um eine Frage an das
Bundesinnenministerium zum Familiennachzug. Sie sind nicht mehr für das
Verfahren vor dem Bundesrat zuständig; das ist mir klar. Aber
Schleswig-Holstein will sich im Bundesrat darum bemühen, dass der
Vermittlungsausschuss angerufen wird. Nun gibt es ein auslaufendes Gesetz.
Wie groß ist Ihre Sorge, dass der Termin Mitte März für das
Gesetzgebungsverfahren nicht mehr eingehalten werden kann? Was würde das
aus Ihrer Sicht bedeuten?

Dimroth: Es ist genau so, wie Sie es beschreiben. Es ist so, dass, wie es
die Verfassung vorsieht, jetzt ein Willensbildungsprozess im
Verfassungsorgan Bundesrat stattfindet und gestern ein Bundesland eine
Position zu der Frage eingenommen hat, ob zu dem vom Bundestag
beschlossenen Gesetz der Vermittlungsausschuss angerufen werden soll. Es
ist, wie Sie wissen, auch genau so, dass die zeitliche Planung eigentlich
vorsieht, dass, glaube ich, am 3. März die Plenarsitzung des Bundesrats
erreicht werden soll. Dann wäre jedenfalls im Sinne des Auslaufens des
alten Aussetzungsgesetzes am 17. März ein rechtzeitiges Inkrafttreten der
Neuregelung möglich und erreichbar.

Alles andere, ehrlich gesagt, liegt doch sehr stark im Bereich der
Spekulation. Ob und inwieweit dieser Meinungsbildungsprozess, der jetzt
hier in eine Richtung angestoßen worden ist, weitergeht - vor allem, mit
welchem Ergebnis er weitergeht -, vermag ich von hier aus nicht
vorherzusagen.

Die Folge, wenn ein Gesetz nicht vor dem 17. März in Kraft treten würde -
das haben wir hier auch schon mehrfach diskutiert -, wäre, dass die alte
Regelung auslaufen und damit der Rechtsanspruch wieder voll erwachsen
würde.

Zusatzfrage: Mit welchen Konsequenzen für die konkreten Fälle?

Dimroth: Mit der Konsequenz, dass ein Rechtsanspruch, der dann im Gesetz
stünde, für die Fälle bestünde, die dann sozusagen in der alten Regelung,
die ja - in Anführungszeichen - nur ausgesetzt ist, vorgesehen sind.

Zusatzfrage: Die Frage geht im Prinzip dahin: Würde eine juristische
Sekunde oder so etwas einen großen Unterschied auch für die Leute machen,
deren Anträge noch nicht abgearbeitet sind?

Dimroth: Na ja, das ist erstens tatsächlich eine hypothetische Frage.
Unsere Haltung dazu kennen Sie. Wir sind natürlich der Auffassung, dass die
gefundene gesetzliche Lösung, die vom Bundestag gebilligt ist, einen sehr
vernünftigen Kompromiss abbildet. Insofern wäre es wünschenswert, dass das
auch in Kraft tritt.

Die Frage in Bezug auf die logische Sekunde ist eine, die relativ tief in
den Bereich des Verfassungsrechts hineingeht, nämlich die Frage, ob das
dann beispielsweise echte oder unechte Rückwirkungen produzieren würde,
wenn man im Nachgang doch noch zu einem gesetzlichen Ausschluss oder einer
Komplettabschaffung käme. Die Frage vermag ich jetzt für Sie, ehrlich
gesagt, nicht abschließend durchzuprüfen. Die Frage, wann es sich um eine
echte oder unechte Rückwirkung handelt und unter welchen Voraussetzungen
die eine oder die andere zulässig ist, ist relativ komplex und auch durch
entsprechende Vorgaben des Verfassungsgerichts keine ganz einfache Materie,
sodass ich das abschließend jedenfalls für Sie jetzt hier nicht durchprüfen
kann.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert und das Auswärtige Amt. In den letzten
Tagen hat es seitens der Türkei aggressive Akte und Rhetorik gegenüber
Griechenland und Zypern gegeben. Wie ist die Stellungnahme der
Bundesregierung dazu?

Adebahr: Dazu haben sich sowohl EU-Ratspräsident Tusk als auch die
EU-Kommission - ich denke, das haben Sie gesehen - in dieser Woche
geäußert. Diese Äußerungen unterstützen wir.

Zu der Kollision der Schiffe, die es gab, kann ich Ihnen sagen, dass wir es
begrüßen, dass es laut Medienberichten von heute Morgen bereits ein
Telefonat zwischen den beiden Premierministern gegeben hat.

Ansonsten haben Sie gesehen, wie sich die EU zu diesen Fragen geäußert hat.

Frage : Frau Adebahr, mein Thema ist der Wiederaufbau des Irak. Hat die
Bundesregierung schon einmal eine Größenordnung genannt, mit der sie sich
am Wiederaufbau im Irak beteiligen würde?

Haben Sie gerade parat, wie groß die Mittel waren, die im vergangenen Jahr
für verschiedene Zwecke in den Irak beziehungsweise für die Unterstützung
des Irak geflossen sind?

Adebahr: Das BMZ kann sicher gerne ergänzen.

Dazu hat sich der Bundesaußenminister gestern geäußert, und dort finden Sie
auch Hintergrundinformationen, die mit Zahlen unterlegt sind.

Das Auswärtige Amt hat den Irak im Jahr 2017 mit insgesamt 290 Millionen
Euro unterstützt, davon 200 Millionen Euro für die humanitäre Hilfe und 90
Millionen Euro für Stabilisierung. Insgesamt - danach fragten Sie auch -
beläuft sich die deutsche Unterstützung für den Irak im Verlauf der
vergangenen drei Jahre auf 1,3 Milliarden US-Dollar.

Die Konferenzen in Kuwait laufen noch; Herr Müller nimmt für Deutschland
heute daran teil. Ich denke, dass sich Deutschland weiter im Rahmen einer
außenpolitischen Gesamtstrategie mit den verschiedenen Komponenten -
politische Entwicklung, Stabilisierungsmaßnahmen, Hilfe für die irakischen
Streitkräfte und auch Entwicklungshilfe - dort engagieren wird, steht außer
Frage und dass das auch mit einem finanziellen Engagement unterlegt sein
wird, sicher auch.

Mänz: Ich kann gerne ergänzen. Wir haben auch vor wenigen Minuten eine
entsprechende Pressemitteilung herausgegeben.

Der Entwicklungsminister hat in Kuwait für Deutschland insgesamt 350
Millionen Euro zugesagt, wobei ein Teil - es gibt derzeit eine vorläufige
Haushaltsführung - unter Vorbehalt der Zustimmung des Bundestags steht. Das
Bundesentwicklungsministerium wird 200 Millionen Euro investieren. Frau
Adebahr hatte es schon gesagt: 150 Millionen Euro werden vom Auswärtigen
Amt umgesetzt. Schwerpunkte sind die humanitäre Nothilfe für Millionen von
Flüchtlingskindern sowie der Aufbau von Schulen, Krankenhäusern und die
Infrastruktur für Binnenflüchtlinge. Ein Schwerpunkt liegt in Mossul, wohin
bereits über 580 000 Flüchtlinge zurückgekehrt sind. Allein in Mossul hat
das BMZ im vergangenen Jahr rund 105 Millionen Euro für den Wiederaufbau
investiert.

Frage : Ich würde gerne das Arbeitsministerium nach der sachgrundlosen
Befristung in den Bundesministerien befragen. Wie bewerten Sie denn die
Lage in den Bundesministerien? Es gab jetzt eine Antwort vom
Innenministerium auf eine parlamentarische Anfrage. Gerade in Ihrem eigenen
Ministerium ist der Anteil von sachgrundlos befristeten Verträgen am
höchsten. Bei den Neueinstellungen im letzten Jahr waren zwei Drittel der
Verträge sachgrundlos befristet. Wie wollen Sie das in Ihrem Ministerium in
diesem Jahr oder in den nächsten Jahren abbauen? Wie kann das überhaupt
sein?

Schneider: Ihre Frage gibt mir Gelegenheit, hier eine Klarstellung
vorzunehmen. Die in der Berichterstattung genannte Zahl, was den Anteil der
Beschäftigten mit sachgrundlos befristeten Verträgen im BMAS angeht, ist
falsch. Der Anteil liegt entgegen der Berichterstattung nicht bei 13,67
Prozent, sondern bei 2,76 Prozent. Für das BMAS selbst ohne
Geschäftsbereich liegt er sogar nur bei 0,34 Prozent. Insofern möchte ich
das korrigieren.

Zusatzfrage : Aber es gibt ja trotzdem in anderen Ministerien viele
Beschäftigte mit sachgrundlos befristeten Verträgen. Ist denn auch die Zahl
falsch, dass das Sozialministerium im letzten Jahr zwei Drittel der
Neueinstellungen sachgrundlos befristet hat?

Schneider: Wir haben, soweit ich weiß, 14 Prozent sachgrundlos befristet.
In der Tat stehen diese 14 Prozent im Raum. Wir bemühen uns natürlich,
weniger sachgrundlose Befristungen vorzunehmen. Wie gesagt, für das BMAS
liegt der Anteil bei 0,34 Prozent. Das ist ein äußerst geringer Anteil.
Wenn ich richtig informiert bin, sind es genau vier Personen, die im BMAS
selbst noch sachgrundlos befristet sind. Das soll sukzessive zurückgeführt
werden. Das ist der Plan.

Frage: Herr Seibert, am Freitag kommen gleich drei EU-Regierungschefs zur
Kanzlerin, nämlich von Italien, Polen sowie Frau May. Auch ohne diesen
Gesprächen vorgreifen zu wollen: Wie ist denn generell die Einschätzung der
Kanzlerin zum Stand der Brexit-Verhandlungen? Gibt es darüber hinaus
vielleicht eine Kernbotschaft, die sie Ihren Gesprächspartnern vermitteln
will, auch mit Blick auf den EU-Sondergipfel in der kommenden Woche?

StS Seibert: Sie haben erst einmal recht: Das ist tatsächlich am Freitag
eine ungewöhnliche Häufung von internationalen Gästen im Bundeskanzleramt.
Das zeigt, denke ich, was man auch bei vielen internationalen Kontakten
oder bei einer Auslandsreise - beispielsweise nach Davos oder so - merkt,
nämlich das große Interesse unser internationalen Partner an einem engen
Kontakt, an Meinungsaustausch mit der Bundesregierung. Sie wollen wissen,
wie die Bundesregierung, auch die geschäftsführende Bundesregierung, denkt
und wie Deutschland sich weiterhin sowohl in Europa als auch in der Welt
einbringen wird.

Zu Ihrer Brexit-Frage: Es ist ja so, dass sich Verhandlungsführer Michel
Barnier am Freitag geäußert hat. Er hat gesagt, dass die britische Seite in
der Verhandlungsrunde der letzten Woche nicht erläutert hat, wie sich die
britische Seite die künftigen Beziehungen zur EU nach 2019, nach dem
Brexit, vorstellt. Da wird die Zeit knapp. Großbritannien muss seine
konkreten Vorstellungen einbringen, damit diese Verhandlungen
voranschreiten können und damit der Europäische Rat im März Position
beziehen kann.

Das ist das, was Michel Barnier, der die Verhandlungen für die 27
europäischen Mitgliedstaaten in deren Auftrag führt, gesagt hat. Das wird
wahrscheinlich auch Teil des Gesprächs sein.

Der Europäische Rat hat ja ganz klare Leitlinien, die auch für uns gelten.
Alle EU27 wollen auch nach dem Austritt von Großbritannien ein enges,
tiefes Verhältnis mit diesem wichtigen Partner. Es ist aber auch klar, dass
natürlich das Verhältnis zu einem nicht mehr in der EU befindlichen Staat
ein anderes sein wird, als es das war, als dieses Land noch in der EU war.
Das wird einen Unterschied machen.

Es ist für uns wichtig, dass Großbritannien seine Vorstellungen
konkretisiert, wie dieses Verhältnis werden kann, werden soll und was es
anstrebt. Wir wollen, dass es eng und partnerschaftlich wird. Wir haben
weiterhin ein starkes Interesse daran.

Mittwoch, 14. Februar 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 14. Februar 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/02/2018-02-14-regpk.html
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BAYERN/4876: Radikale Unterwanderung der "Prepper"-Szene befürchtet (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 15. Februar 2018

SPD befürchtet radikale Unterwanderung der "Prepper"-Szene

Landtagsabgeordneter Florian Ritter warnt vor Unterschätzung des Gefahrenpotenzials durch die Staatsregierung - Gleicher Fehler wie bei Reichsbürgern



Der SPD-Extremismusexperte Florian Ritter sorgt sich wegen einer möglichen Unterwanderung der sogenannten "Prepper"-Szene durch Rechtsradikale. Als Prepper (to be prepared - bereit sein) werden Personen bezeichnet, die individuelle Katastrophenvorsorge betreiben oder gar vom Untergang der Zivilisation überzeugt sind. Wie eine parlamentarische Anfrage (PDF, 274 kB) des SPD-Landtagsabgeordneten ergeben hat, sind die Kenntnisse der Staatsregierung über die Szene erschreckend gering.

Die mögliche Gefährlichkeit von Teilen der Szene beschäftigte die Innenminister auf ihrer letzten Konferenz. Einzelne Bundesländer wollen sich hier größere Klarheit verschaffen. Bayern gehört zum Bedauern Ritters nicht dazu. Das muss sich nach seiner Ansicht ändern. So sprach auch der Sprecher der Prepper-Gemeinschaft Deutschland, der einige Internet-Foren betreut, von Unterwanderungsversuchen durch Rechtsextreme.

Die Antwort der Staatsregierung auf die Anfrage lieferte zumindest einige Hinweise auf Schnittmengen mit der Reichsbürger-Szene, etwa Waffenfunde und die Beliebtheit von Untergangszenarien in der rechtsextremen Szene. "Ich sorge mich nicht wegen denjenigen Mitbürgern, die Vorräte sammeln und Notfallausstattung parat haben, das ist sogar vorbildlich", stellt der Münchner Abgeordnete klar. "Mir geht es hier auch nicht um eine Stigmatisierung der ganzen Szene. Ich sorge mich wegen denjenigen, die Waffen horten, überall existentielle Krisen beschwören und Radikalisierung propagieren, die so genannten "Doomer"."

Er betrachte mit Argwohn Versuche solcher Kreise, in der normalen und demokratisch eingestellten Prepper-Szene politisch Einfluss zu gewinnen. "Und ich sorge mich wegen entsprechender Kongresse des verschwörungstheoretisch angehauchten KOPP-Verlages, wegen denjenigen, die Untergangsfantasien befeuern und mit Ängsten Geld machen."

Ritter warnt davor, dass die Staatsregierung mit ihrer bislang zurückhaltenden Bewertung der Szene die Gefahr unterschätzen könnte, wie sie es über Jahre hinweg bei der Reichsbürger-Bewegung getan hatte. "Ich möchte nicht eines Morgens aufwachen und feststellen, dass erneut eine Szene entstanden ist, die der Demokratie und dem Rechtsstaat ablehnend und feindlich gesinnt ist und in der sich Gewaltbereitschaft breit macht. Eine Szene, auf die man sehr viel früher hätte reagieren können, wenn man bereit gewesen wäre hin zu schauen."

Deshalb braucht es nach Meinung von Ritter dringend eine Übersicht, mit welchem Personenpotential im Freistaat zu rechnen ist, wie radikalisiert einzelne Teile eingestellt sind und wer die Akteure der Radikalisierung sind. Der Münchner Abgeordnete befürchtet auch, dass das Innenministerium wieder in alte Gewohnheiten zurückfallen könnte, nur auf fest organisierte Strukturen zu schauen, und die einzelnen, sich autonom übers Netz radikalisierenden Strömungen zu vernachlässigen. "Sicherheitsgefährdende Radikalisierungen entwickeln sich immer seltener in offiziellen Strukturen, wie wir mit Blick auf die Reichsbürger, aber auch beim OEZ-Attentäter feststellen mussten."

Zudem weist Ritter darauf hin, dass in der Antwort der Staatsregierung nur von einem als "Doomer" eingestuften Fall aus Unterfranken berichtet wird. Bei Recherchen sei er aber auf mindestens einen weiteren Fall gestoßen, der nach den Ausführungen des Verwaltungsgerichts München (Az. M 7 S 17.999) wohl als ein solcher bezeichnet werden muss.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion
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HAMBURG/4282: Landesbund der Gartenfreunde droht Kleingärtnern "Friss oder stirb!" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Februar 2018

Landesbund der Gartenfreunde droht Kleingärtnern: Friss oder stirb!



Der Landesbund der Gartenfreunde in Hamburg e.V. (LGH) hat verschiedene angebundene Kleingartenvereine abgemahnt, weil diese die neue Rahmensatzung und Gartenordnung noch nicht beschlossen haben. Dabei droht er den betroffenen Vereinen mit Ausschluss und der erzwungenen "besenreinen" Übergabe aller Flächen, das heißt frei von Lauben, Bauten, Leitungen oder Bepflanzungen - auf deren eigene Kosten. Neben dem Verlust ihrer Gärten fürchten die Mitglieder daher auch noch die Verschuldung bis hin zur Privatinsolvenz. Mit einer heute eingereichten Anfrage an den Senat will die Fraktion DIE LINKE Klarheit über das Handeln des LGH und die Zukunft der betroffenen Kleingartenvereine schaffen.

"Die Drohgebärden des LGH gegenüber den betroffenen Vereinen dürfen keinesfalls unwidersprochen bleiben", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion. "Der LGH zielt hier direkt auf die Ängste von Kleingärtnerinnen und Kleingärtnern. Die Stadt als Eigentümerin der Flächen steht in der Pflicht, dieses schmutzige Machtspiel zu beenden. Sie muss dem LGH klarmachen, dass nicht Konfrontation, sondern Kooperation mit den betroffenen Vereinen dringend geboten ist, um endlich gemeinsam Lösungen zu erreichen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Februar 2018
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HAMBURG/4281: Sammelabschiebung nach Afghanistan am 20. Februar stoppen! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Februar 2018

Sammelabschiebung nach Afghanistan am 20. Februar stoppen!



Nach Angaben des bayrischen Flüchtlingsrats soll voraussichtlich am kommenden Dienstag, 20. Februar, vom Düsseldorfer Flughafen die nächste Sammelabschiebung nach Afghanistan erfolgen. "Abschiebungen in ein Bürgerkriegsland mit einer landesweiten prekären Sicherheitslage gefährden Menschenleben", erklärt dazu die flüchtlingspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider. "Auch wenn nach Angaben des Senats aus Hamburg derzeit ausschließlich Straftäter nach Afghanistan abgeschoben werden, stellt dies einen Verstoß gegen die Menschenrechte dar. Denn auch wer straffällig geworden ist, verdient selbstverständlich den Schutz durch die Verfassung. Eine Abschiebung in ein Land, in dem eine Gefahr für Leib und Leben besteht, stellt eine unmenschliche Behandlung dar, die mit der deutschen Rechtsordnung unvereinbar ist. Sämtliche Abschiebungen nach Afghanistan sollten daher gestoppt werden."

Die Initiative "Don't send Afghans back" ruft für Samstag 17. Februar um 14 Uhr am Hachmannplatz zu einer Demonstration gegen Abschiebungen nach Afghanistan auf.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4280: Vertane Chance - Erzbistum sagt dem Schulausschuss ab (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Februar 2018

Vertane Chance: Erzbistum sagt dem Schulausschuss ab



Die Vertreter_innen des katholischen Erzbistums Hamburg haben ihre Teilnahme an der Sitzung des Schulausschusses heute Abend kurzfristig abgesagt. "Offenbar empfinden sie die Einladung in den Ausschuss als Vorladung zum Tribunal, anders kann ich mir das nicht erklären", kommentiert Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Sicher ist, dass das Erzbistum so nicht zu einem konstruktiven, offenen und transparenten Dialog beiträgt und schon mal gar nicht verloren gegangenes Vertrauen in seine Kompetenz guter Schulverwaltung zurückgewinnt."

Die katholischen Schulen seien mit ihrem Bildungsangebot ein wertvoller Baustein in der Hamburger Bildungslandschaft. "Was das Erzbistum in Sachen Schule gerade an Kommunikationsdesaster, Inkompetenz und Inkonsistenz abliefert, ist aber für alle Beteiligten eine Zumutung und wird dem eigenen sozialen Anspruch nicht gerecht", so Boeddinghaus. "Der Ausschuss heute wäre ein geeigneter Ort gewesen, um Klarheit in der Sache und Dialogbereitschaft mit allen Interessierten und der Politik herzustellen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4279: Mehr Prävention von religiös-politischer Radikalisierung an Schulen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Februar 2018

Mehr Prävention von religiös-politischer Radikalisierung an Schulen



Mehr Prävention von religiös-politischer Radikalisierung an Schulen fordert
die Fraktion DIE LINKE mit ihrem Antrag 21/11844 in der heutigen Sitzung
der Hamburgischen Bürgerschaft. SPD und Grüne verweigern allerdings eine
Überweisung in den Schulausschuss und damit eine fachliche Debatte zum
Thema.

"Das macht mich sprachlos. Immer wieder verfallen junge Menschen in
Hamburg fundamentalistisch-islamistischen Ideen, etwa durch gezielte
Anwerbung an öffentlichen Orten, an Schulen oder im Netz. Sich damit nicht
auseinandersetzen zu wollen, grenzt an Realitätsverweigerung", sagte in der
Debatte die schulpolitische Sprecherin der Fraktion, Sabine Boeddinghaus.
"Um gleich jeglichen populistischen Reflex im Keim zu ersticken: In der
Gruppe 'Salafismus und gewaltbereiter Dschihadismus' überwiegt die deutsche
Staatsangehörigkeit mit 60 Prozent bei weitem! Wir erleben zudem eine
generelle Zunahme von ausgrenzenden, fundamentalistischen Überzeugungen,
die bereits Formen einer Jugendsubkultur angenommen haben. Es gibt also
viel zu tun."

Die Schulen brauchten daher mehr Unterstützung und Entlastung, Beratung und
Fortbildung, auch in Bezug auf so heikle Themen wie religiös motivierte
Radikalisierung. "Der zuständige Fachbereich für Menschenrechts- und
Demokratiefeindlichkeit des Landesinstituts für Lehrerbildung etwa wird
erst ab Klasse 5 tätig", so Boeddinghaus. "Aus unserer Sicht sind aber
gerade die Grundschulen Orte, an denen gezielte Präventionsprogramme
Toleranz schaffen können. Der Schwerpunkt muss noch mehr auf die Prävention
gelegt werden, wir dürfen nicht erst aktiv werden, wenn das berühmte Kind
in den Brunnen gefallen ist."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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RHEINLAND-PFALZ/4714: Kostenloser ÖPNV - Regierung vergaloppiert sich (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.02.2018

Regierung vergaloppiert sich 

Cornelia Willius-Senzer zum Vorschlag der Bundesregierung,
kostenlosen ÖPNV einzuführen



Zum Vorschlag der Bundesregierung kostfreien ÖPNV einzuführen, sagt
die Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia
Willius-Senzer:

"Der offensichtliche Schnellschuss der Bundesregierung, kostenfreien
ÖPNV einzuführen, klingt eher nach einem verspäteten Fastnachtscherz
als nach seröser Politik. Die Reaktionen der Städte, Gemeinden und der
Experten aus den Verkehrsverbünde zeigen klar, dass sich die
Bundesregierung mit ihrem Vorschlag vergaloppiert hat.

Unstrittig ist, dass es keinen kostenfreien ÖPNV gibt. Die
milliardenschwere Rechnung würde am Ende von Steuerzahler beglichen
werden müssen. Ebenso würde die Umsetzung dieses Vorschlags
zusätzliche Investitionen in Straßen, Gleise, Busse und Bahnen
erforderlich machen. Wer diese Kosten in Milliardenhöhe übernehmen
soll, ist völlig unklar. Im Zweifel würde der Bund die Kommunen in die
Pflicht nehmen und sie mit den Kosten im Regen stehen lassen.

Für die Freien Demokraten steht fest, dass es in Innenstädten nicht zu
Fahrverboten kommen darf. Daher ist es wichtig, die Luftqualität in
den Städten zu verbessern. Statt unrealistische und unüberlegte Ideen
in den Raum zu werfen, sollte die Bundesregierung endlich die
Versprechungen des Diesel-Gipfels einlösen. Von den angekündigten
Milliarden zur Unterstützung der besonders von Stickoxid belasteten
Städte ist nach wie vor kein einziger Cent geflossen.

Wie seriöse und effektive Maßnahmen aussehen, zeigen wir in
Rheinland-Pfalz. Unser Programm 'Saubere Mobilität' wurde schnell
umgesetzt. Die zugesagten drei Millionen Euro zur Modernisierung des
ÖPNV wurden von Verkehrsminister Dr. Volker Wissing unbürokratisch an
die Städte Mainz, Koblenz und Ludwigshafen ausgezahlt. Bereits jetzt
tragen die Maßnahmen Früchte. Die Luftqualität in den Städten
verbessert sich.

Es zeigt sich, dass unsere liberale Verkehrs- und Umweltpolitik im
Land Teil der Problemlösung ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4713: Mehr Studienplätze in der Humanmedizin erforderlich (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.02.2018

Pressekonferenz der Gesundheitsministerin 

Dr. Peter Enders: Wir brauchen jetzt eine Erhöhung der Zahl der
Studienplätze in der Humanmedizin



Zur heutigen Pressekonferenz der Gesundheitsministerin zur Sicherung
der ambulanten ärztlichen Versorgung erklärt der gesundheitspolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Peter Enders:

"Was die Gesundheitsministerin heute vorgestellt hat, ist
enttäuschend. Weder ist eine echte Überarbeitung des 'Masterplans'
erkennbar noch der Wille zu mutigen Schritten, die eine Verbesserung
der sich zuspitzenden Situation bei der ärztlichen Versorgung auf dem
Land gewährleisten würden.

Das Durchschnittsalter der Hausärzte liegt heute bereits bei 56
Jahren. Der Anteil von Ärztinnen und Ärzten mit einen Alter von 60 und
mehr beträgt je nach Kommune zwischen 23 und 40 Prozent. Darunter sind
überdurchschnittlich viele Hausärzte. Bis 2022 - also in nur fünf
Jahren - muss über die Hälfte aller Vertragsarztstellen altersbedingt
nachbesetzt werden. Das ist ein überdeutliches Warnsignal und ein
Handlungsauftrag.

Es ist vollkommen klar, dass wir den Bedarf an Ärzten nur decken
können, wenn die Zahl der Studienplätze im Bereich Humanmedizin erhöht
wird. Darin sind sich alle Fachleute einig. Dennoch zögert die
Landesregierung diese notwendige Maßnahme hinaus und will weiter
prüfen, wo es nichts mehr zu prüfen gibt. Das ist gerade auch in
Anbetracht der Ausbildungsdauer von Ärzten fahrlässig.

Außerdem brauchen wir dringend ein Stipendienprogramm für
Medizinstudierende, wenn diese sich verpflichten, nach dem Studium in
ländlichen Regionen des Landes als Arzt tätig zu werden. Andere Länder
sind hier bereits weiter. Das zeitlich eng begrenzte Förderprogramm
'PJ-Tertial Allgemeinmedizin' greift viel zu kurz.

Ohne eine schnelle Erhöhung der Zahl der Studienplätze im Bereich
Humanmedizin und ohne Stipendienprogramme kann die Zukunft der
ärztlichen Versorgung in Rheinland-Pfalz nicht gesichert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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AUSSEN/1571: Freiheit für Deniz Yücel


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Februar 2018

Arbeitsgruppen: Kultur und Medien, Außenpolitik

Freiheit für Deniz Yücel



Michelle Müntefering, kultur- und medienpolitische Sprecherin;

Niels Annen, außenpolitischer Sprecher;

Vor einem Jahr wurde Deniz Yücel verhaftet. Er wartet bis heute auf seine Anklageschrift. Die Presse- und Meinungsfreiheit ist ein grundlegendes Recht, das weltweit verteidigt werden muss.

"Mit Deniz Yücel ist ein deutscher Journalist nun seit einem Jahr ohne rechtsstaatliches Verfahren in türkischer Haft. Sein Fall steht symbolisch für das Schicksal zahlreicher Journalistinnen, Journalisten und politisch Engagierter, die ebenfalls aus politischen Gründen in der Türkei inhaftiert sind. Darunter befinden sich auch fünf weitere Deutsche.

Seine Meinung frei und ungehindert in Wort, Schrift oder Bild zu äußern, ist in unserem Grundgesetz, der Europäischen Menschenrechtskonvention und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verankert. Gleichwohl wird dieses Recht tagtäglich in vielen Ländern bedroht. Auch deshalb hat der Deutsche Bundestag auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion in der 18. Wahlperiode den Antrag beschlossen, das Amt eines UN-Sonderbeauftragten zum Schutz von Journalistinnen und Journalisten zu schaffen.

Der türkische Ministerpräsident Yildirim hatte anlässlich seines Berlin-Besuchs gesagt, dass er eine baldige Freilassung Yücels erwarte. Wir setzen darauf, dass dies nicht nur freundliche Worte bleiben, sondern schnell konkrete Taten folgen. Der türkischen Justiz sind bereits massive Einschnitte in ihrer Unabhängigkeit widerfahren. Umso dringlicher ist gerade jetzt ihr Eintreten für Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Wir appellieren an die türkische Justiz, Deniz Yücel und alle, die sein Schicksal teilen, umgehend aus der Haft zu entlassen und für faire und rechtsstaatliche Verfahren zu sorgen.

Das Ziel deutscher Außenpolitik muss es weiterhin sein, mit der Türkei wieder in einen vernünftigen Dialog zu kommen. Die innenpolitische Lage wie auch die aktuelle türkische Außenpolitik in Nordsyrien, machen dies leider schwierig."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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FRAGEN/053: Matthias Miersch - "Paradigmenwechsel in der Agrarpolitik jetzt einleiten!" (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

"Paradigmenwechsel in der Agrarpolitik jetzt einleiten!"

SPD-Fraktionsvize für Landwirtschaft und Umwelt, Matthias Miersch, zu
neuen und alten Herausforderungen

von Claudia Schievelbein



Unabhängige Bauernstimme: Sie machen sich für Kooperationen
in Sachthemen auch jenseits einer starren Koalition stark. Könnte der
Umbau der Landwirtschaft - der Tierhaltung wie auch des Ackerbaus,
Stichwort Glyphosatausstieg - da nicht ein großes, interfraktionelles
Projekt sein, mit dem die Politik beweisen kann, dass sie
gesellschaftliche Wünsche und Ansprüche demokratisch ernst nimmt und
sich nicht von Klientelpolitik treiben lässt?

Matthias Miersch: Viele Anliegen aus dem Bereich Landwirtschaft
und Umwelt sind auf Langfristigkeit angelegt. Da ist es sicherlich
schwierig, wenn über wechselnde Mehrheiten Entscheidungen
herbeigeführt werden, die dann in der nächsten Legislaturperiode
wieder revidiert werden. Der Paradigmenwechsel in der Gemeinsamen
Agrarpolitik ist in der Tat etwas, das jetzt unbedingt eingeleitet
werden muss. Dabei handelt es sich um einen sehr konkreten Punkt. Wir
müssen Klimaschutz, Tierwohl, Biodiversität und die Strukturen des
ländlichen Raumes besser fördern!

SPD-Bundesumweltministerin Barbara Hendricks mischte sich in die
Debatten um die zukünftige Agrarrefonn ein, bei der sie Zahlungen
stärker als bisher an öffentliche Leistungen binden möchte. Es gibt
aber auch eine starke Fraktion derer, die am liebsten alles so lassen
wollen, wie es ist. Was sind für Sie agrarpolitische Leitlinien für
die nächste Agrarreform?

Ich bin da generell bei Martin Schulz, der ja auch das
Zwei-Säulen-Modell und die einseitige und damit ungerechte Förderung
der Landbewirtschaftung in Frage stellt. Wir brauchen eine echte
Reform der GAP, die am Prinzip "Öffentliches Geld für öffentliche
Leistungen" ausgerichtet wird. Das "Immer höher, immer weiter" in der
Landwirtschaft muss durchbrochen werden. Es gibt berechtigte
gesellschaftliche Ansprüche an die Art und Weise, wie bei uns
Lebensmittel produziert werden, die in der Agrarförderung
Berücksichtigung finden müssen.

Was halten Sie davon, im Zuge der von der EU-Kommission geplanten
größeren nationalen Spielräume bei der GAP noch weiter zu
regionalisieren und Mittelumverteilungen innerhalb der Bundesländer zu
fixieren? Würde man damit nicht der Kappungs- und Degressionsdebatte
in den neuen Bundesländern, bei der auch Ihre Parteikollegen dort
ablehnend reagieren, die Schärfe nehmen können?

Wir haben in den ostdeutschen Bundesländern eine andere
landwirtschaftliche Struktur als im Rest der Republik. Daher habe ich
auch Verständnis für die genossenschaftlichen Betriebe, die nun Sorgen
haben, dass ihnen durch eine betriebsgrößenabhängige Kappung und
Degression das Wasser abgegraben wird. Auch diesen Betrieben muss im
Rahmen der Regionalisierung Rechnung getragen werden. Allerdings habe
ich auch gerade den Eindruck, dass die EU-Kommission noch nicht mit
einer Stimme spricht. Daher muss Deutschland seinen Einfluss geltend
machen, damit etwaige Regionalisierungen europaweit für die
übergeordneten Ziele wie Klimaschutz, Tierschutz, Artenvielfalt,
Erhalt bäuerlicher Familienbetriebe genutzt werden. Nicht umsonst gibt
es für zentrale Umweltbereiche europäische Grundlagen mit
verpflichtenden hohen Standards, wie beispielsweise die
Wasserrahmenrichtlinie oder die Regelung zum Nitrateintrag. Diese
müssen zwingend eingehalten werden.

In der Tierhaltung gibt es parteiübergreifende Übereinstimmung
dazu, dass sich etwas ändern muss. Basierend auf dem Gutachten des
Wissenschaftlichen Beirates zur gesellschaftlich akzeptierten
Nutztierhaltung gab es bei den Jamaika-Sondierern Gemeinsamkeiten
hinsichtlich eines staatlichen Tierwohllabels und Umbauprogramms,
welches mit erheblichen finanziellen Mitteln - Milliarden - umgesetzt
werden sollte. Können Sie da mitgehen?

Aus meiner Sicht geht dieser Punkt in die richtige Richtung.
Allerdings muss man auch sehen, dass Papier geduldig ist. Ein
Tierwohllabel hatte Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt ja schon vor
der Bundestagswahl präsentiert. Leider war dieser Vorschlag ziemlich
inhaltsleer. Ein gut gemachtes Label muss den Verbrauchern Transparenz
für ihre Kaufentscheidungen und den Landwirten Planungssicherheit
bringen. Darüber hinaus müssen die Landwirte gesellschaftlich
gewünschte Veränderungen umsetzen und dabei von staatlicher Seite
stärker unterstützt werden. An dieser Stelle muss man prüfen, welche
Finanzierungen aus den vorhandenen Töpfen auch aus der EU möglich
sind. Meiner Meinung nach werden die aktuell vorhandenen Mittel nicht
ausreichen, um einen flächendeckenden Umbau in der Tierhaltung
umzusetzen. Hier muss der Staat die nötigen Voraussetzungen schaffen.

Was sind weitere Schwerpunkte in der zukünftigen SPD-Agrar und
Umweltpolitik aus Ihrer Sicht?

Wir brauchen ein echtes und ehrliches Umdenken. Viel zu lang wurde im
Agrar- und Umweltbereich nur auf Sicht gefahren und die notwendigen
Reformen stets aufgeschoben oder verwässert. Damit haben wir weder dem
Berufsstand noch der Gesellschaft oder dem Umwelt- und Klimaschutz
einen Gefallen getan. Daher wird die Hauptaufgabe sein, auf eine
wirksame und moderne Gemeinsame Agrarpolitik hinzuwirken, die
ganzheitlich die Herausforderung annimmt und als Chance begreift. Wir
werden damit den Strukturwandel nicht aufhalten können. Doch unser
Anspruch muss sein, dass wir ihn sozial und ökologisch gestalten.

National werden wir uns dafür einsetzen, dass neben sicheren Einkommen
sich die Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten in der Land- und
Ernährungswirtschaft verbessern. Wir wissen, dass hier viel zu tun
ist: Von mitarbeitenden Familienmitgliedem bis hin zu dringend
benötigten Saisonarbeitern braucht die Landwirtschaft praxistaugliche
Regelungen. Gerade in Anbetracht der demografischen Zeitbombe in der
Agrarwirtschaft brauchen wir kreative und sozialdemokratische
Antworten auf die Frage, wie wir unsere Kulturlandschaft in Zukunft
noch bewirtschaften wollen.

Vielen Dank für das Gespräch! 

 * 

Quelle:

Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018, S. 3

Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Bauernblatt e.V.

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
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E-Mail: redaktion@bauernstimme.de
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MELDUNG/577: Ecofruit - Trend zu mehr Biodiversität in Sortenzüchtung für Bio-Obstbau (idw)


Universität Hohenheim - 14.02.2018

Ecofruit: Trend zu mehr Biodiversität in Sortenzüchtung für Bio-Obstbau

19. - 21. Feb. 2018 ab 10:00 Uhr: Europas größte Konferenz für Bio-Obstbau
/ Universität Hohenheim, Schloss Hohenheim, Aula, 70599 Stuttgart



Von der Grundlagenforschung bis zu aktuellen Herausforderungen und
Lösungsansätzen im biologischen Obstanbau spannt sich der inhaltliche
Bogen der 18. Internationalen Konferenz für Bio-Obstanbau an der
Universität Hohenheim in Stuttgart. Zu den Schwerpunkten gehören Themen
wie Züchtung, Sortenvielfalt, Krankheits- und Schädlingsregulierung,
Förderung der Biodiversität und nationale Besonderheiten in den
Herkunftsländern der 120 Teilnehmer. Die Tagung mit einem 16-köpfigen
Organisationskomittee aus acht Ländern wird besucht von Wissenschaftlern
und Praxisvertretern aus rund 15 Ländern in Europa, sowie Teilnehmern aus
Nordamerika, Asien und China. Infos zum Programm unter www.ecofruit.net.

Vor allem in der Züchtung erlebt der Bio-Obstbau derzeit einen
Paradigmenwechsel: Im Zentrum stehen neue Züchtungsansätze, die Bio-Obst
anhaltend robust gegenüber Krankheiten, Schädlinge oder
Temperaturschwankungen machen.

"Gerade für den Bio-Obstbau waren Sorten mit Resistenzen gegen Schädlinge
und Krankheiten immer sehr wichtig. Bislang waren für diese Resistenzen
dann aber nur ein bis wenige Gene verantwortlich. Das hatte zur Folge,
dass Krankheitserreger diese Resistenzgene schnell überwanden und wieder
weiter gezüchtet werden musste. Hinzu kommt, dass die heutigen Obstsorten
meist eng miteinander verwandt sind, was Schädlingen die Ausbreitung
wesentlich erleichtert", erklärt Jutta Kienzle von der Fördergemeinschaft
Ökologischer Obstbau e.V., die die kommende Ecofruit zusammen mit der
Universität Hohenheim, dem Kompetenzzentrum Obstbau Bodensee, dem
Versuchszentrum Laimburg und der staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt für
Wein- und Obstbau Weinsberg veranstaltet.

Dazu gibt es jetzt vermehrt Züchtung, die auf die Bedürfnisse des 
Öko-Obstbaus abgestimmt ist und auch von den Akteuren aus diesem Bereich
getragen wird. Diese Züchtung weitet die Vielfalt der Sorten aus, die als
Ausgangsbasis für robuste Neuzüchtungen dienen. Vermehrt wird dazu auch
die Vielfalt der alten Sorten genutzt. "Der neue Grundgedanke ist
Biodiversität: Eine Robustheit, die auf breiter genetischer Basis
verankert wird, ist in der Züchtung aufwändiger, wird aber auch nicht so
leicht überwunden und wirkt nachhaltiger", so Kienzle, " sie lebt länger
als eine monogene Resistenz."

In der kommenden Ecofruit nimmt deshalb die Züchtung mit ihren neuen
Ansätzen einen besonders breiten Raum ein. Auch ein Projekt aus 
Baden-Württemberg, in dem die LVWO Weinsberg, das KOB Bavendorf und die
Universität Hohenheim involviert sind, wird dort vorgestellt. Weitere
Themen sind die Regulierung von Krankheiten und Schädlingen an Kern-,
Stein- und Beerenobst, die Förderung von Nützlingen und der Biodiversität,
die Lagerhaltung, die Förderung der Bodengesundheit und das
Nährstoffmanagement sowie die Erfahrungen mit biotauglichen Sorten im
Anbau. Die Konferenzsprache ist Englisch.


HINTERGRUND: Ecofruit



Die Ecofruit ist die größte internationale wissenschaftliche Konferenz zum
Ökologischen Obstbau in Europa. Sie zieht auch zunehmend Teilnehmer aus
dem außereuropäischen Raum an. Veranstalter sind die Fördergemeinschaft
Ökologischer Obstbau e.V. und die Universität Hohenheim zusammen mit dem
Kompetenzzentrum Obstbau Bodensee, dem Versuchszentrum Laimburg und der
staatlichen Lehr- und Versuchsanstalt für Wein- und Obstbau Weinsberg.
Schirmherrin ist die IFOAM-Eu-Group, (die Europa-Gruppe der
Internationalen Foundation of Organic Agricultural Movement). Unterstützt
wird die Tagung durch das Ministerium für ländlichen Raum und
Verbraucherschutz Baden-Württemberg.

Zur Tagung liegt ein Tagungsband mit den Zusammenfassungen der Vorträge
und Poster vor.

Weitere Informationen:

Ecofruit: http://www.ecofruit.net/

Text: Klebs

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, Florian Klebs, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2284: Zukunftsweisende Technologien im Ökolandbau (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Zukunftsweisende Technologien im Ökolandbau

DBV-Perspektivforum auf der Biofach 2018, 15. Februar 2018



Auch in diesem Jahr befasst sich das Perspektivforum des Deutschen
Bauernverbandes (DBV) auf der Biofach in Nürnberg mit neuen
Technologien im Bereich Ökolandbau. Experten aus Wissenschaft,
Wirtschaft und Praxis zeigen exemplarisch, was mit Digitalisierung und
Robotertechnik in der Öko-Pflanzenzüchtung und im alternativen
Pflanzenschutz möglich ist. Der DBV-Öko-Beauftragte, Heinrich Graf von
Bassewitz, erwartet, dass bei verstärkter Forschungsförderung im
Öko-Bereich zukünftig auch Verfahren und Anbaumethoden entwickelt
werden, die der gesamten Landwirtschaft dienen könnten. Er regt daher
an, das enorme Praxiswissen der mittlerweile 27.000 Öko-Betriebe
stärker zu systematisieren und dadurch für alle Landwirte verfügbar zu
machen.

Der Ökolandbau steht im Pflanzenschutz und bei der Ertragssicherung
vor einigen ungelösten Aufgaben. Eine preislich günstigere
Unkrautbekämpfung, die Abwehr von Pilzkrankheiten ohne systemische
Pflanzenschutzmittel sowie eine nachhaltige Ertragssteigerung sind
zentrale Herausforderungen. Der DBV will den Ökolandbau durch deutlich
mehr öffentliche Forschungsmittel stärken. Diese Ergebnisse können
nachhaltige Bewirtschaftungsmethoden und Technologien für die gesamte
Landwirtschaft liefern. Entsprechend unterstützt der DBV bereits seit
2015 die Forderung, den Etat für das Bundesprogramm "Ökologischer
Landbau und andere Formen nachhaltiger Landbau" (BÖLN) aufzustocken
und in der Ressortforschung des BMEL stärker zu berücksichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 31 904 407, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/2283: Naturland wächst überdurchschnittlich (Naturland e.V.)


Naturland - Verband für ökologischen Landbau e.V.

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Naturland wächst überdurchschnittlich

Rund 25 Prozent mehr Naturland Bauern und Fläche weltweit



Nürnberg - Zur Biofach 2018 kann Naturland mit hervorragenden Zahlen
aufwarten: Das anhaltend gute Wachstum der vergangenen Jahre hat 2017 noch
einmal zusätzlich an Fahrt aufgenommen - in Deutschland und weltweit.
Aktuell wirtschaften 54.000 Bäuerinnen und Bauern in 52 Ländern der Erde
nach Naturland Richtlinien - 26,4 Prozent mehr als noch vor einem Jahr.

Auch die landwirtschaftliche Fläche legte um 23,8 Prozent auf knapp 343.000
Hektar zu. Dazu kommen noch 54.000 Hektar ökologische Waldwirtschaft, so
dass insgesamt nun fast 400.000 Hektar Land nach Naturland Richtlinien
bewirtschaftet werden. Damit unterstreicht Naturland seine Rolle als einer
der weltweit führenden Öko-Verbände.

Zehn Prozent Plus in Deutschland - Heigl fordert mehr Geld für
Forschung 

In Deutschland konnte Naturland vor allem bei der Zahl der
Mitgliedsbetriebe überdurchschnittlich zulegen. Insgesamt 321 Betriebe
entschieden sich 2017 zur Umstellung auf Naturland, ein Plus von 10,3
Prozent. Das durchschnittliche Wachstum im verbandgebundenen Öko-Landbau
lag dagegen nach BÖLW-Angaben bei 6,1 Prozent, inklusive der 
EU-Bio-Betriebe bei 7,5 Prozent. Insgesamt bewirtschaften nun bundesweit 3.448
Betriebe mehr als 181.000 Hektar nach Naturland Richtlinien. Die Fläche
entwickelte sich dabei im Gleichklang mit der Zahl der Naturland Betriebe
(plus 10 Prozent).

Naturland Präsident und Öko-Bauer Hubert Heigl forderte die kommende
Bundesregierung auf, die aktuelle Wachstumsdynamik im Öko-Markt zu nutzen
und konsequent Politik für eine bessere, umwelt- und klimaverträglichere
Landwirtschaft zu machen. "20 Prozent Öko bis 2030 ist ein realistisches,
aber kein besonders ambitioniertes Ziel. Wenn die Groko die Umsetzung ihrer
eigenen Zukunftsstrategie Öko-Landbau endlich konsequent angeht, dann ist
auch deutlich mehr drin", sagte Heigl. Er forderte in diesem Zusammenhang
insbesondere eine massive Erhöhung der Forschungsinvestitionen, um zum
Beispiel die Öko-Züchtung stärker voranzubringen.

11.000 neue Naturland Bauern und 44 Prozent mehr Fläche international


Noch deutlicher fiel das Wachstum außerhalb Deutschlands aus. Hier legte
die Fläche um gut 50.000 Hektar zu, ein Zuwachs von 44,3 Prozent! Zudem ist
Naturland in fünf neuen Ländern zum ersten Mal smit Betrieben vertreten: in
Brasilien, Kasachstan, Portugal, Senegal und Ungarn.

Die Zahl der Bäuerinnen und Bauern, die außerhalb Deutschlands nach
Naturland Richtlinien arbeiten, stieg um gut 11.000. Dabei handelt es sich
vor allem um Kleinbauern, die in einer von 117 Naturland Kooperativen oder
Erzeugergemeinschaften organisiert sind. Im vergangenen Jahr kamen
insgesamt 23 neue Erzeugerorganisationen zu Naturland und bestehende
Naturland Kooperativen konnten zum Teil viele Kleinbauern neu für den
Öko-Landbau gewinnen.

 * 

Quelle:

Naturland - Verband für ökologischen Landbau e.V.

Kleinhaderner Weg 1, 82166 Gräfelfing

Telefon: +49 (0)89 898082-0, Fax: +49 (0)89 898082-90

E-Mail: naturland@naturland.de

Internet: www.naturland.de, www.oekobauer-gesucht.de
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VERBAND/2282: Bund und Länder müssen Bio-Schwung der Unternehmen und Bürger nutzen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Bilanzpressekonferenz zum Auftakt der BIOFACH 2018

Bio-Umsatz knackt 10 Mrd. Euro - jeder 10. deutsche Hof macht
Bio

Bund und Länder müssen Bio-Schwung der Unternehmen und Bürger nutzen



Nürnberg/Berlin, 14.02.2018. "2017 stellten jeden Tag durchschnittlich fünf
Bauern eine Landwirtschaftsfläche von etwa 500 Fußballfeldern auf Bio um",
kommentiert Peter Röhrig, Geschäftsführer des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), anlässlich der Bilanzpressekonferenz der
Bio-Branche zum Start der BIOFACH das starke Bio-Interesse der deutschen
Landwirte.

"Bio bietet immer mehr Landwirten eine wichtige Perspektive, um ihrem Hof
eine Zukunft zu geben", sagt Röhrig mit Blick auf die starke
Umstellungsdynamik in 2017. Nach aktuellen BÖLW-Schätzungen legte die
heimische Öko-Fläche in 2017 um 124.647 ha (10 %) auf insgesamt 1.375.967
ha zu - 8,2 % der gesamten Landwirtschaftsfläche bewirtschaften damit
Deutschlands Bio-Bauern. Mehr als jeder 10. Hof (10,9 %) macht Bio.
Insgesamt 29.174 bzw. 2.042 mehr Betriebe als im Vorjahr bewirtschaften
ihren Hof ökologisch. Gleichzeitig mussten in Deutschland weiterhin zu
viele Betriebe ihre Türen für immer schließen - allein 2017 sank die Zahl
aller Höfe um etwa 7.600 auf 267.800 Betriebe.

"2017 wurden mit Bio erstmals über 10 Mrd. Euro umgesetzt", kommentiert
Peter Röhrig das starke Umsatzwachstum des deutschen Bio-Marktes. "Immer
mehr Kunden kaufen immer mehr Bio. Denn immer mehr Menschen wollen
heimische Bauern, Klima und Artenvielfalt, artgerechte Tierhaltung und die
Gesundheit ihrer Familien und der Umwelt stärken." Nach der Berechnung des
"Arbeitskreises Biomarkt"[1] wurden mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken
ein Umsatzplus von 5,9 % und ein Marktvolumen von insgesamt 10,04 Mrd. Euro
(2016: 9,48 Mrd. Euro) erreicht.

Der Naturkostfachhandel konnte seinen Umsatz um 2,2 % steigern,
erwirtschaftete 2,91 Mrd. Euro (inkl. Non-Food: 3,29 Mrd. Euro [2]) und
stellte 2017 einen Anteil am Bio-Markt von 29 %.

Die Umsätze im Lebensmitteleinzelhandel (LEH) stiegen mit 8,8 %
überdurchschnittlich stark auf einen Bio-Umsatz von 5,93 Mrd. Euro an. Der
LEH erreichte 2017 damit einen Anteil am Bio-Markt von 59 %. Bei vielen
Produkten holten insbesondere die Discounter auf, die zuletzt ihre
Bio-Sortimente deutlich verbreiterten.

In den sonstigen Geschäften [3] kauften die Kunden Bio-Produkte im Wert von
1,20 Mrd. Euro.

Der BÖLW-Vorsitzende Felix Prinz zu Löwenstein appellierte an die
Bundesregierung, das große Potential für Bio vom Acker bis zum Teller für
einen nachhaltigen Umbau von Ernährung und Landwirtschaft zu nutzen: "Die
positive Bio-Entwicklung zeigt, dass der politische Rückhalt im Bund und in
vielen Bundesländern wirkt. Denn in den vergangenen Jahren konnten mehr
Bauern auf Bio umstellen. Davon profitieren die Landwirte, Umwelt und
Kunden. Für die nächsten Monate ist es wichtig, dass Bund, Länder und EU
das neue Bio-Recht sinnvoll ausgestalten. Wichtig ist auch, mehr Geld für
Forschung und Entwicklung bereitzustellen, für verlässliche Honorierung der
Umweltleistungen zu sorgen und so die Absatzentwicklung heimischer
Bio-Produkte voranzubringen. Damit der Umbau gelingt, muss die gesamte
Bundesregierung zupacken. Denn viele Ressorts bestimmen gemeinsam, wie
Landwirtschaft, Handel und Ernährung in Zukunft gestaltet werden."

Mit der 'Zukunftsstrategie Ökolandbau' (ZöL) könne die Bundesregierung
hier, bei konsequenter Umsetzung, wichtige erste Impulse setzen. Gut sei
auch, dass im Koalitionsvertrag mit 2030 ein konkretes Datum für das Ziel
von 20 % Bio-Flächen gesetzt wurde.

Wichtig ist, Bio für eine bessere und gesündere Ernährung in der
Außerhausverpflegung zu nutzen, wie Kopenhagen es vormacht. Die Verabredung
des Koalitionsvertrags mehr in Schulen zu investieren, muss genutzt werden,
um mit Schulküchen und -Gärten in jeder Schule eine bessere
Ernährungsbildung zu ermöglichen.

Löwenstein weiter: "Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik muss darauf
ausgerichtet werden, mit den Steuergeldern stärker die Bauern zu
unterstützen, die Umwelt, Tiere, Gewässer, Artenvielfalt und Klima
schützen. Bio-Bauern zeigen seit vielen Jahren in Deutschland und weltweit
[4] wie Ökolandbau nicht nur ökonomisch, sondern auch ökologisch
erfolgreich ist."

Die Bundesregierung sei auch gefordert, eine verpflichtende
Tierhaltungskennzeichnung für Fleisch analog zur Eierkennzeichnung
einzuführen. Insgesamt müsse Politik für kohärente Regeln für die Land- und
Ernährungswirtschaft sorgen, die auf die nachhaltigsten Betriebe
zugeschnitten sind - anstatt, wie das derzeit etwa beim Düngerecht
passiert, Bio-Betriebe zu benachteiligen und damit ausgerechnet diejenigen,
die zur Problemlösung beitragen.


Erläuterungen



[1] Dem "Arbeitskreis Biomarkt" gehören folgende Personen/Organisationen
an: Agrarmarkt Informations-Gesellschaft (AMI), bioVista, Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Gesellschaft für Konsumforschung SE (GfK),
Prof. Dr. Ulrich Hamm (Universität Kassel), Klaus Braun
Kommunikationsberatung, Prof. Dr. Paul Michels (Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf) und The Nielsen Company (Germany) GmbH. Der "Arbeitskreis
Biomarkt" wird von der AMI koordiniert.

[2] Laut Bundesverband Naturkost Naturwaren (BNN) lag der Umsatz des
Naturkostfachhandels in 2017 bei 3,29 Mrd. Euro inkl. Non-Food.

[3] Bäckereien, Metzgereien, Obst/Gemüse-Fachgeschäfte, Wochenmärkte,
Abokisten, Versandhandel, Tankstellen.

[4] s. Pressemeldung vom 14.2. "Ökolandbau bietet Chancen für Bauern,
Umwelt & Klima weltweit" auf:

https://boelw.de/presse/pressemitteilungen/

Die aktuelle Situation am Bio-Markt und die Entwicklung des Ökologischen
Landbaus sind ausführlich in der BÖLW-Broschüre "Zahlen, Daten, Fakten -
Die Bio-Branche 2018" dargestellt, die ab sofort unter www.boelw.de zum
Download bereit steht und ab 14.02.18 auch als gedruckte Version erhältlich
ist.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000
Bio-Betrieben über 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Joyce Moewius, Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 030-28482-307, Fax: 030-28482-309

E-Mail: moewius@boelw.de

Internet: www.boelw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1401: Wissenschaftler im Iran von Todesstrafe bedroht - HRK-Präsident protestiert erneut (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 14.02.2018

Iran: Wissenschaftler Ahmadreza Djalali von Todesstrafe bedroht -
HRK-Präsident protestiert erneut



Das oberste Gericht des Iran hat den Antrag abgewiesen, die gegen den seit
fast zwei Jahren inhaftierten Wissenschaftler Dr. Ahmadreza Djalali
verhängte Todesstrafe zu überprüfen. Der Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) hat daraufhin abermals die sofortige
Aufhebung der Todesstrafe sowie die bedingungslose Freilassung des
Wissenschaftlers gefordert.

In einem offenen Brief an das iranische Staatsoberhaupt, Ayatollah Ali
Khamenei, setzt sich der HRK-Präsident außerdem dafür ein, Dr. Djalali
umgehend Zugang zu medizinischer Versorgung zu gewähren. Der
Gesundheitszustand des Wissenschaftlers hat sich in der Haft offenbar
deutlich verschlechtert. Hippler mahnt den Iran, die Menschenrechte zu
wahren, die akademischen Freiheiten zu schützen und die Prinzipien der
Rechtsstaatlichkeit zu würdigen.

"Zweifelsohne bieten die Wissenschaftsbeziehungen zum Iran großes
Potential. Die Wahrung der akademischen Freiheiten und der Schutz der
Menschenrechte sind jedoch Grundbedingungen der Kooperation," so Hippler.

Gegen die Verhaftung und Verurteilung von Dr. Djalali gibt es anhaltende
internationale Proteste. Die HRK unterstützt den Aufruf des
internationalen Netzwerks Scholars at Risk, Unterstützerschreiben für
Ahmadreza Djalali an die iranische Regierung zu schicken.

Der HRK-Präsident hat sich bereits mehrfach gegenüber der iranischen
Staatsführung für eine Freilassung von Ahmadreza Djalali eingesetzt.
Djalali lebt und arbeitet in Schweden, wo er am Karolinska Institut tätig
ist. Seine Festnahme in Teheran erfolgte im April 2016 im Zusammenhang mit
einem Konferenzbesuch.


Weitere Informationen unter:

http://salsa4.salsalabs.com/o/50943/p/dia/action4/common/public/?action_KEY=24246

 Aufruf von Scholars at Risk

https://www.hrk.de/fileadmin/redaktion/hrk/02-Dokumente/02-07-Internationales/HRK_Germany_letter_Djalali_171215.pdf 

HRK-Präsident: Offener Brief an das Staatsoberhaupt des Iran

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Susanne Schilden, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAUEN/712: Drei ostafrikanische Aktivistinnen im Gespräch (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 142, 4/17

"It's all about choices"

Drei ostafrikanische Aktivistinnen im Gespräch

von Claudia Dal-Bianco



Uganda, Ruanda und Äthiopien waren in den vergangenen Jahren und
Jahrzehnten Konflikten und Kriegen ausgesetzt - seien es Genozide,
Bürgerkriege oder Militärdiktaturen. Die Aktivistinnen - Olive
Uwamariya (Ruanda), Kalkidan Lakew (Äthiopien) und Rose
Amulen (Uganda) - erläutern für diesem Artikel, wie sie die
UN-Resolution 1325 anwenden und was Frieden und Gendergerechtigkeit
für sie bedeutet.


Am 31. Oktober 2000 wurde die UN-Resolution 1325 zu Frauen,
Frieden und Sicherheit (UNSCR 1325) einstimmig vom UN-Sicherheitsrat
verabschiedet. Diese Resolution schützt die Rechte von Frauen und soll
ermöglichen, dass sie gleichberechtigt an Friedensverhandlungen,
Konfliktschlichtungen und am Wiederaufbau mitarbeiten können. Für
Postkonflikt-Regionen ist diese Resolution ein wichtiges Instrument
bei den Konfliktlösungen. Uganda hat seit 2008 einen Nationalen
Aktionsplan zur Umsetzung dieser Resolution und Ruanda seit 2009, für
Äthiopien liegt derzeit kein Aktionsplan vor. Obwohl viele Ziele der
Resolution bislang Theorie blieben, gibt es auch Fortschritte in der
Umsetzung.


UNSCR 1325 in der Praxis

Die Resolution ist für viele NGO-Mitarbeiter_innen und Aktivist_innen
ein wichtiges Instrument bei der Durchsetzung von Frauenrechten in
Postkonflikt-Staaten. Das betont Rose Amulen: weil es ein
internationales Dokument ist, woran sich Regierungen halten müssen.
Aktivist_innen können somit auch Druck ausüben und Regierungen dazu
auffordern, aktiv zu werden.

Olive Uwamariya bestätigt ebenfalls die Wichtigkeit der Resolution für
ihre Arbeit. Sie setzt den Fokus auf die Konsequenzen des Genozids in
Ruanda. Friedensarbeit setzt bei der Verarbeitung von Konflikten an,
und das hat Auswirkungen auf das private Leben. Die Resolution
fordert, dass Frauen an Friedensprozessen beteiligt sein müssen. Erst
dadurch kann Frieden nachhaltig gesichert werden. Aber was bedeutet
Friede in Ländern, die zwar momentan relativ stabil sind, aber wo es
in den 1980er bzw. 1990er Jahren zur Verfolgung von Volksgruppen, zu
Genozid oder anderen Menschenrechtsverletzungen kam?


Was bedeutet Friede?

Für Olive Uwamariya herrscht Friede, wenn sich Frauen und Mädchen frei
bewegen können, wenn sie mitbestimmen können. Dabei ist ihr auch
wichtig, Buben und Männer miteinzubeziehen, damit sie Teil einer
Bewegung werden und nicht gegen die Emanzipation und das Empowerment
von Frauen und Mädchen arbeiten. Wichtig ist ihr, dass Männer nicht
entmachtet, sondern dass Frauen als Teil der Gesellschaft mit gleichen
Rechten ausgestattet werden. Friede bedeutet für sie z. B., genau
darauf zu achten, wie Regierungen mit sexueller Belästigung umgehen.
Können Frauen in einer Bar arbeiten, ohne ständig sexuell belästigt zu
werden? Können sie nach der Arbeit nachts alleine nach Hause gehen?
Ihr sind Möglichkeiten, sich als Frau und nicht nur als Mann frei
entfalten zu können, wichtig.

"In Uganda sagen wir immer, dass Friede nicht nur die Abwesenheit von
Konflikt oder Krieg bedeutet. Es geht darum, dass keine Gewalt
existiert, dass alle ein glückliches Leben führen können und dass
Essen am Tisch ist", meint Rose Amulen. Ein wichtiger Aspekt ist auch,
dass Frauen Entscheidungen über ihren Körper treffen können und nicht
als verletzlich gesehen werden.


Organisierung von Frauenbewegungen

Alle drei Aktivistinnen - Rose Amulen, Olive Uwamariya und Kalkidan
Lakew - bedauern, dass keine ostafrikanische Frauenbewegung existiert.
Es gibt diverse Bewegungen, die für unterschiedliche Rechte sprechen,
z. B. für Zugang zu Ressourcen, LGBT-Rechte oder ökonomische
Gerechtigkeit. Ein Problem, warum keine geeinte ostafrikanische
feministische oder Frauenbewegung aufkommt ist u. a. dass die ältere
Generation die jüngere keine Verantwortung übernehmen lässt, so Olive
Uwamariya.

Kalkidan Lakew meint, dass ein inklusives Verhalten fehlt. Es braucht
Räume, wo junge Feministinnen miteinander reden können. Die Themen,
die Frauen in den 1970er und 1980er Jahren auf die Agenden gebracht
haben, sind wichtig, aber die Zeiten haben sich geändert und so auch
die Perspektiven. Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte oder
LGBT-Rechte, das beschäftigt die junge Generation heute.
Olive Uwamariya meint, dass es ein Ziel von ihr ist, diese kleinen
feministischen Gruppen, die bereits existieren, zu einer großen
Bewegung zusammenzubringen. Sie betont, dass die Bedürfnisse der Basis
nicht vergessen werden dürfen. Vor allem, weil oft gesagt wird, die
feministische Bewegung sei eine Elitegruppe von weißen Frauen, die in
reichen Kontexten aufgewachsen sind.

Dem entgegnet Kalkidan Lakew, dass Feminismus oft falsch verstanden
wird, dass es z. B. darum ginge, dass Frauen Männer hassen. Diese
Vorurteile existieren, und viele Menschen distanzieren sich vom
Feminismus, wie beispielsweise so genannte Genderaktivistinnen. Sie
argumentieren, dass sie an Gleichberechtigung und Menschlichkeit
glauben, aber dazu brauche es keinen Feminismus.

"Ein Problem ist der 'Cold War' zwischen Feministinnen und
Genderaktivistinnen - viele der Zweiteren sehen sich nicht als
Feministinnen. Sie erkennen nicht an, dass Feministinnen auch zur
Gendergerechtigkeit beitragen", so Olive Uwamariya.
Auch wenn Feminismus als etwas Westliches gesehen wird, ist es den
drei Aktivistinnen wichtig zu erläutern, wie Feminismus die
Gesellschaften verändern kann: Was bedeutet Feminismus für Frauen? Wie
reden sie mit ihren Männern? Und welche Entscheidungen können sie
selber treffen? Anhand dieser Fragen bringen die drei ihren
Communities Feminismus näher. Frauen treffen Entscheidungen, die für
den Frieden in ihren Gesellschaften wichtig sind.


Was braucht es für eine gendergerechte Welt?

Für Kalkidan Lakew geht es vor allem um Wahlmöglichkeiten, nicht nur
für Frauen, sondern auch für Männer. Alle sollen Entscheidungen
treffen können, um die beste Version von sich selbst zu sein und nicht
in eine Box gesteckt zu werden. Für sie ist es eine Welt, in der sie
nicht immer beweisen muss, dass es auch anders geht! Olive Uwamariya
wünscht sich eine Welt ohne Patriarchat! Das möchte sie gerne erleben.
Eine gendergerechte Welt! Mit gleichen Chancen für alle! Sie möchte
nicht beweisen müssen, dass eine Frau dasselbe wie ein Mann machen
kann. Auch weniger privilegierte Menschen sollen die gleichen Chancen
haben.


ANMERKUNG:

Rose Amulen, Olvie Uwamariya und Kalkidan Lakew arbeiten für
CARE und waren im Mai 2017 auf Einladung von CARE-Österreich in Wien.

HÖRTIPP:

Die Radiosendung "It's all about choices" wurde im Oktober 2017 auf
Radio Orange 94.0 im Rahmen der Sendereihe Globale Dialoge von den
Women on Air ausgestrahlt. Sie kann jederzeit unter www.noso.at
nachgehört werden.

ZUR AUTORIN:
 Claudia Dal-Bianco ist Redakteurin bei der
Frauen*solidarität (derzeit in Karenz) und den Women on Air. Sie lebt
in Wien.

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 142, 4/2017, S. 14-15

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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MELDUNG/178: Künstlersozialabgabe - Verfassungsbeschwerde wurde vom BVerfG abgelehnt (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Künstlersozialabgabe: Verfassungsbeschwerde wurde vom BVerfG
abgelehnt

Aktion des Bundes der Steuerzahler gegen die soziale Absicherung der
Künstler ist obskur



Berlin, den 15.02.2018. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, ist erfreut, dass die Verfassungsbeschwerde eines
Unternehmens zur Künstlersozialabgabe vom Bundesverfassungsgericht nicht
angenommen wurde. Ein Unternehmen hatte im Jahr 2015 vor dem
Bundesverfassungsgericht die Beschwerde bezüglich der Rechtmäßigkeit der
Künstlersozialabgabe eingereicht. Diese Beschwerde wurde vom Bund der
Steuerzahler unterstützt. Das Bundesverfassungsgericht hat nun einstimmig
geurteilt, dass die Verfassungsbeschwerde (I BvR 2885/15) nicht angenommen
wird. Die Entscheidung ist unanfechtbar.

Die Künstlersozialabgabe sichert zusammen mit dem Beitrag der Versicherten
und einem Bundeszuschuss die Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung der
über die Künstlersozialkasse versicherten freiberuflichen Künstler und
Publizisten. Die Künstlersozialabgabe fällt an, wenn Unternehmen mit
freiberuflichen Künstlern und Publizisten zusammenarbeiten. In diesem Jahr
beträgt die Künstlersozialabgabe 4,2 Prozent der von den Unternehmen an
freiberufliche Künstler und Publizisten gezahlten Honorare. Der Abgabesatz
konnte damit erneut gesenkt werden, was auch mit der kontinuierlichen
Prüfung der Unternehmen im Rahmen der turnusgemäßen Prüfung durch die
Deutsche Rentenversicherung zurückzuführen ist. Sie führt dazu, dass alle
abgabepflichtigen Unternehmen ihrer Verpflichtung nachkommen.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Gut, dass das Bundesverfassungsgericht so klar und unmissverständlich die
Verfassungsbeschwerde zur Künstlersozialabgabe zurückgewiesen hat.
Deutschland ist ein Kultur- und ein Sozialstaat. Die
Künstlersozialversicherung ist Ausdruck dieses Staatsverständnisses. Ich
hoffe sehr, dass diese unmissverständliche Zurückweisung der
Verfassungsbeschwerde einmal mehr unterstreicht, dass die
Künstlersozialversicherung ein fester Bestandteil des
Sozialversicherungssystems in Deutschland ist. Im Entwurf des
Koalitionsvertrags von CDU, CSU und SPD wird die große Bedeutung der
Künstlersozialversicherung ebenfalls unterstrichen. Obskur bleibt, bei dem
Versuch die Künstlersozialabgabe beim Bundesverfassungsgericht anzufechten,
aber die Rolle des Bundes der Steuerzahler, der letztlich mit dieser Aktion
die Privatwirtschaft auf Kosten des Steuerzahlers entlasten wollte. Denn
hätte das Bundesverfassungsgericht die Künstlersozialabgabe für
verfassungswidrig erklärt, hätte der Staat mit Steuermitteln die gerissene
Lücke bei der Finanzierung der Künstlersozialversicherung schließen müssen,
die Künstlerinnen und Künstler sind wegen ihres extrem geringen Einkommens
dazu nicht in der Lage. Der Bund der Steuerzahler wird erklären müssen,
warum er sich gegen die soziale Absicherung der Künstlerinnen und Künstler
stellt und gleichzeitig die Interessen seiner eigenen Mitglieder mit Füßen
tritt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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UN-REPORT/104: Gleichstellung der Geschlechter in der Agenda 2030 (DGVN)


Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

UN WOMEN-Bericht zeigt Herausforderungen für Frauen und Gleichstellung
der Geschlechter bei Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung



Bonn/Berlin, 15.2.2018. UN Women, die Frauenorganisation der Vereinten
Nationen, stellt am 15. Februar zusammen mit dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ), der Deutschen
Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V. (DGVN) und dem Deutschen
Komitee für UN Women den neuen globalen Bericht "Den Versprechen Taten
folgen lassen: Gleichstellung der Geschlechter in der Agenda 2030" mit
zahlreichen aktuellen Daten zur Gleichstellung der Geschlechter vor.

Erstmals seit Verabschiedung der Agenda 2030 und der globalen Ziele für
nachhaltige Entwicklung (SDG) im Jahr 2015 liegen nun Zahlen vor, die das
erschreckende Ausmaß der allgegenwärtigen Diskriminierung von Frauen und
Mädchen weltweit zeigen.

Die Daten belegen, dass die Gleichstellung der Geschlechter der Schlüssel
zum Erreichen aller globalen Entwicklungsziele ist. Der Bericht beleuchtet
deshalb die 17 Ziele aus einer Geschlechterperspektive und nennt konkrete
Möglichkeiten zu deren erfolgreicher Umsetzung bis zum Jahr 2030.

"Der Fokus der Agenda 2030 liegt derzeit auf den Themen Frieden,
Gleichheit, Wohlstand und Nachhaltigkeit und ist damit ein starker
Gegenentwurf zu den sich verstärkenden weltweiten Konflikten, zu
Ausgrenzung und Umweltproblemen", sagt Yannick Glemarec, stellvertretender
Exekutivdirektor UN Women, der den Bericht in Berlin vorstellt. "Frauen
sind besonders stark betroffen von allen weltweiten Herausforderungen und
spüren häufig die Auswirkungen als erste. Es ist deshalb dringend
notwendig, ihre Perspektive für die Erreichung der globalen
Entwicklungsziele noch stärker zu berücksichtigen", so Glemarec.

Die neuen Analysen von UN Women zeigen unter anderem:

• In 89 Staaten mit verfügbaren Daten zählen Frauen und Mädchen zu den
ärmsten 330 Millionen Menschen weltweit. Auf 100 Männer kommen jeweils 4
Frauen mehr, die von weniger als 1,90 US-Dollar (ca. 1,55 Euro) leben.
Besonders in den reproduktiven Jahren zwischen 25 und 34 Jahren sind Frauen
von starker Armut betroffen.

• Mehr als die Hälfte der Frauen in Entwicklungsländern leben auch in
städtischen Bereichen in Umständen, in denen mindestens eines der folgenden
Dinge fehlt: Zugang zu sauberem Wasser, gute sanitäre Anlagen, dauerhafte
Wohnunterkünfte und eine ausreichend sichere und lebenswerte Umgebung.

• Das Beenden aller Formen von Gewalt gegenüber Frauen und Mädchen ist
eine Grundvoraussetzung für friedliche Gesellschaften. Derzeit ist eine von
5 Frauen unter 50 Jahren in den letzten zwölf Monaten von physischer
und/oder sexualisierter Gewalt durch einen Intimpartner betroffen.

• Zwischen 2010 und 2015 gab es einen weltweiten Verlust von 3,3
Millionen Hektar Wald-/Forstgebieten. Besonders für arme Frauen auf dem
Land bedeutet das häufig den Verlust ihrer Lebensgrundlage.

Der Bericht hält umfangreiches Datenmaterial bereit und schaut dabei
erstmals nicht nur auf Entwicklungsländer, sondern gezielt auch auf Frauen
in Industrie- und Schwellenländern. Eine Fallstudie zu den USA belegt
beispielsweise, dass das Armutsrisiko für schwarze Frauen mehr als doppelt
so hoch ist wie für weiße oder asiatische Frauen.

"Wir haben uns mit der Agenda 2030 weltweit darauf verständigt, niemanden
zurück zu lassen. Unser neuer Bericht zeigt eindrucksvoll, dass uns das
nicht gelingen wird, wenn wir keine deutlichen Fortschritte bei der
Gleichstellung der Geschlechter erreichen", sagte UN Women
Exekutivdirektorin Phumzile Mlambo-Ngcuka gestern in New York. "Wir
begreifen die neuen Daten als dringendes Signal, jetzt zu handeln und
zeigen im Bericht die dafür notwendigen Schritte auf", so Mlambo-Ngcuka
weiter.

Notwendige Schritte sind zum Erreichen der Entwicklungsziele sind für UN
Women u.a.:

• Integrierte politische Maßnahmen, die helfen, mehrere Ziele zur
gleichen Zeit zu erreichen. Der Bericht zeigt beispielsweise, dass
kostenlose Kinderbetreuung Frauen nicht nur Zugang zu bezahlter Arbeit
verschafft, sondern dass das Einkommen gleichzeitig dazu beiträgt, dass die
Kinder gesünder sind und mit besserer Nahrung versorgt werden können.
Beispiele aus Südafrika und Uruguay zeigen, dass die Investition in
Kinderbetreuung durch neu geschaffene Jobs für Frauen und den daraus
entstehenden Steuern in großen Teilen refinanziert werden können.

• Mehr und bessere Statistiken: Derzeit ist es nicht möglich, die
Auswirkungen auf und den Einfluss von Frauen und Mädchen auf alle 17
Entwicklungsziele zu analysieren. Sechs Ziele haben keine Indikatoren, die
das Geschlecht berücksichtigen; für andere Indikatoren fehlen verfügbare
Daten. Das Fehlen von frühzeitigen und regelmäßigen Daten erschwert das
Monitoring erheblich.

• Finanzkluft schließen: Die finanzielle Kluft, die derzeit eine
nachhaltige Welt verhindert, kann geschlossen werden. Beispielsweise durch
die bessere Kontrolle von Finanzströmen und durch das Verhindern von
Kapitalflucht, die insbesondere Entwicklungsländer betrifft.
Gesellschaftliche Sicherheitsnetze und essenzielle soziale Dienstleistungen
könnten durch eine Umkehr der Kapitalströme massiv gestärkt werden.

• Regierungsverantwortliche müssen Gleichheit der Geschlechter
berücksichtigen: Dazu gehört, dass politische Zusagen eingehalten werden
und auch eine starke Zivilgesellschaft gefördert wird.

Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller anlässlich der Vorstellung heute
in Berlin: "Benachteiligung beginnt bereits vor der Geburt, denn manche
Mädchen werden aufgrund ihres Geschlechtes gar nicht erst geboren. Und
Benachteiligung verfolgt viel zu viele Frauen ein Leben lang. Der Bericht
ist daher Appell an uns alle: Wir müssen den Versprechen endlich Taten
folgen lassen und Mädchen und Frauen zu ihrem Recht verhelfen! Der Bericht
belegt leider allzu deutlich, wie weit der Weg noch ist."


Hier finden Sie die deutsche Zusammenfassung des Berichts:

https://www.unwomen.de/schwerpunkte/die-agenda-2030-fuer-nachhaltige-entwicklung.html

Hier gelangen Sie zum Gesamtbericht (Englisch):

http://www.unwomen.org/en/digital-library/publications

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2018

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 25 93 75 - 0, Fax: +49 30 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: www.dgvn.de
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STATISTIK/4361: Rohstoffeinsatz für Konsum und Investitionen 2014 - 1,3 Milliarden Tonnen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 15.02.2018

Rohstoffeinsatz für Konsum und Investitionen 2014: 1,3 Milliarden
Tonnen



WIESBADEN - Der Rohstofffußabdruck Deutschlands beträgt für das Jahr 2014
nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (Destatis) 1,30
Milliarden Tonnen. Er gibt an, wie viele Rohstoffe weltweit für die
Herstellung von Gütern in Anspruch genommen wurden, um die deutsche Konsum-
und Investitionsnachfrage zu bedienen. Im Vergleich zum Jahr 2000 ist
dieser Wert um 17 % zurückgegangen. Allerdings hat er sich seit 2010 kaum
noch verändert (+ 1 %).

Etwa ebenso viele Rohstoffe wie für inländischen Konsum und inländische
Investitionen werden zur Befriedigung der ausländischen Nachfrage
eingesetzt: Die deutschen Exporte in Rohstoffäquivalenten betrugen im Jahr
2014 rund 1,34 Milliarden Tonnen. Dieser Wert umfasst alle Rohstoffe, die
von der deutschen Wirtschaft aus der Umwelt entnommen oder in Form von
Rohstoffen und weiterverarbeiteten Gütern importiert, verarbeitet und dann
(wieder) exportiert werden. Im Zeitraum von 2000 bis 2014 hat der
Rohstoffeinsatz für die deutschen Exporte um nahezu ein Drittel (32 %)
zugenommen, seit 2010 ist er allerdings fast stabil.

Der gesamte Rohstoffeinsatz für inländische (1,30 Milliarden Tonnen) und
ausländische Nachfrage (1,34 Milliarden Tonnen) lag 2014 bei 2,64
Milliarden Tonnen. Setzt man den preisbereinigten Wert des inländischen
Konsums, der inländischen Investitionen und der Exporte ins Verhältnis zu
dieser eingesetzten Rohstoffmasse, so ergibt sich die
Gesamtrohstoffproduktivität. Sie stieg im Zeitraum von 2010 bis 2014 um
insgesamt rund 8 % an. Das entspricht einem durchschnittlichen Zuwachs von
1,9 % je Jahr. Damit ist das Nachhaltigkeitsziel der Bundesregierung, die
im Zeitraum 2000 bis 2010 beobachtete Entwicklung fortzusetzen, momentan
erfüllt.

Um den Rohstoffeinsatz über die gesamte Wertschöpfungskette zu
berücksichtigen, werden alle Güter als sogenannte Rohstoffäquivalente
ausgedrückt. Diese Berechnungen führen die Umweltökonomischen
Gesamtrechnungen (UGR) des Statistischen Bundesamtes durch, finanziert
durch den Umweltforschungsplan des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.



Detaillierte Ergebnisse liegen im Bereich Publikationen vor.

Weiteres

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Umweltökonomische Gesamtrechnungen vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 049 vom 15.02.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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UNTERNEHMEN/2693: Studie - Schleswig-Holsteinische Unternehmen zeigen Verantwortung (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 13.02.2018

Studie: Schleswig-Holsteinische Unternehmen zeigen Verantwortung



Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in Schleswig-Holstein tragen große
Verantwortung in den Bereichen Gesellschaft, Ökologie und Personal. Zu
diesem Schluss kommt eine repräsentative Studie des Kiel Center for
Philosophy, Politics and Economics (KCPPE) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Finanziert wurde das
Forschungsprojekt von der Staatskanzlei im Rahmen der
Landesentwicklungsstrategie Schleswig-Holstein
2030.

Sie haben weniger als 10, 50 oder 250 Beschäftigte und erzielen weniger
als 2, 10 oder 50 Millionen Euro Jahresumsatz. Dennoch sind 60,7 Prozent
aller Erwerbstätigen in Deutschland (rund 76 Prozent in
Schleswig-Holstein) in kleineren und mittleren Unternehmen beschäftigt.
KMUs sichern damit viele Arbeitsplätze und regionale Wertschöpfungsketten.
Sie prägen darüber hinaus die lokale Gemeinschaft, unterstützen
gemeinnützige Projekte und sind im Umweltschutz aktiv. Mit anderen Worten:
Sie tragen unternehmerische Verantwortung in Form von Corporate Social
Responsibility (CSR).

Gemessen wurde das gesellschaftliche Engagement von KMUs auf Landesebene
bislang nicht. Die bisherige Forschung konzentrierte sich weitgehend auf
große und multinationale Konzerne. Ihre aufsehenerregenden Fehltritte
haben ebenso wie ihre gesellschaftlichen Beiträge meist größere
Auswirkungen auf die Umwelt und das Gemeinwesen. Zudem haben große
Unternehmen mehr Möglichkeiten, ihren Einsatz medienwirksam zu vermarkten.
"Kleine und mittlere Unternehmen sind jedoch viel erfolgreicher bei der
Implementierung und Umsetzung von CSR", berichtet Projektleiter Dr.
Alexander Lorch von der CAU auf Basis der aktuellen Forschungsergebnisse.
Die Studie mache deutlich, dass sich kleine und mittlere Unternehmen ihrer
Verantwortung für Umwelt und Gesellschaft bewusst sind und ihre Rolle über
die als regionaler Arbeitgeber hinausgeht: "KMUs sind deutlich flexibler,
näher an den Kunden und direkter in das lokale Gemeinwesen eingebettet.
Sie kennen die Probleme und Wünsche der Menschen vor Ort und in der Region
und können so gezielter darauf reagieren. Damit leisten sie einen nicht zu
unterschätzenden Beitrag im Bereich der unternehmerischen Verantwortung",
so Lorch weiter. Und diese Verantwortung kommt laut Studie zu 75 Prozent
den Kommunen und Gemeinden zugute.

Überraschend war für die Forscher der Uni Kiel, dass die Unternehmen dabei
vielfach auch auf moderne Formen des Engagements zurückgreifen. Dazu
zählen zum Beispiel Corporate Volunteering, also betriebliche
Freiwilligenprogramme. Rund 60 Prozent der KMUs wollen damit ihre
Beschäftigten bei der Ausübung von Ehrenämtern unterstützen oder stellen
kostenlose Dienstleistungen zur Verfügung. Eine weitere wertvolle
Erkenntnis zeigte sich beim Thema Personalpolitik: Obwohl den Unternehmen
vor Ort der Fachkräftemangel (80 Prozent) und die Abwanderung junger
Menschen (44 Prozent) Sorgen bereiten, setzen sie ihre CSR-Aktivitäten
eher zur Mitarbeitermotivation als zur Gewinnung neuer Fachkräfte ein.
"Darin sehen wir großes Potenzial für die Unternehmen. Mit ihrem
gesellschaftlichen Engagement könnten sie sich als attraktiver Arbeitgeber
präsentieren und engagierte junge Menschen in der Region halten", sagt
Martin Kunze, Projektmitarbeiter am KCPPE.

Insgesamt 463 kleinere und mittlere Unternehmen mit Sitz in
Schleswig-Holstein haben die Kieler Wissenschaftler dazu im vergangenen
Jahr telefonisch und anonym befragt. Neben der Erfassung unterschiedlicher
Formen von Verantwortungsübernahme durch KMUs setzten sie sich auch damit
auseinander, welche Herausforderungen in Schleswig-Holstein zu meistern
sind und wie die Politik das gesellschaftliche Engagement fördern kann. So
erschweren den KMUs nach eigenen Aussagen vor allem fehlende zeitliche,
personelle und finanzielle Ressourcen das gesellschaftliche Engagement.
Dagegen können staatliche Förderungen, steuerliche Vorteile und der
Erfahrungsaustausch mit anderen Unternehmen das gesellschaftliche
Engagement von KMUs stärken.

Die Empfehlung der Forscher an die Politik lautet daher: "Das
gesellschaftliche Engagement kleinerer und mittlerer Unternehmen muss in
der Landes- und Kommunalpolitik wahrgenommen werden und Eingang in die
Nachhaltigkeitsstrategien finden, indem nicht nur Empfehlungen für große,
sondern auch für kleine und mittlere Unternehmen herausgegeben werden.
Zusätzlich können die Auslobung von Preisen für unternehmerisches
Engagement oder die Berücksichtigung dieses Engagements in öffentlichen
Vergaberichtlinien wichtige Anreize gerade für KMUs setzen", empfiehlt
Lorch. Schließlich gelte nach wie vor der Grundsatz: "Tue Gutes und rede
darüber". "Die Herstellung von Öffentlichkeit sorgt für Anerkennung und
letztlich auch für unverzichtbare Werbung", schließt Lorch.


Die Studienergebnisse zusammengefasst:



Verantwortungsbereich Gesellschaft

Das gesellschaftliche Engagement von kleinen und mittleren Unternehmen in
Schleswig-Holstein findet überwiegend vor Ort und der Region statt, also
in der Kommune und im Land Schleswig-Holstein. 95 Prozent der KMU
engagieren sich gesellschaftlich; 75 Prozent davon engagieren sich in der
Kommune und Gemeinde. "Klassische" Engagementformen sind dabei am
häufigsten vertreten: rund 70 Prozent spenden Geld, rund 60 Prozent setzen
auf Corporate Volunteering. Grafik: Anke Kuring, CAU

www.uni-kiel.de/download/pm/2018/2018-034-1.png

Verantwortungsbereich Personal

Die wichtige Bedeutung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter spiegelt sich
auch in CSR-Aktivitäten wider. CSR wird dabei als Instrument zur
Steigerung der Mitarbeitermotivation angesehen, nicht aber als Instrument
der Mitarbeitergewinnung. Dies deutet auf ungenutztes Potenzial hin, das
dem Fachkräftemangel und auch der Abwanderung junger Menschen aus der
Region entgegenwirken könnte. 97 Prozent der KMUs bieten ihren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Leistungen über die gesetzlich
geforderten hinaus. Knapp über 80 Prozent der KMUs unterstützen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei sozialen Problemen. Mehr als 70
Prozent leisten zusätzliche Beiträge zur Altersvorsorge. Grafik: Anke
Kuring, CAU

www.uni-kiel.de/download/pm/2018/2018-034-2.png

Verantwortungsbereich Umwelt

Auch die Themen Ökologie und Umweltschutz haben für KMUs in Schleswig-
Holstein hohe Relevanz. "Energieeffizienz und Energieeinsparung" sowie
"Umwelt- und Naturschutz" werden von jeweils knapp 80 Prozent der
befragten Unternehmen als wichtig und sehr wichtig eingeschätzt. Über 80
Prozent achten auf die Energieeffizienz von Gebäuden. Rund 75 Prozent
versuchen, Abfälle und Emissionen zu reduzieren. Knapp über 33 Prozent
greifen dabei auf branchenspezifische Umweltstandards zurück. Grafik: Anke
Kuring, CAU

www.uni-kiel.de/download/pm/2018/2018-034-3.png


Die ausführliche Studie steht zum Download bereit unter:

www.kcppe.uni-kiel.de/de/forschung-publikationen/csr-von-kmu-in-schleswig-holstein

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung nter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Dr. Boris Pawlowski, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MIETRECHT/359: Barrierefreiheit - nicht um jeden Preis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Februar 2018

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Barrierefreiheit - nicht um jeden Preis



München/Berlin (DAV). Der demographische Wandel der Gesellschaft macht
es erforderlich, dass immer mehr Wohnungen einen barrierefreien Zugang
haben. Dies gilt zum einen für die Wohnung selbst, aber auch für die
gemeinschaftlichen Einrichtungen wie Treppenhaus oder der Zugang zu
dem Gebäude. Insofern ist es immer im Interesse einer
Wohnungseigentümergemeinschaft, Maßnahmen vorzunehmen, die einen
barrierefreien Zutritt zu dem Gebäude und zu den einzelnen Wohnungen
ermöglichen. Dies ist auch dann sinnvoll, wenn ein konkreter Bedarf
noch nicht vorliegt, da hier zum einen die bessere Vermietbarkeit der
Wohnung und auch ein höherer Erlös bei deren Verkauf zu erwarten ist.

Anlässlich dieser Problematik informiert die Arbeitsgemeinschaft
Mietrecht und Immobilien im Deutschen Anwaltverein (DAV) über eine
Entscheidung des Amtsgerichts München vom 5. Juli 2017
(AZ: 482 C 26378/16).

In der Entscheidung wurde ein Beschluss dahingehend gefasst, dass eine
Rollstuhlrampe vor der Fassade genehmigt wurde, da ein Eigentümer auf
diese angewiesen war. Der beantragende Wohnungseigentümer wurde in dem
Beschluss verpflichtet, die laufenden Kosten der Instandhaltung für
diese Rampe zu tragen und bei Verkauf der Wohnung, sofern die
Gemeinschaft dies fordert, den Rückbau der Rampe auf seine Kosten
vorzunehmen. Gegen diesen Beschluss wurde von einem anderen Eigentümer
Anfechtungsklage erhoben.

Das Amtsgericht gab hier den Klägern Recht und hob den Beschluss auf,
da er nicht ordnungsgemäßer Verwaltung entspricht. Grundsätzlich wurde
zwar festgestellt, dass ein Anspruch auf Zustimmung zu einer baulichen
Veränderung bestehen kann, wenn eine Duldungspflicht besteht. Hierzu
ist eine Abwägung der Interessen im Einzelfall erforderlich. Hierzu
nahm das Gericht im Einzelnen keine Stellung; die Tatsache, dass eine
Maßnahme beschlossen werden musste und auch sollte, wurde nicht
infrage gestellt.

Ein ordnungsgemäßer Beschluss war nach Auffassung des Gerichts
vielmehr deswegen nicht zustande gekommen, weil hier verschiedene
geeigneten Maßnahmen zur Verfügung standen, hinsichtlich derer die
Wohnungseigentümer in einer mehrheitlichen Entscheidung von ihrem
Mitbestimmungsrecht hätten Gebrauch machen können. Insofern sei von
dem Kläger dargelegt worden, dass durchaus andere technische Lösungen
infrage kämen als die zur Abstimmung vorgelegte Rampe. Diese
Alternativen wurden jedoch im Wege der Beschlussfassung nicht erörtert
und den Eigentümern dargestellt. Insofern war es den Eigentümern nicht
möglich, sachgerecht das ihnen zustehende Mitbestimmungsrecht ausüben
zu können.

Für einen ordnungsgemäßen Beschluss hätten die verschiedenen
Möglichkeiten erörtert werden müssen, um dann eine Entscheidung
herbeizuführen. Insofern stellt allein die Tatsache, dass Beschlüsse
auf einer unzureichenden oder fehlerhaften Entscheidungsgrundlage
gefasst wurden, einen eigenen Anfechtungsgrund dar. In dem konkreten
Fall wären die Eigentümer rechtzeitig vor Beschlussfassung über
mögliche bauliche Alternativen zu informieren gewesen. Da dies nicht
geschehen ist, entspricht der Beschluss gerade nicht ordnungsgemäßer
Verwaltung und ist anfechtbar.

Letztlich ist auch hier zwischen dem "Ob" und "Wie" zu unterscheiden.
Gegebenenfalls hat der Wohnungseigentümer einen Anspruch darauf, dass
eine (von verschiedenen) Maßnahme zu seinen Gunsten geduldet wird,
damit er seine Wohnung barrierefrei erreichen kann. Wie diese jedoch
im Einzelnen auszusehen hat und wie die bauliche Maßnahme vorzunehmen
ist, sei von den Wohnungseigentümern mehrheitlich zu entscheiden.

Informationen: www.mietrecht-dav.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 02/18 vom 13. Februar 2018

Mietrechtsanwälte des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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MIETRECHT/358: Alle Jahre wieder - Winterdienst bei Schneefall (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Februar 2018

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Alle Jahre wieder: Winterdienst bei Schneefall



Berlin (DAV). Alle Jahre wieder in der kalten Jahreszeit stellt sich
die Frage, wer für den Winterdienst verantwortlich ist. Da es für
niemanden verlockend ist, sich früh morgens in der Kälte mit
Schneeschippen zu beschäftigen, versucht jeder einen anderen
Verantwortlichen zu finden: ob Vermieter oder Mieter, Verwalter oder
Hausmeister, Verwalter oder Eigentümer. Die Diskussion beginnt
zuverlässig spätestens im November eines jeden Jahres. Aber wo muss
überhaupt geräumt werden. Der gesamte Bürgersteig? Oder nur an
Zufahrten?

Anlässlich dieser Fragen informiert die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht
und Immobilien im Deutschen Anwaltverein (DAV) über eine Entscheidung
des Kammergerichts in Berlin vom 8. September 2017 (AZ: 4 U 57/16).

In der Entscheidung war nicht streitig, wer hätte streuen müssen.
Vielmehr war die Frage, ob da wo die Passantin letztlich hinfiel, auch
hätte geräumt werden müssen. An dieser Stelle waren Fahrbahn und
Gehweg nicht durch bauliche Maßnahmen oder Verkehrszeichen voneinander
abgegrenzt. Der Beklagte berief sich darauf, dass zum einen eine
Unterteilung fehle, es sich darüber hinaus um eine verkehrsberuhigten
Bereich handele, bei dem sich Fußgänger überall aufhalten könnten.
Letztlich reiche es daher, wenn "irgendwo" geräumt sei. Die Passanten
und damit auch die Klägerin seien auf diesen geräumten Bereich zu
verweisen.

Dieser Ausführung folgte das Gericht nicht. Auch wenn es keine
eindeutige Unterscheidung und bauliche Abgrenzung gebe, so wird nach
allgemeiner Lebenserfahrung für den Fußgängerverkehr bevorzugt der
Bereich genutzt, der einem klassischen Gehweg entspricht.

Selbst wenn in der verkehrsberuhigten Zone grundsätzlich nur
Schrittgeschwindigkeit gefahren werden darf, setzt sich nach
Überzeugung des Gerichts kein Fußgänger der Situation aus, auf
Fahrzeuge Rücksicht zu nehmen und denen gegebenenfalls sogar
ausweichen zu müssen. Der Beklagte war daher auch in dem Bereich des
Sturzes zur Räumung verpflichtet und hat sich - da der Gehweg
verschneit war - gegenüber der Klägerin schadensersatzpflichtig
gemacht, als diese ausrutschte und sich beim Sturz verletzte.

Es ist also stets darauf zu achten, dass der Bereich von der
Räumungspflicht umfasst ist, der klassischerweise von den Fußgängern
genutzt wird. Dabei sind die tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort
ausschlaggebend, nicht die theoretische Einordnung der Fläche nach der
Straßenverkehrsordnung.

Informationen: www.mietrecht-dav.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 01/18 vom 13. Februar 2018
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INTERNATIONAL/312: El Salvador - UNO zeigt sich alarmiert über Indizien auf außergerichtliche Hinrichtungen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

UNO zeigt sich alarmiert über Indizien auf außergerichtliche 
Hinrichtungen in El Salvador



Oaxaca, 7. Februar 2018, La Minuta) - Nach dem Besuch der
UNO-Sonderberichterstatterin Agnes Callamard in El Salvador, zeigt
sich die UNO [1] alarmiert über Indizien, die auf außergerichtliche
Hinrichtungen deuten und mit der staatlichen Kampagne, die ein hartes
Durchgreifen gegen Gang-Mitglieder (pandillas) verfolgt, in Verbindung
gebracht wird. Die UNO verlangt eine Beilegung dieser Praxis, um den
Teufelskreis der Straflosigkeit zu durchbrechen.

"Ich bin auf Verhaltensmuster des Sicherheitspersonals gestoßen, die
als außergerichtliche Hinrichtungen und exzessive Anwendung von Gewalt
betrachtet werden können", sagte Callamard auf einer Pressekonferenz
über die zwölftägige Untersuchung in El Salvador. Callamard
kritisierte außerdem die Haltung der Regierungsverantwortlichen
gegenüber den Vorwürfen. Sie hielt fest, dass die Verantwortlichen die
Gewalt nicht weiter verschärfen sollen, unabhängig davon, wie komplex
sich der Kontext darstelle oder wie hoch die Ansprüche an öffentliche
Gelder seien.


Regierung weist den Appell der UNO zurück

Von Regierungsseite wurde der Appell der UNO, die "grausamen und
unmenschlichen" Praktiken zu beenden, die in Gefängnissen mit
Gang-Mitgliedern angewendet werden, zurückgewiesen. "Wir respektieren
diese Meinungen, aber der wichtigste und relevanteste Druck geht von
den Klagen der Bevölkerung aus, die nach einer Garantie und
Verbesserung der Sicherheit im Land verlangen", sagte der
Regierungssprecher Eugenio Chicas in einem Interview im staatlichen
Fernsehen.

In El Salvador kam es im Jahr 2017 zu mindestens 3954 Morden, das sind
25 Prozent weniger als im Jahr zuvor. Ein Sprecher der
Sicherheitskräfte gibt an, dass dies der Regierungsoffensive gegen die
Gangs zuzuschreiben sei.


Ein aufschlussreicher Hintergrundartikel auf Spanisch ist zu finden
unter:

http://www.anticapitalistes.net/spip.php?article7471

Anmerkung:

[1] http://sv.one.un.org/content/unct/el_salvador/es/home/sala-prensa/noticias/relatora-sobre-ejecuciones-extrajudiciales-concluye-su-visita-a-.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/uno-zeigt-sich-alarmiert-ueber-indizien-auf-aussergerichtliche-hinrichtungen-in-el-salvador/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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SCHACH-SPHINX/06477: Falsch und falsch wird manchmal richtig (SB)


An die Gradlinigkeit des Sieges glauben nur Optimisten, der Kenner
weiß um die Schleichwege und krummen Gedanken, mit denen er es zu tun
bekommt, wenn er eine besser stehende Position zu einem Partiegewinn
verdichten will. Die Theoriebücher machen es sich da sehr einfach.
Hier und da fallen die Kraftzüge und Ausrufezeichen, als sei der
Gewinnweg kein Rätsel, sondern eine Einbahnstraße, die man betreten
und geradenwegs durchwandern müsse, um zum Ziel zu kommen. Manchmal
indes können auch falsche Entscheidungen durchaus zum Sieg führen, wie
es schon der große deutsche Lehrmeister Siegbert Tarrasch
apostrophiert hatte. "Der Beginn einer falschen Kombination, die, wie
dies mitunter der Fall ist, zum Siege führt", schrieb der gebürtige
Breslauer Meister und Arzt zu seiner Verlustpartie gegen den
Amerikaner Pillsbury aus dem Jahre 1896. Tarrasch hatte sich in dieser
Partie einfach blenden lassen. Nun hat man nicht jederzeit einen
kleinen Engel im Ohr, der mit der Versuchung ringt. Auf sich allein
gestellt, zeigt sich, ob man Herr wird über das Gewirr der
Irritationen oder ihm unterliegt. Man kann also sehr wohl einen
fehlerhaften Zug machen. Solange er nicht bestraft wird, können auch
schlechte Züge von noch schlechteren emporgehoben werden wie im
heutigen Rätsel der Sphinx, wo Anatoli Karpow mit 1.Dd5xb7? Ta8-b8
2.Db7-a7 den Vorteil seiner Stellung verdarb. Sein Kontrahent
Polugajewsky hätte nun mit 2...Dc2-e2! 3.Td1-e1 De2-h5 ausgleichen
können. Statt dessen bügelte er Karpows Fehler wieder glatt, indem er
2...Dc2-c6? spielte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06477: Falsch und falsch wird manchmal richtig (SB)]



Karpow - Polugajewsky

Wettkampf 1974


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zeit, die Ernte einzuholen für Najdorf nach 1.Sd5-b4. Für Kramer
völlig überraschend kam der kecke Springerzug 1...Se4-f2!! Nun
scheiterte 2.Kg1xf2 am Mattüberfall durch 2...Dd8-h4+ 3.Kf2-f1 Lc6-
b5+. Kramer vertraute daher auf 2.Sb4xc6, verlor allerdings nach dem
zweiten frechen Springerzug 2...Sf2xd1! wegen der Mattdrohung auf e1
die Qualität. Es folgte noch 3.Lc1-d2 b7xc6 4.Ta1xd1 d4-d3 5.Da7-a6
Dd8-d4+ 6.Kg1-h1 Dd4xb2 7.Da6-c4+ Kg8-h8 8.h2-h3 c6-c5 9.a2-a4 -
9.Dc4xd3 Tc8-d8 - 9...Db2-d4 10.Dc4xd4 Lg7xd4 11.Lf3-g4 Tc8-c7 12.Ld2-
a5 Tc7-f7 13.La5-b6 Tf7-f2 14.a4-a5 d3-d2 15.Kh1-h2 Te8-e1 16.Kh2-g3
Te1xd1 und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 20. Februar 2005
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TAGUNG/633: Schloss Waldthausen bei Mainz - Bewerbungsstart für das Deutsche Lehrerforum 2018, 13.-15.9.


idw - Pressemitteilung: Stifterverband

Bewerbungsstart für das Deutsche Lehrerforum 2018



Lernen und Lehren für das 21. Jahrhundert - das ist das Thema des
vierten Deutschen Lehrerforums. Vom 13. bis 15. September 2018 werden
im Schloss Waldthausen bei Mainz Lehrkräfte aus ganz Deutschland
zusammenkommen, um Schule und Unterricht für morgen gemeinsam zu
gestalten.

Die Anforderung an Schüler und Lehrer entwickeln sich im digitalen
Zeitalter immer schneller. So müssen sich Lehrende und Lernende immer
wieder auf Veränderungen in ihrer Lebens- und Arbeitswelt einstellen.
Eine Herausforderung, die neue Fähigkeiten aller Beteiligten des
Bildungssystems abverlangt.

Das vierte Deutsche Lehrerforum will Lehrkräfte aus ganz Deutschland
zusammenbringen, um gemeinsam zu erörtern, welche Kompetenzen,
Haltungen oder Strategien Schüler im 21. Jahrhundert benötigen und wie
diese gestärkt werden können. Neben Kurzvorträgen und
Plenumsdiskussionen stehen sogenannte Werkstätten auf dem Programm.
Hier können die Teilnehmer ihre Unterrichtsansätze und Projekte
vorstellen, mit denen sie die notwendigen Fähigkeiten für die Zukunft
bereits fördern. In einem Barcamp bestimmen die Lehrer schließlich
selbst die Themen, die sie in offener Runde vertiefen möchten.

Lehrkräfte sowie Studierende und Referendare aus ganz Deutschland
können sich ab sofort online unter www.deutsches-lehrerforum.de
bewerben. Gesucht werden Tandems, vorzugsweise Teams zusammengesetzt
aus einem Studierenden, Referendar, Teach First-Fellow oder Junglehrer
und einer Lehrkraft mit mindestens fünf Jahren Berufserfahrung. Bei
der Auswahl der Teilnehmer werden möglichst alle Bundesländer und
Schulformen berücksichtigt. Die Kosten für Reise, Teilnahme und
Unterbringung werden von den Veranstaltern übernommen.

Bewerbungsschluss ist der 23. März 2018. Eine Jury aus Vertretern der
Veranstalter, erfahrenen Lehrkräften und Schulleitern entscheidet bis
Ende April, wer beim vierten Deutschen Lehrerforum dabei sein wird.

Die ausgewählten Teams können sich mit ihren Projekten zum Thema
"Lernen und Lehren für das 21. Jahrhundert" um eine Förderung
bewerben. Sieben Initiativen werden mit je 1.000 Euro unterstützt.
Über die Gewinner entscheiden die Forumsteilnehmer im Vorfeld der
Veranstaltung selbst.

Das Deutsche Lehrerforum ist eine gemeinsame Initiative von Heraeus
Bildungsstiftung, Schöpflin Stiftung, Stiftung Bildung und
Gesellschaft, Stiftung Mercator, Stifterverband, Teach First
Deutschland und Wübben Stiftung. #EDchatDE begleitet das Forum als
Medienpartner. Ziel des Forums ist, Lehrer in ihrer Professionalität
zu fördern, bundesweit stärker zu vernetzen und ihre Anliegen
gegenüber der Politik und Öffentlichkeit zu positionieren. Die
Teilnehmer des Deutschen Lehrerforums tragen die Beispiele und Ideen
an ihre Schulen, um den Unterricht und die Schule vor Ort
weiterzuentwickeln.

www.deutsches-lehrerforum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, Peggy Groß, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/2233: Schwergewicht - lieber kleine Brötchen backen ... (SB)




Hughie Fury will sich an Sam Sexton schadlos halten

Der britische Schwergewichtler Hughie Fury, Cousin des früheren
Weltmeisters Tyson Fury, zieht es nach der Niederlage gegen den
WBO-Champion Joseph Parker vor, lieber kleine Brötchen zu backen. Er
kämpft am 12. Mai in Bolton gegen seinen Landsmann Sam Sexton um den
nationalen Titel, eine für seine Verhältnisse belanglose Trophäe.
Während für Fury 20 Siege und eine Niederlage zu Buche stehen, hat
sein Gegner 24 Auftritte gewonnen und drei verloren. Zu einem früheren
Zeitpunkt hätte man angesichts dieser Konstellation wohl von einem
vernünftigen Aufbaukampf gesprochen, der Furys Stärken
herausgearbeitet und seine diversen Schwächen zum Zweck möglicher
Abhilfe offengelegt hätte. Nach dem Scheitern am Champion aus
Neuseeland im letzten September ist der Gang mit dem 33jährigen Sexton
hingegen ein ausgesprochener Rückschritt, der in den Karriereplänen
kaum weiterhilft. Statt dessen stünde doch eher die Frage an, welche
namhaften Rivalen zu besiegen seien, um sich abermals in die Position
eines Titelaspiranten hochzuarbeiten.

Der 23 Jahre alte Hughie Fury mußte sich Joseph Parker am 23.
September nach Punkten geschlagen geben (118:110, 118:110, 114:114).
Welchen Kampf der US-amerikanische Punktrichter an diesem Abend
gesehen hatte, ist ungewiß, da selbst das Heimpublikum des
Lokalmatadors der Auffassung war, daß der Gast aus Neuseeland einen
komfortablen Vorsprung herausgeboxt habe. Der Herausforderer war
ständig auf der Flucht, und wenn ihn Parker doch einmal stellte,
umklammerte ihn Fury sofort, um ihn am Schlagen zu hindern. Diese
Vorstellung gestaltete sich überaus enttäuschend, zumal man von einem
Kandidaten, der dem Weltmeister den Gürtel abjagen möchte, eine
beherzte Offensive erwarten würde. Auch der Champion riß keine Bäume
aus, was jedoch in erster Linie daran lag, daß sich sein Kontrahent
nie zum offenen Kampf stellte.

Obgleich der Herausforderer wenig auf die Beine gestellte hatte, sah
er sich als Sieger, was auch sein Vater und Trainer Peter Fury und
sein Cousin Tyson Fury in familiärer Eintracht so sahen oder es
zumindest behaupteten. Glücklicherweise hatten die beiden Anverwandten
keinen Einfluß auf die Punktwertung, da andernfalls ein krasses
Fehlurteil dabei herausgekommen wäre. Sollte der jüngere Fury je
wieder Gelegenheit bekommen, einen amtierenden Weltmeister vor die
Fäuste zu bekommen, müßte er zur Abwechslung den Schlagabtausch
riskieren, statt unentwegt zu laufen oder zu klammern. Der Eindruck,
er habe einen Heidenrespekt vor Parker, verdichtete sich im Laufe des
Kampfs zur Gewißheit, so daß man dem Briten allenfalls zwei oder drei
Runden gutschreiben konnte. Was Fury in Ankündigung seines nächsten
Kampfs von sich gibt, hört sich gar nicht lustig an: Er werde wie
immer sein Bestes geben, Sexton den Gürtel abnehmen und sich dann auf
die Jagd nach dem Titel des Weltmeisters machen, der eigentlich ihm
gehöre. Er sei der ungekrönte Champion und lade alle ein, sich am 12.
Mai davon zu überzeugen.

Sam Sexton hat sich zuletzt im Oktober 2017 in Edinburgh über zwölf
Runden gegen den hochgewachsenen Gary Cornish durchgesetzt und damit
einen durchaus beachtlichen Sieg eingefahren. Sein Gegner kämpfte zu
passiv und schlug schlichtweg zu wenig, um von seinen körperlichen
Vorteilen zu profitieren und genügend Punkte zu sammeln. Für Sexton
war dies bereits der neunte Sieg in Folge seit seiner Niederlage gegen
David Price, der ihn im Mai 2012 in der vierten Runde geschlagen auf
die Bretter geschickt hatte. Davon abgesehen hat er nur gegen Dereck
Chisora verloren, dem er allerdings zweimal unterlag. Damit sind auch
schon die beiden namhaften Gegner genannt, da Sexton ansonsten gegen
mindere Kandidaten aus dem heimischen Umfeld antrat. Seinen größten
Erfolg fuhr er durch einen Sieg über Martin Rogan ein, der es im
Dezember 2008 fertiggebracht hatte, Audley Harrison über zehn Runden
nach Punkten zu besiegen.

Viel zu gewinnen gibt es für Hughie Fury bei diesem Auftritt nicht,
wohl aber eine Menge zu verlieren. Sollte er auch vor diesem Gegner
weglaufen und den Kampf verhindern, würde er sich zum Gespött machen
und könnte die Boxhandschuhe im Grunde gleich an den Nagel hängen.
Doch selbst wenn er die Oberhand behält, wird man ihm dies kaum als
besondere Leistung anrechnen, da er unter Niveau antritt und deshalb
nach allgemeiner Auffassung gewinnen muß. David Price hat Sam Sexton
damals binnen vier Runden besiegt, weshalb selbst ein mühsamer
Punktsieg Furys als Reinfall wahrgenommen würde. [1]

Da Hughie Fury ständig hinausposaunt hat, daß er es zum jüngsten
Schwergewichtschampion aller Zeiten bringen werde, sollte man
erwarten, daß er sich gefährlichere Kontrahenten als Sam Sexton
aussucht. Möglicherweise schätzt sein Team die Qualitäten des
gescheiterten Titelaspiranten aber auch viel realistischer ein, als es
die vollmundige Propaganda vermuten ließe.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/02/hughie-fury-faces-sam-sexton-may-12-british-heavyweight-title/#more-256789
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KURSUS/1131: Unna - "Pilates - Training für Körper und Geist", 14 Termine ab 19.2.2018


VHS-Aktuell: Pilates - Training für Körper und Geist



Kreisstadt Unna. Im neuen VHS Kurs, der am Montag, 19. Februar 2018
startet, bietet die diplomierte Pilates-Trainerin Hildegard Hoffmann
Übungen an, die Kraft, Beweglichkeit und Entspannung fördern. Alle
Übungen können gut an die gesundheitlichen Voraussetzungen der
Teilnehmenden angepasst werden, sodass sich der Kurs für Anfängerinnen
und Anfänger eignet. Die von Joseph Hubertus Pilates (1880-1967)
entwickelte Trainingsmethode basiert auf asiatischen
Kampfsportelementen, Yoga und westlicher Gymnastik. Sie wird häufig
von Tänzern und Schauspielern genutzt, um individuelle Möglichkeiten
der Bewegung und Entspannung zu steigern.

Der Kurs findet ab Montag, 19. Februar 2018, um 17.00 Uhr in der VHS
(Raum 2.00, Sudhaus) statt. Die Unterrichtsstunde dauert 60 Minuten.
Für die 14 Termine im Semester entsteht eine Teilnahmegebühr von
74,- Euro. Anmeldungen nimmt die VHS unter www.vhs-zib.de oder
telefonisch unter 02303/103-713 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 15. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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BODEN/186: Verborgene Vielfalt in Bodenkrusten entdeckt (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 14.02.2018

Verborgene Vielfalt in Bodenkrusten entdeckt

Funktionelle Diversität von Bakterien und Pilzen ändert sich stark im
Verlauf der Bodenkrustenentwicklung



Biologische Bodenkrusten bestehen aus einer Gemeinschaft von
Cyanobakterien, Flechten, Algen und Moosen, die gemeinsam mit Pilzen,
Bakterien und Archaeen in den oberen drei bis fünf Millimetern des
Bodens wachsen. Sie können, abhängig von ihrer Entwicklungsstufe, grob
in drei Typen unterteilt werden: Cyanobakterien-, Flechten- und 
Moos-dominierte Bodenkrusten. Diese Typen, die im Verlauf der
Bodenkrustenentwicklung ineinander übergehen und sogenannte
Sukzessionsstufen darstellen, haben sich Forscher des 
Max-Planck-Instituts für Chemie in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern der
Universität Graz im Rahmen einer Studie genauer angesehen. Ihr Ziel
war es, herauszufinden, wie sich die Bakterien- und
Pilzzusammensetzung bei der Bildung und entlang der Sukzession der
Bodenkrusten ändert. Die Ergebnisse zeigten, dass sich die bakterielle
Diversität mit Entwicklung der Bodenkrusten stark wandelt und die
Bedeutung der Pilze von Stufe zu Stufe zunimmt. Damit einhergehend
veränderten sich die Stoffwechselcharakteristika je nach
Zusammensetzung der Bodenkrustengemeinschaft. Die Studie wurde Ende
Januar 2018 im "ISME Journal" (International Society for Microbial
Ecology) veröffentlicht, das zur Nature Verlagsgruppe gehört.

Zu Beginn der Studie standen im Wesentlichen drei Fragen: Welche
heterotrophen Organismen, die organische Verbindungen aus ihrer
Umgebung aufnehmen und als Kohlenstoff- und Energiequelle nutzen,
leben in biologischen Bodenkrusten? Beeinflussen die photoautotrophen
Organismen der obersten Deckschicht, die Sonnenlicht als Energiequelle
zur Bildung organischer Verbindungen nutzen, die tiefer wachsenden
Bakterien und Pilze? Und: Können unterschiedliche Bakterien- und
Pilzgemeinschaften die Stoffwechselprozesse in verschiedenen
Krustentypen beeinflussen? "Wir haben die DNA der heterotrophen
Schichten jeweils extrahiert und analysiert, wieviel Pilz- und
Bakterienmaterial und welche Organismen darin vorkommen," erklärt
Stefanie Maier, Postdoktorandin am MPI für Chemie, einen Teil des
Vorgehens. Eindeutig zeigte sich, dass die Menge an Bakterien und
Pilzen ansteigt, wobei die relative Bedeutung von Pilzen zunimmt je
weiter sich die Bodenkrusten entwickeln. In Zahlen: In unbewachsenem
Boden kommt ca. ein Pilz auf 700 Bakterien, wohingegen bei
Moos-dominierten Krusten ca. ein Pilz auf 20 Bakterien kommt.

Bakterienvielfalt in Bodenkrusten vergleichbar mit Böden in
Laubwäldern

Um herauszufinden, wie viele Arten von Bakterien in den Bodenkrusten
leben, berechneten Stefanie Maier und ihre Kollegen den sogenannten
Shannon-Index - eine mathematische Größe um die Biodiversität eines
Lebensraums zu erfassen. "Der Shannon-Index ist vergleichbar mit den
Werten für Böden von Laubwäldern in unserer Region", so Alexandra
Tamm, Doktorandin am MPI für Chemie. "Die Bodenkrusten können demnach
eine vergleichbar hohe Bakterienvielfalt beherbergen wie der Waldboden
in gemäßigten Gebieten." Daraufhin schauten sich die
Wissenschaftlerinnen die Bakterien noch genauer an und fanden heraus:
Die Bakterien beinhalten sowohl Generalisten, die in ihren
Umweltansprüchen wenig spezialisiert sind und unterschiedliche
Lebensräume besiedeln, als auch Spezialisten, die an die jeweiligen
Lebensbedingungen in den verschiedenen Krustentypen beziehungsweise im
Boden spezifisch angepasst sind.

Referenzmessungen an offenem, d.h. unverkrustetem Boden ergaben, dass
sich die Bakterienzusammensetzung mit Bildung der Bodenkrusten
grundlegend ändert. "Die in Bodenkrusten wachsenden Bakterien und
Pilze scheinen somit vor allem durch die photosynthetisch aktiven,
namensgebenden Krustenkomponenten und die von ihnen freigesetzten
Stoffwechselprodukte bedingt zu sein," fasst Bettina Weber,
Gruppenleiterin in der Abteilung Multiphasenchemie am MPI für Chemie,
zusammen.

Die variierende Zusammensetzung aus Bakterien und Pilzen scheint auch
für unterschiedliche Stoffwechselprozesse der jeweiligen Krustentypen,
wie die Freisetzung gasförmiger Stickstoffverbindungen und
Atmungsprozesse, verantwortlich zu sein. Welche Rolle den
verschiedenen Organismen hierbei im Einzelnen zukommt, muss in
weiteren Studien untersucht werden. "Es ist faszinierend, dass im
Verborgenen solch eine enorme Vielfalt existiert, die die
verschiedensten Prozesse beeinflusst, die wir erst jetzt beginnen zu
verstehen", ist die Biologin Bettina Weber begeistert.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mpic.de/aktuelles/pressemeldungen/news/verborgene-vielfalt-in-bodenkrusten-entdeckt.html

https://doi.org/10.1038/s41396-018-0062-8

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689191

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution274

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemie, Anne Reuter, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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BODEN/185: Forschung für fruchtbare Böden (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 15. Februar 2018

Forschung für fruchtbare Böden

BonaRes-Konferenz 2018 versammelt internationale Bodenforscher in
Berlin



Fruchtbare Böden sind die Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und
Pflanzen. Doch fruchtbare Böden werden knapp. Zum Erhalt dieser
wichtigen Ressource braucht es "Bodenwissen" und Strategien für eine
nachhaltige Bodenbewirtschaftung. Die BonaRes-Konferenz 2018 "Boden
als nachhaltige Ressource" versammelt dazu vom 26. bis 28. Februar 300
nationale und internationale Bodenforscherinnen und -forscher in
Berlin.

Böden sind eine elementare Ressource für das Leben auf unserer Erde.
Sie sind die Grundlage allen Pflanzenwachstums und damit essenziell
für die Bereitstellung von Nahrung, Energie und Rohmaterialien, mit
denen sich verschiedenste biobasierte Produkte erzeugen lassen.
Gesunde Böden erfüllen darüber hinaus viele weitere lebenswichtige
Funktionen: Sie filtern und speichern Wasser, recyceln Nährstoffe,
bieten unzähligen Organismen Lebensraum und sind als Speicher für
Kohlenstoff relevant für das Klima.

Doch die Ressource Boden wird knapp. Intensive Nutzung zur Deckung
unseres steigenden Bedarfs an Biomasse, Versiegelung und Bebauung,
Bodenverdichtung, Erosion, Schadstoffeinträge und viele weitere
Faktoren führen zu einem erheblichen Rückgang fruchtbarer Böden. Um
diesem Verlust wirksam entgegenzutreten, ist ein besseres Verständnis
der Funktionsweise von Bodenökosystemen notwendig - verbunden mit
nachhaltigen Strategien für eine ökologische und ökonomisch tragfähige
Bodenbewirtschaftung.

Die BonaRes-Konferenz bringt dazu Natur- und
Sozialwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aller Disziplinen
zusammen, die sich mit dem System Boden und dessen Erhaltung sowie
Nutzung befassen. "Für ein nachhaltiges Management unserer Böden
dürfen wir nicht nur auf die Produktionsleistung von Böden schauen.
Wir müssen auch alle anderen Bodenfunktionen in den Blick nehmen, etwa
die Speicherung von Wasser und Kohlenstoff oder den Erhalt der
biologischen Vielfalt", so Dr. Ute Wollschläger, Koordinatorin des
BonaRes-Zentrums für Bodenforschung. Die Konferenz legt daher einen
besonderen Fokus auf die systemische Betrachtung von Böden und ihren
sozioökonomischen Wert.

"Wir stehen vor einer großen Transformation unseres
Wirtschaftssystems: Der Verzicht auf fossile Energieträger soll durch
die Nutzung erneuerbarer Ressourcen ermöglicht werden. Dazu braucht es
fruchtbare Böden.", ergänzt Wollschläger. Diesem Anliegen trägt auch
das Programm der Tagung mit seinen sieben inhaltlichen Schwerpunkten
Rechnung:


	Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Bodenfunktionen und Ökosystemleistungen

	Auswirkungen der Wechselwirkungen zwischen Pflanzen, Mikroorganismen und Fauna auf die Bodenfunktionen

	Einfluss der Bodenbewirtschaftung auf die Dynamik von Nährstoffen und Kohlenstoff in der Wurzelzone

	Einfluss der Bewirtschaftung des Bodens auf seine Struktur und Wasserdynamik

	Neue Messtechniken und Entscheidungshilfesysteme für nachhaltiges Bodenmanagement

	Bewertung und Governance eines nachhaltigen Bodenmanagements

	Verknüpfung von Daten und Modellen in der Bodenforschung



Aber was bedeutet das eigentlich für Landwirte, Industrie, Regulierung
und politische Entscheidungsträger? Unter der Überschrift
"Wissenschaft trifft Praxis" diskutieren zum Abschluss des zweiten
Konferenztages (Dienstag, 27. Februar) Vertreterinnen und Vertreter
aus Wissenschaft, Praxis und Politik über ihre Erwartungen und
Anforderungen an ein nachhaltiges Bodenmanagement und den Beitrag, den
gute Forschung hierfür leisten kann.

"BonaRes" steht für "Boden als nachhaltige Ressource für die
Bioökonomie". Ziel der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geförderten Initiative ist es, das wissenschaftliche
Verständnis von Bodenökosystemen zu erweitern und die Produktivität
der Böden und ihre anderen Funktionen zu verbessern sowie neue
Strategien für eine nachhaltige Nutzung und Bewirtschaftung von Böden
zu entwickeln. Koordiniert wird BonaRes am Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung (UFZ), Co-Koordinator ist das Leibniz-Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF). Insgesamt sind 48 deutsche
Forschungseinrichtungen und Institutionen beteiligt.

www.bonares.de

Weitere Informationen zur Konferenz:

www.bonares2018.de

 * 

Quelle:

UFZ-Pressemitteilung, 15.02.2018

Herausgeber:

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig

Telefon: (0341) 235-1269 (Sekretariat)

E-Mail: presse@ufz.de

Internet: www.ufz.de
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EUROPA/516: 98,2 Millionen Euro aus dem LIFE-Fördertopf bewilligt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.02.2018 / Naturschutz & Biodiversität

98,2 Millionen Euro aus dem LIFE-Fördertopf bewilligt



Von Kreislaufwirtschaft über Wasserknappheit bis zum Meeresschutz -
die genehmigten Gelder aus dem Finanzierungsinstrument der EU für
Umwelt und Klimapolitik LIFE zeigen eine große Bandbreite. Jeder Euro
soll 20 weitere Euro an Investitionen aus anderen Finanzquellen nach
sich ziehen, rechnet EU-Umweltkommissar Karmenu Vella vor. Die Mittel
werden für Projekte in Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland,
Litauen, Malta, Schweden und Spanien bereitgestellt. Fünf Projekte
beziehen sich auf Naturschutz, darunter die bessere Umsetzung von
Bewirtschaftungsplänen für Naturschutzgebiete in Griechenland und ein
landwirtschaftliches Biomasseprojekt in Dänemark.

Eine kürzlich veröffentlichte Halbzeitbilanz zum LIFE-Programm stellte
dem Finanzinstrument eine gute Note aus (EU-News 04.01.2018 [1]) [jg]




Pressemitteilung EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-671_de.htm

{1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/positive-halbzeitbilanz-fuer-life-programm/

 * 

Quelle:

EU-News, 09.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/515: Künftige deutsche Regierung pro EU-Naturschutzfonds (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.02.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Künftige deutsche Regierung pro EU-Naturschutzfonds



"Wir werden uns in der EU für mehr Mittel für den Naturschutz, die
sich am Bedarf von Natura 2000 orientieren, und einen eigenständigen
EU-Naturschutzfonds einsetzen." So steht es im Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und SPD vom 7. Februar. Noch ist der Koalitionsvertrag zwar
nicht durch die Parteigremien, aber dieses inhaltliche Detail ist laut
Medieninformationen in Brüssel bereits auf Interesse gestoßen.

So zitiert der Umweltinformationsdienst ENDS Europe Ariel Brunner von
der Organisation BirdLife, der "sehr froh" darüber ist, dass sich die
deutschen Parteien für eine angemessene Finanzierung des Naturschutzes
einsetzen wollen. Biodiversität zu schützen könne nicht "nebenbei" in
anderen Politikbereichen erledigt werden, wie das Beispiel der
gescheiterten Greeningzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik
zeige. Auch der WWF Europa begrüßte laut ENDS das Vorhaben und
forderte mehr Geld im LIFE-Programm und dem kommenden Mehrjährigen
Finanzrahmen.

Einen eigenständigen EU-Naturschutzfonds haben deutsche Umweltverbände
bereits im Herbst 2016 gefordert (EU-News 16.09.2016 [1]). [jg]



Artikel ENDS Europe (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/51841/germany-to-push-for-dedicated-eu-biodiversity-fund

Koalitionsvertrag 2018

http://www.cdu.de/koalitionsvertrag-2018

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2016-naturschutz-biodiversitaet/verbaende-fordern-eu-naturschutzfonds/

 * 

Quelle:

EU-News, 13.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FORSCHUNG/1429: Rasante Evolution einer Kalkalge (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 14.02.2018

Rasante Evolution einer Kalkalge



Bei der Simulation zukünftiger Umweltbedingungen gibt es ein Problem:
Laborexperimente sind leicht kontrollier- und reproduzierbar, bilden
die komplexen Ökosysteme aber nur ungenügend ab. Versuche unter realen
Bedingungen in der Natur sind demgegenüber deutlich aufwendiger und
schwerer kontrollierbar. Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel haben in einer Studie beide Ansätze verknüpft,
um die Reaktion einer wichtigen Planktonart auf die zunehmende
Ozeanversauerung zu untersuchen. Die Ergebnisse haben sie jetzt in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Ecology and Evolution
veröffentlicht.

Die Konzentration von Kohlendioxid (CO2) in der Atmosphäre steigt
unvermindert an. Dadurch löst sich auch vermehrt CO2 im Ozean, wo es
zu Kohlensäure reagiert und das Meerwasser zunehmend versauert.
Während die Ozeanversauerung stetig voranschreitet, versucht die
Wissenschaft Antworten auf die Frage zu finden, welche Konsequenzen
dies für die marinen Ökosysteme haben wird.

Ein Team von Forscherinnen und Forschern des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel hat jetzt erstmals in einer Kombination von
Labor- und Freilandexperimenten die Anpassungsfähigkeit der Kalkalge
Emiliania huxleyi an die Ozeanversauerung untersucht. "Dabei zeigten
einige der Algenstämme im Experiment eine extrem schnelle Veränderung
ihrer ökologischen Fitness. Damit haben wir so nicht gerechnet", sagt
Erstautor Dr. Lennart Bach vom GEOMAR. Die Studie erschien jetzt in
der internationalen Fachzeitschrift Nature Ecology and Evolution.

Den aktuellen Versuchen vorangegangen waren jahrelange
Laboruntersuchungen mit Emiliania huxleyi am GEOMAR in Kiel. Dr. Kai
Lohbeck, Ko-Autor der aktuellen Studie, setzte die Algen in streng
kontrollierten Versuchsreihen erhöhten CO2-Konzentrationen aus. Drei
Jahre später zeigte sich, dass Emiliania huxleyi besser mit der
Versauerung zurechtkam, als zu Beginn der Studie. "Für uns war das ein
klarer Hinweis auf die Anpassungsfähigkeit der Alge. Aber der Versuch
fand unter Laborbedingungen statt. Deshalb blieb die Frage offen, ob
die evolutive Anpassung unter isolierten Laborbedingungen auch unter
natürlichen Bedingungen einen Vorteil bringen würde", sagt Lohbeck.

Die Gelegenheit, dieser Frage nachzugehen, ergab sich im Frühjahr
2013. Mit den Kieler Offshore-Mesokosmen führte die Arbeitsgruppe von
Prof. Ulf Riebesell im Rahmen des Verbundprojekts BIOACID (Biologische
Auswirkungen von Ozeanversauerung) Versuche zur Anpassung von
Ökosystemen an Ozeanversauerung im schwedischen Gullmarsfjord durch.
Aus dem Labor in Kiel kamen einige der bereits angepassten
Algenkulturen sowie die dazu gehörigen Kontrollgruppen mit nach
Schweden. Dort wurden sie den bereits an hohe CO2-Werte angepassten
Lebensgemeinschaften zugesetzt.

"Zu unserer Überraschung stellten wir fest, dass die im Labor bereits
an Ozeanversauerung angepassten Algenstämme unter den natürlicheren
Bedingungen nicht besser mit niedrigen pH-Werten zurechtkamen als die
Kontrollgruppen, die bisher keine Versauerung kennengelernt hatten."
Ein ebenso überraschender Befund: Obgleich alle Algenstämme denselben
Vorfahren hatten, unterschieden sie sich nach nur drei Jahren
erheblich in ihrer Fähigkeit, sich in der natürlichen
Planktongemeinschaft durchzusetzen. Während einige Stämme sich rasch
vermehrten, wurden andere nach kurzer Zeit von anderen Planktonstämmen
verdrängt, unabhängig davon, ob sie zuvor an Ozeanversauerung
angepasst waren oder nicht. "Das spricht für die Fähigkeit von
Emiliania huxleyi, sich innerhalb sehr kurzer Zeit
weiterzuentwickeln", fasst Dr. Bach die Ergebnisse der Studie
zusammen.

Prof. Dr. Ulf Riebesell, Ko-Autor der Studie und Koordinator der
Projektes BIOACID, sieht darin auch einen Hinweis darauf, wie wenig
wir bislang über Langzeitwirkungen der Ozeanversauerung wissen: "Auch
wenn die hohe Anpassungsfähigkeit der Organismen an neue
Umweltbedingungen uns immer wieder aufs Neue überrascht, so ändert es
dennoch nichts an der Tatsache, dass bei fortschreitender
Ozeanversauerung viele Arten nicht imstande sein werden, ihre
ökologische Nische zu behaupten. Der Verlust an Artenvielfalt ist
damit vorprogrammiert."

Originalarbeit

Bach, L. T., K. T. Lohbeck, T. B. H. Reusch, U. Riebesell (2018):
Rapid evolution of highly variable competitive abilities in a key
phytoplankton species. Nature Ecology and Evolution,

http://dx.doi.org/10.1038/s41559-018-0474-x

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.ozeanversauerung.de

Informationsportal zum Thema Ozeanversauerung

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news689196

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel,

Dr. Andreas Villwock, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/241: Bald kostenloser Nahverkehr dank EU? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.02.2018 / Emissionen

Bald kostenloser Nahverkehr dank EU?



Neun Regierungen haben der EU-Kommission Vorschläge vorgelegt, mit
denen sie die Luftqualität in ihren Städten verbessern wollen. Im März
wird die Kommission entscheiden, ob die Maßnahmen ausreichen.

Gemeinsam mit dem Bundeslandwirtschaftsministerium und dem Kanzleramt
schlug beispielsweise das deutsche Umweltministerium in seinem Brief
an die EU-Kommission vor, in Städten mit besonders schlechter Luft
einen kostenlosen öffentlichen Nahverkehr anzubieten. Die Maßnahme
solle Ende des Jahres in fünf Städten getestet werden. Während
Umweltverbände die Idee begrüßen, fühlen die Kommunen sich von dem
Vorschlag überrumpelt.

Das italienische Umweltministerium versprach in seinem Brief an
Brüssel, 'in den kommenden Jahren' 6,5 Milliarden Euro in die
Verbesserung der Luftqualität zu investieren. Damit sollen
beispielsweise kommunale Busse aufgerüstet und nachhaltige
Verkehrsprojekte gefördert werden.

Auch die anderen sieben verwarnten Staaten Tschechien, Spanien,
Frankreich, Ungarn, Rumänien, die Slowakei und Großbritannien reichten
ihre Vorschläge fristgerecht bei der Kommission ein. Umweltkommissar
Karmenu Vella hatte die Umweltminister*innen dieser Staaten Anfang
Februar nach Brüssel zitiert und dazu aufgefordert, endlich wirksame
Maßnahmen gegen die schlechte Luftqualität in ihren Staaten
durchzuführen (s. EU-Umweltnews vom 30.01.[1]). Die Kommission wird die
eingereichten Vorschläge nun prüfen und Mitte März entscheiden, ob sie
ausreichen, um Klagen vor dem Europäischen Gerichtshof zu verhindern.
[km]



Meldung Reuters

https://uk.reuters.com/article/us-eu-environment-pollution/eu-studying-if-members-doing-enough-to-avoid-penalties-over-air-pollution-idUKKCN1FX2C2

Pressemitteilung des DNR zum deutschen Vorschlag

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/dnr-begruesst-vorstoss-fuer-verguenstigung-des-oeffentlichen-nahverkehrs-als-sozialvertraeglichen-beitrag-zur-verkehrswende/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-emissionen/eu-kommission-reisst-der-geduldsfaden-bei-notorischen-luftverschmutzern/

 * 

Quelle:

EU-News, 15.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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RECHT/266: Unternehmen können für Klimafolgen zur Verantwortung gezogen werden (GW)


Germanwatch e.V. - 15. Februar 2018

Gericht stellt klar: RWE-Klimaklage - Unternehmen können für
Klimafolgen zur Verantwortung gezogen werden

"Klimaklage" vor dem OLG Hamm: Zivilsenat weist Gegenvorstellung von
RWE zurück - Verfahren geht in Beweisaufnahme



Bonn/Hamm (15. Feb. 2018). Das Oberlandesgericht Hamm hat im Verfahren
des peruanischen Bergführers und Kleinbauern Saúl Luciano Lliuya gegen
RWE eine Art Eilantrag ("Gegenvorstellung") des Unternehmens gegen den
Beweisbeschluss zurückgewiesen und unmissverständlich klargestellt:
Große Emittenten können für Folgen des Klimawandels zur Verantwortung
gezogen werden. Dieser Beschluss wurde schriftlich mitgeteilt. Damit
kann es nun unverzüglich in die Beweisaufnahme gehen.

"Wie erwartet hat das Gericht erneut klar festgestellt: Klimaschäden
können eine Unternehmenshaftung begründen", sagt Dr. Roda Verheyen
(Hamburg), die Rechtsanwältin des Klägers. "Das wird in diesem
Beschluss sogar noch deutlicher als im vorherigen Beweisbeschluss vom
November. Endlich gehen wir jetzt wirklich in die Beweisaufnahme."

Im Detail weist der Zivilsenat die Argumente der Anwälte von RWE
zurück. Insbesondere sei es irrelevant, ob viele Störer gemeinsam den
Klimawandel und damit die Gletscherschmelze verantworten: "Von dem
Vorhandensein von mehreren Störern kann nicht auf die Unmöglichkeit
der Störungsbeseitigung gefolgert werden." Entgegen der Meinung von
RWE ist auch die Haftung nicht dadurch ausgeschlossen, dass die
Kohleverstromung in Deutschland zur Daseinsvorsorge beitrage. Es sei
nicht erforderlich, dass die Treibhausgasemissionen selbst
rechtswidrig seien, so das Gericht. Es reiche, dass die
Beeinträchtigung - also hier das Flutrisiko aus dem Gletschersee -
'unzumutbar' ist.

"Dies ist eine gute Entscheidung für Klimaopfer überall in der Welt",
sagt Saúl Luciano Lliuya in Peru. "Ich bin froh, dass die Richter in
Hamm standhaft geblieben sind und sogar ihre Position noch deutlicher
gemacht haben. Und nun lasst uns auch wirklich zügig in die
Beweisaufnahme gehen."

Klaus Milke, Vorsitzender der Umwelt- und Entwicklungsorganisation
Germanwatch, die den Kläger unterstützt, betont: "Das Gericht hat in
großer Klarheit betont, dass die Klage rechtlich schlüssig ist. Das
macht diesen Fall schon jetzt zu einem weltweit relevanten
Präzedenzfall. Und das sogar unabhängig davon, wie die bevorstehende
Prüfung der wissenschaftlichen Begründetheit in diesem Einzelfall
ausfällt." Im weiteren Verlauf des Verfahrens wird jetzt geklärt, ob
die Aussagen des Klägers über die Größenordnung des CO2-Ausstoßes von
RWE, über den Beitrag dieser Emissionen zur Risikoerhöhung der
Gletscherschmelze vor Ort sowie über die Betroffenheit seines Hauses
bei einer vom Gletschersee ausgehenden Flutwelle auch wissenschaftlich
begründet sind. Die Anwälte beider Seiten sollen sich nun auf
unabhängige Gutachter für die Beweisaufnahme einigen.

Die Stiftung Zukunftsfähigkeit übernimmt die Anwalts-, Gerichts- und
Gutachtenkosten für den Kläger in diesem Präzedenzfall und ruft dafür
weiterhin zu Spenden auf.

Beschluss des OLG Hamm (Link unten auf der Seite)

https://germanwatch.org/de/14140

https://germanwatch.org/de/download/21158.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.02.2018

Herausgeber: Germanwatch e.V.
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Dr. Werner-Schuster-Haus, Kaiserstr. 201, 53113 Bonn
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Büro Berlin:
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RECHT/207: Weniger Weichmacher im Essen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.02.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Weniger Weichmacher im Essen



Ab September gelten in der EU niedrigere Grenzwerte für den
Weichmacher Bisphenol A in Verpackungen mit Lebensmittelkontakt. Das
entsprechende Gesetz wurde am Montag veröffentlicht.

Die neuen Grenzwerte betreffen das "migration limit" von Bisphenol A
(BPA), also die maximale Menge der Substanz, die durch die Verpackung
auf das Lebensmittel übergehen darf. Statt bisher 0,6 mg sind das ab
September nur noch 0,05 mg Bisphenol A pro Kilogramm Lebensmittel. Bei
Lebensmitteln, die für Kleinkinder und Säuglinge gedacht sind, liegt
der neue Grenzwert bei 0.

Das neue Gesetz weitet zudem das BPA-Verbot für Säuglingstrinkflaschen
aus Polycarbonat auf Trinkbecher und -flaschen aus, die für Säuglinge
und Kleinkinder gedacht sind.

Der Umweltausschuss des EU-Parlaments hat im Januar ein Veto gegen den
Gesetzesentwurf abgelehnt und damit die neuen Grenzwerte angenommen.
Die Veto-Befürworter*innen hatten statt der neuen Grenzwerte ein
Komplettverbot von BPA in Lebensmittelverpackungen gefordert
(s. EU-Umweltnews vom 11.01. [1]).

Der Weichmacher wird unter anderem mit Krebs und Diabetes in
Verbindung gebracht und wurde letztes Jahr von der Europäischen
Chemikalienagentur als hormonell wirksamer Stoff mit Auswirkungen auf
die Fruchtbarkeit eingestuft.

Da nun sowohl das Europäische Parlament als auch der Europäische Rat
dem neuen Gesetz zugestimmt haben, tritt es im September in Kraft.
[km]

Veröffentlichtes Gesetz

http://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2018/213/oj

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-
nanotechnologie/lebensmittelverpackungen-weichmacher-bisphenol-a-
bleibt-erlaubt/

 * 

Quelle:

EU-News, 15.02.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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KATASTROPHEN/159: Peru - "Uns bringt das Erdöl gar nichts!" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

"Uns bringt das Erdöl gar nichts!"

Von Darius Ossami






[image: Foto: Servindi]

Immer wieder kommt es im
peruanischen Amazonasgebiet zu Ölverseuchungen, wie hier in
Loreto

Foto: Servindi



(Berlin, 15. Februar 2018, npl). Der Staat, private Unternehmen und
internationale Konzerne - sie alle fördern seit Jahrzehnten Erdöl im
peruanischen Amazonasgebiet. Dabei kommt es immer wieder zu schweren
Umweltverschmutzungen und zu Konflikten mit den dort lebenden
Indigenen. Für viele der Ölaustritte ist eine Pipeline verantwortlich,
die von den Ölfeldern im Amazonasgebiet bis zu den Häfen an der Küste
führt. Die Pipeline "Oleoducto Norperuano" gehört der staatlichen
Erdölgesellschaft Petroperú. Sie wurde vor über 40 Jahren gebaut und
ist inzwischen verrostet und marode. Immer wieder kommt es zu schweren
Verschmutzungen in dem sensiblen Ökosystem.

Ende Juni 2014 wurde der Fluss Cuninico in der Amazonasprovinz Loreto
großflächig verseucht. Der Cuninico fließt in den Marañón, einen
wichtigen Quellfluss des Amazonas. Aus dem Leck in der Pipeline sind
mindestens zehntausende Liter Erdöl [1] ausgelaufen. Die in der
Gemeinde Cuninico lebenden indigenen Kukama waren die ersten, die die
Ölverschmutzung bemerkten und die Konzernleitung informierten.


Das Wasser vergiftet, die Fische verseucht

Petroperú hatte versprochen, alles zu reinigen und die Natur wieder in
den ursprünglichen Zustand zu versetzen. Doch der Boden wurde nur
oberflächlich gereinigt und die Ölklumpen einfach vergraben. Seitdem
kommt in jeder Regenzeit wieder Altöl zum Vorschein und verseucht
weiter den Marañón. Tonnenweise ist Fisch verendet, und die
überlebenden Fische sind mit Schwermetallen belastet. Verkaufen können
die Kukama diesen Fisch nun nicht mehr. "Wir sind Kukama, wir sprechen
Kukama und seit jeher sind wir Fischer", berichtet Gemeindevorsteher
Watson Trujillo. "Jetzt hat die Verschmutzung die Fische verseucht,
die unsere Lebensgrundlage sind. Seit der Ölverschmutzung sind
Krankheiten aufgetreten, die wir vorher nie hatten. Die ganze Natur
nimmt durch das Öl schweren Schaden, das ist eine echte Katastrophe!"
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Die Gemeindeführer von Cuninico und den Nachbargemeinden. Sie haben
ihre Lebensgrundlage verloren

Foto: Darius Ossami



Wegen des Mangels an Trinkwasser haben die Behörden mehrfach den
sanitären Notstand ausgerufen, denn dass das Flusswasser nicht mehr
trinkbar ist, hat die Kontrollbehörde OEFA amtlich festgestellt, die
dem Umweltministerium untersteht. Eine Untersuchung von 129
Anwohner*innen hat auch ergeben, dass die meisten von ihnen erhöhte
Mengen von Quecksilber, Kadmium und Blei im Blut haben. Nach
Jahrhunderten können die Kukama kein Flusswasser mehr konsumieren und
müssen deshalb schon seit über drei Jahren Regenwasser sammeln. Hugo
Arido, Vorsteher der Nachbargemeinde San Francisco, ist verzweifelt:
"Der Marañón ist mit Erdöl verseucht und dem Staat scheint das egal zu
sein. Er versorgt uns nicht mal mit Wasser! Was bringt uns denn das
Erdöl? Welchen Fortschritt haben wir denn in diesen vier Jahrzehnten
gehabt, seitdem Petroperú hier im Amazonasgebiet Erdöl fördert? Es hat
uns nichts gebracht, im Gegenteil: Es hat unserer Ernährung und
unserer Gesundheit geschadet."


"Was bringt uns das Erdöl?"

Tatsächlich hat sich der Staat bisher nicht für die Katastrophe
verantwortlich gefühlt. Expert*innen sind gekommen, haben
Untersuchungen angestellt und sind wieder verschwunden. Eine
Wasseraufbereitungsanlage wurde versprochen, passiert ist bisher
nichts. Die nächste Krankenstation liegt anderthalb Flussstunden
entfernt. Die Kukama wollten und konnten nicht weiter hilflos zusehen,
wie die Umwelt verseucht und sie krank werden. Also wurden sie selbst
aktiv und fanden Beistand bei dem renommierten Anwaltsverein IDL
(Instituto de Defensa Legal [2]) in Lima. Der IDL hatte im April 2017
vor Gericht einen Aufsehen erregenden Erfolg erreicht. Seine
Mandanten, die indigenen Awajún und Wampis, die etwas weiter
nordwestlich an der Grenze zu Ecuador leben, hatten vor Gericht
gefordert, dass sich ein Erdölunternehmen aus ihrem Gebiet
zurückziehen muss - und zur allgemeinen Überraschung bekamen sie
Recht.

In diesem Fall ging es um das Ölfeld Nummer 116, das im Cenepa-Gebiet
an der Grenze zu Ecuador liegt. 2006 hat das peruanische
Energieministerium den beiden Unternehmen Maurel et Prom und Pacific
Rubiales eine Bohrlizenz erteilt, ohne die dort lebenden Indigenen der
Awajún und Wampis zu befragen. Diese klagten mit Hilfe des IDL und der
zuständige Richter Macedo vom Vierten Verfassungsgerichtshof gab ihnen
Recht: "Die Klage ist rechtmäßig, das Recht auf Befragung wurde
verletzt, und deshalb ist die Bohrlizenz nichtig und die
Umweltverträglichkeitsstudie auch", freut sich Rechtsanwalt Juan
Carlos Ruíz Molleda vom IDL.


Indigene berufen sich auf vorhergehende Befragung

Diese vorhergehende Befragung indigener Völker ist seit Jahren ein
Dauerbrenner, auf den sich Indigene in ganz Lateinamerika immer wieder
berufen. Es beruht auf dem Abkommen 169 der Internationalen
Arbeitsorganisation ILO, das auch Peru ratifiziert hat. "Das
entsprechende Gesetz gibt es zwar erst seit 2011; aber eine
vorhergehende Befragung ist bereits seit 1995 verpflichtend", erklärt
der engagierte Rechtsanwalt Ruiz Molleda.
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Wrays Pérez von den Wampis, einer der erfolgreichen Kläger gegen das
Ölfeld 116
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Wenn das Urteil einer Revision Stand hält, müssen sich die Unternehmen
aus dem Ölfeld 116 komplett zurückziehen. "Wir kennen unsere Rechte",
gibt sich Zebelio Kayap von den Awajún kämpferisch. "Wir können nicht
einfach etwas zulassen, das uns dann umbringt oder vertreibt. Unsere
Waffe ist die vorhergehende Befragung nach dem Abkommen 169." Und
Wrays Pérez, Präsident des autonomen Schutzgebietes der Wampis,
ergänzt: "Wir glauben, dass wir gewinnen werden. Wir glauben auch
daran, dass es in Peru noch Richter gibt, die an die indigenen Rechte
und an die Umwelt denken. Für uns ist klar, dass wir alle für die
Umwelt kämpfen müssen."

Für Anwalt Ruíz Molleda hat das Urteil die indigenen Wampís und Awajún
hörbar gemacht und ihnen eine Stimme gegeben: "Diese Klage hat
erreicht, dass sich die indigenen Völker selbst nicht mehr als Opfer
wahrnehmen, sondern als Handelnde. Sie haben gesagt: Wir fordern keine
Almosen; wir fordern unser Recht!"


Gesundheitsministerium verurteilt, Geldbußen gegen
Petroperú

Zurück nach Cuninico. 1976, als dort die Pipeline gebaut wurde, gab es
kein Gesetz auf vorhergehende Befragung und kein Abkommen 169. "Damals
hatten die Gemeinden keine Ahnung und diese Leute sind einfach in
unser Gebiet gekommen und haben die Pipeline gebaut", erinnert sich
César Mozombique aus Cuninico. "Und obwohl wir dort leben, hat niemand
gesagt, dass die Pipeline Petroperú gehört. Wir haben für die
praktisch gar nicht existiert. Deswegen haben uns zusammen getan und
Klage eingereicht. Wir werden Petroperú vor Gericht bringen."
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Für Petroperú wird es eng: Protest vor der Konzernzentrale in
Lima
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Für diesen Prozess haben auch die Kukama die Hilfe des IDL in Anspruch
genommen. Ein erstes Urteil im September haben sie schon gewonnen. Ein
Gericht in Nauta hat das Gesundheitsministerium dazu verdonnert,
sofort einen gesundheitlichen Notfallplan für die betroffenen
Gemeinden aufzustellen. Doch der Rechtsstreit läuft weiter, denn das
Gesundheitsministerium hat sich für nicht verantwortlich erklärt. Im
Dezember hat sich auch die Interamerikanische Menschenrechtskommission
CIDH [3] eingeschaltet und vom peruanischen Staat verlangt,
Sofortmaßnahmen für das Leben und die Unversehrtheit der Menschen von
Cuninico und den angrenzenden Gemeinden sicherzustellen.

Auf Nachfrage wollte sich der staatliche Ölkonzern Petroperú nicht
äußern, aber vielleicht hat er auch andere Sorgen: 2016 hat Petroperú
224 Millionen Euro verloren, zum großen Teil wegen der Folgen der
Ölaustritte. Dazu kam noch eine Geldbuße von weiteren zwölf Milionen
Euro, auferlegt von der Behörde OEFA [4]. Und die Pipeline bleibt auch
weiterhin löchrig: Erst Anfang November ist in Loreto wieder Erdöl
ausgetreten. Und die Indigenen müssen auch um Wiedergutmachung für die
schweren Umweltschäden kämpfen, die andere Ölkonzerne, wie zum
Beispiel Pluspetrol, ebenfalls in Loreto angerichtet haben.

Zu diesem Artikel gibt es auch einen Audiobeitrag bei Radio
onda:

https://www.npla.de/podcast/uns-bringt-das-erdoel-gar-nichts/


Anmerkungen:

[1] https://es.mongabay.com/2017/11/tres-anos-del-derrame-petroleo-gobierno-peruano-no-atiende-problemas-salud-la-comunidad-cuninico/

[2] https://www.idl.org.pe/autores/juan-carlos-ru%c3%adz-molleda

[3] http://www.oas.org/es/cidh/prensa/comunicados/2017/205.asp

[4] https://www.oefa.gob.pe/noticias-institucionales/el-oefa-sanciona-a-petroperu-s-a-por-derrame-de-petroleo-en-cuninico-y-ordena-remediacion-efectiva-e-inmediata-de-las-zonas-afectadas


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/uns-bringt-das-erdoel-gar-nichts/
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AKTION/043: GLOBAL 2000 fordert Verbot von Neonicotinoiden zum Schutz der Bienen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 13. Februar 2018

GLOBAL 2000 fordert Verbot von Neonicotinoiden zum Schutz der
Bienen 

Umweltministerin Köstinger muss jetzt Maßnahmen zum Bienenschutz
ergreifen - Online-Petition startet heute



Am 22. März haben die EU-Mitgliedstaaten eine historische Gelegenheit,
das dringend notwendige Verbot der drei bienengefährlichsten
Insektizide aus der Gruppe der Neonicotinoide zu beschließen.
Grundlage ist eine Risikobewertung der EFSA, die inakzeptable Risiken
für Insekten identifiziert hat, sodass die EU-Kommission nun ein
Verbot sämtlicher Freilandanwendungen vorschlägt.

"Das Sterben von Bienen, Schmetterlingen und anderen Insekten hat
dramatische Ausmaße angenommen. Gelingt es nicht, den Rückgang der
Insekten-Vielfalt und -Dichte zu stoppen, werden wir in einem
ökologioschen Desaster enden", erklärt Helmut Burtscher,
Umweltchemiker bei GLOBAL 2000, "In ihrem Programm hat die neue
Bundesregierung angekündigt, sich dieser wichtigen Herausforderung zu
stellen. Doch Taten folgten bislang nicht. Ein klares Bekenntnis zu
dem von der EU vorgeschlagenen Verbot der Neonicotinoide war von
Ministerin Elisabeth Köstinger bislang nicht zu vernehmen."

Ein Verbot der Neonicotinoide ist alternativlos, aber die Ursachen des
Insektensterbens sind vielfältig. Die Gestaltung einer bienen- und
insektenfreundlichen Umwelt erfordert daher ein Bündel an Maßnahmen.
Deshalb appelliert GLOBAL 2000 in einer Petition an
Landwirtschaftsministerin Elisabeth Köstinger, folgende drei Maßnahmen
umzusetzen:

• Stellen Sie bitte klar, dass Österreich dem Vorschlag der
EU-Kommission für ein Totalverbot der drei bienengefährlichsten
Neonicotinoide im Freiland uneingeschränkt zustimmt.

• Schaffen Sie die notwendigen Vorgaben und Anreize für die
"bienenschonende Bewirtschaftung von Acker und Grünland" in einem
neuen Agrarumweltprogramm unter Einbindung der Landwirte. Eine
entsprechende Maßnahme ist bereits ausformuliert.

• Schaffen Sie noch heute die notwendigen Vorgaben und Anreize,
um den Einsatz von Totalherbiziden, insbesondere solche auf Basis von
Glyphosat, bis zum endgültigen Verbot auf ein absolutes Minimum zu
reduzieren.

Das vorgeschlagene Verbot betrifft die drei Neonicotinoide
Imidacloprid, Thiamethoxam und Clothianidin.

"Auf einen möglichen Zusammenhnag zwischen dem Neonicotinoid
Imidacloprid und dem Bienensterben hatte GLOBAL 2000 bereits vor 15
Jahren aufmerksam gemacht. Vor zehn Jahren forderten wir gemeinsam mit
dem österreichischen Imker- und Erwerbsimkerbund ein Verbot aller drei
Neonicotinoide in Mais und Raps. Vor fünf Jahren traten erste
Teilverbote europaweit in Kraft. Jetzt haben wir es in der Hand,
dieses Kapitel endgütltig zu schließen", so Burtscher abschließend.

Die heute gestartete Online-Petition von GLOBAL 2000 ist hier zu
finden: 

https://www.global2000.at/stoppt-das-bienensterben

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.02.2018
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MELDUNG/350: Der scheuen Wildkatze auf der Spur (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 14. Februar 2018

Der scheuen Wildkatze auf der Spur

Niedersächsische Landesforsten unterstützen Wildkatzen-Monitoring des
BUND



(Göhrde) Das Forstamt Göhrde unterstützt eine großflächige
Untersuchung des BUND Niedersachen, der zusammen mit dem
Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und
Naturschutz (NLWKN) der seltenen Europäischen Wildkatze auf der Spur
ist. In diesem Jahr konzentriert sich das Monitoring auf das östliche
Niedersachsen mit den Landkreisen Lüchow-Dannenberg und Lüneburg, um
hier Hinweise auf eine eventuelle Wiederbesiedlung zu bekommen. In
Südniedersachsen konnte sie bereits flächendeckend nachgewiesen
werden. Zum Nachweis bedient man sich einer bundeseinheitlichen
Methode, der sogenannten Lockstockuntersuchung.

Die Lockstöcke befinden sich überwiegend auf den Waldflächen der
Landesforsten, weil deren naturnahe Waldstrukturen ideale
Lebensbedingungen für das seltene Wildtier bieten. Im Bereich Göhrde
unterstützen Naturschutzförster Hans Jürgen Kelm und die örtlich
zuständigen Revierförster zusammen mit ehrenamtlichen Helfern das
Monitoring. Einer der ehrenamtliche Helfer ist Klaus Müller Klug
zusammen mit seiner Enkeltochter Philine, er erklärt das Verfahren: "
Wir besprühen raue Lockstäbe mit Baldrian. Der Duft hat eine fast
schon "magnetische Wirkung" und zieht die umherstreifenden Katzen an,
beim Reiben am angerauten Holz hinterlassen die Tiere ihre Haare. Alle
sechs bis sieben Tage, bis Ende März, müssen wir die Lockstäbe
aufsuchen, auf Haare untersuchen, abflämmen und wieder neu mit
Baldrian besprühen".

Kelm erklärt weiter: "Die Haarproben werden anschließend im
Forschungsinstitut Senckenberg in Gelnhausen genetisch analysiert.
Erst dann kann man sicher davon ausgehen, dass die schöne und seltene
Wildkatze auch in Ostniedersachsen wieder zuhause ist. Die Europäische
Wildkatze ist, anders als unsere Hauskatzen, eine echte Ureinwohnerin
Europas. Sie lebt bevorzugt in naturnahen Wäldern und steht damit wie
kaum ein anderes Tier für eine intakte, strukturreiche Waldlandschaft
in Deutschland. Sie brauchen so genanntes Totholz oder Baumhöhlen als
Verstecke und zur Aufzucht ihrer Jungen, wilde Wiesen und Waldränder
für die Jagd nach Mäusen, ihrer Hauptnahrung".

Weitere Informationen zu den Niedersächsischen Landesforsten finden
Sie unter 

www.landesforsten.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 14.02.2018
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WETTBEWERB/334: "Wildes Baden-Württemberg" - BUND startet Fotowettbewerb, Einsendeschluß 6.5. (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 15. Februar 2018

Fotowettbewerb

Wildes Baden-Württemberg

BUND Baden-Württemberg startet Fotowettbewerb. Als Hauptgewinn winkt
ein Wochenende in einer Jurte, im Tipi oder Zirkuswagen.



Stuttgart. Wer Wildnis sucht, muss dafür nicht unbedingt um die halbe
Welt reisen: Ein Stück Wildnis ist meist nur wenige Schritte entfernt.
Zwischen Rhein und Donau, Odenwald und Bodensee - durch
Baden-Württemberg ziehen sich wunderschöne Landschaften. Mit 281
verschiedenen Lebensraumtypen und über 50.000 Tier- und Pflanzenarten
beheimatet Baden-Württemberg einen wertvollen Naturschatz.

Doch jedes Jahr verschwinden viele Tier- und Pflanzenarten
unwiederbringlich. Schaut man sich die Inventur der bedrohten Arten
an, wird klar, die Situation ist alarmierend: Jede dritte der Tier-
und Pflanzenarten in Baden-Württemberg ist gefährdet. Am stärksten
betroffen sind die Tagfalter. 80 Prozent der Tagfalterarten sind
bedroht, viele davon wie der Schwarze Apollo gar vom Aussterben. Bei
den Säugetierarten sind es 70 Prozent der Arten, die gefährdet sind.

"Schuld am Artenschwund ist der Mensch: Er betoniert Flüsse und Wiesen
zu, rodet Wälder und vergiftet mit Pestiziden und anderen Schadstoffen
ganze Landstriche. Der Mensch nimmt sich seine Lebensgrundlage. Den
Artenschwund zu stoppen ist eine der wichtigsten Menschheitsaufgaben
unserer Zeit", so Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende des BUND
Baden-Württemberg. "Der Fotowettbewerb Wildes Baden-Württemberg möchte
die Vielfalt und Schönheit Baden-Württembergs zeigen und für die
Bedeutung der Artenvielfalt sensibilisieren." Die Gewinnerbilder
werden am 22. Mai 2018 am Internationalen Tag für biologische Vielfalt
bekannt gegeben.

Wie kann ich mitmachen?

Das Fotomotiv Wildes Baden-Württemberg bietet viel Spielraum für
Kreativität. Es lohnt sich auf Entdeckungsreise zu gehen und schöne
Fotos für die Natur und den Naturschutz zu schießen. Auf dem Bild
müssen in Baden-Württemberg fotografierte wild lebende Tiere,
Pflanzen, Pilze oder Landschaften zu sehen sein. Artenreichtum findet
sich auch in Städten, wo wilde Tiere oft einen reichhaltig gedeckten
Tisch finden. Egal ob wilde Papageien in Stuttgarts Baumwipfeln,
Eisvögel oder Wasseramseln an Flüssen und Bächen, unberührte
Berglandschaften oder Pilze im Wald - die fotografischen Fundstücke
unseres wilden Baden-Württembergs können bis 6. Mai 2018 eingereicht
werden. Teilnehmen können Menschen aus dem gesamten Bundesgebiet.

Die Fotos können an die Wettbewerbs-E-Mail-Adresse web.bawue@bund.net
geschickt oder auf der Facebook-Seite des BUND Baden-Württemberg oder
in der Facebook Gruppe Wildes Baden-Württemberg eingereicht werden.
Bitte versehen Sie das Foto mit folgenden Angaben:


	Vorname und Name

	Adresse

	E-Mail

	Wo in Baden-Württemberg wurde die Aufnahme gemacht?

	Kurze Bildbeschreibung: Welches wilde Tier, Pflanze oder Pilz ist zu sehen? Eventuell die Aufnahmesituation beschreiben.



Das eingereichte Bild muss mindestens 999 Pixel x 999 Pixel groß sein,
Die Dateigröße darf 5 Megabyte nicht überschreiten. Es können auch
Fotoabzüge per Post an die BUND-Landesgeschäftsstelle, Kennwort
"Wildes Baden-Württemberg", Marienstraße 28, 70178 Stuttgart
eingesendet werden.

Was kann ich gewinnen?

1. Preis: Ein Wochenende auf der Schwäbischen Alb in einer
mongolischen Jurte, im Tipi oder Zirkuswagen. Als Gutschein des
Hofgut Hopfenburg im Wert von 200,00 Euro. Sie bestimmen wie Sie und
wann Sie übernachten wollen.

2. Preis: Ein Gutschein über 50,00 Euro aus dem BUNDladen , das Buch
"Unsere Wilde Heimat. Vom Bodensee bis in die Vogesen" des Knesebeck
Verlags sowie das Buch "Urbane Natur Fotografie" des mfp-Verlags im
Gesamtwert von 110,00 Euro.

3. Preis : Ein Abonnement des Magazins Makrofoto mit drei Ausgaben
sowie das Buch "Unsere Wilde Heimat. Vom Bodensee bis in die Vogesen"
des Knesebeck Verlags sowie eine Plüschtier-Wildkatze vom
BUND-Projekt Rettungsnetz Wildkatze im Gesamtwert von 80 Euro.

4. Preis: Das Buch "Urbane Natur Fotografie" des mfp-Verlags sowie ein
Papertrophy Eichhörnchen zum selber basteln im Gesamtwert von 60 Euro.

Die Gewinner*innen werden von einer Jury des BUND Baden-Württemberg
ausgewählt und zeitnah informiert. Bekannt gegeben werden die
Gewinnerbilder am 22. Mai 2018 Internationalen Tag für biologische
Vielfalt.

In Kürze:

Was: Fotowettbewerb Wildes Baden-Württemberg 2018

Wann: Einsendeschluss ist der 6. Mai 2018. Bekannt gegeben werden die
Gewinner*innen 22. Mai 2018 am Internationalen Tag für biologische
Vielfalt.

Wie: Eingereicht werden können die Fotos an die
Wettbewerbs-E-Mail-Adresse web.bawue@bund.net, auf der Facebook Seite
des BUND Baden-Württemberg oder in der Facebook Gruppe Wildes
Baden-Württemberg

Weitere Informationen und Teilnahmebedingungen:

www.bund-bawue.de/Fotowettbewerb

 * 
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AKTION/1394: Mönchengladbach - Offener Sonntag im TextilTechnikum am 18.2.2018


Offener Sonntag im TextilTechnikum



Im TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 werden die Zeugnisse der
textilen Vergangenheit Mönchengladbachs wieder lebendig. Eine
einzigartige Maschinensammlung zeigt die Entwicklung der Technik vom
Handwebstuhl bis zum modernsten Luftdüsen-Webautomaten.

Das TextilTechnikum im Monforts Quartier hat am Sonntag, 18. Februar,
von 13 bis 17 Uhr geöffnet und lädt zur Besichtigung der historischen
Ausstellung ein. Sabine Westerwelle zeigt, wie in früheren
Jahrhunderten in der Region aus Flachshalm der Leinenstoff entstand.
Anschließend führt Textiltechniker Holger Hellwig durch die Sammlung.
Spinn-, Spul- und Zwirnmaschinen sowie unterschiedliche mechanische
Webstühle werden vorgeführt und erläutert. Der Eintritt kostet 5 Euro,
ermäßigt 2,50 Euro.

Das TextilTechnikum ist außer an offenen Sonntagen montags bis
freitags jeweils von 11 bis 15 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 14. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SPIELE/382: Ruhr-Universität Bochum - Nächster Spieleabend in der Oase am 22.02.2018


RUB - Ruhr-Universität Bochum

Spieleabend

Do 22.2., 18 bis 20.30 Uhr

Oase, Raum 4, Buscheyplatz 3, 44801 Bochum



"Beim Spiel kann man einen Menschen in einer Stunde besser
kennenlernen als im Gespräch in einem Jahr." (Platon)

Du...

...spielst gerne und würdest das gerne viel öfter machen, aber Dir
fehlen die passenden Leute dazu?

...hast Lust in chilliger Atmosphäre interessante, knifflige und/oder
strategische Gesellschaftsspiele auszuprobieren und dabei noch nette
Leute kennenzulernen?

Dann schließ Dich uns an! Wir haben viele Spiele zur Auswahl und
freuen uns immer über Neuvorstellungen. Also, bring Dein
Lieblingsspiel mit!

TERMIN: donnerstags, 18.00 - 20.30 Uhr, fortlaufend

Leitung: Hendrik Haß und Alexander Berlin

Veranstalter: Oase 

Informationen: http://www.rub.de/oase/spieleabend.html

Telefon: 0234 32 22332

 * 

Quelle:

RUB - extra (lfd. Nr. 23), 20.9.2017

Ruhr-Universität Bochum

Dezernat Hochschulkommunikation

Universitätsstr. 150, 44801 Bochum

Tel.: +49 (0)234/32-23930, Fax: 0234/32-14136

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8
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